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I. 


Preßburger Grundbuchführung und Liegenschafts- 
recht im Spätmittelalter. 


Eine einleitende Studie zur Herausgabe des Preßburger Grund- 
und Satzbuches 1439—1517. 


Von 


Herrn Professor Dr. Franz Koväts. 
in Preßburg (Pozsony, Ungam). 


4. Die Weiterführung des Satzbuches 
und dessen Umbenennung als Grundbuch. 


Das Aussparen der leeren Räume der Realfolien be- 
weist, daß die Weiterführung des Grundbuchstandes be- 
reits bei der Anlage der Bücher ins Auge gefaßt worden war. 
Diese Absicht wurde auch von dem das Sb. anlegenden 
Stadtschreiber!) und seinen Amtsnachfolgern durchgeführt, 
jedoch nicht, wie ursprünglich bestimmt war, in beiden 
Büchern, sondern nur im Sb. Dieses wird dadurch zum 
Grundbuch, d.h. zu demjenigen Stadtbuch, welches seit 
Beginn der Weiterführung ausschließlich der Grundbuch- 
führung dient, während die Eintragungen des eigentlichen 
Grundbuches, des Gb. der Anlage, von einem unbedeuten- 
den Versuche abgesehen?), nicht fortgesetzt wurden, so daß 
dieses Buch mit der Zeit zu einem Hilfsregister des Sb. 
herabsank. Die Rolle, die dem eigentlichen Gb. seit der 


!) Vgl. diese Zeitschr. 39 S.59 Anm. 1 und den Schluß des 
2. Abschnittes. 

2) Ungefähr Mitte 1442 versuchte der damalige Stadtschreiber 
L Eckenfelder (siehe weiter unten), den Gewerestand des Gb. mit dem- 
jenigen des Sb. in Übereinstimmung zu bringen. Dieser Versuch wurde 
aber nur auf den ersten 27 Blättern des Gb. mit zusammen 32 Gewere- 
entragungen durchgeführt. Seit dieser Zeit sind am Texte des Gb. 
keine Veränderungen mehr vorgenommen worden. 
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Weiterführung zugeteilt wurde, bestand ausschließlich in 
dem eventuellen Heranziehen des Textes der „Ewigdienst“- 
Eintragungen in solchen Fällen, wo im Sb. an entsprechen- 
der Stelle die korrespondierende Eintragung den Verweis 
auf das Gb. beinhaltete.) Nicht einmal die Abledigung 
der Ewigdienste wurde im eigentlichen Gb. vermerkt, son- 
dern im Sb., und die abgeledigten Dienste wurden im Gb. 
nicht einmal gelöscht.?) 

Diese geänderte Bestimmung des Sb. kommt sehr bald 
in der Umbenennung dieses Buches zum allgemeinen Aus- 
druck. Das Wort Satzbuch wird nach 1439 nur mehr äußerst 
selten gebraucht?), und bereits am Anfange der vierziger 
Jahre taucht die Benennung des Sb. als Grundbuch auf.') 
Der Umstand, daß dieselben Stadtschreiber, denen die 
Weiterführung des Sb. oblag, diese Umbenennung in Ur- 
kunden und Stadtbuchaufzeichnungen konsequent anwen- 
den), weist darauf hin, daß sich hiermit ein allgemein an- 


1) Vgl. diese Zeitschr. 39 S. 56 Anm. 6. 

s) Vgl. beispielsweise Sb. 790: Item [Liendl Weidner] [dient 60 d 
nach inhaltung des gruntbuchs] ..... und ist abgeledigt an S. Johanns- 
tag ante portam latinam anno etc. V C quinto (6/V. 1505). — Gb. 63bb: 
Item Lienndl Weidner dient sechtzig ö auf drey (täg) als obengeschriben 
steet (scil. Gb. 63b: zu der pfrunt, die gestifft hat der purger pruder- 
schaft in den eren corporis Xpi zu S. Mertein). — Gerade dadurch, daB 
im eigentlichen Gb. nicht einmal mehr die Löschungen der abgeledigten 
Ewigdienster vorgenommen wurden, ist dessen capitis diminutio zum 
Hilfsregiste erfolgt. Denn darüber, ob ein im Gb. verzeichneter Ewig- 
dienst noch zu leisten ist oder nicht, kann nicht das Gb., sondern nur 
das Sb. Aufschluß geben; hierfür ist allein der Umstand maßgebend. 
ob dieser Dienst im Sb. gelöscht ist oder nicht. 

*) Ich habe diese Bezeichnung nur in einer Urkunde vom Jahre 1448 
gefunden, welche von einer Pfandsetzung ‚‚nach inhaltung des sazpuches‘' 
bandelt (Stadtaıch. Lad. 26a Nı. 123). 

*) Testament der Anna Tralatschin im TestB. S. XXXVla von 
1441: ‚„‚Item so bleib ich dem Veyer Niclas schuldig hundert und 32 gul- 
dein in golt und 20 % swarczer w(iener) 6; daz ist geschriben in dem 
grunndtpuech‘“. — Vgl. hierzu Satzbuch 1460 (Anlage): Item [Anna 
Tralatschin] frey [und bleibt schuldig dem Feier Niklos 132 fl. auri und 
20 % wienner 6, ze betzalen, wenn er nicht lenngeı peitten wil (usw.).] 

6) 2. B. Heiligenkreuzer Gb. LVI von 1445: „auf den bedachten 
phannden hie innen und in der stat gruntpuch geschriben‘“; — KR. 16 
8.103 von 1451: „als er diobgeschriben sum gelts hat vergewist im grunt- 
puch mit seinem weingarten Pader genant‘‘; — Act.Pr. 8. 329 von 1458: 
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erkannter, legaler und offizieller Sprachgebrauch entwickelt 
hat, wie denn auch die königlich ungarische Kanzlei un- 
bedenklich das -Sb. als „Stadtgrundbuch“ anspricht.!) 
Einen Übergang zwischen der ursprünglichen und der 
neueren Benennung bildet die Anwendung eines den Titel 
beider Bücher zusammenfassenden Wortes, mit welchem 
jedoch gleichfalls nur das Sb. allein gemeint war.?2) Auch 
diese Bezeichnung verschwindet bald aus den zeitgenössi- 
schen Aufzeichnungen und seit zirka 1455 ist die alleinige 
Bezeichnung des Sb. als Gb. konstant. 

Die Weiterführung besteht darin, daß bei Gewere- 
wechsel der Name des bisherigen Gewereinhabers gelöscht?) 
und der Name des neuen Gewereinhabers unter den ge- 
löschten Namen eingetragen wird. Ebenso werden Lasten- 
vermerke und andere Eintragungen der Lastenspalte bei 
Tilgung der Last bzw. Außerkraftsetzung derVerpfändung ge. 
löscht und neuentstandene Lastenvermerke unter diealtenge- 
schrieben. Beispiele für die Form der Weiterführung gibt 
die Beilage 2*), welche fünf vollständige Realfolien umfaßt. 

Das Sb. wurde bis ins zweite Dezennium des 16. Jahr- 
hunderts weitergeführt. Als gegen Ende des Jahres 1512 
zahlreiche Realfolien, besonders Hausfolien, vollgeschrieben 
waren, so daß für weitere Eintragungen kein Platz blieb, 
„geben und verschriben nach laut der stat gruntpüch“; — Orig.- 
Urk. Stadtarch. Lad. 24 Nr. 1/x von 1458: „der stat Prespurg grunt- 
püch“; — TestB. S. 110 von 1463: ‚‚Item so schaff ich auch, das man 
meinen lieben sun Larenczen Pölczlein den weingarten genant der Frey- 
hait sol vertigen in das gruntpüch.‘“ Es ist evident, daß in allen diesen 
Fällen das Sb. und nicht das eigentliche Gb. gemeint ist. 

1) Urk. des Königs Wladislaus II. von 1492, Stadtarch. Lad. 22 Nr. 71a. 

2) Raitpuch S. 289 von 1451: ‚„‚dafuer hat er der stat verphenndt 
seinen weingarten genant der Fredman mitsambt den fruchten, als das 
verschriben stet in der stat zu Prespurg satz und grunt- 
puech.‘“ — Weiter: „grunt undsaczpuech‘“, Urkk. Lad. 24 Nr. 6/28 
von 1450 und Lad. 26a Nr. 132 von 1452 usw. 

) Das Ausradieren der gelöschten Eintragungen kam glücklicher- 
weise äußerst selten zur Anwendung. In der Regel wurde die Löschung 
durch horizontale, seltener durch schräge Striche durchgeführt. Leider 
wird der Zeitpunkt der Löschung nur ausnahmsweise (als ‚„actum dele- 
«onis‘‘) vermerkt. 

) Die hier und späterer angezogenen Beilagen sind bereits in 


dieser Zeitschr. 39 S. 75—87 abgedruckt. 
* 


4 Franz Koväts, 


wurde 1513 ein Fortsetzungsband des Sb. unter dem Titel 
„neues Grundbuch“ angelegt, und die Hausfolien in 
diesem Jahre, die Weingartenfolien zu Anfang 1517 in 
das neue Buch übertragen.!) Dieser Fortsetzungsband ist 
gegenwärtig verschollen, der Zeitpunkt seiner Anlage ist 
jedoch durch eine Rechnungspost der KR.?), seine Existenz 
durch zahlreiche urkundliche Nachrichten bezeugt.2) Ein 
ausführlicher Auszug aus dem Jahre 1555) gestattet einen 
Einblick in die Abfassung des neuen Grundbuches. Hier- 


1) Die jüngsten Eintragungen in den Hausfolien des Sb. sind vom 
22. Juni (4ta die Achacii bzw. 4ta ante Ioh. bapt.) 1513 aktiert. Die 
Weingartenfolien wurden bis 1517 im Sb. weitergeführt; in diesem Jahre 
sind am 7. und 9. Jänner, dann am 20. und 23. Februar (die letzten) 
Eintragungen in die Weingartenfolien gemacht worden. Zwischen 1513 
bis 1517 wurden daher die Hausfolien im .neuen, die Weingartenfolien 
im alten Gb. (scil. Sb.) geführt. 

2) KR. 1513/1514: Item freitag nach Jacobi apli (29/VII. 1513) 
hat kamerer eingenomen von herrn Friedrich Voiten, burgermaister die 
zeit, schreibgeld von den juden in das gruntpuech in das neue, von 
irn heuseın 18% 17(?) ß. — Zitieit bei Ortvay, l.c. II 2 S. 353. — 
Die betreffende KR. ist derzeit unauffindbar. 

3) Beispielsweise wird in den Testamentsbüchern des 16. Jahr- 
hunderts (II. und III. Band) sehr oft das Grundbuch erwähnt, vgl. 
TestB. II S. 16 von 1530: ‚Meinem sun Hansen schaff ich das vierdt 
tail des haus, do ich innen pin und das mir in dem grundpuech ge- 
schriben steet, frei und ledig‘, sowie TestB. III S. 257 von 1568: 
„Item ferner weil weder ich noch mein liebe hausfrau umb die zwenn 
weingarten Steirergrundt und Kaczentaller (spätere Randbemerkung: 
im grundtbuch Hochganngl genant) im grundtbuch geschriben, 
die wir doch mit gesambter handt erobert, so schaf ich meinen tail“ ... — 
Laut Urk. des Kapitelarchiva Fasc. F. Nr. 2/61 verkauft das Preßburger 
Domkapitel im Jahre 1570 ‚‚terras nostras araßiles, in libro vel proto- 
collo huius fundi civitatis Posoniensis Otta vocatas, ad radi- 
cem vineti seu promontorii ejusdem civitatis Posoniensis inter vineas ... 
in uno tractu et ordine sitas‘‘ sechs Preßburger Bürgern. Diese Äcker waren 
seinerzeit Weingärten und sind im Ried Ottach Sb. 82/la gebucht. 

4) Der Auszug ist betitelt: Regestrum proventuum ecclesiarum 
SS. Martini, Michaelis et Laurenti, et hospitalis S. Ladislai, monachorum 
item ac monialium, und ist in der Zeit vom 22/V. bis 8/VI. 1655 ent- 
standen. Seine Archivsignatur ist Lad. 24 Nr. la. Die Verfassung diesee 
Auszuges ist auf königlichen Befehl erfolgt, mit welchem die Feststellung 
der kirchlichen Renten angeordnet war, nachdem sich die Preßburger 
Geistlichkeit wiederholt beschwert hatte, die Bürger verweigerten die 
Leistung dieser Gülten und Dienste. 
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nach war dasselbe ganz genau nach demselben Systeme 
angelegt als wie das Sb.!) Seit der Ingebrauchnahme des 
neuen Gb. wird das Sb. das ‚alte‘ oder ‚vorige‘ Gb. ge. 


nannt.?) 
Grundbuchführer war der jeweilige Stadtschreiber, der 


notarius civitatis. Während der Weiterführung des Sb. 
lösten sich nacheinander elf Stadtschreiber im Amte ab, 


und zwar: 
1439—1441 Nikolaus Weidner. 
1441—1456 Liebhart Eckenfelder. 
1456-1457 Leonhart Planck. 
1457—1477 Ruprecht Alram. 
1477—1490 Johannes Fleisch. 
1490—1492 Hans Steck. 
1492-1493 Ambrosius. 
1493—1505 Kristof Kuntzkebßler. ’ 
1505—1508 Ulrich Fymel. 


1) Der Auszug zählt die die Kirche betreffenden Sätze und Real- 
lasten (in einer Spalte rechts, wie die Lastenspalte der Bücher von 1439) 
und (links davon) die Namen der damaligen Gewereinhaber in topographi- 
scher Reihenfolge der Haus- und Weingartengrundstücke auf. Als Bei- 
spiel wird ein Hausfoliumauszug wiedergegeben: 

Item Lorentz Plöchl und dient von 40 fl. 4 fl. jarlichs zins auf wei- 
Dorothea uxor nachten zu ainer ewigen meß in den ern S. Bar- 
bara in den pfarrhof zu S. Merten zu der pfrund, 
die die Sternin gestifft hat, und ist abzeledigen. 
Actum feria 6ta post pascae anno etc. 4to. 
An der obern summa ist erlegt 20 fl. hauptguet. 
Actum in festo beati Erhardi eppi anno etc. 15. 
dient zu der stifft der hailigen drivaltighkait 
auf S. Wolfgangsaltar zu S. Merten pfarkirchen 
1 fl. mit 10 fl. abzulösen auf Viti, wie bey seinem 
weingarten Küntzgraben begriffen ist. Actum 
ut supra anno 24. 

Der erste Satzposten (12/IV. 1504) ist aus dem Sb. 147d in das 
neus Grundbuch übernommen worden. Der damalige Gewereinhaber 
hieß Andre Feyrtag und hatte die Rentenschuld anläßlich der Erwerbung 
des Hauses kontrahiert. Die Posten von 1515 und 1524 sind bereits im 
neuen Grundbuch eingetragen. 

8) Reg. prov. von 1555: Weingarten Kapher (Sb. 17/ld) .... und 
bleibt schuldig inhalt des alten gruntpuechs. — Haus in der Gais- 
gassen (Sb.3b) .... dient 806 zu der pfrunt, die der Niclas Lachutl 
gestifft hat, nach inhaltung des vorigen gruntpuechs, 
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1508—1511 und 1517 Stefan Haymer. 
1511—1516 Friedrich Grün.!) 
Von diesen Stadtbeamten hatte neben Weidner das 
größte Verdienst um die Ausgestaltung der Grundbuch- 
führung der hochgebildete und fleißige Eckenfelder. Er 


1) Diese Liste ist zugleich eine Richtigstellung der von Ortvay, 
l.c. III S.477ff. oberflächlich und kritiklos zusammengestellten Ver- 
zeichnisse der Preßburger Stadtschreiber. Weidner, dann Planck kommen 
bei O. gar nicht vor; der von O. angeführte Rosenpusch (vgl. den Schluß- 
satz des 2. Abschnittes) war überhaupt nicht Stadtschreiber. Beinahe 
alle Amtsperioden sind unrichtig bestimmt. Dementgegen vgl. für 
Weidner außer dem Satzbuchtitel noch KR.3 8.85, in welcher der 
dem Genannten bezahlte Sold bis 24/IV. 1441 verrechnet wird. Auf 
Eokenfelders Berufung weist ein Ausgabeposten derselben KR. S. 373 
vom 7/III. 1441 hin: ‚Item am erichtag noch invocavit 1 poten ken Oden- 
burg mit ainem brief zu dem Liphart Ekkenfelder, etwan statschreiber 
daselbs“ .... Eckenfelders erste Eintragungen im Sb. sind vom 3/VII. 
1441 (Sb. 149c und 73/4c), seine letzten Eintragungen vom 5/IV. 1456 
(Sb. 100d und 142a) aktiert. Sein zwischen 1455 und 1456 verfaßte: 
Testament ist 1457 ins TestB. eingetragen worden (TestB. S. 90f.). 
Für Planck vgl. den Ausgabeposten der KR 23 S. 100 vom 1/V. 1456: 
„Hab ich geben dem neuen statschreiber Leonhardo“ .... Sein Fami- 
lienname erwähnt 1455, als er noch Aushilfsschreiber war, in KR. 22a 
8. 199. Als Stadtschreiber wird er noch 1457 in KR. 24 8. 24 beglaubigt. 
Alram wird in der KR. 25 S. 205 für 1457 genannt: „Sold dem stat- 
schreiber Alram.“‘ Er war nur bis 1477 im Amte, denn laut KR. 0 
8. 124 und 258 wurde im Jahre 1477 bereits der „‚statschreiber Johannes‘ 
(Fleisch) erwähnt und besoldet. Im Raitpuch 8. 183 wird für das Jahr 
1481 „Johan Fleisch statschreiber‘‘ angeführt. Steck ist der Nominativ, 
Stecken der Genitiv des Namens des Stadtechreibers von 1490. Am- 
brosius wird für 1492—1493 durch die KR. 51 S. 341 (1492) und KR. 52 
8.362 (1493) bezeugt. Kuntzkeßler (ain frannkh: KR. 67 S. 397) 
ist bereits 1493 Stadtschreiber, vgl. die vorher zitierte KR. 52. Fymel 
ist für 1505 in KR. 60 S. 330, für 1506 KR. 61 S. 325f. und Raitpuch 
8. 193 nachgewiesen. Der von O. angeführte Stefan Schwartzenthaler 
ist ein 1455 (KR. 22b S. 304) erwähnter — Zimmergeselle. Wie sein 
- Name in die Stadtschreiberliste O.s gekommen ist, bleibt rätselhaft. 
Hingegen ist Haymer für 1508—1511 nachgewiesen in den KR. 63 
(S. 330) bis 66 (S. 334) und Raitpuch S. 194—196. Die KR. 63 orientiert 
sehr genau über den damaligen Stadtschreiberwechsel: bis 30/IX. 1508 
wurde Fymel besoldet, dann vom 1/X. ab ein neuer Stadtschreiber 
namens Matthias, der jedoch bereits nach drei Wochen Urlaub nimmt 
und nach Wien zieht, weshalb ich ihn in die Liste nicht aufgenommen 
habe. Vom 10/XIL 1508 angefangen wird dann Haymer besoldet (KR. 68 
8. 323—330). Grün war bereits 1511 im Amte (KR. 66 S. 334). 
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kam aus Ödenburg, wo er gleichfalls Stadtschreiber ge- 
wesen, und hat besonders der Führung verschiedener Stadt- 
hücher große Sorgfalt zugewendet (außer dem Sb. kommen 
hier besonders das TestB., das Raitbuch, das Act. Prot. usw. 
in Betracht). Zweifellos hat er nicht alltägliche juridische 
Kenntnisse besessen; die Aufzählung seiner Bücherei in 
seinem Testamente beweist, daß er sehr belesen war.!) 
Die Führung des Sb. hatte dem aus der Fremde ge- 
kommenen Stadtschreiber anfänglich viel Schwierigkeiten 
bereitet, da er sich die für eine genaue Grundbuchführung 
unerläßlichen topographischen Kenntnisse nur im Laufe der 
Jahre erwerben konnte. Deshalb mußte der Bürgermeister, 
derselbe Stefan List, der die „Ordnung“ der Bücher gemacht 
hatte, die Grundbucheintragungen der ersten Jahre der 
Eckenfelderschen Amtsführung überprüfen und vorgekom- 
mene Versehen richtigstellen. Für die damit gehabte ‚‚große 
Mühe“ erhielt er denn auch vom Stadtrat zwischen 1447 und 
1448 in mehreren Raten ein Ehrengeschenk von zusammen 
92 Goldgulden. 


1) Neben zahlreichen Büchern theologischen und erzählenden In- 
haltes besaß er „‚ain deutsch rech(t)püch in ainer roten löschhaut, ge- 
pundten in preter, meiner hantgeschrift, — ain deutschen formulary in 
ainer roten loschhaut verpunden, guete dietamina, und ist meiner hannt 
geschrifft, — ain ohlains alts rechtpüch in pergamen von alten stat und 
lanndesrechten.‘' — TestB. S. 90. 


2) KR. 12 S. 109: Item (am freitag in die Cholomanni, 13/X. 1447) 
und haben geben dem purgermaister noch der herren gescheft von 1 man- 
tels wegen und von manicherlay müe wegen, di er gehat hat mit den 
gruntpuchern lang zeit, 9 guldein. — KR. 13 S. 88: Item (am mitichen 
noch Tiburcij et Valeriani, 17/1V. 1448) so hab ich geben dem purger- 
maister noch verhaysen der herren im umb sein große müe, di her Ste- 
phan List hat gehabt lannge zeit mit dem gruntpuch, do hab ich im 
geben von erst 9 fl., und di sind in dem ersten puch verrechent, dornach 
hab ich im mer geben 30 fl. auri. — Ibidem S. 93: Item (am Schlusse 
der Rechnung vor S. Georgstag, 24/IV. 1448) und ich hab geben dem 
purgermaister noch der herren wissen, heren Stephan List, von wegen 
seiner müee dy er gehabt hat lange zeit mit dem gıüntpuch, ze steuer 
zu ainem mantel mit ainer madrin churschen, darumb ich herren Peter 
Krawsen genug hab getan in ainer quittanczen, 20 fl. auri. — KR. 14 
8.8—9: Itemam freytagin die omniumsanctorum (in anno XLVIIIo, 1/XI. 
1448) hab ich enphangen vom herren Peter Krawsen .... von wegen des 
purgermaister seiner müee am gruntpuch 33 fl. — Eine dieser Eintragun- 
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Nichtsdestoweniger hat Eckenfelder in seiner mehr ak 
fünfzehnjährigen Amtstätigkeit die Grundzüge der Weiter- 
führung in den mehreren tausend seiner Eintragungen fest- 
gelegt, und seine Nachfolger haben sich an die von ihm be- 
folgte Eintragungspraxis gehalten. In der Preßburger 
Grundbuchführung ist seit Eckenfelder bis zur Aufgabe 
des Realfoliensystems keine größere Änderung mehr erfolgt. 
Abgesehen von geringfügigen Textänderungen und Text- 
varianten sind die von Eckenfelder eingeführten bzw. fort- 
gebildeten Formeln bis ins 17. Jahrhundert hinein maß- 
 gebend geblieben. 

Umfang und Inhalt der Eintragungen, die charakte- 
ristische Regestenform derselben, waren bereits in der An- 
lage fixiert, und es sind im Verlaufe der Weiterführung 
prinzipielle, durchgreifende Veränderungen nicht mehr 
vorgenommen worden. Es handelte sich mehr um den Aus- 
bau der Grundbuchführung auf der Basis der Anlage als 
um eine Neuorientierung des Grundbuchwesens. Immerhin 
warfen die von dem Anlagezwecke verschiedenen Aufgaben 
der Weiterführung Probleme auf, zu deren Lösung ergän- 
zende Regeln der Grundbuchführung geschaffen werden 
mußten. Anlagezweck war: Darstellung des Gewere- und 
Lastenstandes zu einem gegebenen Zeitpunkte (1439); 
Aufgaben der Weiterführung waren: Verzeichnung der fort- 
laufenden Veränderungen dieses Standes. Während die 
Eintragungen der Anlage für die Grundbuchevidenz ins- 
gesamt einheitlich zeitlich fixiert waren, mußten die Ein- 
tragungen während der Weiterführung jede für sich zeit- 
lich bestimmt werden; während der Grundstücksstand der 
Anlage festgelegt ist, verändert er sich durch Teilungen 
und Zusammenlegungen unaufhörlich während der Weiter- 
führung, und muß diese Veränderung auch im Sb. ersicht- 
lich gemacht werden; schließlich war naturgemäß für alle 
Eintragungen der Anlage genügender Raum in den Real- 
folien vorhanden, wohingegen im Verlaufe der Weiterfüh- 
rung gewisse Gruppen von Eintragungen wegen Raum- 
mangel nicht in die betreffenden Realfolien, aber anders- 


gen, die vom 24/IV. 1448, zitiert v. Kiräly, l.c. $.131 und stützt dar 
auf seine Behauptung, das Gb. (!) wäre erst 1447 fertiggestellt worden 
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wohin verzeichnet werden mußten. Dies waren die wichtig- 
sten Probleme der Weiterführung, die Datierung, die Tei- 
lung der Realfolien und die Anlage gewisser Gruppenver- 
zeichnisse ; bereits Weidner hat sie zu lösen versucht, allein 
die definitive, zur Kanzleiregel erhobene Lösung blieb der 
Grundbuchführung Eckenfelders vorbehalten. | 

Die Datierung, präziser gesagt Aktierung der Ein- 
tragungen der Weiterführung bezieht sich im Gegensatz 
zu den Aktierungen in der Lastenspalte der Anlage (vgl. 
den 2. Abschnitt) auf den Buchtag, d.h. auf jenen Tag, 
an welchem die betreffende Satzpost oder Gewere in das 
Sb. eingetragen wurde. Dies wird durch Vergleiche mit 
einigen erhaltenen Originalurkunden erwiesen, welche über 
die ins Sb. eingetragenen Rechtsgeschäfte aufgenommen 
wurden; es zeigt sich, daß in der Regel die Urkunde früher 
— hier und da auch später — meistenteils jedoch an einem 
anderen Zeitpunkt ausgestellt wurde, als die Eintragung ak- 
tiert ist.) Es bedeutet daher das Actum des Sb. nicht den 


I) Spitalsbrief im Stadtarchiv Lad. 24 Nr. 6/41, hier behufs Cha. 
rakterisierung der Preßburger (älteren) Rentenbriefformel vollinhaltlich 
wiedergegeben: „Ich Wolfgang ledrer, genant der Liechtenberder, ge- 
seesen in der Neunstat zu Prespurg, und ich Margareta sein hausfrau, 
wir vercziehen und tuen chund offenlich mit dem brief fuer uns und all 
unser erben allen leuten gegenburtigen und chunftigen, die in sehen 
odeı horn lesen, das wir miteinander unverschaidenleich schuldig bleiben 
und gelten sullen den armen leuten in das neu spital zu S. Lasla vor der 
stat Prespurg gelegen und irn spitalmaistern, der do yeczunt ist oder 
hinfur geseczt wirt, zwainczig gueter hungrischer guldein in gold, gerecht 
und swer genueg an der wag, die wir uns verfangen haben und auf uns 
ehomen sein von dem ersamen weisen hern Albrecht Gailsam auch burger 
zu Prespurg, also beschaidenleich: Dy weil und wir die bemelten zwainczig 
gulden innhaben und der nit bezaln, sullen wir in davon jerleich dienen 
und rayhen zwen guldein der obgenanten munß und werung albeg zu 
$. Michelstag ains yeden jars an als veıcziehen und an alle hindernuß, 
and anheben mit dem ersten dinst auf S. Michelstag nachstkomund, 
ze dienen zwen guldein, als der stat Prespurg recht und gewonhait ist. 
Und fur dyselb summ guldein baide, haubtguet und dienst, seczen wir 
den armen leuten in S. Lasla spital vorbemelt und irn spitalmaistern 
yeczigen und kunftigen zu rechtem fuerphant unser haus daselbs zu 
‘ Prespurg in der Neunstat, gelegen zenachst des Jorg Ledrer hausung, 
mit aller seiner zuegehörung, das da ist frey und ledig vor aller gult und 
geltechult ungeverlich. Wer aber sach, das wir solich dienst alle jar nicht 
füederleich ausrichten auf dy teg als oben geschriben stet, dadurch uns 
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Entstehungstag des betreffenden Rechtsgeschäftes, sondern 
den von diesem Entstehungstag meistens verschiedenen Tag. 
an welchem die Satzbucheintragung vorgenommen wurde. 

Die Form der Aktierung ist bei den Eintragungen der 
Lastenspalte derjenigen der Acta der Anlage nachgebildet 
worden (vgl. diese Zeitschr. 39 S. 58 Anm. 1). Diese Form 


dy vorgemelten armen leut oder ir spitalmaister solich summ guldein 
auf dienst nit lenger wolten lassen angesten, wann si uns dann ermonen 
mit dem brief, so sullen wir si wern und richten bayde haubtguet und 
dienst an all unser widerred und an als vercziehen. Tet wir des nicht, 
so sullen si vollen gewalt und recht haben, des vorgenanten haus ir pfanndt 
zu verseczen, zu verchauffen, umb haubtguet und umb dienst, als der 
stat recht ist zu Prespurg. Und was in an dem obgenanten irm pfannt 
abget, das sullen si furbaser haben auf uns und unsern erben unver- 
sachaidennleich,darczu auf allen unsern andern guetern, es sein erboder 
:varundguetern, die wir haben in dem kunigreich ze Hungern, oder wo 
wir das haben inner oder außer lanndes, auf wasser oder auf lanndt, 
nichts ausgenommen, es sein erb oder varundguetern, alslang und alsverr 
uncz das si davon haubtguet und dinst gancz und gar ausgericht und 
bezalt werden, wir sein lembtig oder tod. Wann wir auch das obgemelt 
unser haus von dem dinst ablösen und ledigen wellen, das sollen wir und 
mogen das tuen mit dem haubtguet und allen versessen diensten un- 
geverleich. Dez zu urchunt und warer zeugnuß geben wir den ob- 
genannten armen leuten und irn spitalmaistern disen offen brief, be- 
sigelten durch unser fleißiger gepet willen mit der stat Prespurg an- 
hangunden insigel, der stat an allen schaden. Geben zu Prespurg nach 
Christi unsers herren gepurd virczehenhundert jar und darnach in dem 
vierundfunfezigisten jare an freytag vor S. Philipp und S. Jacobstag 
(26/IV. 1454). — Im Sb. 98d (Haus in der Neustadt, Gewere: Wolfgang 
Liechtenwerder, Margareta uxor) ist eingetragen: [und bleiben schuldig 
dem spital 20 fl. nach laut ains brieffs, den si fur den Albrecht Gailsam 
haben geben. Actum feria 2a Jeronimi anno LIIIIto (30/IX. 1454)} 
Andere Beispiele für spätere Eintragungen: Spitalsbrief Lad. 24 Nr. 6/29 
vom 22/I. 1450, eingetragen im Sb. 152a am 26/I. 1450; Schiedsspruch 
im Act. Pr. S. 329—330 vom 4/III. 1458, eingetragen im Sb. 142c am 
17/IV. 1458; Rentenbrief der Goczleichnamszech Lad. 24 Nr. 51 vom 
8/I. 1471, eingetragen im Sb. 150c am 18/II. 1471. — Besonders weit 
auseinander: Spitalsbrief Lad. 24 Nr. 6/46 vom 30/XII. 1463, eingetragen 
im Sb. 8lc am 17/XII. 1470! — Hingegen vom selben Tage: Kapitelbrief 
im Kapitelarchiv Capsa F, fasc. 1 Nr.5 und Sb. 64/3d, 28/IX. 148: 
Rentenbrief Lad. 24 Nr.49 und Sb. 74/ld, 7/XII. 1497 usw. — Ba- 
spiele nachträglicher Datierung der Urkunden: Spitalsbrief Lad. 24 
Nr. 6/25 vom 26/1. 1447, eingetragen im Sb. 70/la am 23/1. 1447; 
Rentenbrief der Bösinger Dreifaltigkeitspfründe Lad. 26a Nr. 149 vom 
26/IV. 1494 ist im Sb. 140a und 75/l1bb am 3/IV. 1494 eingetragen. 
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wurde auch späterhin im großen und ganzen beibehalten, 
mit der unwesentlichen Abweichung, daß seit Eckenfelders 
Grundbuchführung statt der ursprünglichen Formel ‚‚acta 
sunt hec‘‘, das kürzere ‚„actum‘ in Gebrauch kam (Bei- 
spiele in der Beilage 2). Die Aktierung der Gewerespalte 
war hingegen für die Weiterführung ein Novum, da die 
Gewerespalte der Anlage grundsätzlich keine Acta aufwies. 
Weidner versuchte sich so zu helfen, daß er die Acta der 
Geweren in der Form eines Vermerkes in der Lastenspalte 
anbrachte!), sein Nachfolger jedoch schuf die selbständige 
Verzeichnung des Gewereaktums links am Rande des Real- 
foliums neben der Gewere, welche Anordnung von allen 
seinen Nachfolgern bis zu Ende der Weiterführung befolgt 
wurde.?2) Diese Aktierung der Gewereeintragungen wurde 
meistens als überflüssig dann weggelassen, wenn gleich- 
zeitig mit der Gewereänderung ein Satzposten eingetragen 
wurde, was sehr häufig der Fall war. Hier begnügte man 
sich zumeist damit, nur den Satzposten zu aktieren?), 
seltener wurden bei solchen Doppeleintragungen nur die 
Geweren mit Aktums versehen), hier und da auch beide 
Eintragungen zugleich.®) 

Leider wurden nicht sämtliche Eintragungen der Weiter- 
führung aktiert, und fehlt besonders bei vielen Gewereände- 
tungen die Angabe des Buchtages. Langwierige Forschun- 
gen, besonders mit Zuhilfenahme von Schriftenvergleichen 
und Zusammenstellungen der auf dieselben Personen be- 
züglichen Eintragungen, haben gezeigt, daß die Ursachen 
dieser Nachlässigkeit mannigfaltiger Natur sind.2) Vor 


!) Sb. 33d: Mathes Eckhard (Gewerespalte) Das haus hat Mathes 
Eckhard kauft von dem Hanns Haller (früherer Gewereinh.) in die con- 
versionis beati Pauli apli anno etc. XLmo (25/1. 1440). 

2) Vgl. in der Beilage 2 das Realfolium Sb. 109a, Gewere von 1454 
und 1512, Sb. 142a, Gewere von 1448, 1457 und 1494; Sb. 154d, Gewere 
von 1481 und 1511 und Sb. 76/2d und 76/3a, Gewere von 1503 und 1509. 

?) Vgl. in der Beilage 2 Sb. 109a von 1482, Sb. 142a von 1479, 
Sb. 154d von 1469 und 1478 und Sb. 76/3a von 1482. 

“) Vgl. dortselbst Sb. 142a von 1446 und 1454, Sb. 154d von 1455 
und Sb. 76/2d von 1482. 

6) Vgl. dortselbst Sb. 109a von 1457, Sb.142a von 1450 und 1482. 

°) Die Ergebnisse dieser Forschungen müssen Raummangels halber 
der Einleitung zur Herausgabe des Gb. und Sb. vorbehalten werden. 
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allem macht sich bei jedem Wechsel des Stadtschreiber- 
amtes und damit des Grundbuchführerpostens eine gewisse 
Unsicherheit der Buchführung geltend, und wird am Ende 
und zu Beginn einer Amtsära oft die Aktierung der Ein- 
tragungen vergessen. Weiter kam es ziemlich häufig vor, 
daß der Stadtschreiber von Amts wegen längere Reisen 
unternehmen mußte, währenddem ihn ein subalternes Organ 
der Stadtkanzlei oder ein Ratsherr beim Grundbuche ver- 
trat!) Die von diesen Vertretern vorgenommenen Ein- 
tragungen sind nicht selten mangelhaft und entbehren der 
Aktierung. Schließlich kann an Beispielen gewisser Gruppen- 
eintragungen?) gezeigt werden, daß aus verschiedenen Grün- 
den an ein und demselben Tage nichtaktierte und aktierte 
Eintragungen gemacht worden sind. Hier bildet es dann 
eine der vornehmsten Aufgaben der Herausgabe, die zeitlich 
und stoffllich zusammengehörenden Eintragungen zu er- 
fassen und hiernach die Aktierung der nichtaktierten Ein- 
tragungen zu bestimmen?) 


1) 2.B. vgl. KR.21 S. 155: Item eodem die (am mitichen noch 
ostern 1455, 9/IV.) ist unser richter herr Stephan Gmatl mit unserm 
statschreiber Liebhart gen Wien gefaren .... KR.35 S. 167: Mer hab 
ich der statschreiberin geben, die weil der statschreiber mit dem Albrecht 
Gailsam und mit Thomam Peham ist pey dem chunig gebesen, am eritäg 
post Valentini 5% ö im LXVIII jar (17/II. 1468) .... Vgl. weiter für 
eine solche Vertretung Ortvay, l. c. IIIS. 482. Es wurde der abwesen& 
Stadtschreiber zuweilen nicht von Berufsschreibern, sondern von Mitt- 
gliedern der städtischen Selbstverwaltung vertreten; vgl. KR. 36 S. 8: 
Item am samstag vor dem neuen jar (29/XII. 1471) als der statschraiber 
Mert Harrer und der baccalarj geraist seingen Gran... Später wird dieser 
Harrer ,„Herr‘“‘genannt, welcher Titel einem Stadtschreiber nicht zukommt; 
tatsächlich war ernicht Stadtschreiber, sondernStellvertreter des danaligen 
(Alram). Im Jahre 1462 fungierte er als Gabhe: r (Steuereinnehmer, Raitpuch 
112), im Jahre 1466 als Kämmerer (seine KR. hat die Nr. 33), im Jahr 
1470 Steuerherr (KR. 39 S. 3) und 1473 Ladherr (Kassierer, Raitpuch 170) 
bekleidete daher Ämter, welche dem Stadtschreiber verschlossen blieben. 

2) Vgl. Sb. 56d: [Mathes Pinter, Veronica uxor] [und beliben schu- 
dig in das jungfrau(klosteı) 10 fl, davon jerlich auf Bartholcmej ru 
dienen 1 fl., mitsambt irem Weingarten in den Schendorfiern geleger- 
Actum 2a ante epiphaniarum 89 (5/I. 1489)]. Im Realfolium des Wein- 
gartens, Sb. 73/10c, ist in der Lastenspalte ohne Actum eingetragen: 
[und beleiben schuldig in das nonnenkloster 10 fl., als bey irem hau! 
auf Spitalnewsidel geschriben stet, und ist ain geltechult auf dinst.] 

3) Beispielsweise: Jorg Poltinger vermacht 1482 (TestB, S 1%) 
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Anfänglich, vom Beginn der Weiterführung bis 1442, 
ist keine ausgesprochene Regel bezüglich bestimmter Buch- 
tage erkennbar. Weidner hat z.B. im Jahre 1440 an 
78 Tagen 105 Eintragungen in das Sb. gemacht, und zwar 
an 16 Sonntagen, 14 Montagen, 6 Dienstagen, 13 Mittwochen, 
6 Donnerstagen, 14 Freitagen und 6 Samstagen; 3 Tage sind 
nicht genau bestimmbar. Seit 1442 werden jedoch die weit- 
aus meisten Eintragungen von Montagen aktiert; an ande- 
ren Tagen der Woche werden nur vereinzelt Eintragungen 
vorgenommen. Der Montag kann um so begründeter als 
offizieller Grundbuchtag angesprochen werden, als ein Ar- 
tikel des vor 1457 redigierten Stadtrechtes den Montag neben 
dem Mittwoch, an welchem Wochentag der Stadtrichter von 
alters her das Gericht besaß, als subsidiären Gerichtstag 
bestimmt.) Grundbucheintragungen wurden das ganze 
Jahr hindurch vorgenommen; immerhin — und das ist 
aus wirtschaftlichen Motiven heraus ungezwungen erklär- 
bar — entfielen auf die Wintermonate (Jänner bis März 
und Oktober bis Dezember) bedeutend mehr Eintragungen 
als wie auf die Sommermonate. Diese Beobachtungen be- 
stätigt folgende statistische Zusammenstellung der Buch- 
tage und der aktierten Eintragungen von 1444 bis 15132): 


sein Haus auf der Wödritz (Sb. 114c) seinem Sohn Heinrich, und seinen 
Weingarten in Panckhartten (Sb. 1/la) seiner Frau Dorothea. Der Sohn 
wird 2a post ascensionis domini 84 (31/V. 1484) an die Gewere des 
Hauses, gleichzeitig, jedoch ohne Actum, die Witwe des Erblassers an 
die Gewere des Weingartens geschrieben. Schrift, Orthographie der 
Namen (Pultinger), Tinte beider Eintragungen ganz gleich; daher ist 
für Sb. 1/la das Actum der Hausgewere einzusetzen. Derartige Fest- 
stellungen sind zu Hunderten gemacht worden; dieselben sind jedoch 
in der folgenden Statistik der Acta nicht berücksichtigt. 

I) Artikel 57 in der Numerierung v. Kiräly, l.c. S. 391/392: 
Item. Das das von alter herkhomen ist, das man alle montage das recht 
besessen hott, und hott er (der richter) die herren nit mügen haben gar, 
so hott ers mit vieren oder fünfen besessen; so sein die vorsprechen für- 
komen und ander frum leutt mit in, so hott man gericht, was man ge- 
richten hott mügen. Des hott man durch des willn gethann, das man 
dester mynder zepels und gedrengs hab am mitichen. 

2) Das Jahr 1439 eignet sich nicht zur Actumstatistik, da die Weiter- 
führung im Verlaufe dieses Jahres erst begonnen hat. Im Jahre 1441 sind 
62 Eintragungen an 40, 1442 69 Eintragungen an 24 (darunter 21 Montage) 
und 1443 63 Eintragungen an 27 (darunter 20 Montage) Tagen aktiert. 
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Zahl der 
Jahrzehnt Eintra- Eintre- Bintre- 
Tage gungen Tage gungen Tage 


an Montagen andenübr.Tagen zusammes 
Wintermonate 148 1149 39 58 187 10 
1444—1453 % Sommermonate 129 612 28 32 157° 5% 
Zusammen 277 1661 67 0 34 1l 


Wintermonate 143 1182 34 84 17 1% 
1454-1463 ? Sommermonate 86 333 21 30 107 3% 
Zusammen 229 1515 55 114 234 16% 


Wintermonate 130 793 48 82 178 838 
1464-1473 Sommermonate 68 239 51 sa 19 3 
Zusammen 198 1032 99 166 297 18 
Wintermonste 104 631 42 so 146 MI 
1474-1483 Sommermonate 13 291 46 64 19 8, 
Zusammen 177 922 88 144 265 Im 
Wintermonate 714 788 32 566 106 
1484— 1493 | Sommermonate 48 194 40 a8 88 38, 
Zusammen 122 982 72 104 19 | 
Wintermonate 59 813 39 O0 98 8. 
1494—1503 Sommermonate 36 240 54 100° 9% 
Zusammen 05 1053 93 170 18 123; 
Wintermonate 42 635 51 120983 "Bj 
1504— 1513 Sommermonate 32 217 64 128 9% 3% 
Zusammen 74 852 115 248 189 18 
Wintermonate 700 5991 285 550 95 Kl 
1444-1513 | Sommermonate 472 2026 304 486 776 3% | 
Zusammen 1172 8017 589 1036 1761 W# | 


Es fallen daher in Prozenten 
von den Buchungstagen von den Eintragungen 


auf die auf die 
Montage Wintermonate Montage Wintermonsie 
1444-1453 80.4 54.4 94.0 68.9 
1454— 1463 80.6 62.3 93.0 77.7 
1464—1473 66.7 59.4 93.1 79.0 
1474—1483 66.8 65.1 88.5 66.7 
1484—1493 62.9 54.7 90.4 77.7 
1494 —1503 50.5 52.5 86.1 72.2 
1503—1513 39.2 49.2 77.8 68.6 


1444-1513 66.6 55.9 88.6 12.2 
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Die vorhin aufgestellte Behauptung, daß der Montag 
in der Zeit der Weiterführung als der offizielle Grundbuch- 
tag gegolten habe, ist somit durch den Nachweis, daß bei- 
nahe neun Zehntel aller aktierten Eintragungen auf einen 
Montag fallen, gewiß hinlänglich erwiesen. Daß die immer- 
hin häufigen Eintragungen an anderen Wochentagen als 
Ausnahmen zu werten sind, zeigt sich an dem Vergleich 
der relativen Häufigkeit der auf einen bestimmten Wochen- 
tag entfallenden Eintragungen (auf Montag durchschnittlich 
je 7, auf die übrigen Eintragungstage kaum je 2). Nicht 
uninteressant ist festzustellen, daß im allgemeinen während 
der untersuchten 70 Jahre auf 1 Jahr durchschnittlich 
25,1 Buchtage und 129,3 aktierte Eintragungen entfallen, 
darunter auf Montage 16,7 Tage und 114,5 Eintragungen.!) 

Unzweifelhaft ist die Ursache dessen, daß eine erheb- 
liche Zahl aller Eintragungen, besonders der Gewerespalte, 
nicht aktiert worden ist, in erster Linie in dem völligen 
Fehlen einer geschriebenen Grundbuchordnung zu suchen, 
wodurch Form und Umfang der einzelnen Eintragung jeder- 
zeit der Willkür des jeweiligen Grundbuchtührers überlassen 
blieb. Die Regeln, die der einzelne unter ihnen aufstellte, 
waren weder für ihn, noch weniger für seine Nachfolger 
bindend. Diese Schwäche der Preßburger Grundbuchführung 
zeigt sich schon bei der schwankenden Praxis der Aktie- 
rung und tritt noch schärfer bei der Behandlung jener 


1) Inwieweit die verschiedene Häufigkeit der aktierten Eintragungen 
in den einzelnen Dekaden der vorstehenden Tabelle mit der zeitlichen 
Entwicklung der Gesamtzahl aller Eintragungen (also mit Einschluß 
der nichtaktierten) zusammenhängt, kann an dieser Stelle nicht 
writer untersucht werden; die Beantwortung dieser Frage muß der Ein- 
leitung zur Herausgabe der Bücher vorbehalten bleiben. Eine Zu- 
sammenstellung der Gewereübertragungen während der Weiterführung 
zeigt übrigens, daß mit Ausnahme der letzten 15 Jahre, während welcher 
die Zahl der Anschreibungen um beinahe ein Viertel des früheren Durch- 
schnittes sinkt, die Zahl der Übertragungen beinahe völlig konstant war. 
An die Gewere der Hausgrundstücke und Weingärten wurden angeschrie- 
ben: von 1439 bis 1453 2073, von 1454 bis 1468 2311, von 1469 bis 1483 
2291, von 1484 bis 1498 2395 und von 1499 bis 1513 1573 Parteien, zu- 
sammen bis 1513 10643. Nicht eingerechnet sind in die vorstehenden 
Zahlen 25 Anschreibungen der Judengasse und 19 Anschreibungen der 
Müblengrundstücke. (Vergl. Tabelle II auf S. 27.) 
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Veränderungen hervor, welche sich im Stande der Grund- 
stücke des Gb. im Verlaufe der Weiterführung ergeben 
haben. 

Die Veränderungen des Grundstückstandes sind zwei- 
fach: einmal änderte sich das Flächenausmaß des grund- 
bücherlichen Areales, und zwar, wie schon hier bemerkt 
werden soll, hat sich die grundbücherliche Fläche im Ver- 
laufe der Weiterführung stark verkleinert, das andere Mal 
veränderte sich die Zahl der Grundparzellen durch Te- 
lungen und Zusammenlegungen. 

Die Änderung des Areales ist eine der interessantesten 
rechts- und wirtschaftsgeschichtlichen Tatsachen, welche 
das Preßburger Gb. beleuchtet. Wie im 3. Abschnitt aus- 
geführt, wurde in das Gb. nur der im individuellen Besitze 
befindliche Teil der Stadtmark aufgenommen. Die gemeine 
Mark ist nicht Gegenstand der Gb.führung. Gegenüber 
der modernen Grundbuchführung erstreckt sich die mittel- 
alterliche daher nicht auf das Gesamtgebiet der politischen 
Gemeindel), sondern nur auf einen Teil desselben; ist nun 
dieser Teil veränderlich, so muß sich das grundbücherliche 
Areal zeitweise ändern, heutzutage ein undenklicher, im 
MA. jedoch ein durchaus nicht ungewöhnlicher Fall. % 
wie seinerzeit durch Rodungen in der gemeinen Mark In- 
dividualeigen entstand, fiel anderseits durch Aufgabe des 
Individualeigens das betreffende Grundstück an die ge 
meine Mark zurück. Bei den Hausgrundstücken der be- 
wohnten Stadt ist diese Erscheinung zwar selten, doch 
nicht ausgeschlossen?); desto häufiger kann sie bei den 
Grundstücken der äußeren Stadtflur, in Preßburg bei den 
Weingärten, beobachtet werden. Rodungen größeren Um- 
fanges sind im Preßburger Gebirge bis gegen Ende de: 
14. Jahrhunderts erfolgt; zu Beginn des 15. Jahrhunderts 
scheint das Gebiet der Preßburger Weingärten die größte 
Ausdehnung besessen zu haben. Bereits zur Zeit der Grund- 


1) Die Immunitäten werden hier nicht weiter berücksichtigt. 

2) So z. B. erwirbt der Stadtrat 1505 eine „Stube“ der Pangretz 
Altenburgerin auf der Wedıitz (Sb. 1120) zum Zwecke eines Wächter- 
hauses bei einem Stadtturm. Damit wird dieses Haus Teil der Allmende. 
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buchanlage sind nicht alle in früheren Aufzeichnungen er- 
_ wähnten Weingartenriede in Bau geblieben, sondern es ist 
ein Teil derselben ‚‚verödet‘, d.h. dessen Kultur eingestellt 
worden.!) Diese Verödung setzt sich in der Zeit der Grund- 
buchführung in recht erheblichem Maße fort. Ganze Riede 
sowie Teile anderer Riede, welche an der äußeren (von der 
bewohnten Stadt am weitesten entfernten) Peripherie der 
Weingartenzone gelegen waren, veröden.?) Die Gesamtzahl 
der in dieser Weise aus der Sphäre der individuellen Wein- 
gartenkultur in diejenige der gemeinen Allmendnutzung 
gelangenden grundbücherlichen Parzeller übersteigt die 
Zahl 900. 

Im Sb. kommt die Verödung dadurch zum Ausdruck, 
daß die betrefienden Folien einfach nicht weitergeführt 
werden. Weder die Gewerespalte noch die Lastenspalte 
weisen irgendeine Veränderung bis zum Schlusse der Weiter- 
führung auf. An eine Nachlässigkeit der Grundbuchfüh- 
rung zu denken, verbietet sich schon durch Hinweis auf 
das übrige Archivmaterial, welches nach Mitte des 15. Jahr- 
hunderts über diese Riede vollständig schweigt, während 
‘ die übrigen Riednamen des Gb. bis in die neueste Zeit 
hinein fortgesetzt und unzähligemal erwähnt werden.?) 


1) Die Riede Peternoller, Prenner, Chotlakken, Schretenperg, Wy- 
merl, erwähnt für die Zeit von 1402 bis 1430 im Act. Pr. Ins Gb. sind 
diese Riede nicht aufgenommen worden. 

2) Ganz voröden die Riede Manshalm VII, Steltzer und Schabaler X 
(1391 mons Gabeler, heute Gablerberg), Wolfleinsgrunt XLI, Kratzen- 
graben und Clepeis XLII, Goldeck LXIX, Czeding LXXXVIIH und 
Hundesperg XCI. 

32) Den Ried Manshalm erwähnt kleines Gotzleichnamszechbuch 
c1420: ‚Item Auerhekkl visscher auf der Wedritz von aim weingarten 
ym Manshalm dint 2 emmer wein in lesen ewigs dinsts; des weingarten 
nachpaur ist ain Öder weingarten und ist auch gotsleichnamspruder- 
schafft.“ Der Weingarten des Auerhekkl ist im Gb. nicht mehr auf- 
genommen, hingegen der ‚„‚nachpaur““ wie folgt verzeichnet (Gb. 7/2d): 
Ain pfruntweingarten zu gotzleichnamspruderschafft. — Im SpB. 1441 
wird der Weingarten Sb. 7/3d ‚in Mannshalm‘“ erwähnt, derselbe 1449 
im Sb. 124b genannt; TestB. 108 von 1463 spricht von Sb. 7/4a ‚‚wein- 
garten im Montzhalben“, ebd. 141 von 1467 ‚‚weingarten Manshalben‘“. 
Letzteres ist die späteste Erwähnung des Riedes. — Der Ried Steltzer 
(X) wird im Sb. selber (39/2a von 1440) einmal, sonst überhaupt nicht 
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Einen noch zwingenderen, positiven Beweis der ‚Ver- 
allmendung‘“ dieser Riede liefert das Regestum von 1555 
(vgl. S.4 Anm. 4 und S.5 Anm. 1), welches, trotzdem eine 
ganze Reihe von in diesen Rieden gelegenen Weingärten 
der Kirche und frommen Stiftungen ‚„diensthaft“ waren 
und diese Dienste niemals „abgeledigt‘“ worden sind, die 
betreffenden Weingärten dennoch nicht anführt.!) Wären 
nämlich diese Riede Weingartengebiet geblieben, so hätte 
die Aufzählung der betreffenden Dienste im Regestum 
nicht unterbleiben dürfen. 

Es genügt in diesem Zusammenhange der einfache 
Hinweis auf die Verallmendung eines Teiles des Weingarten- 
gebietes und die dadurch bewirkte Schrumpfung des grund- 
bücherlichen Areales, und gehört die Untersuchung der 
Gründe dieser Erscheinung nicht in den Kreis dieser Be- 
trachtungen. Deshalb soll hier nur kurz angedeutet werden, 
daß die Verödung beinahe der Hälfte der ursprünglich im 
Gb. verzeichneten Weingärten mit gewissen Veränderungen 
der bürgerlichen Wirtschaftsführung und in erster Linie 
mit der durch die häufigen Einfälle der Hussiten verur- 
sachten Unsicherheit des weiteren Stadtgebietes, mit der. 
Verwüstungen der umliegenden Ortschaften und dem hier- 
durch eingetretenen Mangel an Saisonarbeitern zusammen - 
hängt. Die eritlegeneren Riede veröden, weil der Bau ihrer 


mehr genannt. — Der Ried Wolfleinsgrunt XLI (nicht zu verwechseln 
mit dem heutigen Ried ‚‚Wölferl“, im Gb. unter Nr. XXIII auch Wolf- 
leinsgrunt genannt) wird im TestB. 47 von 1443 und im Sb. 59/lo von 
1439 erwähnt. — Der Ried Kratzengraben und Clepeis kommt 
viermal im SpB. von 1441 (Gb. 42/3b, 3c, 4b und 40d) vor, jedesmal 
als Cratzengraben; außerdem erwähnt den Weingarten Sb. 42/3a das 
TestB. 80 von 14655 als ‚„‚weingarten im Clepeis bey Seldendorf“. — Die 
Riede Goldeck und Czeding werden nach 1439 überhaupt nicht mehr, 
Hundesperg nur einmal, im Sb. selber (Judenregest von 1443 „im 
Hunczperg‘“ Sb. 91/2d und 91/3b) erwähnt. 

I) Außer den vorerwähnten Weingärten im Manshalm der Gotz- 
leichnamsbrüderschaft sind hier anzuführen: Steltzer, Gb.10/l1d, dient 
S. Margarethen in Seldendorf; Kratzengraben, Gb. 42/lc, ld und 2a, 
dienen der Kirche zu S. Lorenz; 42/2b, 2c, 2d, 3a und 3b dem Spital; 
Czeding, Gb. 88/lc, 1d, 2a und 2b dem Meßner zu S. Martin, Gb. 88/20, 
2d, 3a und 3b den Klarissinnen. 
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Weingärten teils unrentabel, teils überhaupt unmöglich ge- 
worden ist. Der Weinbau konzentriert sich immer mehr 
auf die am günstigsten und der bewohnten Stadt am näch- 
sten gelegenen Weingärten, deren Grundbucheinheiten im 
Verlaufe der Weiterführung sehr lebhaft geteilt werden, 
so daß der Verminderung der Weingartenzahl durch Ver- 
ödung eine Vermehrung derselben durch Teilung mit über 
600 Weingärten gegenübersteht. Als Resultat dieser Ände- 
rungen zeigt der Grundbuchstand am Ende der Weiter- 
führung zwar noch immer eine Verminderung von über 
300 Weingärten, welche jedoch der tatsächlichen Verminde- 
rung des Areales bei weitem nicht entspricht. 

Während die Weiterführung für die Verödung und die 
damit verbundene Ausscheidung der betreffenden Grund- 
stücke aus dem Gb.stande gleichsam nur das negative 
Merkmal des Ausbleibens aller späteren Eintragungen auf- 
weist, erwächst ihr bei der Teilung der Grundstücke die 
positive Aufgabe der Schaffung neuer Folien. Denn die 
Teilungen der Grundstücke sind prinzipiell Realteilungen, 
d.h. jedes Teilgrundstück wird zu einer selbständigen Real- 
einheit, zu einem selbständigen Rechtsobjekte. Mit Aus- 
nahme gewisser familienrechtlicher Gemeinschaften (Ge- 
meinschaftseigen der Ehegatten und der unmündigen Kin- 
der [Waisen]), dann sehr seltener Wirtschaftsgemeinschaften 
(Näheres im folgenden Abschnitt), kennt das Preßburger 
Liegenschaftsrecht keine Besitzgemeinschaft, welche als 
Ideeller Teilbesitz aufzufassen wäre. Nicht nur die Tei- 
inngen der Weingärten werden durch. Friedung der Teil- 
stücke real durchgeführt, auch Hausgrundstücke und so- 
gar die darauf befindlichen Bauobjekte werden in der Regel 
real geteilt. Wenn nicht anders möglich, genügt ein Mar- 
kieren der Teile durch Kreidestriche, um z.B. ein Haus, 
einen Keller, einen Stall oder eine Stube unter mehrere 
Eigentümer zu teilen.!) Dadurch ergibt sich der Zustand 
daß in manchen Fällen bei Hausgrundstücken das auf 


1) Als Beispiel sei die am Schlusse des Sb. unter den ‚‚Innbechannt- 
nussen‘“ eingetragene Teilung des Hauses Sb. 139a angeführt: „Item 
am sambstag vor vaschang (6/II. 1440) hat kaufft der Gotz kramer von 

| 2* 
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einem Folium verzeichnete ‚Haus‘ nur eine Stube oder 
eine Kammer ist, welche mit den in den folgenden Folien 
verzeichneten ‚Häusern‘‘ zusammen ein Haus bildet. Dies 
kann bereits bei der Anlage des Gb. konstatiert werden.!) 


dem Chunrat Stengel das ain tail seins hauß, das gelegen ist in der stat 
am ring (Sb. 139a) neben dem Ludweig Kunigsuelder haus (Sb. 14lc, 
die andere Seite des ‚‚Ringes“) und anderhalb zenachst dez Michel Grannt- 
ner haus (Sb. 139b), und also, daz der vorgenant Götz aufgenomen hat 
den tail neben dem vorgenanten Michel Granntner allen mit seiner zu- 
gehorung, ausgenomen ein chamer, die auf dem toer ist neben der großen 
stuben; die sol beleiben bei dem tail neben dem Kunigsuelder (usw.) 
en Acta an pfinztag vor inuocavit anno domini M etc. quadr- 
gesimo (11/II. 1440). — Die Teilung mittels Kreidestrichen veranschau- 
licht die im ältesten (erhaltenen) ‚„‚Beschau-, Schatz- und Thailungs-“ 
Buche (1598—1629) S. 4ff. protokollierte ‚‚Hausthailung zwischen berm . 
'Matthia Partinger und Georgen Seiberlich seinem stiefsohn, wegen wei- 
land Pauln Seiberlichs behausung in der Fenturgaßenn“. ‚‚Anno domini 
1598 den 24 tag septembris, im beywesen der edlen ersam und weisen 
herrn M. Sch. (und) J. H. des rahtts, durch die hiezu verordente ge- 
'schworne werckleut ist weiland Pauln Seyberlichs behausung in der 
Fenturgaßen in nachfolgende zween tbail angethailt und beschriben 
worden, als volgt: Zum ersten thail gehort anfenglich gegen der gaßen 
der untter keller von der schüttmaur an, daran der finster keller biß 
andenabrißder weißen kreiden, und soll ihme dieser thaill in seinem 
keller einen eingang machen, wie er waiß. Item darauf das große gewölb 
neben dem prunn, oben drauf die sohlafkammer, mehr das preßhaus, 
verrer das große holtzgewölb gegen dem gartenn sambt demselben gang 
darauf biß an die schiedmaur gegen dem saal, wie es mit der rothen 
kreyden verzaignet, darauf die böden, soweit sich die zimmer er- 
strecken. Dem andern thaill gehört auf der rechten hant der einfahrt 
die stainerne stiegen, die vorder eckstuben auf der gaßen. Dieser thaill 
soll die thür in der cammer vermauren laßen. Weitter die kuchll, dann 
auch der große gantze saal hindurch bis an des Caspar Crumbachs enei- 
ders behausung, wie es die schiedmaur außweiset. Dieser thaill soll 
auch die thür von dem saal auf den gang in den garten gehent auf seinen 
uncosten vermauren laßen. Item auf der lincken hantt der einfahrtt 
die schenckstuben, die kleine kuchll auf dem kellerhalß, mer der vorder 
keller mit dem eingang sambt dem finstern keller dran, wie es mit der 
weißen kreyden gemerckt ist, und soll auch dieser thaill auf seinen 
uncosten im keller verschlagen oder mit einer schiedmaur sich frie- 
den (usw.).“ 

1) Als interessantes Beispiel mag der ‚‚Judenhof‘“, ein Haus beim 
Fischertor an der Stadtmauer (siehe K. 22a S. 129 und K. 42 S. 185 ff.) 
angeführt werden, dessen einzelne „Zimmer“ als selbständige Grund- 
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Die Teilung eines Grundstückes wird im Sb. durch 
Teilung des betreffenden Realfoliums in der Weise ersicht- 
lich gemacht, daß die eine der Teilgeweren unter die letzte 
ungeteilte Gewere, die andere (wenn es sich, wie in den 
meisten Fällen, um Zweiteilung handelt) ungefähr in die 
Mitte des noch leeren (unbeschriebenen) Raumes der Ge- 
werespalte geschrieben wird. Hiermit entspricht nun das 
frühere ungeteilte Folium zwei neuen (Teil-) Folien, deren 
oberes die Fortsetzung des alten Foliums bis zur ersten 
Eintragung des zweiten Teilfoliums, das untere den Raum 
von dieser ersten Eintragung bis zum unteren Rande des 
alten Foliums bzw. bis zum Rande des Grundbuchblattes 
umfaßt. Die Tatsache der Teilung wird seit Eckenfelders 
Amtsführung durch einen kurzen Vermerk in der Lasten- 
spalte oder neben den neuen Gewerenamen, z.B. ‚der ain 
tail — der ander tail“ oder ‚‚die helfft — die ander helfft‘“ 
.... bei Zweiteilungen, ‚der inder, der mitter, der außer 
tail“ .... bei Dreiteilungen usw. ausgedrückt.!) Waldner, 


stücke in den Folien Sb. 162a, 162b, 1620, 162d, 163a und 163b ver- 
zeichnet worden sind. In den achtziger Jahren des 15. Jahıhunderts 
besaß Hans Riemer, ‚‚sneider im Judenhof“, vier dieser Grundstücke, 
über welche er im TestB. 212/213 von 1487 folgendermaßen verfügte: 
Das zymer in dem Judentof zwischen H. Sch. und A. R. heusern ge- 
legen (Sb. 163a) sullen meine geschefftherren verkauffen .... Darnach 
meiner tochter Barbara schaff ich das vorder zymer im Judenhof 
an der gassen (Sb. 162a) ledig und frey, ausgenomen den diennst in das 
spital bie jerlich zu 8. Jö-gentag 58 105 zu dienn; und das zymer 
neben dem yetzbemelten vordern zymer gelegen (Sb. 162b) schaff ich 
auch derselben meiner tochtern Barbara, davon jerlich 806 zinns in 
das spital hie zu geben. Und mer schaff ich ir ain öds zymer hinden 
an der statmauer gelegen (Sb. 162c), davon jerlich 5ß 106 zu geben 
in das spital.‘“ — Die Dienste aller vorerwähnten sechs Grundstücke 
sind (außer im Gb. und Sb. auch) im SpB. von 1441 S. 71: ‚‚der Juden- 
hof — S. Jorigendienst‘“ genau verzeichnet. 

1) Zuweilen wird in den Teilungsvermerken die topographische 
Lage der Grundstücksteile näher bezeichnet, z. B. Sb. 105c von 1497: 
„halber tail gegen des Mathes Haindl haus“ (Sb. 1058), — Sb. 109d 
von 1505: ‚der tayl gegen der gassen“‘, — Sb. 11la von 1494: ‚den ersten 
tail gassen (halb) — den anderen tail Thunahalb‘“, — Sb. 97b von 1472: 
„das hindertte halb tayll‘“, — Sb. 141d von 1495: ‚‚zway tail die vodern 
do der turn stet — den oritten tail hindten“ u. dgl. m. Das letzte Zitat 
gibt zugleich ein Beispiel für ungleiche Teilung (?/, und Y,); in den weit- 
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der erste Stadtschreiber der Weiterführung, hatte die Tei- 
lung mit einem längeren Vermerk ersichtlich gemacht, un- 
gefähr in derselben Weise, als wie er die Aktierung der 
Gewerespalte anzumerken pflegte.!) 

Die Teilungsvermerke sind nicht überall angeschrieben 
worden, und es kann in solchen Fällen die Tatsache der 
Teilung durch die Aktierung der Gewerespalten sowie be- 
sonders durch die Teilung der Grunddienste festgestellt 
werden. Insolange nur eine einmalige Teilung in Betracht 
kommt, ist die Teilung des Foliums nicht schwer zu er- 
kennen; es kommt aber nicht selten vor, daß bereits einmal 
geteilte Grundstücke wiederholt geteilt werden, in wel- 
chem Falle — besonders wenn vielerlei Eintragungen auf 
der Fläche des Originalfoliums gemacht wurden — die kor- 
rekte Wiedergabe des Gb.textes zu einem äußerst schwie- 
rigen Probleme wird. Noch komplizierter gestaltet sich die 
Aufßabe der Wiedergabe in solchen Fällen, in welchen Teil- 
grundstücke wieder vereinigt (zusammengelegt) werden, 
was oftmals nur dadurch zum Ausdrucke gebracht wird, 
daß die bisherigen Teilgeweren gelöscht und unter alle oder 
eine derselben der neue Gewereinhaber eingetragen wird. 
Zuweilen wird nicht einmal der nunmehr ungültige Teil- 
vermerk gelöscht.?) 


aus meisten Fällen dürften die Teile wahrscheinlich gleich groß oder 
wenigstens annähernd gleich gewesen sein, worauf der sehr häufig an- 
gewendete Ausdruck: die Hälfte binweist. Neben Zwei- und Dreiteilungen 
kommen auch Teilungen in sechs, sieben und mehr Teile vor. 

1) Sb. 73/l3c von 1440: ‚den halben weingarten hat der B.1. 
kauft von dem P. H.“ — P. H. ist der frühere Eigner des ganzen Wein- 
gartens. 

2) Als Beispiel einer komplizierten Teilung und Vereinigung sei 
angeführt: Das Hausgrundstück Sb. 74c wird bis 1452 dreimal geteilt; 
in diesem Jahre besitzen zwei Ehepaare zusammen die eine Hälfte (je 
ein Viertel), ein drittes Ehepaar (Groß Niclas samt Frau) die andere 
Hälfte des Grundstücks. 1455 erwirbt ein gewisser Jorg Sessler die den 
zwei Ehepaaren gehörige Hälfte, was folgender Vermerk bezeugt: „Item 
der Groß Niclas und sein hausfrau haben alle gerechtichait am tor aus 
und in ze faren, und was am tor ze pessern ist, das sollen sy miteinander 
pauen, Groß Niclas und Jorg Seßler. Actum in vig. Katherine anno 
LVto“ (24/XL 1455). Am se!ben Tage jedoch verkauft auch das Ehe- 
paar Groß seinen Hausteil an Seßler; nun wird obiger Vermerk gelöscht 
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Bei den Vereinigungen früherer Teilgrundstücke oder 
zweier (und mehr) nebeneinander in einzelnen (ganzen) 
Folien verzeichneter Grundstücke werden häufig Pfeile und 
Striche angewendet, um die Zusammengehörigkeit der ehe- 
mals selbständigen Parzellen anzudeuten. Diese Zeichen 
sind als sehr willkommenes Hilfsmittel zur Darstellung der 
Veränderung der Grundstücke zu werten, und ist den Aus- 
führungen Rehmes, der solchen Zeichen gegenüber sorg- 
fältigste Beachtung empfiehlt, durchaus beizupflichten.!) 

Auf Grund langwieriger — und noch nicht ganz ab- 
geschlossener — Untersuchungen kann folgende vorläu- 
fige Zusammenstellung der Grundstücksbewegung in der 
Zeit der Weiterführung gegeben werden: 


Bürger- Juden- Wein- 
häuser gasse Mühlen gärten 


Stand der Anlage . . . 650 13 10 1966 
Hierzu durch Teilung 

Neuaufnahme (1439 | 

bis 1513) . . 2... 186 3 2 667 
Hiervon durch Vereini- 

gung (Verödung) 1439 

Bis 1513. . ..... 69 1 5 976 
Stand Ende 1513 . . . 767 15 7 1657 


Neben der Aktierung der Eintragungen und der Teilung 
der Folien erwuchs der Weiterführung noch eine dritte Auf- 
gabe, gewisse, durch ihren Umfang zur Eintragung in die 
Folien nicht geeignete Lastenvermerke gesondert zu ver- 
‚buchen. Diese Aufgabe hat bereits Waldner befriedigend 
gelöst, indem er am Schlusse des Sb., wo, wie vorhin be- 
merkt, nach Fertigstellung der Anlage eine größere Anzahl 
leerer Blätter übriggeblieben war, zwei Regestenverzeich- 
nisse anlegte. as eine bezieht sich ausschließlich auf 
Judensatzungen, d.h. Pfandsetzungen der Grundstücke für 
Judengläubiger. Die Anlage erfolgte in der Weise, daß für 
jeden Judengläubiger je ein eigenes Blatt bestimmt wurde. 
Hier wurden ausführliche Regesten der Originalverpfän- 


und bei dem Namen des alleinigen Eigentümers hinzugesetzt: ‚und also 
hat der Seßler das gancz haus“, 
1) Rehme, Über Stadtbücher 1. o. 8. 27. 
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dungsurkunden in chronologischer Reihenfolge!) und zu- 
gleich auf den betreffenden Folien des Sb. Verweise auf 
diese Regesten eingetragen.?) 

Das zweite Verzeichnis ist ‚‚ettlich inbechanntnuß“ be- 
titelt und enthält achtzehn zwischen den Jahren 1440 und 
1450 datierte, größtenteils zu den Lastenspalten einiger 
Häuser der inneren Stadt gehörige Eintragungen. Die drei 
ersten beziehen sich auf Hausteilungen (deren älteste aus- 
zugsweise 8.19 Anm.1 zitiert wurde), die übrigen sind 
Pfandsetzungen auf Grund von Schuldverschreibungen und 
Taidingen (Abrechnungen). 

In dieser Weise hat die Weiterführung die Anlage er- 
gänzt und den Aufgaben der fortlaufenden Grundstücks- 
evidenz angepaßt. Außerdem haben die Grundbuchführer 
— wie vorhin bereits angedeutet — auch den Kreis der 
grundbücherlichen Liegenschaften zu erweitern versucht. 
Eckenfelder hat am Schlusse der Weingartenfolien unter 
der Zahl CXIV die Donaumühlen (also keine Grundstücke 
i.e. 8.) und weiterhin einen Teil der Augärten registriert.’) 
Kuntzkeßler hat dann zirka 1494 gleichfalls einen Teil der 
Augärten auf einem leeren Blatte zwischen den Juden- 
regesten eingetragen.*) Diese neuverzeichneten Partien wur- 
den jedoch teils überhaupt nicht, teils sehr mangelhaft 
weitergeführt, und kommen daher bei der Darstellung des 
Buchinhaltes weiter nicht in Betracht. 

ı) Vgl.als Beispiele Anm.4, S.77, Anm. 3u.4, S. 79, Anm 2, 
S. 80 und Anm. 4, S. 86 in B:ilage 2. 

%) Vgl. die Verweise in Beilage 2 Sb. 109& von 1449 (Arerl), 
Sb. 142a von 1440 bis 1446 (alt. Isserl, Jacob und Lewbman, Jacob 
von Ofen, Asrrl) und Sb. 76/3a von 1444 bis 1449 (Isserl von Budweis 
und Hendel). In den Judenregesten sind zusammen 435 Posten ein- 
getragen, im Sb. außerdem noch 122 Judensatzyngen, die also nicht 
in die Regesten aufgenommen wurden, verzeichnet. 

3) Molendina Danubij, zusammen 9 (!) Mühlen. Die Verzeichnung 
erfolgte vor 1449. — ‚‚Vermerkt die gerten von erst der Kreßling“ (x 140, 
l Garten). — ‚In Petschnern“ (c. 1450, 26 Gärten). — ‚‚Vermerkt dy garten 
im Dreschwerd“ (c. 1450, 19 Gärten). — ‚‚Vermerkt dy neuen gerten im 
Dreschwerd, der sein zechen luß und von einem yedem zu dinst 4 g7% 
(ec. 1456). — „Kalt Egk und New Ghrewt dient von aim ganczen luß ? 
groß“ (1456, 14 Gärten). — Die Einteilung der Gärten nach Lussen (Lt) 


weist ganz deutlich auf ihre Zugehörigkeit zur Allmende hin. 
*) Hinter dem Judenregest XIIII: ‚‚Die gärten im Dreschwerd‘. 
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5. Die Gewerespalte. 


In die Gewerespalte wurde bei Anlage der Bücher nach 
dem Worte ‚Item‘ ausschließlich der Name des (oder der) 
Gewerten eingetragen. Während der Weiterführung wurden 
im Sb. beim Gewerewechsel diese Namen ausgestrichen (ge- 
löscht) und andere darunter geschrieben, auch wurde bei 
dieser Gelegenheit, wie im vorhergeheneden Abschnitte aus- 
geführt, ein Teil dieser Gewereausschreibungen aktiert. So 
enthält die Gewerespalte nur die Namen und teilweise 
die Acta der Gewerten. 

Es wird somit in der Gewerespalte in der Regel nur 
die Tatsache zum Ausdrucke gebracht, daß irgendein 
Rechtssubjekt ‚in nutz und gewere“ der Grundstücke 
„innesitzt‘, und es gibt der lakonische Inhalt der Gewere- 
spalte über die Ursachen des Gewerewechsels und die 
rechtliche Natur der Gewere in den meisten Fällen keine 
Auskunft. In einer Minderzahl der Fälle jedoch wird die 
Gewereanschreibung mit gewissen, in der Lastenspalte ein- 
getragenen Vermerken ergänzt, welche sehr wichtige An- 
haltspunkte über die Gründe und Veranlassung des be- 
treffenden Gewerewechsels sowie über die — in diesen 
Fällen zumeist exzeptionelle — Rechtsstellung des Ge- 
werten enthalten.!) Die Untersuchung dieser Vermerke, 
welche in diesen Abschnitt gehört, wird nicht nur die dar- 
auf bezüglichen Gewereanschreibungen aufzuklären haben, 
sondern auch Rückschlüsse auf die vermeıklosen Geweren 
gestatten. Denn es kann vorausgesetzt werden, daß dort, 
wo solche Vermerke fehlen, diejenigen Personen an die Ge- 
were gelangten, deren Anschreibung normalerweise, in 
der Regel, durch die ‚Ordnung‘ der Bücher vorgesehen 
war, in welchem Falle es keiner besonderen Vermerke 
bedurfte. 

Vor dem Eingehen auf die Untersuchung dieser Ver- 
merke soll vorerst die zahlenmäßige Entwicklung des Ge- 


I) Vgl. vorläufig in der Beilage 2 die Vermerke Sb. 154d Anlage, 
1455, 1469, dann Sb. 76/2d Anlage, 1482 und schließlich Sb. 76/3a 
Anlage, 1447 und 1482. 
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werestandes und des Gewerewechsels betrachtet werden. Die 
nachfolgende Tabelle I gibt die Statistik des G=wer:standes 
in fünfzehnjährigen Zeitabschnitten wieder, die Tabelle II 
hingegen die Statistik der Gewereänderungen innerhalb 
dieser fünfzehnjährigen Zeitabschnitte..e Die Zahlen be- 
ziehen sich ausschließlich auf die bürgerlichen Hausgrund- 
stücke und Weingärten, auch wurden die Geweren der Juden- 
gasse und der Mühlen nicht berücksichtigt. 


Tabelle I. 


An Nutz und Gewere der Häuser und Weingärten standen 
Am Ende des Jahres 


der PEBENUGERENEE NE FEERBENIBNENSEREREEEBERSEREENZARRLES 
Anlage 1453 1468 1483 1498 1513 


1637 672 
187 119 
748 1300 

47 45 
37 35 


422 
92 
1599 
37 
37 


3l 


39 


A. Zusammen 2521 2656 2171 2187 2266 230 


Zur Zeit 
geschrieben: 

A. Christliche Laien. 
Männer. . ... 2.2... 2201 
Frauen (Ehefrauen undWitwen) 191 
Ehepaare . ....... 27 
Sonstige Gemeinschaften . 59 
Minderjährige . . . ... 43 

B. Juden 
Männer. . .... 2... 4 
Frauen und Ehepaare .. 1 

B. Zusammen 5 

C. Kirche und fromme 

Stiftungen. 
Kirchen und Pfründen .. 60 
Das Spital. ... 2... 1 


Geistliche (ad personam) . 2 
C. Zusammen 63 

D. Die Krone (der König) 6 
E. Die Stadtgemeinde 3 


(civitas) 
F. Öden ohne Ausfüllung 
der Gewerespalte 18 


Insgesamt 
Hiervon Nichtbürger (B—-E) 77 


11 9 
1 2 
12 11 
58 63 
2 5 
4 7 
64 75 
6 6 
3 4 
9 1 


85 96 


1 


102 


l 


110 


aD 


[— 7 . 


. 2616 2750 2268 2290 2377 244 
m, 


115 


Ei ie 
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Tabelle II. 
An Nutz und Gewere der Häuser und Weingärten wurden 
von 
1439 1454 1469 1484 1499 1439 
bis 
angeschrieben : 1453 1468 1483 1498 1513 1513 
A. Christliche Laien. j 
Männer allein . ... . . 797 616 406 294 259 2372 


Männer zu Frauengeweren 2 7 45 63 73 190 
Frauen allein ... ... 127 128 96 106 83 540 
Frauen zu Männergeweren 33 32 67 108 47 287 
Ehepaare . . . . . » . .. 1005 1379 1542. 1711 1013 6650 
Sonstige Gemeinschaften. 47 52 4 40 40 227 
Minderjährige . . . . . . 16 34 41 38 338 167 
A. Zusammen 2027 2248 2245 2360 1553 10433 

B. Juden. 
Mämer...2.22.2..0.81 33 7 1 3 7 
Frauen . . 2 2 2220. 6 5 7 | i 19 
B. Zusammen 37 38 14 2 3 94° 
C. Kirche u. fr. Stift. 


Kirche und Pfründen. . . ı 1 7 743 
Das Spital... . .... 1 3 2 4 2 2 
Geistliche. . . . . 2% 7 10 23 12 8 60 
C. Zusammen 9 24 232 33 17 115 

E. Die Stadt... . . R 1 s ; j ; 
Insgesamt . . 2073 2311 2291 2395 1573 10643 


Hiervon nichtbürgerich 46 63 4 35 20 110 


Anmerkung zu den Tabellen. 


Gruppe A beider Tabellen umfaßt die Geweren der Bürgerschaft, 
inklusive jedoch der Ortsfremden und Adeligen (also christlichen Nicht- 
bürger des Laienstandes). So lehrreich und wichtig es auch besonders 
vom verfassungs- und wirtschaftsgeschichtlichen Standpunkte gewesen 
wäre, die letzterwähnten zwei Geweregruppen gesondert darzustellen, 
war dies leider bei der Beschaffenheit der Quellen nicht möglich. Immer- 
kin soll bemerkt werden, daß der Anteil dieser Kategorien an den Zahlen 
der Gruppe A nicht erheblich ist, so daß diese Gruppe als Gruppe der 
Bürgergeweren angesprochen werden kann. 
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Bei den Geweren der Gruppe A fällt vor allem auf, 
daß sowohl Frauen (Witwen, Ehefrauen und großjährige 
Jungfrauen) als auch Minderjährige an die Gewere ge. 
schrieben sind. Die Mehrzahl dieser Geweren ist vermerklos: 
Beweis, daß die Anschreibung von Frauen und Minder- 
jährigen an die Geweren des Gb. als mit der damaligen 
Rechtsanschauung ohne. weiteres vereinbar betrachtet wor- 
den ist. Beweis ferner, daß in den Büchern keine Geweren 
zu rechter Vormundschaft zur Aufzeichnung gelangten.) 
Minderjährige wurden auch dann an die Gewere geschrieben, 
wenn sie zur Zeit des Erbganges in der ‚Fremde‘ weilten?); 
ihre Zahl ist übrigens größer, als die betreffende Spalte aus- 
weist, denn sie sind auch in der Sammelrubrik ‚Sonstige 
Gemeinschaften‘ inbegriffen, in welche alle Besitzgemein- 
schaften zu gesamter Hand mit Ausnahme der Ehepaare, 
daher z. B. Eltern mit ihren (minderjährigen) Kindern oder 


1) Sehr selten wird bei Eintragung von Minderjährigen der Vor- 
mund (Gerbab) vermerkt, vgl. Sb. 20/9d, Anlage: Item [Margreth de 
Mostleins tochter von Lewpoltstarf und Anna des Vlreich schuester 
tochter von Muckendarf] — [denselben weingarten sol innehaben pea- 
lich der vorgenant Vlreich echuester, und von 16 fl. dien 1 denselben 
kindern auf die nachsten weinachten ....]. Sb. 89/2b von 1447: [Hanns 
Strawbenpart] — [und Mert Loyschel ist sein gerhab]. — Jedoch ak 
einzige Ausnahme an der Gewere des Weingartens Sb. 102/4a von 1477: 
[Rot Cristan des Symon Peck kinder gerhab). 

2) Sb. 24/8b, Anlage: Item Andre Krewttrer — und ist in der 
frembde und denselben seinen weingarten haldt in der M. R. bis auf sein 
kumft. — An der Gewere des Weingartens Sb. 108/2b ist zur Zeit der 
Anlage Wolfgang Han geschrieben. Im Jahre 1472 wird der Weingarten 
in zwei Teile geteilt und kommen eine Jungfrau und ein Ehepaar an die 
Gewere. Gleichzeitig wird vermeıkt: Und der Weingarten ist ein rechte 
eribtayl des vorgeschriben Wolfg. Han, und so der bemelt W.H. her- 
wider kchem, so sollen pede tayl des weingarten vorvoligen demselbigen. 
— Im Jahre 1482 wird abermals vermerkt: Item (zwei Bürger) haben 
für den rat einbekant, als sie zu recht tun sulten, das der obeschriben 
W.H. in 38 jarn nyndert erfragt hab werden mugen, und sey nye her- 
komen. — Seine Minderjährigkeit zur Zeit der Anlage beweisen mehrere 
Satzposten im Sb. Abweichend hiervon Sb. 19/6b, Anlage: Item mer 
Steffan Reichentaler — und ist ain knab in der frembd wartund auf den 
weingarten als ain rechter erib, nach desselben knaben tod sol der Steflan 
Reihentaler nachster erib dartzu sein. — Die juristische Definition dieser 
Gewere wäre wohl den Schweiß der Edlen wert! 


® Me m Me me eilig mie et Semmiemel Sendern meinen ältere Fu GER Sur mr iz 
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Großjährige zusammen mit minorennen Geschwistern auf- 
genommen worden sind.!) 

GewiB ist, daß die Geweren der Minderjährigen und 
der Frauen nur eigenliche Geweren sein konnten, daß mit- 
hin in diesen Fällen — besonders wenn Vermerke fehlen 
und per analogiam auch bei Männer- und Ehepaar- (Gemein- 
schafts-) geweren — in der Regel, d. h. wenn die Ver- 
merke nicht vielleicht das Gegenteil beweisen, angenommen 
werden muß, daß die Eigentümer an die Gewere der Grund- 
stücke geschrieben worden sind, daß daher die grundbücher- 
liche Gewere als rechte, eigenliche Gewere zu gelten habe. 
Diese Annahme bestätigen die zum Vergleich heranzuziehen- 
den gleichzeitigen Quellen, besonders das TestB., in un- 
zähligen Fällen. Es wird immer derjenige an die Gewere 
geschrieben, dem das Grundstück zu Eigen vermacht, ge- 
schenkt, verkauft wird. Die Rechtsstellung des Eigen- 
tümers umschreiben die Quellen in den bekannten tauto- 
logischen Wendungen der mittelalterlichen Rechtssprache: 
Eigentümer ist, wer befugt ist, mit dem Grundstücke ‚erb- 
lichen und ewiglichen allen seinen frumen zu schaffen, mit 
versetzen, mit verkaufen, geben, schaffen und machen, wem 
er wil, an aller irrung und hindernuß, als mit seinem eigen 
erbe‘“‘. Das ist das volle Eigentum an bürgerlichem Grund 
und Boden nach Stadtrecht?) 


I) Sb. 110a, Anlage: Item [Gengel Mawter und des maister Gallus 
kinder], — Sb. 1203, Anlage: Item [Hanns Schuesterin und ir kind], 
— Sb. 144a von 1497: [Valentin (Nopp) als gewalttrager seiner geswistret 
all, — Bemerkt wird, daß die auf die Gewere Minderjähriger bezüg- 
lichen Zablen auch deshalb als Minima zu betrachten sind, weil sehr oft 
aus dem kargen Wortlaut der Eintragung nicht festgestellt werden kann, 
ob der Gewerte „‚zu seinen vogtbaren Jahren gekommen“ ist oder nicht. 
Als Minderjährige wurden diejenigen Geweren gezählt, in welchen neben 
dem Namen „Kind“, „‚Kinder“, ‚Tochter‘ oder Sohn“ geschrieben 
stand, da Vergleiche lehren, daß diese Zufügungen in der Regel die 
Minderjährigkeit bedeuten, z. B. Sb. 87/22 von 1448: [Hannsel filius 
Stephani Maier] — [Item frau Breid des Steph. Maier seligen witib ist 
der Hannsel irs suns gerhab ....]. Hier weist der Vermerk der Vor- 
mundschaft klar auf die Minderjährigkeit des Gewerten. Kindliche Ruf- 
namen (wie Steffel, Jockel, Marusch [Margarethe] usw.) sagen nichts 
über die Minderjährigkeit ihrer Träger aus. 

%) Diese Formel seit dem 14. Jahrhundert in unzähligen Varianten 
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Dieses volle Eigentum wird in Ausnahmefällen ab- 
geschwächt, doch ohne daß hierdurch der Eigentümer- 
charakter des Gewerten tangiert werden würde. So bei 
Juden!) und Geistlichen), deren freies Veräußerungsrecht 
eingeschränkt wird), oder bei bürgerlichen Erben, bei deren 
Gewereanschreibung die Erbansprüche abwesender ‚„Freun- 
de‘“ sichergestellt werden.®) 

Das am stärksten abgeschwächte Eigentum ist das 
Leibgeding (die Leibzucht). Daß das Leibgeding des PreB- 
burger Stadtrechtes nicht als ususfructus, als ledigliches 


nachweisbar. Vgl. Kaufbrief von 1380, Stadtarch. Lad. 26a Nr. 4: Di 
Käufer sollen das gekaufte Haus ‚‚ledichleichen, vreyleichen, eribleichen 
und ewicbleichen in nücz und in gewer ynnehaben, alz Ir rechts erib, und 
süllen auch domit allen iren fruemen schaffen, zu versecczen, zu ver- 
chauffen, geben oder schaffen, wem sie wellent, an allem irrsal nach der 
stat recht ze Prespürch“. Als kürzere Formel wird oft gebraucht: ‚‚da- 
mit zu tuen und zu lassen“, so z.B. Act. Pr. 147 von 1413, TestB. 48 
von 1443 usw. 

1) Sb. 156d von 1448: Jung Musch von Tirna — Item dem juden 
hat man daz haus also vergunt in chauff, dyweil und er daz hat, so sol 
er jerlich davon jerliche gab geben 1% ö, und obs der jud nit mer wil 
haben, so sol er daz haus nach der herren rat verchauffen aim christen. 


2) Sb. 134d von 1482: Herr Thoman Haindel plebanus ad S. M- 
ohaelem — und soll von dem haus gaben und wachten, und kainer phrund - 
zuaignen. — Sb. 119b von 1491: Dominus Georgius Teinpekch sein 
lebteg — nach seinem todt mag es ein statman kauffn, und gehörtt 
nicht zu der phriennt. 

3) Auch bei bürgerlichen Geweren finden sich derartige Verkaufs- 
beschränkungen. Vgl. Sb. 109/3c von 1447: Margareta des Wolfgang 
Mawtter hausfrau und ire kinder — und den weingarten hat dy frau 
nit zu verchauffen nach verohumern. — Sb. 95b von 1454: Katherins 
uxor Chunrad(i) Stenngel — und sol das haus an irs manns willen und 
wissen weder verkumern nach verkauffen. — Sb. 30/3a von 1456: Hann» 
Hunger Margareta uxor — und sol der erb chains hingeben an der fraun 
willen. — Sb. 93/5c von 1458: Wolfgang Fleischaker Anna uxor — und 
die frau mag den weingarten verkauffen, so ir notdurfit wurd, an wider- 
sprechen des mans. 

*) Sb. 2/lla von 1478: und ob yemants chem, der gerechtigkait 
zu dem weingarten hiet, das sullen sie paide (Ehepaar an der Gewer) 
verantwurten von des M. R. (frühere Gewere) wegen. — Sb. 113/7d von 
1451: und hat den weingarten nach beohanntnuß der gescheftleut als 
von seiner nachsten freuntschaft, doch unvergriffen menichleich anders 
gerechtichait nach statrechten. 
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Nutznießungsrecht, sondern als in der Weiterveräußerung 
beschränktes Eigen ‚‚auf lebteg‘‘ anzusehen ist, beweist 
außer der Anschreibung des Leibdingers!) an die Gewere, 
dann des Fehlens der Vermerkung des Anfallberechtigten 
in den meisten Fällen?) vor allem die durch das Sb. mehr- 
fach bezeugte Befugnis des Leibdingers, das Leibgeding 
(ohne Einwilligung des Anfallberechtigten) zu belasten.?) 

Das Preßburger Leibgeding ist ehegüterrechtlichen Ur- 
sprungs. Bei kinderloser Ehe hat der überlebende Teil auf 
die Hälfte der Errungenschaft an. Immobilien als Eigen, 
auf die andere Hälfte als Leibgeding Anspruch.*) Die 
meisten Leibgedinge des Sb. — soweit sich deren Herkunft 


1) Vgl. O. Stobbe, Handb. d. deutschen Privatrechts, 4. Bd., Ber- 
lin 1884, S. 115 Anm. 31; für den Ausdruck Schmeller-Fromann, 
Bayr. Wörterbuch I, 1412. 

2) Siehe die nächste Anm., dann S. 33 Anm. 1, Sb. 162d und 
Anm. 2 35/1c; Vermerkung des oder der Anfallberechtigten vgl. weiter 
unten 8. 32 Anm. 1u.4, S. 33 Anm. 1 Sb. 21/20 und S.33 Anm. 3. 

%) Sb. 29/5b Anlags: Item Jorig Tzipser — frey und ist halber 
sein leibgeding, und bleibt schuldig auf den gantzen weingarten dem 
spital 70fl. auri, davon jerlich ze dienn noch laut ains briefs. — Sb. 44/13a 
Anlage: Item Hanns Lawtterhofer — frey und ist sein leibgeding; item 
und bleibt schuldig dem Musch juden ze betzalen auf S. Merteinstag 
- 32fl. auran schaden. Dafür stet ym der weingarten und sein weingarten 
im Wurtzenpach und dartzu sein haus gelegen auf Tunaunewsidl. Actum 
inanno XXXVIII o. — Sb. 113/12a Anlage: Item Cristan Walher frey 
und ist sein leibgeding, und bleibt schuldig dem Bertime Knebl 5004. 
aui. Dafür steet der weingarten mitsambt den andern seinen erben 
ncch laut ains briefs. — Freilich ist bei allen diesen Fällen die Haftung 
- d:s Leibgedings als Nebenpfandes gedacht, nichtsdestoweniger tritt die 
Berechtigung des Leibdingers, sein Leibgeding ohne Befragen des Anfall- 
berechtigten (d>r ja in diesen Beispielen der ‚‚suoc2ssio ex nuno‘‘ zur Zeit 
der Verratzurg unbekannt ist) zu „„verkümmern‘“‘, klar und deutlich her- 
vor. Die Beispiele sind absichtlich so gewählt, daß in denselben die drei 
Haupttypen der Satzungen, die Rentensatzung (Sb. 29/5b), die Juden- 
satzung (Sb. 44/13a) und die kaufmännische Satzung (Sb. 113/128) ver- 
treten seien. 

4) Act. Pr. 111 von 1416: Es ist fuer uns komen in offine schran 
der Vppig Hanns und hat ayn ruegung thaan auff ayn haus .... und 
auff ayn weyngarten ...., dye der Hanns Perchtold in Marethen seyns 
weybs gewalt, dye des Vppigen Hanns swester gewest, derkaufft hat. 
Derseilbigen rugung hat im Hanns Perchtold geheugt und stat getan 
also peschaydenleich, das H. P. dye helft der eben, erb sol erbleich und 
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feststellen läßt, entstammen diesem Rechtsinstitute.!) Da- 
neben leiten sich andere Leibgedinge aus der Morgengabe 
her. Wie ein Artikel des Stadtrechtes besagt, erhält der- 
jenige Ehegatte, dem aus des anderen oder dessen Ver- 
wandten Vermögen eine Liegenschaft zur Morgengabe be- 
stellt wurde, nach dem Tode dieses Gatten das Leibgeding 
an der Morgengabe.?2) In Preßburg wurden nach Zeugnis 
des Sb. beiden Gatten, nicht nur der Frau, Morgengaben 
bestellt.?2) Schließlich werden neben diesen legalen Leib- 
gedingen auch solche ex testamento bestellt an Liegen- 
schaften, über welche (,gekauftes erbe‘, d.i. errungenes 
Sondervermögen) der Testator ohne Rücksicht auf einen 
Beispruch der nächsten Verwandten frei verfügen kann.‘) 


ewickleich innehaben pesitzen, verseczen und verkauffen und thuen und 
lassen, als mit seyn rechten aygen erib, und dye ander helff der erb sol 
er innehaben ungeergert und unverkümert uncz an seyn tod, und nach 
des H. P. tod sol dyeselbig helfte gefallen erbleich und ewickleich an der 
eben. fraun Marethen des V. H. swester nechsten freund. 

1) Act. Pr. 242 von 1436: Es sind fur uns chomen in offne schrann 
fur gericht der erber man Cristan Hopher und hat derlangt mit dem 
rechten von seinem stiffater Frantz Lindel ainen weingarten halben, 
der do gelegen ist auf der stat gepiet, der da genant ist der Sparer .... 
und ainen weingarten halben der da genant ist der Prenner ...., und 
(Frantz Lindl) sol die peulich halten sein lebtag als der stat recht ist. 
— Sb. 15/3a (Spareıl) Anlage: Item Frantz Lindel — frey und ist halber 
sein leibgeding und noch seinem tod sol er erben auf den Cristan Hopfer. 
— Ähnlich Sb. 49/lc (Prenner). 

®) V.Kiräly, l.c., Artikel 91 und 92 S. 401-402. _ 

®) Aus der Zeit der Anlage: Sb. 89c: Item Nicklas Pruckker 
und Ludweig des Roresels sun — frey und ist das haus halbs des Nicklas 
Procker morgengab. — Sb. l1/ld: Item Katharina Riglerin — frey und 
derselb weingarten ist der frauen morgengab. — Später: Sb. 40a (1477): 
Jorge Hayden Margareth uxor ..... (1495 zur Gewere der Frau ge- 
schrieben) Michel Mürtzinger maritus — und ist sein morgengab. — 
Sb. 84a (1454): Chuntz Praitenfelder Elizabeth uxor .... (1459 sur 
Gewere des Mannes geschrieben:) Dorothea uxor und ist der frauen 
halbs ir ınorgengab. 

*) Aus dem Testament der Anna, Frau des Jorig List (TestB. 15 
von 1435): Item so hat sie mer geschaft iren weingarten genant der 
Pistriezer irem elichen mann Jo.ig List sein lebtag, und nach seinem 
tod so sol er erben und gefallen auf den obgenanten Andre des Grawppnet 
sün. — Andre Grawppner im TestB. 22 von 1436: Item von erst so schaff 
ich meinem ohem dem Stephan List einen weingaıten genant der Pi- 
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Das Sb. verzeichnet das Leibgedinge als Vermerk in 
der Lastenspalte.!) Befand sich das Grundstück in der 
Verwaltungsgemeinschaft eines Ehepaares, so wurde bei der 
Anlage, zu welchem Zeitpunkte — wie Tabelle I zeigt — 
Ehepaare nur ausnahmsweise, dagegen in der Regel auch 
bei Errungenschaften, also wo unzweifelhaft Eigentum der 
Ehegatten zu gesamter Hand vorlag, nur der Mann an die 
Gewere kam, bei der Anschreibung der Mannesgewere ver- 
merkt, daß ihm oder seiner Frau das Leibgeding an dem 
Grundstücke zukomme.?) Oftmals besitzt der Gewerte oder 
seine Frau nur die Hälfte des Grundstückes zu Leibgeding, 
die andere Hälfte zu Eigen.?) Zuweilen wurde die Ein- 
tragung der verschiedenen Berechtigungen noch dadurch 
kompliziert, daB Verwaltungsgemeinschaft mit Gesamt- 
eigentum verwechselt wurde, und bei Grundstücken, deren 
Eigentum ganz oder teilweise dritten Personen (gegenüber 
dem betreffenden Ehepaar) zukam, ebensowenig wie die 
Frau, auch diese Eigentümer nicht an die Gewere geschrie- 
ben wurden, sondern nur der Mann_®) 

Nach Beginn der Weiterführung wurde diese augen- 
scheinliche Unkorrektheit der Grundbuchanlage nach und 


triezer ledig und frey damit ze tun und ze lossen. Act. Pr. 239 von 
1436: Es ist fur uns chomen in offne schrann Stephan List und hat 
eyn rugung getan auf eynen weingarten der da genant ist der Pistriezer 

., den der Jorig List innhat, und ist die erste rägung. — Sb. 35/2d 
(Pistriezer) Anlage: Item Jorg List .... derselb weingarten ist sein 
leibgeding, und noch seinem tode sol er gevallen auf den Steffan List. 

!) Sb. 162d Anlage: Item Hanns Huetter kramer .... und das- 
selb haus ist sein leibgeding. — Sb. 21/20 Anlage: Item Hanns Haitzerin 

. und ist ir leibgeding und noch irem tode sol er eriben auf des Steflan 
Pinkitzer kinder. 

3) Sb. 35/lc Anlage: Item Michel Grentel frey und ist seines weibs 
leibgeding. 

3%) Sb. 27b Anlage: Item Jacob Tzetzpant .... und das en ist 
balb frauen Cristine seiner hrusfrauen leibgeding, und nach irem tode 
sol es erben auf den Hanns Drexl derselb halfentail. — Vgl. weiter oben 
8.32 Anm. 1. 

“) Sb. 73a Anlage: Item Erhard Ebner — frey und dasselb hau« 
ist halbs der frauen Barbara damit ze tuen und ze lassen, und halbs 
des Lienhard Lasseber kind. Und ob das kind abgieng, ee und es tzu 
seinen jaren kumbt, so sol desselben kinds tail auch gevallen der egenanten 
frauen ir lebtöge. 
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nach durch Zuschreibung der Frauen zu den Männer- 
geweren und Eintragung von Ehepaaren bei Gewerewechsel 
gutgemacht. Während nach Beendigung der Anlage neben 
2201 Männergeweren nur 27 Ehepaargeweren in die Bücher 
eingetragen waren, gab es 1453 schon mehr wie 700, 1483 
bereits 1600 Ehepaargeweren und es sank gleichzeitig die 
Zahl der Männergeweren bis auf 300 herab. Zugleich ver- 
minderte sich die Zahl der späterhin eingetragenen Leib- 
gedinge auffallend, was in erster Linie wohl der Sitte zu- 
zuschreiben ist, daß sich die Ehegatten gegenseitig in das 
Erbe der Errungenschaft einsetzten.!) 


1) Act. Pr. 259 von 1438: Es sind für uns komen in unsern rate 
der erber Andreas von Fronsa mitsambt seiner hausfrauen frauen Lucia, 
die den Thoman Kramer seligen ettwan unsern mitburger auch gehabt 
hat, und haben sich daselbs vor uns und auch vor (Zeugen) .... gen 
einander verphlichtet, verıpunden und vermachet in solicher beschaiden- 
hait, daz der egen. A. seiner vorgemelten hausfrauen hat gemacht und 
gemorgengabt alles sein guett und habe, es sey erb oder varund gut ....., 
ze gleicher weise hot dieselb frau L. irem obgemelten manne dem A. 
gemacht und gemorgengabt alles ir guett .... also besthaidenlich: 
welhes untter yn baiden mit dem tode ee abgieng vor dem andern, so 
sol das ander das im leben bleibt, besitztzen und innehaben ir baider 
guett und habs... . damit ze tuen und ze lassen an all irrung und wider- 
red. — Derartige Erbverträge sind in erheblicher Zahl ins Sb. eingetragen 
worden, so z. B. Sb. 17d Anlage: Item Nicklas Saltzburger .... und 
Dorothea sein hausfrau haben sich miteinander willicleich verpuntten 
umb haus, weingertten und andere hab und guet, wie das genant ist 
also, das dasselb guet sol gevallen und bleiben dem, das im Icben bleibt, 
so das ander mit dem tod abgeet. Actum XXXVIllo. — Sb. 57d von 
1440 (zur Gewere der Anlage ‚Andre Tzephel‘“ hinzugeschrieben): und 
Lucia sein hausfrau — das haus sol sein des andern, welhes im leben bleibt 
noch des andern tode. Actum .... anno etc. XLmo. — Sb. 140c von 
1483: Jorig Franckh Barbara uxor — und welhes von erst mit tod ab- 
get, so sull die gwer des lebentig sein ganz fıey und ledig. — Sb. 28/4c 
von 1485: (Seit 1477 Thoman Pehem Anna uxor) — und welhes under 
in mit dem tod am erstten abget, so sul der weingarten des lebentigen 
sein erblichen, doch mag ain yedes in seinen letzten zeiten schaffen. 
— Sb. 44/80 von 1448: Thaman Nepaur (zur Witwe seines Vorgänger: 
zugeschrieben) — und hat ains mit dem andern gemacht in solicher 
beschaiden den weingarten, welicher tail vor dem anderen mit tod ab- 
ging. so hat der ander tail damit ze tuen und ze lassen als mit seinem 
aigen freyn guet. — Sb. 53/2c von 1468: Michel Tümler Anna uxor — 
von ainem auf das annder zu gevallen und ledig und frey zu ererben. 


Me ee. . 


Preßburger Grundbuchführung und Liegenschaftsrecht. 35 


Der Vermerk der Morgengabe hat verschiedene Wir- 
kungen auf die Rechtsstellung der Begabten. Während der. 
Weiterführung wird die Morgengabe in der Regel gleich- 
zeitig mit der Anschreibung des Begabten an die Gewere 
oder auch, ohne daß derselbe an die Gewere geschrieben 
würde, verzeichnet.!) Daher bedeutet dieser Vermerk einer- 
seits eine Verfügungsbeschränkung des Eigentümers, ander- 
seits ein jus in futuro für den Begabten, dem nach dem 
Ableben des Gebers das Leibgeding des Grundstückes (oder 
dessen Hälfte) zukommen wird. Bei der Anlage ist neben 
den gleichen Rechtsverhältnissen auch solcher Fälle zu ge- 
denken, wo die Eintragung zu einer Zeit erfolgt ist, als der 
Tod des Gebers bereits eingetreten war, und, da nun der 
Begabte an der Gewere steht, der Vermerk der Morgengabe 
für ihn die Bedeutung des Leibgedinges hat. Daß in diesen 
Fällen nicht das Wort Leibgeding anstatt Morgengabe an- 
gewendet wurde, findet in der Verschiedenheit des Anfalles 
seine Begründung.?) 

I) Vgl. S.32 Anm. 3 sowie Sb. 86d (Gewerespalte 1462): Hann- 
Neunburger Agnes uxor. Nun folgt 1477: Item die obemelt Agnes New- 
burgerin hat die helfft des hauß irs tails, das ist ain viertail, vermorgen- 
gabt Jorg Frawndorffern irm hauswirdt. — Interessant ist die Ein- 
tragungsweise Sb. 34/4d von 1458: Katherina Lampin Niclas Lamp — 
und hat irm man gemorgengabt sein legteg nach der stat rechten. — 
Sb. 100/7a von 1458: Bolfgang Wurm Barbara fılia — und ist des Bolf- 
gang morgengab von der Barbara muter (!). — Sb. 37/4d ist Anlage 
an der Gewere Jorg Raifsneider; 1451: Hanns Kern — und ist sein 
morgengab von dem Jorig Raifsneider nach statrechten zu seiner tochter 
Dorothea. 

2) Vgl. Sb. 1/ld (S. 32 Anm. 3), dann Sb. 57/lc Anlage: Item Peter 
Wisantyn — frey — und. ist halber ir morgengab. — Als Morgengaben 
wurden übrigens nicht nur eine oder mehrere Liegenschaften bestellt, 
sondern auch Geldsummen auf Liegenschaften ‚‚vergewißt“. Sb. 133b 
Anlage: und das haus steet frauen Margarethen des Jorgen Meindleins 
hausfrau (Schwiegertochter der Eigentümerin) fär 300 fl. auri ir morgen- 
gab. — Sb. 139a Anlage: Item Hanns Sneiderin — Item ir man maister 
Hanns Sneider hat auf demselben hause 32 % (6), die sy ym gemorgen- 
gabt hat. — Auch Forderungen werden gemorgengabt. Sb. 1303 Anlage: 
balneum Caspar Pader — und ist schuldig dem Hainreich Stenglen 140 Al. 
auri; daran hat er dem H. St. ausgericht 50 fl. auri am montag vor Lau- 
fencij, und dieselben hundert guldin (!) sind des H. St. morgengab mit- 

3% 
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Eine Beschränkung des Eigentums bedeuten auch die 
im übrigen recht spärlich vermerkten . Gerechtigkeiten 
(Dienstbarkeiten). Zur Anlage gehören nur die Vermerke 
zweier nebeneinander liegenden Weingärten.!) Wänrend 
der Weiterführung entstehen anläßlich von Hausteilungen 
mit Bezug auf die Benützung des Brunnens oder der Tor- 
einfahrt verschiedene Gerechtigkeiten.?) In dieser Zeit ent 
stehen auch Gerechtigkeiten auf Weingartengrundstücken.?) 
Ein sehr interessanter einschlägiger Vermerk ist auf dem 
Hause des Stadtkochs eingetragen. Im Jahre 1454 schenkt 
der Rat einem Bürger eine „öde hofstat‘““ in der inneren 
Stsdt und verleiht demselben gegen eine jährliche Abgabe 
von 13 Viertelzentnern Unschlitt das ausschließliche Recht; 
in der Stadt eine öffentliche Garküche zu halten.*) 

Eine Reihe weiterer zu den Gewereanschreibungen ge- 
höriger Vermerke bezieht sich auf die Erwerbsart des Eigen- 
tums an den betreffenden Liegenschaften. Auch diese Ver- 
merke sind ähnlich zu bewerten als wie die auf die Rechts- 
stellung der Gewerten bezüglichen: sie werden gleichfalls 


sambt der hundert gulden, die der Caspar Ventur schuldig bleibt auf die 
Wiegen (Weingarten in der Ried Wiegen 65/2c). | 

1) Sb. 54/öd: 1 tail frey — und das tail ist der stat, und wer e& 
(Gb.: von der stat wegen) innhat, der sol den graben bewaren und da* 
wasser von den Milhartsprun dadurch laiten, und welher des nicht tett, 
dem mag die stat es nemen und ainem andern geben. — Sb. 54/6a: hat 
das ander tail frey — und ist auch der stat ze gleicher weiß als vor- 
geschriben stet. — Auch im Gb. vermerkt. 


2) Sb. 1la von 1479: und haben paide tail gerechtigkait zu dem 
brun. — Vgl. noch S. 22 Anm. 2. 


3) Sb. 112/20 von 1454: und der benant (Gew.) hat gwalt sein 
reben und stain ze tragen auf den innern rain. — Sb. 109/1b von 1512: 
und man mag duıch die runtzen des weingarten in graben gen an schaden. 


4) Sb. 16lc von 1454: Item das haus ist geben worden dem C.P. 
und e des seinen vorvordern genant M. P. also, das er und all sein nach- 
ehomen sollen davon den ratherren dienen, burgermaister, richter und 
rat 13 virtel unslit albeg zu S. Michelstag in ainn yedem jar. Also be- 
schaidenlich, das nyemant chain chuchen offenbeilich bey der stat sol 
halten, dann er, oder wer daz haus besiczt, ausgenomen in zeiten der 
jarmerkt, so mag ain yeder cbochen am platz offenberlich, alslang dy 
freyung werdt. — Diese Eintragung ist zugleich ein wichtiges, teılweise 
noch heutzutage gültiges Polizeistatut. 
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nur in Ausnahmefällen angeschrieben. Für die große Masse 
der Gewereanschreibungen, welche auf Grund allgemein be- 
kannter und üblicher Erwerbsarten erfolgt waren, haben 
die Grundbuchführer die Eintragung besonderer Vermerke 
der Erwerbsart für überflüssig gehalten. Als Ausnahmen, 
welche vor allem durch Vermerke hervorgehoben werden, 
wurden die originären Erwerbsarten angesehen, so vorerst 
der Richterspruch!), dann eine Spezialität der ungarländi- 
schen deutschen Stadtverfassung, die königliche Vergabung 
(Donation).?) Als dritte originäre Erwerbsart, und gar nicht 
selten, ist die Okkupation, die „Aufnahme“ verlassener 
Grundstücke, besonders Weingärten, anzuführen. Beim 
Vermerken dieser Erwerbsart, die ja eigentlich nicht Grund- 
lage einer rechten Gewere werden konnte, ist die Praxis 
der Grundbuchführung sehr schwankend; nicht alle ‘Fälle 
werden mit Vermerken versehen, und der Wortlaut der Ver- 


merke ist verschieden.?) 


1) Sb. 129B von 1440: vermerkt, daz der pharrer zu S$. Mertt mit 
dem rechten hat erlangt des J.S. haus; das hat der St. M. kauft von dem 
pharrer. Es hat auch derselb pharrer nicht hat mügen zalt werden seiner 
geltechuld von dem haus, noch der Gadl jud. — Sb. 870 von 1451: und 
der benant AndreVolger (Gew.) hat das haus in offner schrann als am 
dıitten rechttag erlangt vor menichleich, der bey der stat wonund ist 
im purggraf (!). Wern aber anderswo indert erben, dy nach dem haus 
sprechen wolden und weınn im lanndt wonund, dy;elben verliesen ir 
gerechtichait nit in jar und tag. Wern aber indeıt erben außerhalb 
lannts, dy verliesen ir gerechtichait nicht in zwain und dreyßigk jarn. 
Aleo ist es in offner echrenn erchant worden. — Sb. 580 von 1454: und 
das haus ist verfallen von gerichts wegen nach verschulter sach des W. 
hern P. J. dyzeit statrichter usw. 

2) Sb. 12la—121b von 1493: Walasch Poscha Juliana uxor — 
nach geschefft kh(oniglicher) M(ajestä)t, darumben zwen brieff vorhanden 
seyn; das will herr Poscha vorantwortten. — Sb. 1410 von 1470: Nico- 
lasch Crop“tsch Dorothea uxor — und nach geschafft unserm genedigen 
herrn des künigs Mathia etc. auf Buıcharts Scharrach einsagen ist der- 
selbig C. des haus in nutz und gber kömen. 

®) Sb. 50/5d von 1447: und hat den tail aufgefangen von ainer 
ode. — Sb. 4d von 1472: aufpaut ein öd. — Sb. 5/2a von 1465: Item der 
weingarten ist lange jar od gelegen, darumb der burgermaister den hat 
geurlaubt anzefahen und ze paun freyn und ledigen. — Gegen Ende der 
Weiterführung kommt auch Heimfall an die Stadt und Verkauf des 
verlarsenen Grundstückes vor, vgl. Sb. 109d von 1495: Gemaine stat 
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Die abgeleiteten Erwerbsarten der Auflassung (in den 
Quellen „Aufgabe“, „Übergabe“ genannt) und des Erb- 
ganges, auf welche die überwiegende Mehrzahl aller Ge- 
wereänderungen zurückzuführen ist, werden in den seltensten 
Fällen vermerkt. Nicht nur die Auflassung selber!), sondern 
auch die dieselbe begründenden Rechtsgeschäfte werden im 
Sb. äußerst selten zum Ausdrucke gebracht und kommen 
zumeist im Zusammenhange mit einer obligatorischen Ein- 
tragung zur Erwähnung.?) Auch bei der Gewereanschrei- 


hat das haus, das ain öde gewest ist, verkauft umb 20 fl., 10 ßöfur1fl. 
dy sie berait aingenomen hat. — Ein Pfrundweingarten, d.h. ein einer 
Pfründe gehöriger Weingarten, den der Pfründner hätte bauen sollen. 
aber verlassen hat, wird 1513 gleichfalls von Amts wegen verkauft; 
siehe Sb. 35/4a von 1513: der weingarten ist als ain oden verkauft worden, 
und ist zehn jar ode gelegen, umb 10 f. — Bei vielen ‚‚Aufnahmen“ 
wird die Tatsache der Okkupation durch die entsprechend stilisierte 
Aotumformel ausgedrückt, so Sb. 29/10a: Actum des aufnemens feria 
secunda vor Thome anno XLIIIIo (1444). 

1) Sb. 90/4a von 1454 (an der Gewere seit der Anlage Jacob Payken- 
darffer, seit 1454 Jacob jud von Passaw): den weingarten hat der Paiken- 
dorffer aufgeben dem juden vor dem statschreiber und P.pergmaister, 
als si vor dem gruntpuch bechant haben. — Die Aufgabe wird im Sb. 
nur ganz ausnahmsweise erwähnt; daß sie jedoch bei allen Gzwere- 
anschreibungen, welche nicht auf Richterspruch, Erbgang, königliche 
Vergabung und Aufnahme erfolgten, vorgeschrieben war, ist aus den 
Aufgabbüchern ersichtlich, welche neben dem Grundbuche seit 1606 
unter verschiedenen Titeln geführt worden sind. Seit dem 18. Jahr- 
hundert wird die Aufgabe Übergabe genannt. Zwingende Beweise, daß 
auch im MA. die Aufgabe Voraussetzung der Gewereübertragung war, 
liefert das TestB. So bestimmt in einem am 6/V. 1498 errichteten Testa- 
mente Bernhart Paur (TestB. 265): Item ich hab ainen weingarten ver- 
kauft in der Stainsetz, schaff ich frey und ledig miner hausfrau Doro- 
thea, das sy in aufgeb on alle irrung und (mit) vollen gewalt, ze thun 
wie sie wil und zu lassen. An der G were dieses Waingartens (Sb. 70/3b) 
waren seit 1491 Barnhart Pawer Dorothea uxor geschrieben, seit 1498 
Mert Mettenpeck Elisabeth uxor. Da der totkranke Verkäufer den 
Weingarten nicht mehr persönlich aufgeben konnte, so vermacht er den- 
selben (d.h. die ihm gehörige Hälfte) seiner Frau, damıt sie die Auf- 
gabe des ganzen Weingartens bewerkstelligen könne. 

2) Kauf. Vgl. S.11 Anm.1, dınn Sb. 85/1d von 1445: und der 
weingarten ist erchauft worden von dem erbtail dez H. A. seligen. (Ver- 
merk, um den avitischen Charakter des E:bes festzulegen.) — Weiter 
Sb. 19/le von 1479: und ist halber tail weingarten gechaufft gut umb 
13 fl (Hat also als Errungenschaft zu gelten.) Sb. 68/1b von 1507: 
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bung auf Grund Eıbgarges oder Vermächtnisses fehlt in 
der Regel jeder Vermeık.t) Erwähnenswert sind hier ein- 
zelne Fälle, in welchen Eıbgang als Erwerbsart durch ge- 
wisse Lastenvermerke zum Ausdruck kommt.?) 

Die nichtbürgerlichen Geweren (Gruppe B bis E der 
Tabelle I) machen zwar nur einen unerheblichen Bruchteil 


und ist verchaufft durch der geschefft herren ..... zu ainer meß ynnhalt 
ires geschaffts .... umb80fl...... alle jar 10 fl., zu erlegen auff Georgij 
5A. und auf Michaelis 5 fl. — darann er bezalt hat ain jar werung, darumb 
er ain quittumb hat —, so lanng die summa gar zalt wirdt. — Sb. 79/2d 
Anlage: und bleibt schuldig der Thoman Kramerin den wein darumb 
der weingarten kauft ist warden. — Tausch. Wird niemals vermerkt, 
ist jedoch durch Vergleich der Gewerenanschreibungen nicht schwer 
konstatierbar. Besonders die Hausgrundstücke der Vorstädte werden 
sehr lebhaft getauscht, so tauschen 1452 Elizabeth Modrerin und Peter 
Modrer ihre Häuser Sb. 1b und lc, 1445 Grad Andre und Prentel jude 
die Häuser Sb. 24e und 26a, 1472 Stefan Sumersperger und Niclas 
Suechennagel die Häuser 25c und 50a u. a. m. — Schenkung. Sb. 55/3d 
von 1445: hat in geben N. F. (voriger Gew.). — Sb. 500 von 1453: Item 
Anna des benanten Martine mueter hat aufgeben an datum dez inschreiben 
ir haus mitsambt dem hofweingarten demselben irm sun Mertt also, 
das der benant M. S. hat globt versprochen, sein benante mueter erber- 
lich aushalten ir lebteg .... Sb. 94/2d von 1459: und gibt auff den 
weingarten dy helfft A. H. yerer stlfftachter nach yeren tod. — Hier be- 
deutet ‚‚aufgeben‘“ zugleich soviel wie schenken. 


1) Ausnahmsweise Sb. 3/lc von 1454: Item des Th. H. kinder .... 
rechte geswistret von ainem zu dem andern — und dy erbschaft kumbt 
her vom .... — Sb. 65b Anlage: und derselb hof ist im von dem Th. Kr. 
geschaffen wurden, und hat in auch erlangt mit dem rechten. — Sb. 99/2d 
von 1454: und der weingarten ist herkomen von irer muter. 


2) Wenn nämlich von mehreren Eıben der eine das Grundstück 
übernimmt und seine Miterben mit Geld abfertigt. Die betreffenden 
Gelder bleiben oft auf den Grundstücken liegen, und die bezügliche 
Satzpost vermittelt nun die Kenntnis des Eıbganges. Vgl. Sb. 85d 
Anlage: und bleibt schuldig des H. W. kind Andlein 12 fl. auri an dem 
hause; der gehorent 71, derselben junckfrauen auf gewondlich jerlich 
dienst. Und so dasselb kind zu seinen jaren kumbt und das geld vodern 
wurdtt, so sol er ym betzalen hauptgut und dienst, und di übrigen 4Y, fl 
auri sol er ausrichten auf tzwen S. Mertteinstag nocheinander kunftig. 
— SB. 68a von 1459: und bleibt man auf dem haus ainem kind, genant 
Margaret, schuldig 6 % d erblich. — Sb. 6a von 1485: und bleibt schuldig 
jungfrau Barbara der Margareten swester 3 fl. — Sb. 340 von 1454: 
and bleibt schuldig seinen chinden Micheln und Anna 5 fl. auri von wegen 
yres müterlichen erbtail. 
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aller Geweren aus (3—5%), nichtsdestoweniger gibt ihre 
Untersuchung Gelegenheit, sich mit einigen sehr interessan- 
ten verfassungs- und rechtsgeschichtlichen Fragen ausein- 
anderzusetzen. Ein intensiveres Eingehen auf diese Fragen 
verbietet sich jedoch mit Rücksicht auf die Schranken de 
gestellten Themas; die hier aufgeworfenen Probleme können 
nur kurz gestreift werden, insoweit es die Erklärung der 
bezüglichen Eintragungen der Bücher erfordert. 

Vorerst sollen die Geweren der Gruppe D (die Krone) 
und E (die Stadt), bzw. die hierher gehörigen Grundstücke 
betrachtet werden. Mit einer Ausnahme (der ‚Puxenhof“, 
Sb. 147a, das Zeughaus, welches die Stadt 1454 erwirbt) 
sind die Geweren der Krone und der Stadt bereits seit der 
Anlage eingetragen und erfolgt an diesen Grundstücken 
auch bis zum Schlusse der Weiterführung keine Gewere- 
änderung. Diese 9, seit 1454 10 Grundstücke sind aus- 
nahmslos Häuser. Der König ist an die Gewere dreier 
Häuser der inneren Stadt geschrieben (,,‚Item domus domini 
regis, Sb. 146d, 157d und 164d), deren Lastenspalte leer 
geblieben ist (nicht einmal das Wort ‚frei‘ ist angemerkt). 
Ferner gehört ihm ein Haus (Sb. 108a: domus domini regis) 
und ein Bad (Sb. 108b: Balneum domini regis)!) auf der 
Wödritz. Diese Grundstücke sind bezeichnenderweise mit 
Ewigrenten (das Haus mit 40 6 und 2 Hühner, das Bad 
mit 3% ö und 6 Hühner Jahreszins an eine Pfründe der 
Martinskirche) belastet; Zeichen, daß dieselben ursprüng- 
lich in Bürgerbesitz waren. Das sechste Haus ist das der 
königlichen Zollverwaltung gehörige Mauthaus auf der 
Michelsgasse im Neusiedel (die sogenannte dürre Maut), 
welches, nach seinem Vermerke zu urteilen, ein steuer- 
pflichtiges Bürgerhaus war.?) 


'ı) Dieses Bad wird als des „hauptmanns“ oder des „‚spans pad- 
stuben auf der Wedritz“ in KR. öfters erwähnt (KR. 5/75fl., 7/54fl., 
4/55). Da auf dem königlichen Schlosse der Errichtung eines Bades 
technische Hindernisse im Wege gestanden, so scheint dieses Bad der 
König zum Gebrauche der Schlcßbesatzung eıwoıben zu haben. 

2) Sb. 17b: Item das mauthaus — frey, und was die statleutt jerlich 
darauf slahent, das sol davon geraicht und betzalet werden. Es wird jedoch 
weder in den Steuer (Gab) büchern, noch in den Lustregistern erwähnt. 
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Die Stadt besitzt ursprünglich drei Häuser: das Rat- 
haus — ein Doppelhaus (Sb. 150d: due domus pretorü) —, 
dann ein Zinshaus in der Pfaffengasse (Sb. 123b)!) und 
schließlich das Frauenhaus am Einnde der Schöndorfer- 
gasse?), zu welchen seit 1454 das vorerwähnte Zeughaus _ 
kommt. Nicht in die Bücher aufgenommen sind die Stadt- 
mauern, Türme, Bollwerke, Zielstätten, Gräben, Stein- 
brüche usw., welche Teile der Stadtallmende waren. 

Äußerst interessant gestaltet sich die Untersuchung 
der Geweren der Gruppe C (Kirche und fromme Stiftungen). 
In diesen Geweren sind von der Propstei und dem Kapitel 
bis auf die kleinsten Altar- und MeBßstiftungen, vom Propste 
bis auf den letzten Pfründner und Altaristen beinahe alle 
kirchlichen Korporationen und geistlichen Personen des 
mittelalterlichen Preßburg vertreten. Die Zahl der Grund- 
stücke, welche zur Zeit der Anlage dieser Gruppe zu- 
gehören, ist nicht unanschnlich (63); sie vermehrt sich bis 
1513 auf etwas mehr als das anderthalbfache (99). Ver- 
gleicht man aber mit diesem Anwachsen die Zahl der dieser 
Gruppe zuzuzählenden Gewereanschreibungen bis 1513 
(115, Tabelle II), so erweist sich, daß nicht jedes von der 
Kirche erworbene Grundstück im dauernden Besitze der- 
selben verblieb, sondern daß ein sehr erheblicher Teil der 
Neuerwerbungen wieder an Bürger weiterveräußert wurde 
(79 von 115). Diese Erscheinung ist unzweifelhaft die Folge 
einer zielbewußten, gegen die Ausdehnung des kirchlichen 
Grundbesitzes gerichteten Bodenpolitik der Stadt. Schon 
die Vermerke bei einem großen Teile der hierher gehörigen 
Grundstücke zur Zeit der Anlage zeigen, daß der Stadtrat 
vorsorglich bestrebt war, dieExemption dieser Grundstücke, 
besonders der Häuser, vom Stadtrechte zu verhindern.?) 


1) Gegen 1418 ist das Haus noch im Besitze eines Bürgers, vgl. 
kl. GLZB.; das Haus ist mit einem Ewigdienst von 6 ß ö zugunsten der 
Gottesleichnamszeche belastet. Über die Vermietung geben die KR 
Aufechluß, z. B. KR. 6/16 von 1443: Item .... hab ich enphangen von 
der Jorig Weberin hofezins in der Pfaffengassen von dem haus, das dy 
stat angehort, ein jarzins in dem XLII jare 4fl. a. 

2) Sb. 56b: Item domus civitatis in qua habitant meretrioos; 
Gb. 44bb: Item das haus der stat, dorinn dy schon fraun sein. 

3) Anläßlich der Anlage wird in die Lastenspalte von Häusern, 
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Die Kirche besaß nämlich innerhalb der Bodenfläche der 
bewohnten Stadt weitaus mehr Häuser als die in den 
Büchern verzeichneten. Diejenigen nun, welche nicht in 
das Gb. gelangt waren, waren echte Immunitäten gegen- 
über dem Stadtrechte; sie waren sozusagen Enklaven frem- 
den Rechtes innerhalb der territorialen Rechtskompetenz 
der Stadt. Abgesehen von den für den Gottesdienst be- 
stimmten Grundstücken (Kirchen und Friedhöfcen), gab es 
eine Menge von für Wohn- und sonstige wirtschaftliche 
Zwecke bestimmten Häusern und anderen Grundstücken, 
die solche Enklaven darstellten. Stellt man diese Häuser usw. 
jenen gegenüber, welche in das Gb. aufgenommen wurden, 
so findet man anfänglich keine Erklärung dafür, weshalb 
das eine Haus eine kirchliche Immunität war, das andere 
nicht. Warum ist das Klarissinnenkloster verbucht (Sb. 
129c: domus monialium) und warum das Franziskaner- 
kloster nicht? Warum sind von allen Kapitelhäusern nur 
zwei verbucht (Sb. 119d und 126c), die übrigen und der 
Propsthof nicht? Die drei Pfarrhöfe (S. Michael, Sb. 12b, 
S. Martin, Sb. 126d, und S. Laurenz, Sb. 157b) sind in die 
Bücher eingetragen, die drei Spitäler (zu S. Anton, S. Ladis- 
laus und S. Elisabeth) nicht.!) Zu einer” befriedigenden 
Lösung dieser Rätsel gelangt man, wenn man die Ent- 
stehungszeit des kirchlichen Eigentums an den in Rede 
stehenden Grundstücken untersucht. Es zeigt sich, daß 
die ins Gb. aufgenommenen Häuser usw. ausnahmslos nach 
1291, dem Jahre der großen Preßburger Handfeste, viele 
der nicht verbuchten Immobilien aber vor diesem Zeit- 
purkte in den Besitz der Kirche gelangt waren. Während 
die Franziskaner sich spätestens Mitte des 13. Jahrhunderts 
in Preßburg niedergelassen und ihr Kloster erbaut hatten, 
kamen die Klarissinnen erst 1297 in die Stadt. Der Pfarr- 


welche dem Kapitel und einzelnen Pfründen usw. zugehören, folgender 
Vermerk geschrieben: ‚‚unverzigen der stat ir gabe“ (Sb. 119a, 119d. 
122d, 123a usw.). Das Gb. setzt den Vermerken noch zu: ‚‚was sy dar- 
auf slecht‘, oder: ‚„‚die sy darauf legen“. 


1) Die nicht ins Gb. eingetragenen Häuser sind mit leidlicher 
topographischer Genauigkeit anhanden der Steuer- (Gab) bücher, dann 
mannigfaltiger anderer urkundlichen Nachrichten feststellbar. 
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hof 8. Martin kam im 14. Jahrhundert als Schenkung an 
die Kirche und’der Pfarrhof S. Laurenz stand bis zirka 1420 
im Eigentum von Bürgern. Hingegen sind die Spitäler, 
wenigstens die zwei erstgenannten, uralte, vor das Jahr 1291 
fallende Gründungen. Per analogiam kann man behaupten, 
daß der Propsthof und jene Kapitelhäuser, deren im Gb. 
keine Erwähnung geschieht, vor 1291, die zwei verbuchten 
Kapitelhäuser aber nach 1291 an die Gewere des Kapitels 
gelangt waren.!) 

Diese Eıklärung ist vom verfassungsgeschichtlichen 
Standpurkte aus durchaus annehmbar und einwandfrei. 
Die durch die Handfeste gewährte selbständige territoriale 
Verwaltungskompetenz der Stadt konnte nicht auf jene 
Grundstücke ausgedehnt werden, welche zwar innerhalb 
des Stadtgebietes lagen, aber bereits vor 1291 in das Eigen- 
tum nichtbürgerlicher, dem Stadtrechte nicht unterworfener 
Standespersonen (zu welchen die Kirche zählt) gelangt 
waren. Dem jüngeren Privileg standen ältere wohlerworbene 
Rechte gegenüber. Dieser Tatbestand war nun ein wichtiger 
Anlaß, um den Stadtrat zu bewegen, die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, damit mit der Erwerbung von 
kirchlichem Besitz (und auch von adligem, siehe d’ese Zeitschr. 
39 8.68 Ar.m. 3) nach 1291 innerhalb des Stadtgcbietes die 
dem alten kirchlichen Besitzstande zukommende Immunität 
nicht auf die Neuerwerbungen ausgedehnt werde. Eine 
wirksame einschlägige Maßnahme war nun die Aufnahme 
dieser Neoakquisiten in den grundbücherlichen Grundstücks- 
stand, bei gleichzeitiger Betonung der Steuerpflicht. 

Trachtete so der Stadtrat mit Erfolg, den Charakter 
der im kirchlichen Besitze befindlichen, jedoch zum Stadt- 
grunde gehörenden Grundstücke als bürgerliche Eigen zu 
wahren, so war dies nur eine Maßnahme, die sich mit den 
bereits vollzogenen Tatsachen abfand.. Der Kampf der 
Stadt gegen die Ausbreitung des Immobilienbesitzes der 
toten Hand ging jedoch weiter; es galt, diese Ausbreitung 


ı) Für die Franziskaner vgl. Ortvay II 4 (1903), 521, für die Kla- 
rissinnen ebd. 529. Für den Pfarrhof zu S. Martin vgl. Ortvay II 1,5l, 
für den Pfarrhof zu S. Lorenczen das kl. GLZB. Bezüglich der Spitäler 
siehe Ortvay Il4, 287 ff. | 
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zu beschränken, eventuell ganz zu verhindern. Hier wendete 
sich der Rat in erster Linie gegen die allgemein verbreitete 
und sehr häufig ausgeübte Sitte, durch Schenkung oder 
Legat an die Kirche ein Seelgerät an Immobilien zu stiften.}) 
Schließlich wurde 1457 ein Gcmeindebeschluß erbracht, wo- 
nach sowohl derartige Schenkungen als auch Stiftungen 
von (unablöslichen) Ewigdiensten unter Hinweis auf die 
Stadtfreiheit untersagt wurden und die Ablöslichkeit und 
Ablösepflicht der bereits bestehenden Ewigdienste aus- 
gesprochen wurde.?2) Bei Anschreibung von Geistlichen 
an die Gewere von bürgerlichen Grundstücken wurden die 
Erwerber einerseits zur Beitragsleistung zu den städtischen 
öffentlichen Lasten verpflichtet und anderseits verfügt, 
daß nach dem Ableben des geistlichen Eigentümers das 
Grundstück wieder in den Besitz von Bürgern kommen 
soll?) Die Ergebnisse dieser Politik zeigen sich an dem 


1) Eine stattliche Reihe von Gemächten im TestB. enthält der- 
artige Legate; bald wird eine neue Pfründe gestiftet und mit Häusern 
und Weingärten ausgestattet, bald werden Immobilien den bereits be- 
stehenden Pfründen und Stiftungen oder Pfarren und Kirchen zu- 
gewandt. Bei der Häufigkeit aieser Schenkungen erübrigen sich kon- 
krete Beispiele, i 

3) V. Kiräly,l.c. 416, Artikel 160. Hier der grundlegenden Wich- 
tigkeit für das Grundbuchiecht wegen nach dem Originale wiedergegeben: 
Es sol auch kain eıber mann oder frau oder person wie die gnant sey, 
kainer sciner erb, es sein heuser oder weingerten oder andre erbgueter, 
erblich und ewiglich hingeben und verkauffen noch kauffen, es sey umb 
zyns, dienst, jartag, stift, zu pfrienten oder zu altern, widder gaystlichen 
noch weltl:chen; und sol verboten sein, wen es ist widder unser gerechti- 
kayt und freyhet und der stat freytum, wen cs ist aine kunigliche frey- 
statt und der großen siben freystett aine im land zu Hungern; und nemen 
uns selbs aus unsern freytum. Darumb ist pillich, das ewig gstift zyns 
noch rendt auf solher der statt grunten nit sein sullen; aber solich ge- 
stift dienst, zins oder rendt abzuledigen mugen wol geschehen. Und das 
soll alles geschehen mit willen und wissen aines purgermaisters, und ge- 
schrıben werdn ins grundtpuech oder under der statt. meıern anhangen- 
den insigel, damit die statt in irm freytum gebalten werde, als pillich 
und recht ist. 

®) Vgl. S.30 Anm. 2 sowie z.B. Sb. 123c von 1490: und dint 
gemainer stat jerlich für wach und steur 2 fl., und nach seinem abgangkh 
stet es zu meinen herrn, wie es ain ander erlangen muge von des dinst 
begn. — Sb. 95/2b von 1447: und sol den weingarten verchauffen von 
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relativ geringen Anwachsen des kirchlichen Besitzes gegen 
über den Erwerbungen (wie oben bemerkt) sowie in der 
Ablösung eines Teiles der Ewigdienste, welch letzterer Er- 
scheinung im nächsten Abschnitte nähergetreten wird. 

Bezüglich der Judengeweren (Gruppe B) wird vor 
allem wiederholt betont, daß die in den Tabellen I und II 
enthaltenen Zahlen die Geweren der Judengasse, des mittel- 
alterlichen Ghettos in Preßburg, nicht in sich begreifen!) 
und sich ausschließlich auf die außerhalb der Judengasse 
gelegenen Hausgrundstücke und die Weingärten — also 
auf die „bürgerlichen Grundstücke‘ — beziehen. Die Tat- 
sache, daß Juden an die Gewere solcher Grundstücke ge- 
schrieben erscheinen, hat Ortvay in seiner bekannt ober- 
fächlichen Manier dazu Veranlassung geboten, zu behaup- 
ten, daß Juden auch inmitten der christlichen Bürgerschaft 
außerhalb des Ghettos gewohnt haben.?2) Untersucht man 
jedoch nicht nur die von Ortvay aus zweiter Hand mangel- 
haft und ungenau zitierten Anschreibungen des Gb. (An- 
lage), sondern auch diejenigen des Sb. während der Weiter- 
führung, so ergibt sich die Unhaltbarkeit der auch rechts- 
geschichtlich auffallenden Behauptung Ortvays. 

Die innerhalb des bürgerlichen Besitzstandes ange- 
schriebenen Judengeweren lassen sich in zwei Untergruppen 
scheiden. Die erste Untergruppe umfaßt die Anschreibung 
von Juden an Häuser und Haustcile, welche der Judengasse 
benachbart waren.?) Diese Geweren bedeuten daher eine 


Michaelis nachtekomund uber dreu jar; ob erdeznit tet, so ist der wein- 
garten der stat verfallen. — Sb. 87jld von 1469: und hatt da versprochen 
p’y seiner priesterschafft davon zu gaben als ein ander lae statman. — 
8b. 22/]ld von 1482: und soll davon gaben und wachten als ain ander 
statmann. — Sb. 64/30 von 1497: und gabt davon als ain ander statman 
von dem wein so darinn wachsennt. 

I) Gb. 133a—135bb und Sb. 168a—171a: ‚In der stat des anderen 
tayls —- Judengassen‘“, zusammen 13 Hausgrundstücke, darunter: 
Gb. 134b: „der juden synagoga‘“‘ = Sb. 1696: ‚„‚die schul‘'. 

9) Ortvay, 1.c. II 2,299 - 306. 

-  ®) Als einzige Ausnahme gegen die streng topographische Reihen- 
folge der Grundbuchsanlage wurde die Judangasse bei der Anlage von 
den christlichen Haurgrundstücken abgesondert am Ende der Haus- 
folien der inneren Stadt separat verbucht. Topographisch richtig wären 
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Ausweitung des Ghettos, zu dessen Grundstücksstande die 
Juden von 1448 bis 1513 nach und nach vier garze Häuser 
und zwei Hausteile hinzukauften. In ähnlicher Weise wie 
bei dem Eıwerb von bürgerlichen Grundstücken durch 
Geistliche wurden auch diese Käufe von der Erlaubnis des 
Rates und anderen Bedingungen abhängig gemacht und 
der „bürgerliche“ Charakter der Häuser durch entsprechende 
Vermerke gewahrt.!) Die zweite Untergruppe umfaßt die 
übrigen Grundstückserwerbungen der Juden. Daß diese 
Erwerbungen zu Wohn- oder anderen konsumwirtschaft- 
lichen Zwecken erfolgt wären, ist von vornherein zumin- 
destens anzuzweifeln. Eine nähere Untersuchung dieser 
Judengeweren klärt denn auch hinreichend genau darüber 
auf, daß die im Sb. sehr häufig direkt nachweisbare Ver- 
anlassung derselben die Nichterfüllung von Rückzahlungs- 
verpflichtungen christlicher Schuldner an jüdische Gläu- 
biger war, die sich dann nach Überfälligkeit ihrer Forde- 
rungen gerichtlich oder vertragsgemäß die verpfändeten 
Grundstücke einantworten ließen. Auf diese Weise gelangt 
der Gläubiger — falls er nicht sofort nach der Einantwor- 
tung einen Käufer findet — in den Besitz des Grundstückes, 
und er beeilt sich, diesen Besitz so bald und so vorteilhaft 
als möglich abzustoßen. Beispielsweise Sb. 113c: 


die Häuser der Judengasse zwischen Sb. Fo. 155 und Fo. 157 einzu- 
teilen gewesen. 

i !) Sb. 156d von 1448 vgl. S.30 Anm. I. — Sb. 157a von 1462: 
Aschl jud — Tewbel uxor — und sullen zu kunftigen zeiten der sta$ 
jerlich davon raichen fur zirk, robot und wacht zwen guldein in gold, 
und an richter und rats urlaub das haus nit vereeczen noch verkaufen. 
— Ibid. von 1467: Jacob von Passaw Hann uxor — Item Jacob jed 
von Passaw hatt sein haus gefreidt, das er darumb hat nidergelegt berait 
10 fl., und man ist im schuldig warden von der stat nach laut ainer qu- 
tanzen facit 5fl. Actum des eritag vor festum corporis Xpi anno domini 
LXo septimo (26/V 1467). — Sb. 156c von 1471: Musch jud des Levmans 
sun — und ist jerlich davon gemainer statt schuldig zu geben 1 fl. 3 ortt 
(34 fl.), anzuheben von dem nachstkunftigen S. Jorigentag uber ain jar. 
und abzulösen, dyweils dy juden haben (!., Aoctum usw. — Sb. 156b 
von 1507: Zacharias judt — um das hinntertaillindy judengassen. 
— Sb. 157b von 1509: an der Gewere Schwartz. Mendel jud von Offen 
Drasl uxor, ohne Vermerk. — Sh. 155b von 1513 (das hindertail): Heindl 
der Wolfflin sun — mit vorbehaltung wacht, robait, steuer und gab. 
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Actum an Montag [Vlreich Geyer [und bleibt schuldig 
Erhardi anno ete. Maret uxor der Teubel judin 3fl. 
XLVIlIo (8/I. . registro suo] 

1448) | | 

Actum an montag [Hendel von Grecz 

vor Petronelle an- judeus] 

no LIIIo (28/V. 

1453) 
Actum an montag [Wennczla Vashan!) 
‚vor trium regum Margaretha uxor] 

anno LIIIIo (5/I. 

1454) 

Es sind jedoch manchen Judengeweren keine grund- 
bücherlichen Versatzungen vorangegangen. Nun wäre 
man auf den ersten Blick versucht, anzunehmen, daß sich 
solche Anschreibungen etwa auf Käufe der Juden beziehen. 
Dem widerspricht aber die kurze Dauer der Judengewere, 
welche sich nur in den seltensten Fällen auf länger als 
drei Jahre beläuft.2) Eine Einantwortung des Gläubigers 
in die Habe des säumigen Schuldners kann auch in diesen 


1) Teubel war die ‚„‚Base‘‘ des Hendel von Grecz; auf die obige 
Eintragung beziehen sich die Judenregesten Nr. 279 und 285, über 
3 Goldgulden auf täglichen Schaden, Wochengesuch 36 per Gulden 
(74%), bzw. über 1 Goldgulden auf täglichen Gesuch. — Ähnliche 
Beispiele bieten noch die Folien Sb. 2a, 60, 42a, 83c, 122b, 1340, 158a, 
2/9b, 11/5c, 20/18a usw. — Dem Schuldner wurde hier und da innerhalb 
einer bestimmten Frist das Losungsrecht eingeräumt. So versetzen 
Sigmund Awer und seine Frau 1446 ihr Haus dem Juden Aserl um 42 f|i., 
welche Schuld sich 1447 auf 60 fl. erhöht (Zurechnung nichtgezahlter 
Zinsen?) Am 19/II. 1448 wird Aserl an die Gewere dieses Hauses, 
Sb. 1340, geschrieben und gleichzeitig in der Lastenspalte bemerkt: 
Item das haus sol der benant Aserl jud in solicher maß halten hincz auf 
8. Jorgentag ungeverlich, also,ob der Sigmund von der Aw das haus 
mag in der zeit gelosen, das mag er tuen in der zeit umb 85 fl. auri; lest 
ers aber nit vor S. Georgentag, so hat forbas der jud mit dem haus zu 
tuen und handeln als mit seinem aigen guet, als es im dann zugeschriben 
ist. — Äbnlich kurz Sb. 127d am 20/XII. 1456: Aserl jud — und hat 
losung der Pernhartel (Schuldner) umb 80 fl. auri auff den nachst- 
komunden S. Jorgentag. 


2) Z. B. Wolfl jud 12/IIL 1459 bis 8/VI. 1461 (Sb. 7b); Slemel jud 
8/VL 1461 bis 4/I. 1462 (Sb. 15a); Prenntel jud 3/IIL 1449 bis 27/XL 
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Fällen um so eher angencmmen werden, als nicht alle Ver. 
pfändungen der Grundstücke ins Sb. eingetragen wurden.!) 

Auf diese Weise ist auch die Anschreibung von Juden 
an die Gewere von Christenhäusern und Weingärten bei der 
Anlage zu erklären. Diese Anschreibung war der zweite 
Akt eines Dramas, dessen erster Akt, die Satzung, in der 
Zeit vor Anlage der Bücher gespielt hatte, daher in den 
Büchern nicht mehr verzeichnet worden ist.?) 

Soweit Häuser in Betracht kommen, führen auch all- 
gemeine Erwägungen zur Bestätigung der Richtigkeit obiger 
Beweisführung. Daß Juden einzelne Häuser inmitten der 
christlichen Bürgerschaft bewohnt hätten, ist ganz aus- 
geschlossen, und auch eine Vermietung solcher Häuser an 
Christen dürfte kaum möglich gewesen sein. So ist die 
Judengewere eigentlich eine contradictio in adjecto: der 
Jude hatte das Recht ‚zu nutzen“ usw., konnte aber tat- 
sächlich die Nutzung nicht ausüben. Es blieb ihm daher 
nichts anderes übrig, als so schleunig wie möglich zu ver- 
kaufen. 

Bei dem Judenbesitze an Weingärten sind die Ver- 
hältnisse nicht ganz so durchsichtig. Aus einzelnen Ein- 


1452 (Sb. 15c); Jung Musch jud von Tirna 10/I. bis 10/L. 1446 (sofort 
verkauft Sb. 6lc); Wolfl judin 3/II. 1467 bis 28/XI. 1468 (Sb. 71b); 
Slemel jud 28/IV. 1466 bis 29/XII. 1467 (Sb. 82a) usw. 


!) So sind z.B. im Archive folgende Stadtbriefe vorhanden, in 
welchen genau bezeichnete Grundstücke versetzt wurden, ohne daß eine 
Eintragung im Sb. erfolgte: Lad. 23 Nr. 58 vom 5/Il. 1447 versetzt 
Hanns Paykendorffer samt Frau ihr Haus auf der Wedritz (Sb. 114d) 
der Gottesleichnamsbrüderschaft um 40 fl. Rentenschuld; — Lad. 24 
Nr. 6/34 versetzten Peter Eirnein und Frau ihr Haus auf der Schön- 
dorfergasse (Sb. 57a) am 10/VIII. 1451 dem Spital um 5 #5; — Lad. 24 
Nr. 11 versetzten Hanns Tantscheff samt Frau ihr Haus auf Donau- 
neusiedel der Pfründe auf dem Gottesleichmamsaltar in der S. Laurenzen- 
kirche am 29/IX. 1490 um 14 fl. u.a. m. — Vgl. hierzu noch den Stadt- 
rechtsartikel 8. 44 Anm. 2, wo die Eintragung ins Grundbuch ode 
die Ausstellung eines besiegelten Stadtbriefes alternativ gefordert wird. 


2%) Jeckel von Ofen Sb. 1d, Jeckl judin (von Ofen) Sb. 17a, Jung 
Musch jud von Tirna Sb. 2/lo und 6,7d und Iserl jud Sb. 4/lc — zu- 
sarmmen 2 Häuser und 3 Weingärten. Bezeichnenderweise werden beide 
Häuser Öden genannt und 2 Woingärten (4/lo und 6/7d) gehören zu 
den ‚‚verlassenen‘‘ Weingärten. 
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trägen des Sb. kann geschlossen werden, daß Preßburger 
Juden Weingärten auch kaufweise an sich gebracht haben, 
wahrscheinlich um darauf ihren rituellen Wein zu fechsen.!) 
Wieviele der Judengeweren an Weingärten auf die direkte 
Nutzung derselben durch Juden schließen lassen, ist bei 
der Seltenheit der Kaufvermerke des Sb. nicht feststellbar.?) 
Die geschilderte Art des Grundstückserwerbes durch 
Juden dauerte jedoch nicht die ganze Zeit der Weiterfüh- 
rung an; ebenso wie die Judensatzungen seit 1475 auf- 
hörten, hörte auch kurz danach die Anschreibung von 
Juden an die Gcwere versetzter Grundstücke auf. Die 
Ursache des Verschwindens des Judenkredits und seiner 
Folgeerscheinungen aus dem Sb. ist in königlichen Ver- 
ordnungen zu suchen, welche seit 1450 sich immer schärfer 
gegen den „Wucher‘ der Preßburger Juden wandten, und 
1475 in dem Verbot König Matthias’ I. gipfelten, wonach 
die Verpfändung von Preßburger Grundstücken an Juden 
für alle Zeiten bedingungslos untersagt wurde.?) Seit 1499 
beziehen sich daher alle jüdischen Gewereanschreibungen 
ausschließlich nur mehr auf die erste Untergruppe, d. h. be- 
treffen die zur Judengasse zugekauften Häuser. 
Schließlich wird bezüglich der letzten Gruppe (F) er- 
wähnt, daß diese solche Grundstücke umfaßt, deren Ge- 
werespalte keine Eigentümernamen, sondern nur die Be- 
zeichnung der Grundstücke, gewöhnlich als Öde +), öde Hof- 
stätte®), Weingarten®) aufweist. Bei zwei Hausgrund- 
stücken ist der Name des letzten Besitzers, der das be- 


!) Ausdrücklich bezeugt ist der Kauf der Hälfte eines Weingartens 
durch einen Juden Sb. 29/4b von 1446. 

2) Zur Bereitung des rituellen Weines pflegten die Preßburger 
Juden auch Trauben anzukaufen. Vgl. AchtB. 31 von 1510: Des Wintter 
sauschlaher urgicht . . . . mer hat er im (Andre Seman) auß dem 
Wolfleinsgrundt gestollen 8 putten weinper, und hat die untter dy juden 
verkaufft. 

3) Siehe die bezüglichen Urkunden in Monumenta Hungariae Iu- 
daica 1, Budapest 1903, Nr. 146, 148, 151, 160 S. 197—207. 

4) Sb. 96a (auch 96c und 4/6b): Item ain dde. 

$) Sb. 16lc: Item ain öde hofstat (vgl. S.36 Anm. 4). 

*) Sb. 20/19b: Item ain weingarten der Hering genant. — Sb. 75/ke: 
Item ain weingarten. 
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treffende Grundstück verlassen hatte, angegeben.!) Bei 
einigen Weingärten (z. B. Sb. 83/la, 85/1d, 81/3c) ist über- 
haupt nur das Wort ‚item‘ angeschrieben. 


6. Die Lastenspalte. 


# Diese enthält zwar bedeutend weniger Posten als die 
Gewerespalte, darum sind jedoch die Lastenvermerke wie- 
der unvergleichlich umfangreicher als die in den meisten 
Fällen auf die Namen der Eigentümer beschränkten Ge- 
wereeintragungen. Unzweifelhaft mit ein deutlicher Hir- 
weis darauf, daß der Schwerpunkt der Anlage in der sorg- 
fältigen Registrierung der Grundstückslasten gelegen war. 
In der Lastenspalte der Anlage wird die Zweiteilung des 
Eintragsstoffes durchgeführt, während die Gewerespalte 
beider Bücher gleichlautend ausgefüllt wurde. 


Das Prinzip der Zweiteilung liegt in der Unterscheidung 
zwischen ‚ewigen‘ (unablöslichen) und zeitlichen (ablös- 
lichen) Lasten, Ewigdiensten und Satzungen. Unter 
Ewigdiensten (Grunddiensten, Bergrechten) wurden jähr- 
lich zu leistende Abgaben, Dienste oder Zinse verstanden, 
welche als Reallasten auf den Grundstücken ruhten. Ihren 
Ursprung näher zu untersuchen ist ohne praktische Be- 
deutung für das Preßburger Grundbuchrecht, da sie samt 
und sonders gleichförmig behandelt werden, ob sie nun 
Geld- oder Naturalienleistungen sind, oder ob sie der Stadt, 
der Kirche und frommen Stiftungen oder Laien zu leisten 
waren. Weder in der Rechtsstellung der leistungspflichtigen 
Eigentümer noch in derjenigen der Empfangsberechtigten 
sind irgendwelche Verschiedenheiten oder Sonderrechte 
wahrnehmbar. Zwischen Zinsleister und Zinsempfänger 
besteht kein irgendwie über die Zinsleistung und Zins- 
forderung hinausgehendes Abhängigkeitsverhältnis. Der 
Ewigdienst ist eine rein dingliche, homogene und voll- 
kommen unpersönliche Belastung des Grundstücks, und 
der jeweilige Eigentümer ist über die schuldige Jahres- 


1) Sb. 113a: Item ain öde die des Swartzen Hannsen gewesen ist. 
Sb. 113b: Item ain öde die des Lienhard Rostawscher gewesen ist. 
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leistung hinaus dem jeweiligen Rentner in keiner Weise’ 
verpflichtet. | L 

In welcher Weise gerade die Anlage der Bücher selber 
die Verschmelzung der unstreitig einst mannigfaltigen un- 
ablöslichen Renten begünstigt oder vielleicht geradezu her- 
beigeführt hat, entzieht sich mangels konkreter Zeugnisse 
der Beurteilung. Eines ist jedoch gewiß: diese Mannig- 
faltigkeit, die Wesensverschiedenheit der Ewigdienste hat 
einst bestanden, und trotzdem die Unterschiede ganz ver- 
wischt sind, kann man ihre Spuren an gewissen Anzeichen 
der Eintragungen selbst erkennen. So kann ein ursprüng- 
liches Erbleiheverhältnis bei den Ewigdiensten einer Vor- 
stadtgasse, der Nonnenpeunt (beunda monialium), unschwer 
aus den gleichförmigen Belastungen aller Grundstücke mit 
Geld und Hühnerzinsen beobachtet werden!), auch wenn 
anderweitige urkundliche Nachrichten das einstige Ober- 
eigentum der Nonnen an dem Areale dieser Gasse nicht 
bezeugen würden.?2) Weltliche Erbleihen können wiederum 


1) Sb. 170—28b; z.B. Sb. 17c: dient den nonnen 80 6 2 huner. 
Sb. 17d: dient den nonnen 80 ö 2 huner usw. — Der Dienst war zu Weih- 
nachten zu leisten, vgl. Sb. 19c: dient 60 ö und 1 hun auf weinachten 
den nunnen. — Die Höhe der Dienste variierte zwischen 20 ö und einem 
halben Huhn und 80 ö und 2 Hühnern. Im Gb. sind die entsprechenden 
Folien herausgerissen worden; wahrscheinlich aus dem Grunde, weil der 
Grundbuchführer diese Dienste als nicht in das Gb. gehörig ansah. 
War doch den Hausstellen der Nonnenpeunt bis 1517 kein Lustanteil 
zugemes<sen, auch steuerten die Bewohner dieser Gasse nach anderen 
Grundsätzen als die übrigen Stadtbürger, weshalb die Steuerregister 
(Gabbücher) des MA. die Gasse entweder ganz auslassen, oder nur die 
Weingabe, nicht aber die Hausgabe verzeichnen. Nichtsdestoweniger 
werden diese Dienste im Sb. geradeso behandelt wie die übrigen 
Ewigdienste; sie werden, was besondeıs charakteristisch ist, bei Grund. 
stücksteilungen ebenfalls geteilt, z. B. bei einer Zweiteilung des Grund- 
stückes Sb. 17d 1468 wird vermerkt: dint halben tail, nach der Wieder- 
vereinigung beider Teile 1504 wird dann dieser Vermerk gelöscht. Sb. 20a 
wird der Dienst von 40 ö und 2 Hühnern 1460 auf je 205 1 Huhn ge- 
teilt; die Grundstücke 200 (Dienst 40 ö 1 Huhn) und 20d (Dienst 80 ö 
und 2 Hühner) werden 1453 zusammengefaßt und in zwei gleiche Hälften 
geteilt; der Dienst der zwei neuen Parzellen wird sodann mit je 60 ö 
und 3, Hühnern fixiert usw. . 

#2) Act. Pr. 168 von 1422: .... Hanns der Krewczer, gesessen auff 
der nünnenpewnt auff der nunnen guet .... Mitdem Ausdrucke Nonnen- 

48 


52 Franz Koväts, 


in den gleichförmigen Ewigdiensten der Reichardgasse 
(Sb. 65c—70b, Gb. 52a —55d), die einem Bürger der Stadt, 
dem ehemaligen Stadtschreiber Nikolaus Pachrad zu leisten 
waren, vermutet werden.!) Dieser Bürger vermachte 1439 
alle seine Renten der Gottesleichnamszeche, welches Ver- 
mächtnis auch im Sb. durchgeführt wurde.?) 

Ein erheblicher Teil der Weingartendienste war als 
„Bergrecht“ der Stadt (dem Bürgermeister) zu leisten und 
waren mit diesen Diensten sämtliche Weingärten der Riede 
II bis X belastet. Teils waren es Geld-, teils Weinabgaben, 
sie können unzweifelhaft als Novalzinse angesprochen wer- 
den.?) Eine Ablösung dieser Dienste kam nicht vor, hin- 
gegen nicht selten eine zeitliche ‚Freiung‘“, um die Auf- 
nahme verlassener Weingärten zu fördern.*) 


pewnt der nonnen und Nonnenpewnt stadtgrund werden die eigentliche 
Nonnenpeunt und dann einige Hausgrundstücke auseinandergehalten, 
welche an der Fortsetzung der Häuserzeile dieser Gasse gelegen waren, 
jedoch nicht zur eigentlichen Nonnenpeunt, d.h. zu der ehemaligen 
Beunde gehörten. 

1) Gb 52a: dient 30 d 3 huner auf weinachten dem Nioolae Bacba- 
rad. = S. 65c: dient 30 ö6 3 huner auf weinachten dem Niclas Pachrad. 
Vgl. noch diese Zeitschr. 39 S. 56 Anm. 3. 

2) TestB. 36 von 1439: und schaff darczu (zu ainer ewigen meß 
in gotzleichnamszech) auch mein Reichartsgassen und ander 
mein zins darczu, ale dy begriffen sind im grundtpuech. Sb. 65c vom 
1440 zur vorzitierten Eintragung zugeschrieben: in goczleichnamzech zu 
ainer ewigen meß nach inhaltung ains geschefts, daz der Niclas Pachrad 
seliger getan hat. — Pachrad besaß eingangs erwähnter Gasse einen 
Meierhof (allodium Gb. 5lc, Sb. 65a), einst wohl eine Art Fronhof?! 

3) Gb. 2/lc: ain satz dient zwen grozz der stat auf Michaelis. — 
Gb. 2/ld: ain halben satz dient ain groß. — Gb. 3/2b: dient ain viertail 
wein der stat perckrecht und 3 viertail der kirchen zu S. Lorentzen. 
Gb. 5/l1d: (dient) anderhalb viertail ze pergr. der stat, und dem guster 
sin 1b. wachs. — 6/2d: (dient) ain viertail wein der stat ze pergrecht 
und dient in das spital ain emer wein auf Michaelis. — Wie diese 
Beispiele zeigen, wurden einzelne dieser Weingärten neben den städ- 
tischen Novalzinsen noch auch mit anderen Ewigdiensten belastet. 
Hierüber weiter unten. — Nicht nur Weindienste wurden ‚‚Bergrecht“ 
genannt, auch Gelddienste; Gb. 7/3a: dient 20 ö pergrecht der stat 
auf Michaelis. 

4) Sb. 4/6a Anlage: dient der stat 1 quartale pergrecht — und hat 
ireyung zu dem dienst 4 jar ab anno XXXIXo. — Sb. 4/ld von 1447: 


— 


Preßburger Grundbuchführung und Liegenschaftsrecht. 53 


Die weitaus meisten Ewigdienste entstammen jedoch 
Seelgerätstiftungen teils an eigenem, teils an fremdem 
Gute.!) Demzufolge ist auch — mit einziger Ausnahme 
der städtischen Novalzinse — die Mehrzahl der Grund- 
dienste an die Kirche und fromme Stiftungen zu leisten. 
Die zahlreichsten Laiendienste bezog der vorerwähnte 
Pachrad und auch diese wurden bald 'nach Beginn der 
Weiterführung in kirchliche Ewigdienste umgewandelt. 
Als sehr interessante Veranlassungen der Begründung von 
Ewigdiensten seien ein als Sühne für einen Totschlag ge- 
stifteter Dienst?) sowie die Grunddienste der Weinberg- 
ried CIX erwähnt, welch letztere als fixes Pauschale an- 


hat freyung zu dem weingarten 8 jar. — Sb. 7/5a von 1452: und hat 
freyung auf 5 jar. — Sb. 10/2c von 1454: und hat freyung umb den grunt- 
dinst auf vier jar ab anno LIIIIto. 

1) Beispiele einer Seelgerätstiftung an eigenem Gut: 1341 stiftete 
Petrus Strigoniensis Posoniensisque ecclesiarum canonicus eine ewige 
Messe, und stattet dieselbe unter anderem mit ‚‚quatuor libras reddi- 
tuum super domum meam“ aus. Arch. Cap. Pos. Capsa F. Fasc. 2 
Nr. 49. — Seelgerätstiftung an fremdem Gute: 1374 verkauft Nykusch 
weylent heren Jacobs dez richter sun ze Prespurch ‚ayndlef phunt 
phennig, die gibich und gebich ze Prespurch sint geltez ewigez purch- 
rechtez, die do ligent auf dem Judenhofe‘‘ Jansen dem Pollen umb 110% Ö. 
„Man sol auch fürbaz dem egenanten Jansen dem Pollen und seinen 
erben die vorgenanten ayndlef phunt phening geltz ewiges purchrechtez 
alle iar dienen ze drin tegen im jar, als der stat recht und gewonhait 
wt.“ Stadtarch. Lad. 24 N. 16. Diesen Ewigdienst widmet Jans der 
Poll später dem Spital zum Heil seiner Seele: daher Seelgerätstiftung 
an fremdem Gute (vgl. S.20 Anm. 1). 

2) Stadtarch. Lad. 24, Nr. 6/18 von 1437: Ich Hanns Tzephl mit- 
burger ze Prespurg und ich Anna sein hausfrau bekennen ...., daz 
wir jerleich und ewicleich alweg auf unser lieben frauen tag der liecht- 
meß dienen und raichen süllen und wellen ain phund guetter wienner 
pfennige der swarozen munß und landeswerung ze Osterreich, von ains 
todslags wegen, in das alt spital ze S. Anthoni, gelegen fur der rtat ze 
Prespurg, oder dem spitalmaister odeı wer den brief mit seinem guetten 
willen innehat, darumb man auch jerleich und ewicleich alweg zu der- 
selben zeit auf die liechtmeß ain selambt sol singen lassen in demselben 


spital .... Und dafür sezzen wir ze rechtem pfande (!) unsern freien 
ledigen weingarten, gelegen auf der stat gepiet ze Prespurg im Wurtzen- 
pach .... Im Gb. 102/3b ist dieser Ewigdienst wie folgt verzeiohnet: 


Item Hans! Zäppfi — dient 1% ö auf liechtmeß in das alt spital; davon 
sol man im all jar haben ain selampt nach laut ain briefls. 
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statt des Zehnten dem erzbischöflichen Zehnteinnehmer zu 
leisten waren.!) 

Zur Zeit der Anlage waren von den 2616 Häusern und 
Weingärten 955 mit Ewigdiensten belastet, 1661 waren 
„frei“.2) Eine Übersicht über die Zinsempfänger und die 
Belastung der zwei Grundstücksgruppen (Häuser und Wein- 
gärten) gibt folgende Zusammenstellung: 


Häuser Wein- „usammen 

| gärten 
waren zur Zeit der Anlage belastet mit 

A. kirchlichen Ewigdiensten: 
1. zugunsten von Pfründen . . 127 141 268 
2. a „ Klöstern. . . 59 90 149 
3. = „ Kirchen usw.. 28 117 145 
4 j „ Spitälen... 2 23 44 
| A. Zusammen. . 226 380 606 
 B. weltlichen Ewigdiensten: 
}. zugunsten der Stadt . . . . 242 242 
2. =: von Privatpersonen 39 4 43 
. B. Zusammen. . 39 246 285 

C. mit Ewigdiensten an un- 

| bestimmte Empfänger 10 54 64 
Summe der belasteten Grundstücke 275 680 955 
„Freie“ Grundstücke . . ... 375 1286 1661 
Grundstücke insgesamt . . . . 650 1966 2616 


Die Ewigdienste sind entweder reine Geld-?®), reine 
Natural- oder gemischte Geld- und Naturaldienste. Als 


1) Gb. 109/la: Item Lachuti — dient sechs emer wein zu S. Laßla 
im zebenhoff, capplan her Thoman. Und sol aus dem weingarten den 
dienst ausrichten, darumb ist er zehenfiey. — Die übrigen Weingärten 
dieser Ried (109/1b bis 3a) dienen 16, 4, 8, 12, 8, 8, 8 und 6 Eimer. 
:...®%2) Auch bei den Weidritzmühlen finden sich Ewigdienste, z.B. 
Gb. 1360: dient der stat ain halb & ö und Y, mut waytzz nach laut ains 
brieffs. — Gb. 137b: dient 30 ö der kirchen zu S. Michel und dam pfarrer 
doselben sechtzig. — Die Häuser der Judengasse sind hingegen ans- 
nahmslos unbelastet. 
. 2) Vgl. Beilage 2 Sb. 154d, dann $. 20 Anm. l. Der kleinste 
Gelddienst Gb. 4b: dient zwen ö auf Michaelis dem Änderl Koch; der 
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reine Naturaldienste sind in erster Linie die Weindienste!) 
hervorzuheben ; seltener sind Öl- und Wachsdienste.2) Pfeffer 
und Hühner kommen nur mit Geldleistungen gemischt vor.?) 
Als ganz vereinzelter und außergewöhnlicher Ewigdienst 
wird die Belastung eines Weingartens mit der Jahresleistung 
eines Mahles und eines Bades für die Insassen der Spitäler 
zu S. Ladislaus und S. Anton notiert.*) 


größte Gb. 118a: dient dem abbt von Pleys auf Michaelis acht gulden. 
— Auffallend sind die zahlreichen, für mittelalterliches Geldwesen 
mrationellen Summen der reinen Grlddienste, wie 56 (Gb. 14/2a, 
2b), 76 (44d), 71,6 (T1/1d), 115 (10/1d), 135 (40/3d), 131, 8 (8lc, 
sid), 16 5 (92b), 235 (62b), 261, ö (50c), 3965 (35bb), 425 (656), 
465 (62bbb) usw. Besonders hervorstechend Gb. 26a: 3 ß minus 3 helb- 
ling (88%, 6). Ursachen einesteils die Teilung der belasteten Grund- 
stücke, wodurch Dienste mit runden Zahlen geteilt wurden, anderseits 
gewisse Konversionen der Dienstsummen anläßlich eingreifender Wert- 
änderungen der Kurrentmünzen. Eine solche Konversion, welche der 
Stadtrat zirka 1420 durchgeführt hatte, ist im KGZB. verewigt, vgl. 
dortselbst 19 ante 1420: Item Jacob Matel von dem haus hinder den 
aunnen zenest der padstuben dient %, % 6, und nach der aufsatzung 
der stat nympt man yetzund 8006, zu S. Michelstag. Im allgemeinen 
sind die Gelddienste in % ö oder fl. auri festgesetzt, ausnahmsweise in 
(Rechnungs-) Groschen & 76; für letztere vgl. S.52 Anm.3. Die 
Dienstbeträge sind in der Regel mäßig; Dienste von über 1 %. (240 Ö) 
eder 1 fl. auri (180 — 2106) sind in Minderzahl. 

1) Vgl. Beilage 2 Sb. 76/2d, 3a, dann S. 17 Anm. 3. Der größte 
Weindienst (mit Ausnabme der Zehntpauschalien) ist Gb. 13/l1d: dient 
zu 8. Merten zu dem pfarrer ze opferwein jarlich 11 emer wein Michaelis, 
der kleinste 9/2b: ain krägl ze peıgrecht (ein Kıügel zirka !/., Eimer). 

8) Gb. 85/lb: dient ain viertel ains zentten (Sb. öl) auf mittfasten 
zu 8. Lorentzenkirchen. — Gb. 102/5a: dient 16 1b ols in das neu spital. 
— Gb. 37/60: Item gotzleichnamscapellen weingarten — dint zu S. Mer- 
tein 161b wachs dem guster zu unser frauen ampt, auf yedew quottemer 
%pfunt wachs .... 1515: ist gelassen auf 10 pfundt wachs. Vgl. weiter 
als singuläre Erscheinung den Unechlittdienst S. 36 Anm. 4. 

2) Gb. 45d: dient zechtzig ö auf Michaelis und ain balben vier- 
dung (!/, %) pfefiere dem abt von Pleys.. — Hühnerdienste vgl. diese 
Zeitschr. 39 S.56 Anm. 3 und oben S. 51 Anm. 1. 

%) Gb. 95/lc, 1d und le: dient all drey unverschaidenlich in baide 
spital ain mal und ain bad auf aller hailigentag. — Die Summe der an 
die Kirche und fromme Stiftungen zu leistenden Ewigdienste belief sich 
zur Zeit der Anlage auf 13%, Goldgulden, 106 % 4 ß 13 ö, 411%, Eimer 
Wein, 160 Hühner, 27%, % Wachs, 1 Zentner und 16% Öl, 9%, U.Pfeffer 
und schließlich das vorerwähnte Mahl und Bad. In Goldgulden um-. 
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In der Regel ist je ein Grundstück mit je einem Ewig- 
dienst belastet. Ausnahmsweise kommt die Belastung einer 
Grundstückes mit mehreren Diensten!) und gemeinsame 
Belastung mehrerer nebeneinander liegender Grundstücke 
mit einem Dienste vor.?2) Die letztere Erscheinung findet 
ihre Erklärung darin, daß die gemeinsam belasteten Grund- 
stücke Teile eines bei Begründung des Dienstes noch un- 
geteilt: gewesenen Grundstückes sind.?) 

Ein erheblicher Teil der Ewigdienste ist während der 
Weiterführung abgelöst worden. Leider wurde in den 
meisten Fällen die Ablösung nur durch Löschung (Durch- 
streichung) der betreffenden Eintragung bezeichnet, so daß 
der Zeitpunkt und die Bedingungen der Ablösung in den 
seltensten Fällen konstatierbar sind. Die älteste aktierte 
Ablösung stammt aus dem Jahre 1451; dieselbe stellt sich 
als eine Konversion des Ewigdienstes in eine ablösliche 
Rente, bei gleichzeitiger Überweisung der Dienstpflicht auf 
ein anderes als das ursprünglich belastete Grundstück dar.‘) 


gerechnet ergibt sieh eine jährlicheDienstsumme von 578,18 fl oder 
zirka 5800 Mk. an die Kirche. Die Leistungen an die Stadt und an Laien 
sind wesentlich geringer. 

1) Gb. 55/7c: dient zwen emer wein auf Michaelis zu der pfrmnt, 
dy gestift hat Jacob richter in eren Stephanj Adalbertj, Cappelan Geppe- 
leysen, — und mer den nünnen in das closter 5$ 106. Vgl auch 8 & 
Anm. 3 und S. 54 Anm. 2. 

2) Gb. 48/la, 1b und 1bb: dient den nünnen järlich ain emer wein 
im das closter all drey. — Vgl. noch S. 55 Anm. 4. 

3) Vgl. S.20 Anm. 1 und S.653 Anm. Il, sowie bezüglich der 
Weiterführung S. 51 Anm. 1. 

“) Gb. 59d — Sb. 75a: dient 40 ö auf Georgij in die ledrerzech. 
— 1451: Der dienst ist abgeledigt worden mit wissen der prueder in der 
ledrerzech, Jorg ledrer zechmaister und Stephan ledrer, und den (dienst) 
hat uber sich genomen ainer genant Jorg Payer, und sich darumb den 
pruedern verphendt mit seinem haus, als man findt im grundtpuch. 
Und der dinst ist abgeledigt worden mit 14 ßö (420 6). — Sb. 152d 
(an der Gewere scit 1450 Jorg Payr Angnes uxor) von 1451: und bleibt 
sehuldig in unser frauen zech der ledrer den dienst, den der Hopfer ab 
seinem haus hat geledigt; und darauf haben im dy prueder aus der- 
selben zech gelihen, das es bringt 10 gulden anf jerlich dienst, und dafor 
seczen sy in das haus. Und ist abzeledigen. — Ähnliche Konversiones 
der Ewigdienste auf ablösbare (Rentenschuld) vgl. Sb. 100/3a (Ewig- 
dienst 80 ö dem pfarrer zu S. Laurentzen) von 440: und wann ey 
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Die meisten Ablösungen dürften nach 1457, dem Jahre des 
im vorigen Abschnitt angeführten Verbotes der ewigen Be- 
lastung (S. 44 Anm. 2) erfolgt sein.!) Die Ablösungen er- 
folgten in der Regel vollständig, d.h. es wurde auf einmal 
die ganze Summe des Ewigdienstes abgelöst; ausnahms- 
weise begegnet man auch partiellen Ablösungen.?) Schließ- 
lich wurde auf einzelne Ewigdienste von den Zinsempfän- 
gern verzichtet°), andere Dienste verfielen wegen längerer 
Nichtleistung.*) Die Ablösurgssumme (das Hauptgut) war 
in Anlehnurg an den damaligen ‚gewöhnlichen‘ Renten- 
zinsfuß (10 %,) auf das Zehnfache des Dienstbetrages fest- 
gesetzt (vgl. S.56 Anm. 4, unten Aı m. 1 sowie S.53 A.1). 

Die Ewigdienste wurden in der Regel sehr sorgfältig 
tegestiert und enthalten die Eintragungen die Bezeichnung 
des Zinsempfängers, des Zinstages und des Dienstbetrages. 


niderlegen dem pfarrer zu S. Laurenczen 4 fl. auri mynner 40 ö (= 800 d). 
so sein sy dez dienstes frey. — Sb. 121d (Ewigdienst 7 ßö = 1fl. dem 
Kapitel) von 1504: und bleiben schuldig in das capitıl 10 fl. auri fur 
den gruntdienst, 1 fl. auri ze dien. 

1) Sb. 8d (Ewigdienst 4%, fl. auri dem Spital) von 1468: ist ab- 
geledigt; und ob hinfär icht brieff dorauff lauttund gefänden würden, 
dy echollen tod sein. — Sb. 22/8bb (Ewigdienst 3 Eimer Wein dem Non- 
nenkloster) von 1480: und dy Hans Wintpergerin hat dy 3 urnas wein 
abgeledigt mit 5%, fl. — Sb. 79c (Anlage: dient 60 ö nach inhaltung des 
Gruntbuchs [Gb. 63b: zu der pfrunt die gestifft bat der purger pruder- 
schafft in den eren corporis Xpi zu S. Mertein]) von 1505: und ist ab- 
geledigt an S. Johannstag ante portam latinam anno eto. V° quinto. — 
8b. 69b (Ewigdienst % Wö der Pfründe Georg-Adalbert) von 1498: und 
ist abgeledigt worden in die Silvestri anno eto. 99, und her Peter von 
Samaıia ain hungerischer korher und verweser der pfrunt Georgy und 
Adalberti hat solchen gruntdinst und das hauptgut deB gruntdinstee 
@tpfangen. Actum ut supra (31/XTI 1498). 

2) Sb. 110c: Ewigdienst 10 ß 20 ö und 2 Hühner, hiervon 1513 die 
1085 gelöecht und vermerkt: und von wegen der 108 ö hat man mit 
I0fl (damals galt der Gulden 10 ß) abgeledigt. 

3) Sb. 76/2c (Ewigdienst 3 viertail öl zu S. Laurentzkirchen) von- 
1455: den obgemelten dinst haben dy gmain bey S.'Laureneozen pfar- 
c&hirchen dem A. G. und sein erben nachlassen von des paus wegen, so eran 
derselben chirchen tan hat. Relator H. v.T. dyzeit kirchenmaister daselbe. 

*) Sb. 56/5d (Ewigdienst 60 d dem Spitel) von 1450: Item der 
dienst ist in langer zeit nit verdient worden; und ob dy erbern leut hin- 
{&r umb den dinst wurden angesprochen, darumb sol sy das spital oder 
ir spitalmaister verantburten, damit ir erb gefreit werden. 
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In einzelnen Fällen sind jedoch die Eintragungen unvoll- 
ständig geblieben; sie enthalten oft nur das Wort ‚‚dient“ 
oder die Dienstsumme ohne Angabe des Empfängers. Diese 
Ewigdienste mußten deshalb in der vorhergehenden Zu: 
sammenstellung in eine besondere Gruppe zusammengefaßt 
werden. Bei einigen dieser Eintragstorsi wurden die er- 
gänzenden Daten im Sb. später nachgetragen.!) 

Gegenüber den Ewigdiensten, den Reallasten des Gb.. 
werden alle anderen Rechte Dritter an den Grundstücken 
(zusammen — wie im vorhergehenden Abschnitte aus- 
geführt — mit den zur Erklärung und Ergänzung der Ge’ 
wereeintragungen gehörigen Vermerken) als „Satzungen“ 
im Sb. verbucht. Zwischen Ewigdienst und Satzung, ins- 
besondere der Rentensatzung, besteht kein anderer innerer 
Unterschied als die Ablösbarkeit. Hinzugefügt kann 
werden, daß die ‚Ewigkeit‘‘ der Grunddienste auch bei den 
meisten Rentenschulden, besonders denjenigen an fromme 
Stiftungen, insofern gleichfalls besteht, als diese vom Stand- 
punkte der Stiftung aus gleicherweise wie die unablöslichen 
Dienste ‚ewig‘, d.h. immerwährend gedacht sind, jedoch 
nicht immerdar auf ein und demselben Grundstücke liegen 
bleiben. Der jeweilige Eigentümer des belasteten Grund- 
stückes kann die Rente abledigen, nämlich die ‚‚Haupt- 
summe‘“, durch deren Hingabe der Rentner seinerzeit die 
Rente gekauft hatte, wiedererstatten, doch muß sie hierauf 
unverzüglich auf ein anderes Grundstück „angelegt“ wer- 
den. Im Prinzip soll also die Rentenschuld ebenso ewig 
bleiben als der Grunddienst, nur die verhafteten Grund- 
stücke wechseln.?) 

4) Sb. 109d (Anlage nur ‚‚dient‘‘) von 1450: dient 24 ö Jeonj zu 
hern Wenczla phr(unt). — Es scheint, daß die Abfassung der Gb.ein- 
tragungen in mehreren Abschnitten erfolgte. Zuerst wurden nur die 
Worte ‚‚frei‘ oder „‚dient‘“‘ eingetragen, dann auf Grund von Verzeich- 
nissen, die wahrscheinlich die Zinsempfänger zusammengestellt hatten, 
der Text der Dienstzintragungen vervollständigt. Es kann nun vor- 
gekommen sein, daß der eine oder andere Rentner seine Verzeichnisse 
oder Beweise erst nach Vollendung der Anlage produzieren konnt-; in 
liesem Falle erfolgten die Nachträge im Sb. Andeıe blieben den Beweis 
überhaupt schuldig, und dann unterblieb auch die Ergänzung. 


2) Sb. 470 Anlage: und ist schuldig gotsleichnamscapellen 20% 
wienner ö, davon jerlich ze dienen 2 & auf epiphanie, und dafur steet 
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Ewige und unablösliche Renten sollten Miteigentum 
der Rentner am Grundstückserträgnis bedeuten, die ge- 
satzte Rente daher nicht auf einem Darlehnskontrakt, son- 
dern auf einem Kaufkontrakt basieren. Die bezüglichen 
Eintragsformeln des Sb. lauten jedoch klar und bestimmt: 
über ein ledigliches, durch Darlehen begründetes Forde- 
rungsrecht des Rentners als Gläubigers der ‚Hauptsumme““. 
Der Grundstückseigentümer ‚„bleibt‘‘ einen gewissen Be- 
trag „schuldig“ und hat davon, solange die Versatzung 
zu Recht besteht, dem Gläubiger die Rente zu ;‚dienen“. 
Nicht einmal durch Unkündbarkeit der Kaufsumme, recte 
Darlehnssumme, von seiten des Gläubigers unterscheidet 


sein weingarten in Krantzneın mitsambt dem hause. Acta sunt hec 
anno XXX Vo, noch laut des briefs. (Sb. 107/2b is die Satzung gleich- 
lautend, nur mit dem Unterschiede, daß: dafur stet der weingarten 
mitsambt irem hause gelegen auf der Schondarfergassen.) Weiter 
1455: Item die geltechult ist abgelost von dem hern Paulen, Grad Hann- 
sen sun von Galitz, und das gelt hat nu der Nicklas Franez und das 
verguet auf seinem haus, nach laut ains briefs, und ob der alt brief fur: 
baser von yemant furbracht wurd, der sol tod und kraftlos sein. — 
6b. 1380 (seit Anlage an der Gewere Nioklas Frantz) von 1455: und 
bleibt schuldig zu der pfrundt goczleichnamscap.ln, dy yecz verwest 
her Paul, Grad Hansen sun, nach laut ains briefs. — Diese Eintragung 
ist weder aktiert, roch die Beträge der Hauptsumme und des Dienstes, 
noch der Diensttag angegeben; ein Beispiel für die — glücklicherweise 
nicht allzuhäufigen — unvollständigen Satzposteintragungen. Wie weiter 
unten noch ausgeführt wird, ist öfters die Eintragung einer verbrieften 
Satzung unterblieber, weil eben dem Brief auch ohne Sh.eintragung 
volle Beweiskraft zukam. So kommt es dann, daß bei solchem Wechseln 
der versetzten Grundstücke Dienste zitiert werden, welche im Sb. nicht 
verzeichnet sind, z. B. Sb. 122a von 1434: und bleibt schuldig dem custos 
zu Rab zu hailigen plucd 20% 6, davon jerlich zu S. Jorigentag 1 % und 
zu S. Michelstag 1 ö zu dienen, die dan vormalen her Andre Holtzer 
von dem haus, darin yetz Sarger sitzt, gedint hat. — Das bezogene Haus 
ist Sb. 128d, an dessen Gewere 1471—1481 Andre Holtzer, 1481—1512 
Caspar Sarger Katherina uxor geschrieben stehen. Ähnlich Sb. 129b. 
von 1488: und beleiben schuldig in goczleichnamszech 10 fl., davon zu 
dienen zu ainer phrund derselben zech auf Georg) martiris anno ete: 
LXXXVIII; und dj 10fl. sein vormalen auf des St. Loffler haus ge- 
standen, darum her Anthoni probst hie noch ain brief hat, der nu auf 
das haus verneut sol werden. — Das Haus ist Sb. 131a (14801489 
Steffan Loffler Katherina uxor), doch ist dort die Satzung nicht ein- 


getragen. | 
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sich die Rentenschuld von irgendeinem anderen Darlehen; 
zwar sind Kündigungsteımine in der Regel nicht aus- 
gemacht, und der Passus über die Kündbarkeit der Rente 
durch den Rentner ist in den Urkunden ziemlich unbestimmt 
gehalten, immerhin ist aber diese Kündbarkeit als ‚im 
Rechte und in der Gewohnheit der Stadt‘ begründet an- 
erkannt.!) Hierdurch wird eine sehr weitgehende Annähe- 
rung der Rentenschuld an andere durch Immobilienpfand 
gesicherte Schuldforderurgen vollzogen, so daß alle im e. 8. 
sogenannte Satzungen im Grunde genommen ein einheit- 
liches Rechtsinstitut darstellen, dessen einzelne Arten oder 
besser gesagt Varianten die Rentenschuld, die gewöhnliche 
Satzung und die Judensatzung sind. Zwischen diesen Arten 
liegt der Unterschied in der Verzinslichkeit. Die gewöhn- 
lichen Satzungen sind unverzinslich, die Rentensatzungen 
und die Judensatzungen verzinslich. Hier heißt der Zins 
„Gesuch“, dort ‚Dienst“. Auch diese Unterschiede sind 
nicht wesentlich, so daß des öfteren die eine Schuldkategorie 
ohne weiteres in die andere umgewandelt wird, ja» sogar 
solche Eintragungen vorkommen, in welchen sich bei Ein- 
tritt gewisser Bedingungen die eine Kategorie in die andere 
(quasi automatisch) umwandelt.?) 


X) Vgl. den S. 9 Anm. 1 vollinhaltlich abgedruckten Spitalsbrief. 
Die Rentenschuld nach Pre Bburger Recht entspricht der von Heusler, 
Institutionen, 2. Bd., S.150—153 ausgeführten ‚Verbindung der Satzung 
mit dem Rentenkaufe““. 

») Umwandlung einer gewöhnlichen Satzung in eine Rentenschuld 
Sb. 42a von 1442: und bleibt schuldig dem Philipp Kugersauf 20fl. auri, 
zu bczaln auf Martini nachstkunftig. Dafur stet daz haus, und was an 
dem phant abgieng, das get auf allen ander sein hab. — Hierzu ein späte 
rer Zusatz: und sol davon dien 2 fl. auri jerleich. Dieselbe Um- 
wandlung durch Üb:>rnahme einer R:ntenschuld des Gläubigers B>ilage 
2 Sb. 142a, diese Zeitschr. 39, S.81 Anm.l und 3. Eventuelle Dienstpflicht. 
d. h. bis zu einem gewissen Termine ohne Dienst, danach aber mit Dienst 
Sb. 79d von 1440: und bleibt schuldig junckfraurr M., des N. M. tochter. 
10 fl. auri, ze betzal:n halb auf weinachten schriftkänftige und halb auf 
weinachten darnach nachsikunftige. Tut er des nicht, so sol er der be- 
nanten junckfrausn davon j>rlich dienst reichen, alslang dar si zu ira 
jaren kumbt. — Sb. 8lc von 1457: und bleibt schuldig Elsbeten P. 10% 
auri, zu bezalen auf S. Mertentag an dinst; zalt ich aber nit, so sol ick 
zu demselben tag davon dienen ainen fl., und darnach jerlich zu S. Mertea- 
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Ausnahmsweise begegnet man in den Eintragungen der 
Rentensatzungen Formeln, welche sich auf den Rentenkauf 
beziehen.t) Seit den siebziger Jahren des 15. Jahrhunderts 
kommt neben der bis dahin allein gebräuchlichen Formel 
„bleibt schuldig‘ usw. .... eine zweite, der Ewigdienst- 
formel nachgebildete in Gebrauch, ohne jedoch die alte 
Formel vollständig zu verdrängen.?) Daß jedoch die neue 


tag 1 fl. Darumb hat er ir verseozt den anndern halben tail seines haus 
zu pfannd, und sol ir solh dinst auf 2 jar ausricht.n nach dem nachsten 
8. Mertentag und nit lenger. — Sb. 145d von 1492: und bleiben schuldig 
in das neu spital S. Lasla 10 fl. auri in solher unterschaid: beczalt er die 
10f. nicht zwischen hie und weinachten, so sol er zu den kunfftigen 
weinschten anheben zu dienen. 

!) Sb. 150a von 1452: und der benant Hanns Eilausinrok (Gew.) 
hat auf sein haus und auf den Halben weingarten (Ried Halbweingarten, 
$b..77/2a) hernach verschriben verchauft achtzig guldein in golt, dy 
kerleich ze dienen von achthundert guldein derselben munß nach laut 
ains besigelten brief, den der probst von dem Eilausinrok darumb hat. 
Dafuer stet das obgemelt haus und der Halbweingarten hernach ver- 
schriben. — Dies ist zugleich die größte Rentenschuld des Sb. Ein 
weiteres Beispiel Sb. 68/2d von 1468: und bleibt schuldig berrn Pers- 
harten pharer zu S. Merten und sein nachkomen 30 fl. auri nach laut 
ains kauffpriefs, der do laut auf ain widerchauf, alle jar auf 
nativitatis domini davon zu dienen 3fl. auri. — Derartige Kaufbriefe 
ind auch. im Originale aus der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
erhalten; die darauf bezüglichen Eintragungen des Sb. weichen jedoch 
durchaus nicht von den bekannten Formeln der Rentensatzung wesent- 
lich ab, vgl. Stadtaıch. Lad. 24 Nr. 1/z von 1489: Ich Wolfgang Plewl.... 
und ich Anna seine eliche hausfrau bekennen, ..... das wir auf unserm 
haus .... und auf unseım weingarten .... zwen guldein hungrisoh 
jerliche zins dem erwirdigen hern maister Hansen Han karhern und pharer 
hie zu S. Merten pharkirchen hingeben und verkauft haben, verkaufen 
und hingeben im die auch hiemit ... ., also das wir nu hinfür ..... jer- 
lichen zu S. Bartholmestag zwen gulden hungrisch diennen, reichen und 
zinsen sullen und wellen on abgang, auch die obeschriben haus und wein- 
garten peulich inhalten, domit sie an iren zinsen nicht abgang gewinnen, 
vorbehalten die vorgeschriben zinß zwen gulden hungrisch mit zwaintzig 
gulden, darumb sie da sein kaufft wurden, abzeledigen .... — Also 
ein regelrechter Rentenkaufbrief; die korrespondierende Eintragung des 
Sb. 1033 von 1489 lautet jedoch: und beleiben schuldig hern Hans 
Han dieczeit pharrer zu S. Merten pharıkirchen 20 gulden auri noch 
leutains briefs. — Dabei ist nicht einmal die Dienstpflicht eingetragen. 

3) Die neue Formel (‚und dient ....‘) vgl. Beilage 2 Sb. 76/2d 
von 1484 und 1497 sowie Sb. 76/3a von 1491 und 1497. 
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Formel nicht etwa einem neuen Rechtsinstitut entspricht, 
kann man aus jenen Fällen ersehen, in welchen beide For- 
meln für ein und dieselbe Rentensatzung angewendet 
werden.!) | 
Die Veranlassung der Versatzung wird im allgemeinen 

in den verschiedenen Formeln des Sb. nicht zum Ausdrucke 
gebracht, sondern nur die Verhaftung des Grundstückes 
und die Zahlungspflicht des Eigentümers eingetragen. Häu- 

“ figer wird auch die Verhaftung nur zur Zeit der Anlage und 
in den ersten Jahren der, Weiterführung erwähnt?), später 
wird dieser Formelteil als selbstverständlich weggelassen. 
Zuweilen wird die Verhaftung der gesamten Habe ein- 
getragen, besonders bei Pfandsetzungen, denen kaufmänni- 
sche Forderungen zugrunde liegen); bei Weingärten werden 


1) Sb. 41b (Pauch Wolfgang Petronella uxor) von 1511: und blei- 
ben schuldig in S. Lasla spital jerlich zu dienen auff Margarethe und 
Michaelis 4 d, mit 40 fl. abzuledigen ...., mitsambt dem weingarten 
Löffler genannt. — Sb. 37/6b (Ried Löffler, an der Gew. dieselben): und 
dint in S. Lasla spital von 40fl., als bei dem hause begriffen ist. — 
Sb. 43b (Wolfgang Kaller Katherina uxor) von 1481: und dint 2fl. 608 
wienner dem pharrer zu S. Merten zu ainem jartag noch laut ains briefs, 
als bei dem weingarten in den oberen Eisgruben gelegen, begriffen ist. 
— Sb. 58/3b (in den obern Eisgruben, an der Gew. dieselben): und blei- 
ben schuldig dem pharrer zu S. Merten zu ainem jartag noch laut 
aines briefs 2 fl. 60 ö wienner jerlichs zinß, und ist ain schuld mitsambt 
der bei dem hauß. — Auch sonst zeigen die zabllosen Formelvarianten der 
Rentensatzung eine sehr bezeichnende Vermengung der Bestandteile der 
beiden Hauptformeln. So bleibt man die Hauptsumme schuldig, davon 
zu dienen (vgl. zahlreiche Eintragungen der Beilage 2), aber auch den 
Dienst, der mit der Hauptsumme abzuledigen ist (Sb. 128d von 1511: 
und bleibt schuldig .... dreu gulden jerlichs zyns, auf Michaelis zu 
bezallen, mit funffzig guldein hungrisch in gold abzelosen). Anderseits 
dient man den Dienst (vgl. ohne Anführung der Hauptsumme Beilage 2 
Sb. 76/2d, 3a von 1497), aber auch von der Hauptsumme, ohne in diesem 
Falle die Höhe des Dienstes zu benennen (Beilage 2 76/3& von 1491). 
Schließlich kommen verderbte Eintragungen vor, wie Sb. 45d von 149: 
und dient in dy hauerzech zu $. Michael 10 fl., auff Martine dient 10ß 
in dem 93. — 10 fl. ist die Hauptsumme, 10 ß (6) der Dienst, 

2) Vgl. Beilage 2 Sb. 109a Anlage, dann S. 58 Anm. 2 und $. 
Anm. 2. 

3) Vgl. Beilage 2 Sb. 109a von 1457. Fahrende Habe mitversetz# 
Sb. 142a von 1452. Weiter Sb. 11/33 von 1450: und bleiben schuldig 
dem Hanns Hagner von Ravenspurg und seiner herschaft 161 % wienner 
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die Früchte des Weingartens als Pfandobjekte oft besonders’ 


hervorgehoben.!) In den sehr häufigen Fällen der gleich- 
zeitigen Pfandsetzung mehrerer Grundstücke für ein und 
dieselbe Forderung wird in der Regel kein Unterschied 
zwischen Haupt- und Nebenpfändern gemacht; es hatten 
diese Grundstücke ‚„unverscheidenlich‘“ für die Forderung. 
Die Eintragung erfolgt entweder vollinhaltlich auf jedem 
bezüglichen Folium oder sie wird ausführlich nur auf einem 
Folium (bei Versetzung von Haus und Weingärten gewöhn- 
lich auf jenem des Hauses) verzeichnet und auf den übrigen 
Folien kurze Verweise auf den Text der vollständigen Ein- 
tragung angebracht.?) 

Die Satzungseintragungen .beschränken sich in ihrem 
Texte auf den Namen des Gläubigers, die Schuldsumme?), 


phenninge der swarczen munß. Dafur seczen sy in den weingarten mit- 
sambt den fruchten dez chunftigen jars und auch hinfur. Und was is 
an den pfanden abgieng an grundt und fruchten, das sullen si furbas 
haben auf aller ander irer hab. 


1) Versetzung der Weingärten ‚mit allen nuczen und fruchten“ 
(Sb. 2/7d von 1445, 24/4b von 1449 usw.), „mitsambt den nuczen“ 
(24/3a von 1444), „‚mit frucht mit ’all‘‘ (5/50 von 1442, 15/5c von 1446, 
19/20 von 1449 usw.), ‚„‚mitsambt den fruchten ains yeden jars‘“ (13/2a 
von 1455), „mit nuczen, fruchten und aller zugehorung‘“ (24/4d von 
1445), „mit fruchten und allen gerechten“ (28/2b von 1446), ‚mit grund 
und fruchten‘ (40/6b von 1485). — Nur Früchte versetzt Sb. 75/lb 
von 1441: Item bleibt schuldig dem N. v.T. 9 fl. auri, zu beczalen auf 
Michaelis. Dafur eteent im dy frucht dez weingarten dez jars. Und ob 
im an den fruchten abging, das sol er furbaser haben auf dem gıunt. 
— Sb. 78/2d von 1469: .... . seczt die kunftigen frucht des gegenburtigen 
jers fur 43% ö nn. S. und A. seiner hausfrau. 

2) Vgl. Beilage 2, Sb. 76/3a 1491—1497, dann S. 12 Anın. 2, S. 31 
Anm. 3 und S.61 Anm. 1. Bei vollinhaltlichen Satzeintragungen auf 
mehreren Grundstücken wird die Einheitlichkeit der Schuld oft betont. 
z.B. S.62 Anm. 1, Sb. 58/3b. 

3) Die höchste Schuldsumme ist die einer kaufmännischen Satzung 
von über 1900 Gulden (zirka 20 000 Mk.: 1967 fl. 6 ö, Sb. 140b von 
1455); die höchste Rentenschuld die in der Anm. 1 S. 61 angeführte per 
800 fl. Die niediigsten Schuldsummen weisen die Judensatzungen auf; 
Hauptsummen über 10 fl. sind nicht häufig, zwischen 1—3 fl. oder eben- 
soviel &ö häufig. Bezüglich der einzelnen Arten der Satzungen vgl. die 
Anmerkungen dieses Abechnittes und die Lastenspalten in Beilage 2, 
für Judensatzungen außerdem noch den Abschnitt 5. 
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den oder die Rückzahlungstermine!), dann bei Renten- 
schulden auf die Angabe der Höhe und der Termine dea 
Dienstes (wobei sehr oft diese Angaben wegfallen und sich 
nur auf „der stat recht und gewonhait‘ bezogen wird, in 
welchem Falle ausnahmslos 10 %, der Hauptsumme?) als 
Jahresrente angenommen werden kann). Entweder erfolgte 
die Eintragung auf Grund einer beim Grundbuche pro- 
duzierten Urkunde (nach Laut eines Briefes) oder waren 
die Parteien oder ihre Zeugen vor dem Rate oder dem 
Grundbuche erschienen und wird auf Grund ihres Ein- 
sagens eingetragen.?) 

Hauptsummen und Dienste (Renten) sind in der Regel 
in Geld ausgedrückt; Naturalschulden und (ablösliche) Na- 
turaldienste sind sehr selten.*) Ein zur Zeit der Anlage und 


!) Wegen Zahlungsterminen vgl. Beilage 2; dortselbst auch ein 
Beispiel für den Termin ‚‚auf tegliche Zahlung‘ (auch unten Anm. 9. 
Für Ratenzahlungen vgl. noch Sb. 148d von 1481: und bleiben schuldig 
hern A. G. und seinen erben 208 fl. au.i umb ain drittel aines weingartes 
..... albeg auf Michaelis jerlich 8 fl. auri an der sum zu zallen, anzehebes 
auf Michaelis anno etc. LXXXprimo (also 26 Jahresraten). — Sb. 120d 
von 1476: und beleiben schuldig zu allerheiligenampt, das man woohen- 
leich all sumbeztag singt .... einem yeden pharrer .... 300. au 
auf 30 jar zu singen, und alle jar 10 fl., dy sullen an den 300 fl. abgen. 

2) Der Rentenzinsfuß peı 10 %, ist bis zirka 1470 allgemein; seis 
dieser Zeit fängt er bei einzelnen, besonders größeren Rentenschulden 
ru sinken an, ohne deshalb ganz zu verschwinden. 10 %, siehe Balage 3 
Sb. 109a von 1457, 1482, dann 76/3a usw.; 8%, vgl. S. 62 Anm. I (da- 
mals galt der Gulden 10 8 ö); 6*/,%, Sb. 16la von 1506: 300 4, Dienst 
204;6%, Sb. 140b von 1512: 40 fl. (per 10 ß), Dienst 3 #.6; 5 %, Sb. 1656 
von 1503: 100 fl., Dienst 5 fi. 

3) Sb. 90d von 1445: und mer bl.ibt er schuldig dem K.M. 104 
auri auf tegliche zalung. Und das haben bechant zu zeugnus (drei) mit 
burger zu Pr., und dabey ist auch gewesen M., des T. V. hausfrau, des 
benanten (Figners) rechte tochter. — Sb. 153b von 1486: Item der K. F. 
(Eigner) bleibt schuldig dem W. zimmerman auf seinem tail haus 81 
96, die er fur in bezalt und ausgericht hat, alsdan er das vor dem ra 
beweist hat. — Vgl. Beilage 2 Sb. 142a von 1452. 

*) Sb. 88c Anlage: und ist schuldig S. Mertteins kirichen 20 % di, 
und sol frey werden uber 2 jar. Actum XXXVIllIo. — Sb. 740 Anlage: 
und bleibt schuldig ze dienn jerlich 80% öls zu gotzleichnam ze beleichte® 
in S. Mertteinskirichen, und ist abzeledigen nach inhaltung ains briefs. 
— Sb. 100c Anlage: und ist schuldig zu S. Merteinskirchen 10 fl. aufi, 
davon jerlich ze dienn für 1fl. auri semelmel zu oblaten. — Sb. 67/3€ 


Preßburger Grundbuchführung und Liegenschafterecht. 65 


zu Beginne der Weiterführung ziemlich häufiger ablöslicher 
Naturaldienst ist die Immerkuh, eine mit einigen ß (8—10) 
ablösbare Verpflichtung, jährlich ein Pfund Wachs zu die- 
nen.!) Ihr Gegenstück findet die Immerkuh als Seelgerät- 
stiftung in der Romfahrt bzw. Achfahrt, die Verpflichtung 
zur Wallfahrt nach Rom oder nach Aachen. Der Geldwert 
einer solchen Fahrt wurde auf 5—12 fl. taxiert.?) 

Neben der vorerwähnten gemeinsamen Verpfändung 
mehrerer Grundstücke für eine Schuld?) kommt auch die 


von 1500: und bleibt schuldig 50 fl. auri, davon sol man beleichten ain 
lampen bey dem großen orurifix in S. Mertten pharrkirchen, und dem 
mesßner jarlichen davon 1, % ö zu geben, der lampen zu warten, so maister 
8.M. in seinem testamehto verordent und geschafft hat. — Weingärten 
werden öfters um (halben) Wein verkauft; ein Kaufpreisrest wird dann 
als Naturalsatzung eingetragen; schließlich kommen auch kaufmännische, 
auf Tücher lautende Forderungen vor. 

1) Sb. 16a Anlage: und bleibt schuldig S. Michel kirichen ain ymer- 
ku, davon jerlich ze dien auf Michaelis 1 Ib waxs. — Sb. 12a von 1450: 
und auf dem haus bleiben sy schuldig zu Michels chririchen ain ymerku, 
davon ze dinen ain% wachs zu S. Michelstag, und ist abzeledigen mit 
9865 wienner der swarozen munß. 

%) Sb. 43c Anlage: und ist schuldig ain Romfart und ain Achfart 
ze begeen von dem hause. — Sb. 22/5d Anlage: und bleibt darauf schul- 
dig ain Achfart, die darauf geschaft ist wurden. — Sb. 29/6c Anlage: 
und sol davon ausrichten ain halbe (!) Romfart. — Sb. 113/15 Anlage: 
und bleibt schuldig auszerichten ain Romfart, wen er es vermag. — 
Sb. 85/3c von 1470: und sind schuldig ain Romfart auszerichten per 
128. zwischen hie und weinachten. — Sb. 19/2c von 1482: und sol da- 
von 20 fl. zu ainer Romfart und ainer Achvart ausrichten. — Sb. 110/4b 
von 1516: darauf stet ain Achfart 10fl. 

®) Bei Versetzung zweier Grundstücke wurde das zweite oft vor 
Tilgung der Schuld oder anläßlich einer Teilzahlung gefreit, vgl. Sb. 121d 
von 1501: und dint nach laut ains briefs goczleichnamszech zu Bosing, 
als bey irm weingarten der Flotzer begriffen ist. (Weiter 1506:) Und 
die bruderschaft ze Posing baben sy am baus umb irem zynns allain 
benugen lassen und den weingarten Flotzer frej geschafft zu verkhauffen 
laut aines briefs. — Sb. 124d von 1449: und bleibt schuldig dem spital 
nach laut ains briefs ..... (fortgesetzt 1458) 5% 6, darumb der priefl 
lauttund ist 10% ö, darczu ist gestanden ein weingarten im Feieltal, 
der ist gancz gefreit. — Nebenpfänder werden aucb später gesetzt als 
das Hauptpfand. — Sb. 31/2d von 1440: Item der weingarten steet 
auch zu der phrundt die gestift hat der K., und ist dafür gesetzt wurden 
durch pesser sicherbait willen zu den phanden, die sust steen noch in- 
haltung ains briefs. 
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gleichzeitige Verpfändung eines oder mehrerer Grundstücke 
für mehrere Forderungen in einer Eintragung vor!) und 
schließlich gemeinschaftliche Verpflichtung mehrerer Eigen- 
tümer als Schuldner gegenüber einem Gläubiger.?) 

Bei Rentenschulden ist die Übernahme der Dienst- 
pflicht durch den Besitznachfolger, im Falle der vorherige 
Eigner die Abledigung nicht vollzogen hatte, im Sb. ohne 
besondere Erneuerung der Eintragung oder Zusätze zu der- 
selben gang und gäbe.?) Bei anderen Forderungen ist die 
Übernahme an eine erneuerte Eintragung gebunden und 
wahrscheinlich vom Übereinkommen der Parteien ab- 
hängig‘) Änderungen der Höhe der Schuldsummen wer- 
den gewöhnlich durch Ausbessern der ursprünglichen Zahlen 
ersichtlich gemacht; es kommt ebenso Verminderung der 
Summe (besonders bei vereinbarter Ratenzahlung), als 
auch Vergrößerung derselben vor.) Das Erlöschen der 
Verhaftung infolge Abstattung der Schuld wird durch 
schlichtes Durchstreichen der Eintragung markiert; selte- 


1) Sb. 12a von 1507: und dint jeılich auff phingsten 2 fl., ainen 
zu 8. Lorentzen pharrkhirchen, den andern zu S. Michels pharrkhirichen 
zu ainem jartag, mit 20 fl. abzuledigen; doch die haubtsumma mag er 
zu 5fl. abledigen. 

2) Sb. 54b von 1444: und bleibt schuldig mitsambt dem C. H. bayd 
unverschaidenlich 10 fl. auri zu S. Laurenczen kirchen, davon ze dien) 
sy baid, 1fl. albeg auf S. Michelstag. 

®) Am deutlichsten zu ersehen im Reg. Prov. von 1555, in welchem 
die aus dem alten Sb. übertragenen Satzposten neben neueren verzeichnet 
sind, vgl. Anm. 1 S.5. 

4) Sb. 86a von 1444 (Michel Hafner Barbara uxor): und bleibt 
schuldig mer dem Gilg hafner von Ort 12fl. auri, zu bezalen auf mitte- 
vasten nachstkoment. (Weiter 1445 Antal Vnger Barbara uxor:) und 
bleibt schuldig dem Gilg hafner von Ort 10 fl. auri 60 ö wyener, zu bezaln 
von pfingsten nachstkomund uber ain gancz jar. Tuen sy dez nicht, 
so hat der G. oder sein erben gewalt, daz haus zu verchauffen, und sullen 
wir darinn kains statrechtens genießen. 

5) Sb. 24/4d Anlage: und bleiben schuldig der kirichen zu S. Michael 
5 fl. auri, davon jerlich ze dienn auf liechtmeß 14 fl. auri. (Weiter 1454:) 
daran hat er ausgericht drey guldein; dy anderen zwen sten auf dinst. 
— Sb. 14a von 1498: und bl. ibt schuldig den junkhfiauen in dem nunnen- 
kloster 10 fl., davon jerlich zu dien 1 fl. auf Michaelis, und ist abzuledigen 
mit 10. .... (Weiter 1502): idem mer 10fl., davon zu dienen auf 


Ds 
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ner werden besondere Zahlvermerke (besonders wieder bei 
ratenweiser Abstattung) eingetragen.!) Ein interessanter 
Vermerk des Sb. ist auch die bereits vorher erwähnte 
Amortisationsklausel.?) 

Außer den eigentlichen Satzungen wegen Schuldforde- 
rungen verzeichnet die Lastenspalte des Sb. noch andere 
Haftungen der Grundstücke, so wegen Bürgschaft der 
Eigentümer für die Schulden anderer. Hierher gehören 
auch jene Eintragungen, welche die Verantwortung der 
Erwerber von Grundstücken (oder deren Verkäufer) gegen 
einspruchsberechtigte Verwandte, besonders SE 
festlegen.?) 


Ich bin am Ende meiner Untersuchungen angelangt, 
ohne jedoch den reichen Inhalt des Preßburger Grund- 
und Satzbuches auch nur annähernd erschöpft zu haben. 
Die vorstehenden Ausführungen hatten ja nur den Zweck, 
im Rahmen einer gedrängten Beschreibung der Bücher 
deren unvergleichlichen Wert für die stadtgeschichtliche 
Forschung des Spätmittelalters zu erweisen. Tiefer schür- 


1) Siehe „actum delecionis“ Beilage 2 Sb. 76/3a von 1449 sowie 
Sb. 109c von 1512: und dy obverschriben 10 fl. sind beym grundpuch 
erlegt. — Sb. 78b von 1455: und ist noch schuldig auf dem haus 6 fi. 
auri teglich zu bezaln ..... (Späterer Zusatz:) und hat berait nieder- 
gelegt zum gruntpuch 6fl. auri. — Für a vgl. S.5 
Anm. 1 sowie Beilage 2 Sb. 142a von 1457 usw. 

2) Vgl. diese Ztsch.39 S. 65 A. 1, ferner z. B. Sb. 132c von 1505: und 
pleiben schuldig 100 fl. gein Kotzsee zu unser lieben frauen zech, davon ze 
dienen 6gulden ainem capplan jerlichen, auf Michselis 3fl., und Georgy fl. 3, 
dorumb si ein brief gehabt, und ist verloren; so der hinfur an tag kombt, 
sol kraftlos sein. Hier ersetzt also die Bucheintragung den verlorenen Brief. 

3) Sb. 131b von 1454: Item der J. L. (Eigner) ist porg und selbst- 
geschol fur sein sun W. H. dem erbern weisen V. W. und sein erben fur 
50fl. auri auf tegleiche zalung. Dafuer stet das haus vor menichleich. 
— Sb. 4/12a Anlage: Item ’der weingarten mitsambt seinen (2) wein- 
gärten stesnt all drey ze phannd mitsambt den fruchten dem Steirer 
kürsner alslang, daz er demselben St. das haus freit, das eı von ym kauft 
hat. Vgl. auch S.30 Anm. 4. Gelegentlich ist diese Haftung auf dem 
verkauften Grundstücke selber eingetragen, vgl. Sb. 62/ld von 1464: 
vermerkt dy schuld hat H. E. (früherer Eigner) versprochen abzeledigen 
und den weingarten frei ze machen dem P.K. (Eigner). 


5* 
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fende verfassungs-, rechte- und wirtschaftsgeschichtliche 
Untersuchungen anzustellen, betrachtete ich nicht als meine 
Aufgabe. Wenn ich auch versucht habe, durch Veröffent- 
lichung reichlicher Belege den Inhalt des bisher ganz un- 
bekannten Eintragsstoffes der Bücher der Fachwissenschaft 
zu genauerer Kenntnis zu bringen, so war der Zweck dieser 
Veröffentlichung nicht der, die vollständige Herausgabe diese 
hochbedeutsamen Geschichtsquelle zu ersetzen oder über- 
flüssig zu machen, sondern im Gegenteil, das Interesse der 
Wissenschaft an dieser Herausgabe zu begründen. Und 
ich hoffe, es ist mir gelungen, hierfür den Nachweis zu 
erbringen. 

Zum Schlusse soll nur noch eine für die statistische 
Verwertung der Eintragungen grundlegend wichtige Frage 
aufgeworfen und beantwortet werden. Vergleiche mit dem 
gleichzeitigen Archivmateriale, besonders mit dem Inhalte 
des TestB., dann der erhaltenen Schu ldbriefe, der Gült 
register usw. ergeben, daß nicht jeder tatsächliche Gewere- 
wechsel im Sb. durchgeführt, nicht jede Versetzung der 
Grundstücke im Sb. eingetragen worden ist. Diese Unvoll- 
ständigkeit wäre auch ohne Urkundenvergleiche zu ver- 
muten gewesen. Alles, was über die Genauigkeit mittelalter- 
licher Registrierungen, besonders über Akte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit bekannt ist, läßt auch ohne spezielle Ünter- 
sıchung den Schluß als gerechtfertigt erscheinen, daß es 
mit der absoluten Vollständigkeit derartiger Aufzeichnungen 
weite Wege hat, und es muß daher die Genauigkeit der 
Bücher nicht mit modernen, sondern mit mittelalterlichen 
Maßstäben gemessen werden. Mit dieser mittelalterlichen 
Genauigkeit ist es aber bisweilen recht schlimm bestellt. 
Und überhaupt, wie soll der Grad dieser Genauigkeit be- 
stimmt werden ? Ist sie denn so groß, daß man verläb- 
liches Material zu statistischen Untersuchungen (über Be- 
sitzwechsel, Verschuldung u. dgl. m.) gewinnen kann ? 

Aus den Angaben des TestB. habe ich nun folgende 
Zahlen gewonnen. Zwischen 1439 und 1513, also der Zeit 
der Weiterführung, werden im TestB. 343 Hausgrundstücke 
und SS2 Weingärten erwähnt. Von diesen sind im Sb. nicht- 
bestimmbar 67, bestimmbar 1158, also etwas weniger als 
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95 %. Dieses Resultat, das für die Messung der Genauig - 
keit der Grundbuchführung durchaus nicht bestimmend 
sein, sondern nur zur Orientierung angeführt werden soll, 
weist immerhin auf einen sehr hohen Grad dieser Genauig- 
keit hin. Das gleiche Resultat erhält man bei Betrachtung 
der Zahlen der Bücher selbst. Die relativ hohen Zahlen 
sowohl der Gewereanschreibungen als auch der Satzposten 
lassen den Wahrscheinlichkeitsschluß zu, daß nicht beson- 
ders viele Eintragungen ausgeblieben sein können. Be- 
rechnet man z.B. den Durchschnitt der Dauer der Geweren 
des Sb. und läßt jene Grundstücke unberücksichtigt, bei 
welchen (Besitz der toten Hand, Öden) ein Gewerewechsel 
. überhaupt ausgeschlossen war, so erhält man verblüffend 
niedrige Zahlen. Es zeigt sich, daß jedes im freien Ver- 
kehre befindliche Preßburger Grundstück während knapper 
75 Jahre 4 bis 5mal den Besitzer gewechselt hat (rund 
2300 Grundstücke 10400mal). Es ist daher evident, daß 
die unbestreitbar vorgekommenen Auslassungen und sonsti- 
gen Ungenauigkeiten der Grundbuchführung nicht von sol- 
chem Umfange sein können,. daß hierdurch die Resultate 
einer statistischen Bearbeitung des Eintragsstoffes wesent- 
lich verzerrt werden konnten. Dieser aus den Büchern 
selbst gewonnene Eindruck entspricht auch jenem, der aus 
dem Vergleiche mit dem TestB. resultierte..e Mit einem 
Worte: das Preßburger Grund- und Satzbuch ist eine histo- 
risch-statistische Quelle ersten Ranges; es wird daher eine 
vollständige Herausgabe der Bücher, ohne welche derartige 
statistische Untersuchungen nicht angestellt werden können, 
einem wissenschaftlichen Bedürfnis allgemeiner Art dienen. 
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II. 
Rasengang und Fußspurzauber. 


Von 
Herrn Professor Dr. Max Pappenheim 


in Kiel. 


Der Rasengang, das ganga undir jardarmen, wird von 
den Isländersagas in dreifacher Anwendung erwähnt. Wie- 
derholt erscheint er als ein Bestandteil im Formalismus der 
Eingehung einer Blutsbrüderschaft (sverjast i föstbroedra- 
lag). Je einmal begegnet er im Dienste eines Gottesurteils 
(Laxdsla) und als Sühne einer Missetat (Vatnsdsla). Seine 
Deutung ist umstritten.!) Namentlich besteht ein Gegen- 
satz zwischen der Meinung, daß es sich in allen Fällen um 
einen zur Bestärkung eines Eides dienenden Ritus handle, 
und der anderen, daß das g. u. j. ursprünglich nur dem 
Verbrüderungszeremoniell angehört habe und von dort aus 
erst nachträglich auch anderen Zwecken dienstbar gemacht 
worden sei. Zuletzt hat sich Ernst Mayer zu der Frage 
geäußert.?) Er hat auf eine Stelle des fuero de Navarra 
hingewiesen, durch die der Streit entschieden werde und 
zwar zugunsten der erstgenannten Ansicht. Nachstehend 
soll die Frage in erweitertem Rahmen einer erneuten Prü- 
fung unterzogen werden. 

In der von Mayer herangezogenen spanischen Rechts- 
quelle handelt es sich um einen Liegenschaftsstreit zwischen 
einem geistlichen Orden und einem gotischen Grundbesitzer 
(infanzön). Die Vorschrift gibt zwar in Einzelheiten ihres 


!) Vgl. die Anführungen in dieser Zeitschrift, G. A., XXIX 33 
Anm.2. S. seitdem auch v. Schwerin, Gött. gel. Anz. 1909 S. 843 
und Mogk in Hoops’ Reallexikon der german. Altertumskunde I 626. 
Gegen den Vereinigungsversuch von Valtyr Gudmundsson s.K. Mau- 
rer, Zeitschr. des Vereins für Volkskunde III 106. 

2) Mitteilungen des Inst. f. österreich. Geschichtsforschung XXXVYII 
285 fl. 363f. 
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Wortlauts zu manchen Zweifeln Anlaß, ist aber inhaltlich 
völlig klar. Der Orden und sein Gegner sollen drei oder 
fünf verläßliche Männer (fieles) bestimmen, die eine gesetz- 
lich bemessene, sehr schwere Last Erde dem umstrittenen 
Grundstück entnehmen und auf dem Altar der Kirche 
niederlegen sollen. Darauf hat der infanzön zu schwören, 
daß der Orden kein Recht hat an dem Grundstück, von 
dem sie jene Erde gebracht haben. Und dann soll der in- 
fanz6n diese Erde vom Altar bis vor die Kirchentür tragen, 
„und wenn er sie trägt, soll das Grundstück ihm gehören, 
wenn er aber fällt, dem Orden“. Ist er zu jung und schwach, 
um die Last tragen zu können, so sollen die fieles aus ihr 
drei Teile machen, und er soll dreimal je einen tragen, wo- 
bei ihm nötigenfalls noch einer von seinen nächsten Ver- 
wandten mit einer Hand helfen soll.!) 

Hierzu führt Mayer aus: „Es ist klar, daß die nordische 
Beweisform und die spanische vollkommen identisch sind. 
Der unterliegt, den ein großes Stück Erde, genommen aus 
dem streitigen Objekt, zu Boden drückt; denn auch im 
nordischen muß das die Wirkung des Einstürzens der großen 
und dicken jardarmen sein (so schon Grimm, R.A.* I 
S. 165). Die spanische Form sagt dabei deutlich, daß durch 
dieses Ordal der Eid bestärkt wird, was man der richtigen 
Auffassung nach auch für die nordische Form vorauszusetzen 
hat. Nur in der Art, wie die Erdmasse hergestellt wird, 
gehen — sehr erklärlich — die Rechte auseinander. Hier 
ist im spanischen Recht durch das Herübergreifen christ- 
licher Elemente, also das Setzen der Rasenstücke auf den 
Altar, die Form umgebildet.‘“ Wie ersichtlich, läßt Mayer 
in Wahrheit die Streitfrage des nordischen Rechts nicht 
durch die spanische Quellenstelle entschieden werden, son- 
dern bereits im Sinne der Ansicht Maurers entschieden 
sein. Nur so kann er von der Identität der nordischen und 
der spanischen Beweisform sprechen, während sich der 
Streit gerade darum dreht, ob der nordische Rasengang 
als eine Beweisform anzusehen ist oder nicht. Und wenn 


1) Zu dieser den nächsten Verwandten in bestimmten Grenzen 
gestatteten Hilfeleistung s. Wilda, Strafrecht S. 287, und Pappen- 
heim, Altdän. Schutzgilden S. 394 ff. 
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weiterhin der ‚richtigen‘‘ Auffassung nach ‚‚vorauszusetzen‘, 
ist, daß durch den Rasengang ebenso, wie durch das spa- 
nische Ordal!), ein Eid bestärkt wird, so wird zunächst die 
Richtigkeit jener Auffassung erwiesen werden müssen, ehe 
die aus ihr entnommene Übereinstimmung der beiden Rechte 
unterstellt werden darf. Mayer selbst ist der Ansicht, daß 
jener Beweis aus den nordischen Quellen nicht erbracht 
werden kann?); er würde ja sonst nicht die Stelle des fuero 


1) Auch für dieses liegt die Sache nicht so einfach, wie es nach 
Mayers Darstellung scheint. Nach dem fuero geht allerdings dem Gottes- 
urteil die eidliche Behauptung des Beweisführers vorauf, daß der Orden 
an dem streitigen Grundstück kein Recht habe, und entscheidet das 
Gottesurteil darüber, welcher Partei das Grundstück gehört. Eid und 
Gottesurteil haben somit dieselbe Rechtstatsache zum Gegenstande. 
Dies bedeutet aber nicht, daß das Gottesurteil nur zur Bestärkung des 
vorhergegangenen Eides diente und somit der Bedeutung eines selb- 
ständigen Beweismittels ermangelte. In dem fuero selbst wird die Wiır- 
kung des Gottesurteils nicht in Beziehung auf den geleisteten Eid, a0n- 
dern unmittelbar in Beziehung auf die Frage des Eigentums am streitigen 
Grundstücke bestimmt. In anderen Quellen wird der dem Gottesurteil 
voraufgehende Eid zuweilen ausdrücklich als Voreid bezeichnet; vgl 
Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II 438. Eines näheren Eingehen: 
auf die Frage bedarf es an dieser Stelle nicht. Hinsichtlich des Verbält- 
nisses von Eid und Gottesurteil überhaupt gehen die Meinungen zur Zeit 
noch weit auseinander; vgl. z. B. Hirzel, Der Eid S. 176 ff. 211; Brunner 
a. a. O. I? S. 262; v. Amira, Grundriß des german. Rechts 3 S. 2698. 277. 

*) Er macht freilich geltend, die nachträgliche Übertragung der 
für die Verbrüderung entstandenen Form auf das Gottesurteil lasse 
sich nicht erklären, und nach der Flateyjarbök sehe es wie selbstver- 
ständlich aus, daß sich mit der Verwendung der jardarmen ein Eid ver- 
binde. Allein diese beiden schon von Maurer verwerteten Argumente 
ermangeln, wie an anderer Stelle (Altdänische Schutzgilden 8. 33t., 
30 Anm. 2) gezeigt, jeglicher Beweiskraft. Brunner, Deutsche Rechts- 
geschichte I? 266 Anm. 70 hält die Herleitung des Rasenordals von dem 
Formalismus der Brüderschaftseingehung für unsicher; die Idee der 
Demütigung, wie sie nach der Vatnsd&la im Rasengange liege, könne 
nur aus dem Ordal, nicht aus dem Formalismus der Blutsbrüderschaft 
hervorgegangen sein. Allein die Demütigung, die Bergr seinem Gegner 
zudenkt (s. unten S. 74), liegt nicht in dem Rasengange an sich, son- 
dern darin, daß Jökull sich auf Verlangen seinesWidersachers vor diesem 
in einer besonders schimpflichen Form beugen soll (vgl. Altdän. Schutz- 
gilden S.34f.). Die nur hier begegnende Ungleichheit der Höbe der 
drei Erdstreifen, die den darunter Schreitenden nötigt, sich immer tiefet 
zu beugen, zeigt, daß es sich um eine raffiniert erdachte Demütigung 
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de Navarra für die in Rede stehende Streitfrage als ent- 
scheidend bezeichnen. Es läßt sich aber leicht dartun, daß 
die Navarreser Vorschrift zur Deutung des nordischen Rasen- 
ganges schlechterdings nichts beizutragen vermag. 
Zuvörderst muß gegenüber der von Mayer wieder- 
holten Behauptung Mayurers erneut!) mit allem Nachdruck 
betont werden, daß bl der Eingehung der Blutebrüder- 
schaft Rasengang und Eidesleistung in den nordischen Quel- 
len nebeneinander erscheinen. Die Sache liegt aber durchaus 
nicht so, daß der Unterstellung von Eidesleistungen in den 
Fällen des Gottesurteils und der Bußeleistung durch ganga 
undir jardarmen sachliche Bedenken nicht entgegenstünden. 
Der Bericht der Laxdsla ist so unklar, daß er nicht einmal 
erkennen läßt, ob porkell trefill, der in dem Rechtsstreite 
Partei ist, oder Gudmundr, dessen Zeugenaussage die Geg- 
ner beanstanden, sich dem Gottesurteil durch Rasengang 
unterziehen soll. In dem Falle der Vatnsdala aber kommt 
eine Eidesleistung, zu deren Bestärkung der Rasenzwang 
dienen könnte, überhaupt nicht in Frage. Nach Mayer 
geht in diesem Falle „jemand bei einem Vergleich unter 
die jardarmen, bei dem sonst nach alten Nachrichten ein 
Friedens- und vor allem ein Gleichheitseid geleistet wird‘. 
Dies entspricht der von Maurer anfänglich?) vertretenen 
Auffassung. Daß aber jedenfalls ein Gleichheitseid hier 
nicht in Betracht kommt, braucht nicht nochmals bewiesen 
zu werden, da Maurer selbst seine Ansicht insoweit später?) 
wesentlich geändert, und Mayer, der an ihr festhält, irgend- 
welche Gründe zu ihren Gunsten nicht beigebracht hat. 
Maurer irrt aber, wenn er die Annahme haltbarer glaubt, 


handelt. Die Bemerkung des Sagaverfassers, der Rasengang sei damals 
nach großen Untaten Sitte gewesen, findet in dem sonstigen überaus 
reichen Quellenmaterial keine Bestätigung und will wohl nur die un- 
gewöhnliche Zumutung aus dem Brauche der Vorzeit rechtfertigen. 

1) Vgl. Schutzgilden S. 27 fi. 

%) Germanis XIX‘147. Nur an einen Gleichheitseid denkt Maurer 
in Zeitschr. des Vereins für Volkskunde III 106. 

?) Vorlesungen über Altnordische Rechtsgeschichte V 672. Hier 
meint Maurer, der Rasengang sei im Vatnsdelafalle „wohl mit einem 
tryggdaeidr, d.h. Urfehdeeide oder höchstens mit einem jafnadareidr 
in Verbindung zu bringen“. 
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daß der Rasengang in dem Falle der Vatnsdasla zur Be- 
stärkung eines tryggda-Eides diene. 

Es handelt sich in der Vatnsdsla um folgenden Vor- 
gang. Der von Jökull schwer beleidigte Bergr weigert sich, 
Geldbuße zu nehmen. Er fordert als Sühne. daß Jökull 
unter (drei) Erdstreifen gehe und sich so vor ihm demütige. 
Jökull lehnt dies entrüstet ab. Sein Bruder porsteinn aber 
erklärt sich dazu bereit, und Bergr erklärt, dies als Buße 
gelten lassen zu wollen. porsteinn geht unter den ersten 
Rasenbogen. Da höhnt ihn Bergr: ‚In den Staub gebeugt 
habe ich nun den, der der erste war unter den Wasser- 
tälern.‘“ Und porsteinn erwidert: „Das hättest du nicht 
sagen sollen. Denn das ist die Antwort darauf, daß ich nicht 
unter mehr (Erdstreifen) gehen will.“ Es ist vollkommen 
unerfindlich, wie hier der Rasengang als Bestärkung eines 
Urfehdeeides gedacht sein könnte. Er stellt ja doch die 
demütigende Buße dar, die der Schuldige selbst verweigert, 
und der sich dessen Bruder zunächst unterwirft, um sie dann, 
durch den Übermut des Gegners gereizt, ebenfalls nur teil- 
weise zu leisten! Unmöglich kann eine und dieselbe Hand- 
lung gleichzeitig die vereinbarte Bußleistung und die Be- 
stärkung des den Vergleich voraussetzenden Friedenseides ° 
bedeuten. Und weiter! Der schuldige Jökull hat erklärt, 
eher solle ihn der Teufel holen, als daß er sich so vor dem 
Gegner demütige (fyrr mundu hann tröll taka en hann Ijti 
honom svä). Das hat einen guten Sinn, wenn es der Er- 
zählung gemäß verstanden wird. Es wird völlig unver- 
ständlich, wenn damit Jökull abgelehnt haben soll, den 
Friedenseid in hergebrachter Weise (‚wie es damals Sitte 
war nach großen Übeltaten‘‘) zu bestärken. Endlich kommt 
noch in Betracht, daß der Friedenseid entweder von beiden 
Teilen oder von dem Verletzten (und seinen Gesippen) allein 
geleistet wird. In der Vatnsdaela dagegen ist nur von dem 
Rasengang des Beleidigers und seines für ihn eintretenden 
Bruders die Rede. Von Maurers Standpunkt aus wäre 
daher auch noch zu unterstellen, daß der gekränkte Bergr 
ebenfalls einen Friedenseid geleistet und etwa gar noch 
durch den Rasengang bestärkt hätte, den er seinem Gegner 
als tiefe Demütigung vergeblich zumutet! 
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Wollte man trotz alledem den Rasengang in allen Fällen 
seiner Anwendung als Bestärkungsmittel für einen Eid gel- 
ten lassen, so wäre gleichwohl seine Identifizierung mit dem 
Gottesurteil des fuero de Navarra bei der Verbrüderung 
und bei der Bußeleistung ausgeschlossen. Brüderschaftseid 
und Urfehdeeid sind promissorische Eide. Der zu ihrer 
Bestärkung dienende Rasengang könnte daher nimmermehr 
als Beweisform betrachtet werden. Insbesondere käme die 
Aufhellung eines dunklen Tatbestandes durch Eingreifen 
der Gottheit hier nicht in Frage, und wäre daher für ein 
Gottesurteil kein Raum. Nur der Fall der Laxdzla gestattet 
mithin überhaupt eine Vergleichung mit dem des fuero. 
Aber ihr Ergebnis ist keineswegs, „daß die nordische Be- 
weisform und die spanische vollkommen identisch sind‘. Zu- 
nächst handelt es sich in der Laxdsla nicht, wie Mayer 
sagt, um eine Immobiliarvindikation, sondern um einen 
Kommorientenfall. Das Gottesurteil soll hier darüber ent- 
scheiden, ob die bei einem Schiffbruch Umgekommenen in 
der Reihenfolge gestorben sind, die der einzige Überlebende, 
nicht ohne sich dabei zu widersprechen, angegeben hat.!) 
Zu dem Nachlaß, der den Gegenstand des Streites bildet, 
gehört freilich auch Grundbesitz. Es spricht aber nichts 
dafür, daß dieser Umstand die Form des Gottesurteils be- 
stimmt hätte, und daß nach der Meinung des Sagaverfassers 
die Zeugenaussage etwa dann nicht durch Rasengang hätte 
geprüft werden können, wenn es sich lediglich um einen 
Fahrnisstreit gehandelt hätte. 

Weiterhin trifft es nicht zu, daß nach der nordischen 
Erzählung ebenso wie nach dem fuero ‚‚der unterliegt, den 
ein großes Stück Erde, genommen aus dem streitigen Objekt, 
zu Boden drückt“. In der Laxdzla deutet nichts darauf 
hin, daß der Rasengang auf dem Nachlaßgrundstück erfolgt 
wäre oder hätte erfolgen müssen. Wenn dem so wäre, würden 

_ Zufälligkeiten darüber entschieden haben, ob das Gottesurteil 
: des Rasenganges im einzelnenFalle stattfinden konnte oder 
\ j Nicht. Bei Verbrüderung und Sühneleistung aber kommt eine 


!)S. des näheren Pappenheim, Altdän. Schutzgilden S. 23f.; 
K. Maurer, Vorlesungen V 5471. 
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Entnahme der Erde aus dem ‚‚streitigen Objekt‘ von vorn- 
herein überhaupt nicht in Betracht. Sie kann daher keinesfalls 
mit dem Wesen des Rasengangs in Zusammenhang stehen. 

Endlich ist auch das nicht zuzugeben, daß in dem 
Gottesurteil der Laxdsla derjenige unterliege, den die Erde 
zu Boden drücke. Das Ordal hat nach der Saga gegen den 
Beweisführer gesprochen, wenn der Rasenbogen über ihm 
zusammenbricht. Hierbei kann zwar der darunter Stehende 
zu Boden gedrückt werden, aber dies ist weder notwendig'), 
noch ausschlaggebend. Die Saga erwähnt den nach Mayers 
Ansicht entscheidenden Umstand nicht, obwohl sie mehr- 
fach hierzu Gelegenheit gehabt hätte. 

Das Gottesurteil der Laxdsla und das des fuero unter- 
scheiden sich voneinander nicht ‚nur in der Art, wie die 
Erdmasse hergestellt wird“. Das Navarreser Ordal bringt 
den Grundgedanken der Gottesurteile überhaupt zwar in 
eigenartiger Gestaltung, aber doch im wesentlichen der Regel 
entsprechend zum Ausdruck. Es fordert von dem Beweis- 
führer die Bewältigung einer Last, der er im natürlichen 
Verlauf der Dinge nicht gewachsen ist, und gewährt ihm 
so nur die Möglichkeit, mit Hilfe eines Wunders den Sieg 
zu erringen.?2) Die Probe erinnert am meisten an das Tragen 
des glühenden Eisens, dessen Gewicht zudem mitunter be- 
sonders hervorgehoben?) oder bei schwerer Anschuldigung 


ı) Für seine gegenteilige Behauptung beruft sich Mayer mit Un- 
recht auf J. Grimm, der nur sagt: ‚„„Der Rasen konnte losbrechen und 
den darunter Stehenden beschädigen; insofern war esgefährlich und einen 
Gottesurteil zu vergleichen.“ S. aber dazu Altdän. Schutzgilden S.?'. 

2) Mayer S.287 bemerkt, die spanische Form führe durch ds: 
Erfordern einer sehr erheblichen Kraftanwendung auf etwas Ähnliches, 
wie der Zweikampf, hinaus; daher sei der spanische und besonders wieder 
navarresische Sprachgebrauch wohl verständlich, der das Wort Kamp! 
(batalha) auch zur Bezeichnung der Ordale anwende und sonst nur ın 
dem dem nordischen Bereich nahegerückten friesischen Recht angetroffen 
werde. Indessen läßt sich jener Sprachgebrauch auch auf andere Wei 
erklären, z. B. aus der überwiegenden Bedeutung des Kampfordals ım 
spanischen Recht (vgl. Hinojosa in dieser Zeitschrift, G. A. XXXI 2%. 
und wird ein einseitiges Erdordal durch das Erfordemis erheblicher 
Kraftanwendung nicht schon dem Zweikampf äbnlich. 

8) S. die Berichte über die Bekehrung des Dänenkönigs Haral‘ 
Gormsson durch Bischof Poppo bei Grimm, R.A. * II 576. 
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gesetzlich gesteigert wird.) Darin, daß die zu tragende 
Erde dem streitigen Grundstück zu entnehmen ist, mögen 
Vorstellungen nachwirken, wie sie mancherorten im Erd- 
zauber nachweisbar sind.?2) Es ist aber auch auf die Rolle 
hinzuweisen, die im Grenzstreit der lex Alamannorum die 
ausgehobene Erdscholle für das Kampfordal spielt.?) 

Der Hergang bei dem Ordal des Rasengangs ist von 
der Laxdsla nicht so gedacht, daß die Probe nur mit über- 
natürlicher Hilfe bestanden werden konnte. porkell trefill, 
der den Rasenbogen auf unlautere Weise zum Einstürzen 
bringen will, veranlaßt zwei Männer, in einem Scheinkampfe 
den Bogen an- und umzurennen. Einer so umständlichen 
und Verdacht erregenden Veranstaltung hätte es nicht be- 
durft, wenn der Rasenbogen nicht an und für sich einiger- 
maßen festgehalten hätte. Nur unter dieser Voraussetzung 
konnte auch porkell mit der Behauptung Erfolg haben, 
daß ohne das Anrennen der Streitenden die Probe gelungen 
sein würde. Diese unterscheidet sich daher jedenfalls da- 
durch von anderen Gottesurteilen und insbesondere auch 
von dem Ordal des fuero de Navarra, daß bei ihr nicht 
das Mißlingen, sondern das Gelingen im natürlichen Ver- 
lauf der Dinge zu erwarten ist. 

Nach alledem läßt sich aber von einer Identität der 
nordischen und der spanischen Beweisform auch in dem 
einzigen Anwendungsfall des Rasenganges nicht sprechen, 
in welchem dieser überhaupt als eine Beweisform zu be- 
zeichnen ist. Die Verschiedenheit der beiden Gottesurteile 
kann nicht mit Mayer daraus erklärt werden, daß die 
ursprünglichere Form des nordischen Rechts im spanischen 
„durch das Herübergreifen christlicher Elemente, also das 
Setzen der Rasenstücke auf den Altar‘ eine Umbildung 
erfahren habe. Der offenbar altertümliche Kern des spani- 
schen Ordals ist davon nicht berührt worden, daß die von 
dem Beweisführer zu tragende Erde auf den Altar gelegt 


!) Liebermann, Gesetze der Angelsachsen, Glossar unter Eisen- 
ordal Nr. 8. 

3) Kapras Zeitschr. f. vergl. Rechtswissensch. XXXIV 316f. 

?) L. Alam. c.81 (M.G.leg. V 1, 145f.); s. dazu Brunner, Z. 
Rechtsgesch. d. röm. u. germ. Urkunde S. 276f. 
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wird, und daß es der Weg durch die Kirche ist, über den 
sie getragen werden muß. Der völlig alleinstehende Bericht 
der Laxdsla über die Rasengangsprobe aber ist in sich 
unklar!) und in einer nicht verläßlichen Saga?) enthalten, 
so daß die Verwendung des ganga undir jardarmen als 
Gottesurteils nicht als geschichtlich beglaubigt gelten kann.) 

Unter den drei Anwendungsfällen des gange undir 
jardarmen ist, wie bemerkt, derjenige der Eingehung einer 
Blutsbrüderschaft der einzige, in welchem der Rasengang 
quellenmäßig in Verbindung mit einer Eidesleistung be- 
gegnet. Es bleibt die Frage, ob in der Beschränkung auf 
diesen Fall der nordische Rasengang als zur Bestärkung 
eines Eides dienend betrachtet und dem Erdetragen de 
Navarreser Rechts an die Seite gestellt werden darf. Die 
ist aber zu verneinen. | 

Der Formalismus des sverjast i föstbreadralag setzt 
sich nach den Isländersagas aus drei Bestandteilen zusam- 
men, dem Rasengang, der Blutmischung und der Eides- 
leistung. Bedeutung und Verhältnis der beiden letzteren 
zueinander sind klar und nicht streitig. Die Meinungen 
darüber sind geteilt, ob der Rasengang mit der Blutmischung 
zusammen die Verbrüderung sichtbar machen oder die Kraft 
des Eides verstärken will. Zugunsten der ersteren Auf- 
fassung spricht, daß die sich Verbrüdernden ihr Blut auch 
mit der Erde mischen (,‚,‚sie rühren alles zusammen, die Erde 
und das Blut‘), und daß der Rasenbogen mit beiden Enden 
in der Erde festbleiben soll. Der mit der Erde verbunden 
gebliebene Rasenbogen stellt die Wölbung des Mutterleibt: 
dar.) In diesem weilend lassen die sich Verbrüdernden 


1} Altdän. Schutzgilden S. 27f. 

2) Kälund, Laxdxla saga udg. f. Samfund til udgivelse af gammel 
nordisk Literatur, Indledning S. XLVIII, Mogk in Pauls Grundriß der 
germ. Philol. II? 753. K. Maurer spricht Germania XIX 145 von der 
Laxdala als einer geschichtlich ganz verlässigen Quelle, schwächt dies 
aber später (Vorlesungen V 671) ab. 

3) v. Amira, Gött. gel. Anz. 1896 S. 208. 

4) Die Vorstellung. daß der Rasenbogen fortgesetzt einen Teil der 
(nunmehr ausgebuchteten) Erde bilden soll, spielt offenbar eine weseni- 
liche Rolle. Die Föstbreedrasaga (Ausg. von K. Gislason S. 11 und 93) 
betont, daß die Enden der Rasenstreifen alle fest in der Erde sein solltes 
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künstlich die Blutsgemeinschaft entstehen, deren es für das 
Brüderschaftsverhältnis bedarf. Als Brüder werden sie 
wiedergeboren.!) 

So verstanden fügt sich der Rasengang dem Zeremo- 
niell der Verbrüderung zwanglos ein. Dagegen stellen sich 
der Deutung des ganga undir jardarmen als einer Bestär- 
kung des Brüderschaftseides erhebliche Bedenken entgegen. 
Namentlich muß bei dieser Deutung befremden, daß nach 
Ausweis der nordgermanischen Quellen einzig und allein 
der Verbrüderungseid, nicht auch irgendein anderer der 
zahlreich begegnenden Eide (Reinigungseid, Voreid, Frie- 
denseid usw.) durch den Rasengang bestärkt wird. Wenn 
K. Maurer?) meint, der Gang unter den Rasenstreifen 
könne bei promissorischen wie assertorischen und bei Zeugen- 
eiden wie Parteieneiden eintreten, so zieht er damit nur eine 
Folgerung aus der unbewiesenen Annahme, daß durch den 
Rasengang ein zuvor abgelegter Eid bestärkt werden solle. 
Demgegenüber muß vielmehr als wahrscheinlich bezeichnet 
werden — wir kommen hierauf alsbald zurück —, daß auch 
der Brüderschaftseid nicht von Anfang an unter dem Rasen- 
bogen geschworen worden ist. 

Die Leistung des Brüderschaftseides unter dem Rasen- 
streifen wird häufig?) den anderwärts bezeugten Bräuchen 


und die Gisla (Ausg. von K. Gislason S. 6; s. auch Flateyjarbök II 93) 
hebt hervor. daß in dem von ihr beschriebenen Falle demgemäß ver- 
fahren wurde. Auch für das Gottesurteil des Rasenganges verlangt die 
Laxd&la ein gleiches. Unvereinbar mit diesen Quellenzeugnissen ist 
die Schilderung Mayers: „Es wurden (je 3) Rasenstücke . derart aus- 
gestochen, daß sie an der einen Kante mit der Erde verbunden bleiben, 
an der andern Kante durch einen Spieß aufgerichtet und gegeneinander- 
- gelehnt werden.“ Übrigens wird von einer Mehrzahl (Dreizahl) der 
Rasenstücke nicht immer und von dem Stützen des Rasenbogens durch 
einen Spieß nur einmal bei der Eingehung der Blutsbrüderschaft ge- 
sprochen. Dies übersieht auch K. Lehmann in Hoops’ Reallexikon der 
German. Altertumskunde I 524. 


!) Vgl. diese Zeitschrift, G. A. XXIX 323 nebst den Anführungen 
in Anm. 2 daselbst; s. auch v. Schwerin, Gött. gel. Anz. 1909 S. 843, 
und Mogk in Hoops’ Reallexikon I 626. 

2) Germania XIX 147 und sonst. i 

3) Vgl. z.B. Grimm, R.A. * I 163. 165f.; Weinhold, Zeitschr. 
d. Vereins f. Volkskunde III 224f.; Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte 
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an die Seite gestellt, in denen eine Beziehung zwischen Eid 
und Erde zum Ausdruck gelangt. Aus nordgermanischen 
Quellen ist über eine solche Beziehung bisher sonst nichte 
ermittelt worden.!) Was aber aus deutschen Rechten hier 
in Betracht kommt?), wie der Eid mit dem in die Erde 
gesteckten Schwert und der Schwur auf grünen Sod?), ist 
von dem Eide unter dem Rasenstreifen zu verschieden, um 


zu dessen Deutung dienen zu können. Auf eine Eidesleistung ' 


zwar nicht unter, aber doch in der Erde weiß von deutschen 
Quellenzeugnissen der in einem Ulmer Ratsprotokoll von 
1508 enthaltene Vermerk, es sollten ‚die Buben, die in ein 
Grüblein geschworen, fänglich angenommen werden“.*) Die 
ganz vereinzelte Nachricht gestattet aber schon wegen ihrer 
Undeutlichkeit keine Schlußfolgerung für die deutsche oder 
gar für die nordische Eidesleistung.5) 


12 266 Anm. 71; Lasch, Der Eid (Stuttgart 1908) S. 37; Thudichum, 
Geschichte des Eides S. 16f.; Kapras, Zeitschr. f. vergl. Rechtswissen- 
schaft XXXIV 309 ff. 

1) Lasch a.a.O. (s. die vorige Anm.) glaubt eine Erinnerung an 
den Schwur unter dem Rasenstreifen in den Sagen erblicken zu dürfen, 
nach denen jemand, um sich fremden Grund und Boden anzueignen, Erde 
von diesem in seine Schuhe tut und dann schwört, daß er auf seinem 
eigenen Grund und Boden stehe. Hier steht aber die Erde nicht zu der 
Leistung des Eides selbst, sondern lediglich zu dessen Inhalt in Beziehung, 
und handelt es sich um ein auch in anderen Anwendungen begegnendes 
Sagenmotiv, das an die Bedeutung von Wort und Form im Rechts- 
gange anknüpft. 

2) Grimm, R.A. *1 163, der aber mit Unrecht 1. Alam. 81 (s. oben 
S. 77) heranzieht. 

®) Dreyer, Miscellaneen oder Kleine Schriften über einige Gegen- 
stände des teutschen Rechts (Lübeck 1784) S. 102f., auf welchen Grimm 
verweist, führt einige niederdeutsche Urteile aus dem 15. und 16. Jabr- 
hundert an, nach denen ein Beklagter sich freischwören soll, indem er 
in der linken Hand ein Rasenstück (dat gröne Södecken, de gröne Wase, 
ene gröde Sode) hält. Dreyer selbst bemerkt (S. 103f. Anm. 2) gegen 
Stryk, das nordische Gehen unter den Rasenstreifen habe mit diesem 
Eide nicht die geringste Ähnlichkeit. 

*) Mitgeteilt von Beck im Diözesanarchiv von Schwaben 1902 S.%. 
Vgl. dazu Opitz, Wissenschaftl. Beil. z. Jahresber.d. Achten Realschule zu 
Berlin, Ostern 1913, S.7 Anm. 1; s. auch Kapras a.a.O. S. 309 Anm.1]8. 

#) Innoch höherem Grade gilt dies von der bei Beck (s. die vorige 
Anm.) mitgeteilten Notiz über den Bürger, der ebenfalls 1508 in Ulm 
„über dem Loch“ schwören mußte. 
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Außerhalb des germanischen Quellenkreises begegnet 
in verschiedener Gestalt ein Eid, der unter der Erde ge- 
leistet wird.!) Namentlich hat nach slawischen Rechten 
bei Grenzstreitigkeiten der Schwörende ein dem umstritte- 
nen Grundstück entnommenes Rasenstück auf dem Kopf 
zu tragen.?) In besonderer Ausgestaltung ist der Grenzeid 
für Böhmen und Mähren im 15. bis 17., für Oberschlesien, 
wohin er ohne Zweifel von Böhmen aus gelangt ist, noch 
im 18. Jahrhundert nachweisbar..) Danach leisten dem 
Bauernstande angehörende Zeugen den Eid in Grenzstreitig- 
keiten, indem sie — nach älteren Quellen ein Stück Rasen 
auf dem Kopfe tragend — in einem Grabe knien, das zu 
diesem Zwecke an der streitigen Grenze aufgeworfen worden 
ist. Vermutlich ist das Grab erst nachträglich dem Forma- 
lismus des alten Raseneides eingefügt worden, und hat in 
dem Grabeide der schon dem Raseneide zugrunde liegende 
Gedanke einen verdeutlichten Ausdruck dahin gefunden, 
daß das dem Meineidigen drohende Schicksal in der Eides- 
leistung selbst zur Darstellung gelangt ist. Die äußere Ähn- 
lichkeit des böhmischen Grenzeides mit dem nordischen 
Rasengang ist gewiß merkwürdig. Es kann aber aus ihr 
nicht mit der herrschenden Meinung auf eine innere Ver- 
wandtschaft der beiden zeitlich und räumlich voneinander 
weit entfernten Bräuche geschlossen werden. Aus dem nordi- 
schen Rechte spricht dagegen, daß hier der Rasengang kein 
Eidesritus ist; aus dem böhmisch-mährischen Rechte, daß 
dessen Grabeid nur bei Grenzstreitigkeiten vorkommt, und 
der Erdritus bei ihm, wie bei dem slawischen Raseneide 


1) Lasch, Der Eid $S. 36. Nach einem von Fahne, Livland (Düssel- 
dorf 1875) S. 190 aus zweiter Hand zitierten Reisebericht des 17. Jahr- 
hunderts muß der nach Gerichtsbeschluß schwörende livländische Bauer 
„mit dem linken Fuß auf einem Stein stehen, den rechten kniend auf 
der Erde halten, in der Hand einen weißen Stecken, auf dem Kopf einen 
grünen Rasen haben und die zwei Finger der rechten Hand ausstrecken“, 
Über den Eidstab s. v. Amira, Der Stab in der german. Rechtssymbolik 
(Abhandl. d. Kgl. Bayer. Akad. d. Wiss., Philos.-philol. u. histor. Kl. 
XXV Abt.1) 8. 94ff., bes. S. 96, über den weißen Stab ebenda S. 6. 

3) Kapras a.a. 0. S. 304 ff. 

?) Vgl. die eingehende Darstellung von Kapras a. a. 0. S. 283ff., 
der auch zu der früheren Literatur Stellung nimmt. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIX. Germ. Abt. 6 
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überhaupt!), anscheinend mit dem Inhalte des zu leistenden 
Eides in Zusammenhang steht. 

Gegen die Auffassung des Rasenganges als einer Eides- 
bestärkung spricht nun aber noch sehr bestimmt, daß der 
Rasengang nicht als ein ursprünglicher Bestandteil der Ver- 
brüderung betrachtet werden kann. Die drei Bestandteile, 
aus denen sich der Formalismus des sverjast i föstbrosdralag 
nach den Isländersagas zusammensetzt, sind aller Wahr- 
scheinlichkeit nach nicht von gleichem Alter. Uralt ist 
natürlich die Blutmischung. Es darf vermutet werden, daß 
sie ursprünglich für sich allein das Brüderschaftsverhältnis 
herbeiführen konnte und gleich der Säugung durch dieselbe 
Frau?) die künstliche Verwandtschaft auch dann zur Folge 
haben mußte, wenn sie ohne den Willen der Beteiligten 
stattfand. Bei der auf Willenseinigung sich gründenden 
Blutsbrüderschaft freilich, von der die nordgermanischen 
Quellen ausnahmslos sprechen, ist mit der Blutmischung 
eine Eidesleistung auch da verbunden, wo dies nicht aus- 
drücklich gesagt wird. Insbesondere setzen dies die jüngere 
Edda und die Völsunga saga für das von der älteren Edda 
erwähnte Träufelnlassen des Blutes in die Fußspur (renna 
blöpi f spor) als selbstverständlich voraus.?) Nicht wahr- 
scheinlich ist es aber, daß der Eid beim renna blöpi i spor 
unter dem Rasenstreifen geleistet wurde und somit in dem 
Akte der Brüderschaftseingehung zwei nach Art und Be- 
deutung verschiedene Erdriten verbunden waren.*) 


1) Bei diesem muß, wie vorher im Texte bemerkt, der Rasen dem 
streitigen Grundstück entnommen werden. Es ist also nicht die Erde 
überhaupt, sondern die den Gegenstand des Streites und des Schwurs 
bildende Erde, unter der der Eid geleistet wird. Beim Grabeide wird 
das Grab ebenfalls auf der streitigen Grenze selbst angelegt. Rasen- und 
Grabritus sind demnach in der überlieferten Gestalt bei solchen Eiden 
unanwendbar, die nicht in einem Streite um Land; insbesondere um 
die Grenze, geleistet werden. Es handelt sich bei ihnen mithin nicht um 
allgemeine Eidesriten. 

3) Vgl. Pappenheim in der „Festschrift Heinrich Brunner zum 
70. Geburtstag dargebracht“ S.11. Über sonstige durch Zufall ent- 
stehende, künstliche Verwandtschaft s. Ciszewski, Künstliche Ver- 
wandtschaft bei den Südslaven (Leipzig. Dissert. 1897) S. 4fl. 

®) Altdänische Schutzgilden S. 21. 37f. 

*) Dies nimmt K. Maurer, Island S. 362, Vorlesungen HI 1% 
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Die Verbrüderung durch Blutmischung ist ein über die 
ganze Erde verbreiteter oder verbreitet gewesener Brauch.!) 
Die Blutsgemeinschaft der Wahlbrüder wird allgemein da- 
durch hergestellt, daß auf die eine oder die andere Art 
etwas von dem Blute eines jeden von ihnen in den Körper 
des andern eingeführt wird. Die Nordgermanen nehmen in 
dieser Beziehung eine Sonderstellung ein.?2) Bei ihnen wird 
das Blut nach dem älteren Ritus in der Fußspur, nach dem 
jüngeren in der durch die Aushebung des Rasenstreifens 
entstandenen Grube gemischt. In beiden Fällen findet also 
eine unmittelbare Überleitung des Blutes nicht statt. Sie 
wird bei der Verbrüderung unter dem Rasenstreifen da- 
durch ersetzt, daß auf die Abstammung von der gemein- 
samen Mutter Erde zurückgegangen und durch die Geburt 
von dieser die Blutsgemeinschaft vermittelt wird. Diese 
Auffassung kommt für das renna blöpi i spor der Edda, 
das „vestigia sua mutui sanguinis aspersione perfundere‘“ 
des Saxo Grammaticus nicht in Frage. Was wir sonst von 
der Bedeutung der Fußspur im alten Volksglauben wissen), 
läßt nicht ihre räumliche Beziehung zu der Erde, in der 
zie sich befindet, sondern ausschließlich ihre genetische Be- 
siehung zu dem Menschen, von dem sie herrührt, als zugrunde 
liegend erkennen. Die Fußspur stellt eine sichtbare Ver- 
änderung der Außenwelt dar, die durch ihren Urheber her- 
vorgerufen und ein bleibendes Abbild von seinem Fuße ist. 
Mit ihr hat er ein Stück von seinem eigenen Wesen zurück- 
gelassen *), das an seinen ferneren Schicksalen teilnimmt?) 


ain. Er meint zudem entgegen allen in Betracht kommenden Quellenzeug- 
nssen, daß der Brüderschaftseid nicht unter dem Rasenbogen geleistet 
worden, sondern dem ganga undir jardarmen voraufgegangen sei. S.hier- 
gegen auch Zeitschr. f. deutsche Philologie XXIV 160. 

ı) Vgl diese Zeitschrift, G. A. XXIX 305. 

2) Vgl. diese Zeitschrift, G. A. XXIX 323. 

3) Sartori, Zeitschr. d. Vereins f. Volkskunde IV 41ff.; Boehm, 
ebenda XXV 28 Nr. 26. 2 

4) Sartori a 8.0. S. 42. 

5) Inder von Grimm, R.A. * I 266 angeführten Stelle der Hrölfs 
8. kraka (Fornaldar s. Norärl. I 63) sagt Elgfrödi zu seinem scheidenden 
Bruder Bödvar: „Zu dieser (Bödvars) Spur werde ich täglich kommen 
und nachsehen, was in der Spur ist; Erde wird es werden, wenn du an 
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und andererseits dazu dient, auf sein Geschick mittels 
Sympathiezaubers günstig oder ungünstig einzuwirken.!) 
So konnte denn auch das Mischen des Blutes in der Fuß- 
spur zur Herbeiführung der Blutsgemeinschaft verwendet 
werden. Allerdings ist es hier nicht, wie regelmäßig, die 
Fußspur eines Abwesenden, die ihn repräsentiert. Wenn 
aber der Fußspur überhaupt einmal die geschilderte Be- 
deutung beigemessen wurde, mochte sich dessen auch ihr 
Urheber selbst bedienen. So hat der Gedanke der durch 
ihn verkörperlichten und benutzten Fußspur auch bei der 
norwegischen Geschlechtsleite (settleiding)?) in der Schub- 
steigung Ausdruck gefunden. 

In dem Zeremoniell des sverjast fi föstbroedralag, wie 
es die Isländersagas beschreiben, hat die Fußspur keinen 
Platz mehr. Der einfache, ältere Ritus ist hier durch einen 
komplizierteren verdrängt worden. Dies kann dadurch ge- 
schehen sein, daß die Beziehung der Fußspur zu ihrem 
Urheber vergessen wurde und ihre zunächst nur räumliche 
Beziehung zur Erde eine Umdeutung erfuhr. Wenn die 
sich Verbrüdernden ihr Blut in die Fußspur träufeln ließen, 
konnte dies als ein Akt verstanden werden, durch den sie 
ihre Abstammung von der Mutter Erde als Mittel und Aus- 
druck für die Herstellung des Brüderschaftsverhältnisses 
verwendeten. So wurde das renna blöpi f spor in den Kreis 
der Vorstellungen von der Mutter Erde?) hinübergeleitet 
und die Vermischung des Blutes in und mit der Erde wurde 
zum wichtigsten Bestandteil einer Wiedergeburt. Die Ein- 
gehung der Blutsbrüderschaft trat damit unter die Herr- 
schaft eines Gedankens, der in anderer Verwendung dem 
Volksglauben ohnehin vertraut war.*) Der mit beiden Enden 


Krankheit stirbst, Wasser, wenn du ertrinkst, Blut, wenn du durch eine 
Waffe getödtet wirst.“ 

1) Die Einwirkung erfolgt, wie auch sonst beim Bildzauber, vor- 
nehmlich in Ansehung des Fußes als des zunächst durch die Spur dar- 
gestellten Körperteiles, geht aber nicht selten auch darüber hinsus. 

2) S. diese Zeitschrift, G. A. XXIX 311. 

®) Dieterich, Mutter Erde (Leipzig und Berlin 1906). 

4, Vgl. die Übersicht bei Zachariae, Zeitschr. d. Vereins f. Volk» 
kunde XX 154ff. Hinzuweisen ist auch auf das widerbors facere in Ed. 
Roth. 222 und Liutpr. 106. 
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an der Erde haftende Rasenstreifen aber brachte diesen 
Gedanken in besonders sinnfälliger Art zum Ausdruck (s. 
oben 8. 78). 

Auf welche Weise sich auch der Übergang vom Fußspur- 
ritus der Edda zum sverjast i föstbradralag der Isländer- 
sagen vollzogen hat, jedenfalls kann der Rasengang nicht 
mit der herrschenden Meinung!) als ein uralter Brauch be- 
trachtet werden. In der Tat vermag sich auch der sinn- 
volle und in sich geschlossene, aber minder einfache Forma- 
lismus der Verbrüderung unter dem Rasenstreifen mit dem 
schlichten Fußspurritus an Altertümlichkeit keineswegs zu 
messen. Es kommt hinzu, daß die Veranstaltung des ganga 
undir jardarmen schwieriger gewesen sein muß, als es nach 
den Schilderungen der Quellen den Anschein hat. Die unter 
dem ausgehobenen Rasenstreifen befindliche Grube kann 
nicht als ganz klein gedacht werden, wenn die sich Ver- 
brüdernden in ihr Platz finden sollten.2) Die Tiefe dieser 
Grube ergibt sich daraus, daß der den Rasenstreifen stützende 
Speer nach der Gisla so lang ist, daß ein Mann mit der 
Hand den Gernagel erreichen kann.?) Unter diesen Um- 
ständen wird es einer besonderen Bodenbeschaffenheit be- 
dürfen, wenn der Rasenbogen nicht trotz seiner Stützung 


1)8. z.B. Maurer, Island S. 362; Valtyr Gudämundsson in 
prjar ritgjördir sendar og tileinkadar herra Päli Melsted (Kaupmanna- 
höfn 1892) S. 51. 

2) K. Maurer, Vorlesungen III 195 läßt die sich Verbrüdernden 
unter dem Rasenstreifen nur durchgehen. Ein Verweilen unter dem 
Rasenbogen kommt allerdings fürdie Fälle der übertragenen Anwendung 
des g. u. j. (Laxdzsla und Vatnsdla) nicht in Betracht. Dagegen finden 
bei der Eingehung der Blutsbrüderschaft Blutmischung und Eides- 
leistung unter dem Rasenstreifen statt. Die porsteins s. Vikingssonar 
sagt dies ausdrücklich; vgl. Pappenheim, Zeitschr. f. deutsche Philol. 
XXIV 160. Thudichum, Geschichte des Eides (Tübingen 1911) S. 16f., 
schildert den als Schwurritus entstandenen Rasengang folgendermaßen: 
„es wurde aus grasbewachsener Erde ein langes Stück losgeschnitten, 
so daß es an beiden Enden am Grunde hängen blieb, worauf der Schwö- 
rende seine Füße unter den etwas gelüfteten Wasen steckte, sie schlitzte, 
daß sich sein Blut mit der Erde mischte, und dann kniend die Götter 
anrief‘‘. Ein ‚‚Gehen unter den Rasenstreifen‘‘ könnte dieses Verfahren 
nicht genannt werden. Es wäre aber auch physisch kaum ausführbar. 

%) Vgl. hierzu Hj. Falk in Skrifter utg. av Videnskapsselskapet 
i Kristianis 1914, Hist.-filos. Kl., II Nr. 6 S. 85. 
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einbrechen soll.!) Ob auf Island das mit Gras bewachsene 
Erdreich?) diese Beschaffenheit im allgemeinen aufweist, 
muß dahingestellt bleiben. Für den Fall der Gisela, in 
welchem die Zeremonie auf einer schmalen, sich in die See 
erstreckenden Sandfläche vorgenommen wird?), dürften die 
Bedingungen hierfür recht ungünstig gelegen haben. Die 
Sagen berichten aber des öfteren, daß zufällig einander 
Begegnende, die sich zunächst mit den Waffen erprobt 
haben, Blutsbrüderschaft eingehen. Dabei kann nicht an 
einen Formalismus gedacht sein, der sowohl an die Be- 
schaffenheit des Bodens, als auch an die zum Ausheben 
des Rasenbogens erforderliche Menschenkraft besondere An- 
sprüche stellte. Es ist deshalb überhaupt nicht wahrschein- 
lich, daß das oft erwähnte sverjast i föstbroedralag stets 
in der nur. wenige Male von den Quellen geschilderten Form 
des ganga undir jardarmen erfolgt wäre. 

Das Ergebnis unserer Untersuchung ist dahin zu- 
sammenzufassen: Das Erdordal des fuero de Navarra läßt 
sich zur Deutung des nordischen Rasenganges nicht ver- 
wenden. Das ganga undir jardarmen dient bei der Ein- 
gehung der Blutsbrüderschaft nicht zur Bestärkung des 
Eides, sondern zur Darstellung der das Brüderschaftsver- 
hältnis herbeiführenden Wiedergeburt. Der von den I1s- 
ländersagas beschriebene Formalismus des sverjast i föst- 
broedralag ist wahrscheinlich aus einer Umdeutung des 
nicht mehr verstandenen Fußspurzaubers hervorgegangen. . 
Diesem gegenüber macht der Rasengang den Eindruck 
nicht nur eines jüngeren Brauches, sondern eines Kunst- 
produkts. Er kann schon wegen der für seine Ausführung 
geforderten Vorbedingungen jedenfalls nur unter besonderen 
Umständen wirklich stattgefunden haben. 


1) Ich habe hierauf schon früher (Altdän. Schutzgilden S. 33 Anm. 1) 
hingewiesen. Seitdem haben sich meine Bedenken nur verstärkt. 

2) Über den Graswuchs auf Island ®. Th. Thoroddsen und Helgi 
Jönsson in De danske Atlanterhavsöer (Kopenhagen 1904—1911)S. 39. 
4lff.; auch K. Maurer, Island S. 11. 

3) Vgl. hierzu Kälund, Bidrag til en historisk-topografisk Beskri- 
velsc af Island I 576. 
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Studien 
zur Geschichte des deutschen Arrestprozesses. 
Der Fremdenarrest. 


Von 
Herrn Professor Dr. Hans Planitz 
in Frankfurt a/Main. 


II. Kapitel. 
Der Fremdenarrest. 


8 3. 


Voraussetzungen des Fremdenarrests. 


I. Der Arrest gegen den Gast hat weder dessen Flucht 
noch eine besondere Fluchtverdächtigkeit zur Voraussetzung 
wie der gegen den Bürger.!) Gerade der in der Stadt an- 
wesende nicht flüchtige Gast ist dem Arrest ausgesetzt. So 
scheint es die einzige Voraussetzung des Fremdenarrests 
gewesen zu sein, daß der Gast dem Bürger etwas schuldete.?) 


!) Anders scheinbar das Stadtrecht von Holzminden 1245 14 (Geng- 
ler 207): Si advena civitatem intraverit et postmodum recedens non 
persolverit, res illius per iudicem obligentur. Das bezieht sich indessen 
nur auf den Sacharrest, von dessen Voraussetzungen unten besonders 
zu handeln ist. 

2) Vgl. z. B. Braunschweig, Recht des Hagen um 1227 13 (UB. 12): 
Quicumque extra civitatem manens alicui burgensium teneatur in debito, 
si viderit eum in civitate, assumat secum bodellum et eum detinebit. 
Mühlhausen, StR. um 1250 (UB. 621): Sal iman von dime lande emi 
unsimi burgeri geldi hinne, biseit he den hinne, sin selpgeldin mac he 
woli ufbaldi mit mi richteri. Altenburg, Priv. 1256 28 (Gaupp I 212): 
Extraneus si cuiquam civium teneatur in debitis, hic si intraverit civi- 
tatem, pro debitis potest occupari —. Penzlin, Werlesches Priv. 1263 
(Meckl. UB. II 227): quod possit quilibet naturalem sibi debitis obli- 
gatum — obligare. Brüx, Priv. 1273 (Gengler, Cod. 425): ut debitores 
suos — pro debitis — in ipsa civitate Brux debeant arrestare. Heilbronn, 
Handf. 1281 (Württ. GQu. 5 10): si aliquis debitorem suum in ipsa 
eivitate compererit, — creditor — occupabit eum —. Bayern, ständ. 
Freiheitsbr. 1312 10 (Qu. u. Erört. VI 186): Vindet aber der purgaer seinen 
geltaer in der stat, so mag er in därumb wol verbiten darinn. 
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Der Sprachgebrauch der Quellen scheint diese Annahme 
zu bestätigen. Müßte man diesen Quellen folgen, so käme 
man zu dem Ergebnis, daß das bloße Eingehen einer Schuld 
den Gast dem Arrest aussetzte.!) Das war indessen nicht 
der Fall. Eine Quellenreihe, die vom 12. bis ins 16. Jahr- 
hundert reicht, stellt die Fälligkeit der Schuld), die Ver- 
weigerung freiwilliger Schulderfüllung®) als Arrestvoraus- 
setzung auf. Seit dem 14. Jahrhundert wird in einzelnen 
süddeutschen Stadtrechten sogar hervorgehoben, daß eine 
Mahnung des Gastes), ein Zahlungsbefehl®) gegen ihn not- 


1) So Alfred Schultze in dieser Zeitschr. Bd. 37 S. 594. 

2) Mühlhausen, StR. um 1250 (UB. 621): Sal iman von dime lande 
emi unsimi burgeri geldi hinne, biseit he den hinne unde iz di tac irgen. 
sin selpgeldin mac he woli ufhaldi. Breslau, RWeistum für Glogau 1302 4 
(Tzschoppe u. Stenzel 444): Borget ein lantman wider einem burger — 
icht unde engildet is der lantman czu sime gelobeteme tage nicht und 
kumit in der burgere sint der czit an in der stat und brenget in vor der 
stat erberichtere —. Freienwalde, Priv. 1338 (Riedel I XVIII S. 11! 
nr. 22): (wenn ein Gast) bona — civium accomodaverit et si termim 
persolucionis debito non persolverit, et in civitate repertus fuerit, ad 
iudicium trabatur —. Vgl. auch einen Lüneburger Stadtbucheintrsg 
von 1307 (QuGesch. Nieders. 8 79): Conradus — tenetur Ludeken d& 
D. 46 sol Lun. —. Si vero — Conradus non dederit — Ludeken denario: 
suos — terminis — prefixis, extunc Ludolfus dictum Conradum, cum 
venerit Luneborgh, juris ordine poterit detinere —. 

2) Braunschweig, Recht des Hagen um 1227 14 (UB.I2): qu- 
cumque — in civitate alicui teneatur in debito et solvere noluerit, bene 
licebit eum in civitate detinere —. Parchim, Priv. 1225 (Meckl. UB. 1311}: 
quicumque civis accomodaverit bona sua qualiacumque alicui extra civ- 
tatem et ille non solverit, in civitate detineatur —. St. Pölten 1338 57 
(Niederöst. Bl. N. F. 17 S. 482): wer — unsern burgern — icht schuldig 
beleibt —, ist daz unser leut von demselben nicht werdent gewert if 
güts —, so schullen si sew — aufhalten —. Leutkirch 1382 192 (Württ. 
GQu. 1818.81): War och daz ain usman in unser stat — ünser burger 
ainem redlich gült sölti und im nit gelten welti, so mag der selb än«r 
burger den ussman sinen gelter — wolfahen —. Bottwar, Rechtsgebräuche 
1552 (Reyscher 491): so ein vßmann alhie — schulden macht und nit 
güettlich bezalen will, und sodann derselb vBmann -— allhie ergriffen -- 

*%) Ulm, Rotes Buch ‚33 (1376) (Württ. GQu. 8 34): swelch burger 
zü ainem usman — von gult wegen ansprach hab —, so sol man —, ob 
er die wil her in kem, — in selb ze red darumb setzen und im — selb 
under ougen sagen, daz er sich mit den clegern richt mit minnen oder 
mit dem rechten oder man hab den clegern erlobt, daz er in nöten und 
phenden sölle —. 5) Straubing, Stadtb. 43 (Rosenthal 330). 
Landshut, Priv. 1599 (das. 125). 
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wendig sei. Alles das zeigt deutlich, daß dem mittelalter- 
lichen Denken die bloße Tatsache, daß der Schuldner ein 
Gast war, zum Arrest nicht genügte. Nur dann unterlag 
der schuldige Gast dem Arrest, wenn er sich freiwilliger 
Schulderfüllung weigerte. Dessen konnte er sich aber nur 
dann schuldig machen, wenn die Schuld fällig geworden 
war; das wird daher von den Quellen besonders für den 
Fall hervorgehoben, daß für die Schuld ein Leistungstag 
bestand: hier kann erst nach diesem Tage der Arrest ver- 
hängt werden.!) Ist dagegen weder ein Zahlungstag be- 
stimmt noch eine Zahlungsfrist gewährt, so kann nach der 
durchaus herrschenden mittelalterlichen Anschauung die 
Fälligkeit jederzeit durch Mahnung des Schuldners herbei- 
geführt werden. Durch die Mahnung wird also die Schuld 
fällig und weiter macht sich der nunmehr nicht freiwillig 
zahlende Gast der den Arrest auslösenden Leistungsver- 
weigerung schuldig. Der Unterschied zum Fall des Arrestes 
gegen den schuldigen Bürger ist also der: der Gast unter- 
liegt in jedem Falle der Leistungsverweigerung dem Arrest, 
der Bürger nur in einem besonders hervortretenden: dem 
der Flucht. Denn gegen den Bürger stehen in den gewöhn- 
lichen Fällen der Leistungsverweigerung die normalen Voll- 
streckungsmittel zu Gebote, gegen den Gast nicht.?) 

Nun könnte man behaupten wollen, die Quellen, die 
eine Leistungsverweigerung zur Voraussetzung machten, 
seien als Ausnahmen zu betrachten.®) In der Tat wird ja 


!) Iglau, Priv. Wenzels um 1250 3 (Tomaschek d. R. 199): si ali- 
quis civium alicui baroni — bona sua vel merces suas concesserit sub 
condicione alicuius diei vel temporis —, et si — illo die vel tempore 
non solverit, extune poterit ille civis illum baronem — libere pro suis 
debitis impignorare. Schöffenspruch I 96 (Tomaschek, Oberhof 80). 
Wiener Neustadt, Priv. 1277 22 (Winter 37): si quis ministerialis vel 
miles ratione contractus habiti cum civibus civitatis prediete se certo 
die promiserit dictis civibus soluturum et non fecerit, si in civitate in- 
ventus fuerit, civitatis capitaneus exhibebit de ipso querelantibus iusticie 
complementum. 

2) Näheres unten S. 194 fi. 

%) So Rudorff S.89f. Auch Alfr. Schultze in ZRG. G. 37 
8.594 nimmt an, daß gegen den Gast der Arrestschlag ‚‚ohne weitere 


auf Verweigerung der Schulderfüllung deutende Umstände“ zulässig 
wurde. 
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in den meisten Quellen von einer erfolglosen Zahlungs- 
aufforderung des Gläubigers nicht ausdrücklich gesprochen. 
Sie schildern vielmehr.den Vorgang meist so, daß der Schuld- 
ner in die Stadt kommt!), daß ihn hier der Gläubiger 
sieht?), betritt®), findet?), erfährt°), ihn ankommt®), er- 


1) Freiburg i. Ü. 1249 78 (Zehntbauer 19): Sinon burgensis — de- 
bitor — villam intraverit —. Altenburg 1256 oben 8. 87 Anm. 2. Cöln, 
Schied 1258 46 (Keutgen 162): cum homines ipsius archiepiscopi atque 
extranei ad civitatem Col. veniunt —, cives ipsi arrestant — ipsos —. 
Bergedorf, Priv. 1275 (Gengler, Cod. 180): servi nostri — possunt de 
nostra licentia, si venerint ad oppidum, occupari —. Schlettstadt, Priv. 
1292 55 (ORStR. IH 1 S. 15): si quis extraneus — in civitate comps- 
ruerit, — per nuncium iudicis ipsum teneri faciat —. Freiberg, Stadtr. 
um 1300 41 $ 1 (Ermisch 240): kumet he her in diz wikbilde, man ver- 
spreche im sine pfert wol —. Riga, Stadtr. um 1300 II 9 $ 1 (Napiersky 
154): kämt en man in use stat unde scultaftich is unde kumt degene, 
deme he sculdich is und beset ene mit wülborde —. Sankt Veit, Rbr. 
1308 2 (Gengler 411): komt ein auzzerman in die stat, der einem purger 
gelter bezalen sol, den pfändet der purger wol —. Ruprecht v. Freising, 
Stadtrb. 1328 229 (Knapp 117): Ein igleich man oder frawe, die purger 
sint, die verpietent einen igleichen — um ir gelt wol in der stat, swenn 
si hereinchoment —. Zutphen, Kondichboek 1356 17 (Rbr. I 2 S. 8): 
queme enich gast in onse stat, ende wolde enich burger dien bezetten —. 
Ülzen, Rechtsbr. 1371 8 (Gengler 499): queme de ungeleydet in de stad, 
den machme in de stad mit rechte bekummern umme de scult. 

2) Braunschweig oben S. 87 Anm. 2. Mühlhausen oben S. 87 
Anm. 2. Saalfeld, Stadtr. um 1300 7 (Walch 115): Ab eime koufmanne 
ein uzwertiger man schuldig ist, sehet her den in der stad, heldit her 
en uff. — Worms, Ratsverordnung, 14. Jh. 111 (Kohler, Carolina IV 33): 
wer seinen schuldiger in der straßen sichte gen, der nit bürger enist, 
der mag yn halten, biß daz der richter kummet. — 

*) Weida, Stadtr. 1377 11b (Hohenl. Jb. 1905 S. 66): kome (der 
schuldige Gast) darüber in die stat, wu der bürger in betrete in der stat, 
so sol in der bürger ufhalden —. Würzburg, StadtgerichtsRef. 1582 17 
(Knapp 12 S. 1299). 

4) Augsburg, Stadtr. 1276 110 (Meyer 186): Vindet ein man sinen 
gescholn, — den mag er wol mit rehte ufhaben unde benoeten —. Lands- 
hut, Priv. 1279 7 (Qu. u. Erört. V 316): si civis debitorem in civitate 
invenerit et bona, que induxit, per — preconem preceperit —. Bayem, 
Ständ. Freiheitsbr. 1312 10 (Qu. u. Erört. VI 186): Vindet aber der 
purger seinen geltaer in derstat, so mag erin darumb wol verbiten darinn. 
Freienwalde, Priv. 1338 (Riedel I XVIII S. 111): (wenn der schuldige 
Gast) in civitate repertus fuerit, — ad iudicium trahatur —. 

5) Heilbronn 1281, oben S. 87 Anm. 2. 

®) Passau, Rechtsbr. 1299 9 (Niederöst. Bl. 17 S. 463): Chumbt 
ain man sinen geschol an, der ein gast ist —, der sol in aufhaben —., 


Studien zur Geschichte des deutschen Arrestprozesses. 91 


wischt!) und nun gleich den Arrest über ihn verhängt. In- 
dessen ist zu bedenken, daß Zahlungsaufforderung und 
Leistungsverweigerung als selbstverständlich keiner beson- 
deren Erwähnung bedurften, da ja der Arrest überhaupt, wie 
die Quellen hervorheben, den Zweck hatte, den Schuldner zu 
freiwilliger Leistung oder zu gerichtlicher Verhandlung?) zu 
bringen, bei freiwilliger Leistung also gar nicht in Betracht 
kam; es war klar, daß die Frage etwaiger freiwilliger Leistung 
ıwischen den Parteien erörtert sein mußte, bevor der 
Gläubiger überhaupt zum Arrest schreiten konnte. Daß 
das die Meinung der Stadtrechte ist, zeigen aber diejenigen 
mit aller Deutlichkeit, die in der einen Bestimmung die 
Leistungsverweigerung erwähnen, in einer andern gleich- 


Heiligenstadt i. E., Willkür 1335 159 (Wolf 28): wilch gebär — eyme 
borgere gelt schuldig ist unde den ane komet in unseres hern stat —. 
Rudolstadt 1488 109 (Michelsen 226): Komet er den an, den mag er 
wol uffhalden —. Vgl. auch Otterndorf, Weichbildr. 1441 2 (Pufendorf 
Il 164): offt de — in onsem wikbilde angedropen worden —. 


I) Breslau 1371 (UB. 223): ein yclich man, der synen schuldiger 
dirwisschet in der stat gebyete —. Eberbach, Vertrag zwischen Stadt 
und Zent, 15. Jh. (ORStR. I 100): wan der unsere burger einen fur- 
wuschet in dem dorff oder in der selben marck. 

3) Meist findet sich diese Alternative. Braunschweig, Recht des Hagen 
um 1227 14 (UB. I 2): in civitate detinere et res suas occupare, quousque 
debitum solvat aut per sententiam evadat. Ottonisches Stadtr. 1250—79 
15 (das. 5): ophalden mit sinen borgern —, wanje he ome vergelde ofte 
rechtes plege. Ebenso Stadtr. 1265 15 (das. 12). Parchim, Priv. 1225 
(Meckl. UB. I 311): in civitate detineatur, donec solvat vel iusticiam 
exhibeat.. Salzwedel, Stadtr. 1273 (Pufendorf III 399): donec debita 
persolvet vel ab eo secundum iusticiam absolvatur. Flensburg, Stadtr. 
1295 96 (Thorsen 99): so lange dat he betale edder geue syn recht. Mos- 
bach, Priv. 1338 (ORStR. I 549): bekummern uf reht, also daz er im 
gelte oder recht dät. Salzwedel, Stadtrb., 15. Jh. 13 (Gengler 398): 
also lange, dat he ome dat syne betale edder myt rechte van eme kome. 
— Aber auch der bloße Leistungszwang wird erwähnt, z. B. Holzminden 
1245 14 (Gengler 207): res illius per iudicem obligentur ad restitutionem 
eorum, quibus debitor est. Brüx, Priv. 1273 (Gengler, Cod. 425): arre- 
stare, ita quod ipsi per huiusmodi occupationem sui solutionem debiti 
valeant obtinere. Leutkirch 1382 192 (Württ. GQu. 18 1 S. 81): mag 
der selb änser burger den ussman sinen gelter — wol fahen und behalten 
all die wil er sich mit im nit gericht hat. — Viel häufiger freilich wird 
nur von dem Zwang, vor Gericht Recht zu geben, gesprochen, darliber 
unten S. 133 Anm. 6. 
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bedeutenden dagegen nur von Betreten und Festhalten 
reden; so schon das älteste deutsche Stadtrecht, das den 
Fremdenarrest behandelt, das der Hagenstadt Braun- 
schweig!), das auf eine Satzung Heinrichs des Löwen 
zurückgeht.?) 

Der Gast unterliegt dem Arrest wegen fälliger Schuld, 
die er sofort zu zahlen sich weigert. Keine Voraussetzung 
des Arrests ist dagegen eine Rechtsverweigerung des Gastes, 
wenngleich die Quellen gelegentlich auch sie erfordern. Es 
handelt sich hier indessen, wie später darzulegen sein wird, 
wenigstens in den älteren Belegen um bestimmte Arten des 
Arrests, die so eingeschränkt werden; in den späteren Be- 
legen, die die Rechtsverweigerung allgemein zur Vorau:- 
setzung des Fremdenarrestes machen, liegt das Ergebni: 
hochmittelalterlicher Bekämpfung desFremdenarrestes vor.?) 
Keine Voraussetzung des Arrestes ist weiter, daß die Schuld, 
die als Arrestgrundlage dient, durch einen am Arrestort ein- 
gegangenen Schuldvertrag entstand. Freilich wird von 
manchen Stadtrechten gerade dieser Fall hervorgehoben'): 
er war für den ansässigen Bürger, zu dessen Gunsten der 
Fremdenarrest in erster Linie in Betracht kam, der nahe 
liegendste und wichtigste. Dagegen wird nur ganz ver- 
einzelt der Fremdenarrest auf diesen Fall ausdrücklich be- 
schränkt.?) Es handelt sich da wie bei der eben erwähnten 


1) Vgl. art. 13 oben S. 87 Anm. 2 mit art. 14 oben 8. 88 Ann. 3. 

2) Es ist um das Jahr 1160 anzusetzen. Vgl. Frensdorff, Gätt. 
Nachr. 1906 311; Rietschel, Hist. Z. 102 242f.; Draeger, Hans. GBl 
1913 S. 22fl. ®) Unten S. 190. 

*) Holzminden 1245 14 (Gengler 207): Si advena civitatem iotr- 
verit et res civium accomodaverit —, res illius per iudicem obligentur —. 
Salzwedel 1273 (Pufendorf III app. 399): quicumque bona sus alu 
mutuo dederit infra muros Saltwedele, licenter eum detineat intra mu- 
ros —. Vgl. auch Sankt Veit 1308 2, 3 (Gengler 411). Schrick 1453 3 
(Winter 106). 

6) Klagenfurt 1338 3 (Gengler 221): Swaz auch in dem statfnd 
gewandelt wirt von auzzern leuten mit den purgern, denselben auzzem 
man phendet der purger wol auf recht, swann er in die stat chumt —. 
4: Swaz aber von dem purger mit ainem auzzern man vor der stat ge- 
wandelt wirt, da sol man vor das recht suchen vor des auzzern manes 
herren. — Auch für den Arrest zwischen Gästen tritt die Beschränkung 
nur vereinzelt auf, vgl. unten S. 123 zu Anm. 8. 
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Erscheinung, daß der Arrest von einer Rechtsverweigerung 
abhängig gemacht wurde, um späte Bestrebungen, den 
Fremdenarrest wegen der mit ihm verbundenen Retorsions- 
gefahr einzudämmen.!) 

II. Die Quellen erwähnen eine Anzahl von Fällen, 
in denen trotz im übrigen vorliegender Voraussetzungen 
des Fremdenarrestes seine Zulässigkeit ausdrücklich ver- 
neint wird. 

1. Es wird ein Verbot des Arrestes gegen den Markt- 
besucher aufgestellt. Freilich bis zur ersten Hälfte des 
12. Jahrhunderts ist in den Marktprivilegien nicht davon 
die Rede.?2) Die Verleihung des Friedens für die Markt- 
besucher enthält keinen Schutz gegen gerechtfertigte ge- 
richtliche Ansprache. Ein solcher Schutz war schon des- 
halb nicht nötig, weil in dieser Zeit der Marktbesucher nur 
im Handhaftverfahren der Zuständigkeit des Marktgerichts 
unterlag.?) Erst in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts 
findet sich bezeichnenderweise die früheste den Arrest aus- 
schließBende Bestimmung in dem Jahrmarktsprivileg Fried- 
richs I. für Aachen von 1166. Danach soll der Markt- 
besucher wegen zur Marktzeit begangener Delikte im Markt- 
gericht zur Rechenschaft gezogen werden können, nicht 
dagegen wegen früher eingegangener Schulden oder sonstiger 
rechtsgeschäftlicher Verbindlichkeiten.?) Diese Bestimmung 
war notwendig geworden, weil, wie später auszuführen sein 
‚wird, jetzt infolge des Abschlusses der Gerichtsgebiete gegen- 
einander jeder Fremde in der Stadt wegen seiner Schulden 
dem Arrest ausgesetzt war’) Das Interesse der Stadt am 
Marktbesuch forderte aber, daß die Marktbesucher am 


1) Anders z. B. noch in Amersfoort 1527 (73) (Rbr. 113, 1 S. 242): 
dat men voir alle sculden, oick buyten onsen gericht beleden —, den- 
selben wytbeemscohe sculdenaers — comende binnen onser stadt vryheyt, 
sal mogen bespreken —. 

2) Vgl. ZRG. G. 39 284 ff. 3) Vgl. ZRG. G. 39 288 f. 

*) 2 (Keutgen 38): Nullus mercator vel quelibet alia persona in 
his nundinis mercatorem in causam ducat pro debito solvendo vel alio 
quolibet negotio quod ante nundinas perpetratum fuerit; sed si in nun- 
dinis aliquid perperam factum fuerit, in nundinis secundum iusticiam 
emendetur. Vgl. E. Mayer in der Festgabe für Maurer (1893) 485. 

5) Vgl. unten S. 192f. 
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Marktort und zur Marktzeit keine Belästigung wegen ihrer 
Verbindlichkeiten zu befürchten hatten. Das galt in erster 
Linie für die Jahrmärkte, zu denen die Besucher auch aus 
entlegeneren Gebieten erwartet wurden.!) In den ihnen ver- 
liehenen Jahrmarktsprivilegien lassen sich daher die Städte 
folgenden Rechtszustand bestätigen: Der Marktbesucher 
soll grundsätzlich während des Jahrmarkts von jeder Arre- 
stierung frei sein.?2) Dagegen kann er im Marktgericht nur 
wegen der Delikte angesprochen werden, die er während 


ı) Vgl. dazu Rudorff 132f. vo 


2) Lippstadt 1198 5 (Keutgen 148): foro annuali duobus diebus 
ante et post iudicii rigore nullus hominum astringitur —. Frankfurt 
1240 (UB. I 62): quod nos universos — ad nundinas aput F. venientes 
sub nostra — protettione recipimus speciali, mandantes, quatinus nullus 
sit, qui eos in eundo et redeundo ab eisdem nundinis molestare in aliquo 
vel inpedire presumat. Worms 1243 (UB. I 144): quod nullus audeat 
eos offendere vel occasione qualibet aliquod ipeis impedimentum inferre —. 
Speyer 1245 (UB. 34). Helmarshausen 1254 (Wigand, Arch. IV 1 S. 23): 
tribus vicibus anni, cum est annuum forum, nulli liceat, aliquem aliqua 
occasione civem sive peregrinum iudicio aliquo occupare seu etiam con- 
venire. Lechenich 1279 25 (Gengler 244): volumus, quod ita libere sint 
nundine prediote, quod nullus ibidem veniens illis tribus diebus possit 
occupari, arrestari vel aliquo modo molestari —. Brühl 1285 (24) (Lac. 
NRh. UB. II 474). Odernheim 1286 (Böhmer, Acta imp. 352): quod 
in ipsius fori die vel loco nullus hominum pro aliqua causa vel culpa 
antiqua — possit — conveniri vel quomodolibet arrestari. Düssekdorf 
1288 13 (Gengler, Cod. 935). Wien 1296 36 (Keutgen 219): Wir nemen 
auch in den — vride fürstliches schermes alle, die zu dem jarmarchte 
chöment, — daz si nicht mügen werden bechlaget in deheinem gerihte umb 
dehain sache noch umb dehain schulde, deu auzerhalbe des jarmarchtes 
sei geschehen und sein vrei di zit —. Andernach 1332 (Cod. dipl. Rheno- 
Mos. III I nr. 187): ut omnes — ad ipsas nundinas — venientes — liber- 
taste — fruantur, sic quod nullus alium — arrestare vel impetere valeat. 
Straßburg 1336 (UB. V 73). Mergentheim 1340 (ORStR. I 128). Hörde 
1340 7 (Gengler 199). Celle 1353 (Gengler Cod. 482): neymande schall den 
anderen schuldigen, besetten edder hindern ume pfennig schult — in 
der stat tho Tzelle binnen den vorbenomeden jar markedes dagen. Ne- 
heim 1358 5 (Seibertz, UB. II 454): wanner eyn jharmarket is tho \.. 
so en sall twey daghe vor unde twe daghe na dem markede neymant 
den andern bekhümeren myt gerichte. Warburg 1366 (Wigand, Arch. 
III 4 S. 190). Zofingen 1363 (19) (Schw. RQu. XVI 1, 5 S. 62): daz man 
nyemand bekämber umb geltschuld noch umb päÄrgschaft, dieweil der 
markt weret —. Neuenburg 1417 (ORStR. II3 S. 51). 
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des Jahrmarkts begangen hat!); seit der zweiten Hälfte 
des 14. Jahrhunderts wird ausdrücklich bezeugt, daß auch 
wegen Schulden, die auf dem Jahrmarkt entstanden, Arrest 
zulässig sein soll?) Die Städte haben sodann diese Be- 
stimmungen auch in ihre eigenen Willküren aufgenommen.?) 
Auch für die Wochenmärkte sind entsprechende Privilegien 
erlassen worden?), wenngleich hier auch das Gegenteil be- 
zeugt wird.5) Wer gegen diese Bestimmungen verstoßend 
den Arrest gegen den Marktbesucher verhängt, macht sich 
einer Verletzung des Marktfriedens schuldig.*) Die Freiheit 


1) Die älteren Quellen sprechen nur von Delikt, vgl. ZRG. G. 39 
37f. Vgl. insbesondere Aachen 1166, Lippstadt 1198, Helmarshausen 
1254, Lechenich 1279, Brühl 1285, Odernheim 1286, Hörde 1340, Neheim 
1358, Zofingen 1363, ZRG. G. 39 S. 286 Anm. 4, 287 Anm. 5, 9, 288 
Anm. 1. Jedoch konnten auch Schuldsachen zu Delikten gesteigert wer- 
den, vgl. ZRG. G. 39 S. 289 Anm. 4. 

3) Miltenberg 1367 (ORStR. I 306): daz (zur Jahrmarktszeit) 
keinn kaufman — einen andern — umb schult — mit gerichte angriffen 
oder sust hindern muge —, ez wer dan sache, daz dieselbe schult in dem- 
selben jarmarkt und messe gemacht were. Villingen 1371 36 (das. II 1 
8.44): Es sol öch in dem fride nieman den andern verbietten, es wer 
denne, das ieman dem andern üt schuldig wer worden in dem fride —. 
Iglau, 14. Jh. 186 (Tomaschek, Oberh. 104). Bielefeld 1485 (Gengler, 
Cod. 222). Arnstadt 1543 71 (Michelsen 57). 

?) Hildesheim um 1300 145 (UB. 1294): umme de utghelegheden 
jarmarkede, der scholen dre vri sin, also dat men dar nemande upholde 
umme schult eder umme name. Laufenburg 1315 (Schw. RQu. XVI 1, 6 
8.9): Wer ouch zu marokte verdt in die statt, dem sol der herre fride 
geben —, und mag nyeman den andern da verbieten. Coblenz 1388 (37) 
(Rh. GK. 17 S. 54). Tübingen, 14. Jh. (Tüb. St. 17). Geldern um 1400 
115 (ZRG. G.32 8.283). 1424 (das. 297). Goch 1424 (das. 33 312). 
Franeker 1417 3 (v. Richthofen 480). Ofen 1421 306 (Michnay und Lich- 
ner 165). Coblenz vor 1424 22 1 (Rh. GK. 17 99). Duderstadt seit 1434 
168 (UB. 419). — Die Beschränkung des Marktgerichts auf Delikte zur 
Marktzeit findet sich in Höxter 1223—57 4 (Gengler 202), Bamberg 1306 
101, 102 (Zöpfl, UB. 30, 31), Coblenz vor 1424 22 I (Rh. GK. 17 99). 

4) Haltern 1288 (Gengler 178): Diem — fori tertia feria cuiuslibet 
hebdomadae instituimus et — sine obligatione seu arrestatione cuius- 
eunque — volumus — observari. Euskirchen 1322 (1) (Ann. hist. Ver. 
NRh. 51 102): quod neo arrestari poterunt nec teneri aliquo modo. Hörde 
1340 6° (Gengler 199): sunder kummernisse zyns gudes eve zyns lives. 
Länen 1341 10 (v. Steinen, Westph. Gesch. IV 239): unbekummert und 
unbesat ers Iyves unde erres gudes —. Steinbach 1341 (ORStR. I 988). 

°®) Vgl. Rudorff 133 Anm. 5. 

*) Wien 1296 36 (Keutgen 219): Swer si darüber angreifet, der sol 
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vom Arrest wird also im Mittelalter als Folge des Markt- 
friedens angesehen. Es ist aber zu bedenken, daß sie ur- 
sprünglich keinen Teil dieses Friedens darstellt, der sich 
seinem Wesen nach in alter Zeit nur gegen ungerechtfertigte 
Angriffe richtete. Erst seit dem 12. Jahrhundert ist der 
Marktfriede, und zwar im Interesse der Stadt als Markt- 
gemeinde, um diesen Inhalt verstärkt worden, da erst jetzt 
gerechtfertigte Angriffe zu befürchten waren.!) 

2. Seltener wird auch außerhalb der Marktzeiten dem 
reisenden Kaufmann Befreiung vom Arrest gewährt. Die 
älteren Geleitsprivilegien genereller Art, die den Kaufleuten 
einer Stadt oder eines ganzen Gebietes gegeben wurden, 
bezwecken nur die Zusicherung eines Schutzes gegen un- 
gerechtfertigte Angriffe.2) Aber auch noch im 13. und 
14. Jahrhundert kommen viele Privilegien dieses beschränk- 
ten Inhaltes vor.) Ebenso liegt es zu einem Teil bei den 
vertraglichen Abmachungen, die zwischen Städten unter- 
einander*) oder mit Territorien®) getroffen wurden, um den 


werden gerichtet als ein zerbrecher des vrides und ein betrübaer des 
landes. Hörde 1340 7 (Gengler 199): Weir id dat eyn borgere brucke 
den vrede eynes vrededages met bezettinghen eve mit bekummeringhen 
eve dis gelikes, dey solde beteren veyr schillinge; breke eyn gast den vrede, 
dey solde betteren mit vyf marken, unde dat sulle allet halff unse rechter 
opburen unde dat andere dey rayd, ere stad mede tho beterne. Vgl. auch 
Hildesheim um 1300 145 (UB. I 294). 

ı) Daß in den Freiungen des Stadtbesuchers an bestimmten be- 
friedeten Tagen Reste des Gottesfriedens erhalten sind, macht Hafer- 
lach in den Hans. GBl. 1914 S. 37 ff. wahrscheinlich. 

2) Magdeburg, Otto II. 975 (Keutgen 43). Priv. Friedrichs L 
für die flandr. Kaufleute 1173 9 (das. 52). Freiburg i. Br. 1120, Zus. 
12. Jh. 34 (das. 121). 

®) Vgl. z. B. Lübeck 1226 (UB. 146). Emmerich 1233 (Lac. NRh. 
UB. II 100, 101). Holländisches Priv. für Lübeck und Hamburg 1243 
(Lüb. UB. 199). Jütländisches Priv. für Bremen 1265 (Brem. UB. 1359). 
Holländisches Priv. für Kampen, Zwolle, Deventer 1276 (Hans. UB. 1276). 
Priv. des Herzogs von Lüneburg 1288 (Braunschw. UB, II 162). Neuen- 
burg 1292 75 (ORStR.II3 8.15). Celle 1301 34 (Gengler, Cod. 480). Priv. 
des Herzogs von Sachsen 1338 (Lüneburg. UB. I 224). Lüneburg, Priv. 
Lundens usw. 1357 (UB. 1327), Zofingen 1363 17 (Schw. RQu. XVI1,5 
S. 62). — Vgl. auch den Reichsspruch Heinrichs VII. 1224 (Zeumer? S. 50). 

*) Vgl. z. B. Bremen-Braunschweig 1256 (Brem. UB, I 311). Wobl 
auch Cöln-Nimwegen 1278 (Lac. NRh. UB. II 421). 

*) Cöln-Berg 1249 (Lac. NRh. UB. II 188). 1262 (das. 290). 1338 
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Kaufleuten sichere Fahrt zu gewährleisten. Aber schon im 
12. Jahrhundert wird durch solche Privilegien oder Ver- 
träge der Repressalienarrest bekämpft!), und seit dem 
13. Jahrhundert kommen auch, vornehmlich für die Kauf- 
leute größerer Handelsstädte, Privilegien?) und Verträge?) 


(das. III 135). So auch Landfrieden Heinrichs VII. mit Straßburg, 
Basel usw. 1310 (6) (UB. II 231); für den Nieder- und Mittelrhein 1317. 
(Lac. NRh. UB. III 118). 

1) Vgl. unten S. 171fl. 

2) Rees, Priv. 1245 (West. Z. Erg. VI 104): ut apud Monemünte 
et Aspele non possint conveniri — ibidemque nec ipsi nec bona eorum 
— valeant occupari, dummodo parati sint infra oppidum-R. justiciam 
exhibere. Lübeck, Priv. des Grafen von Holland 1298 (Lüb. UB. I 606): 
quod nullus eorum in personis vel in bonis nec pro delicto suo proprio 
infra nostri districtus terminos arrestari poterit aut teneri. Augsburg 
Bayrisches Priv. 1317 (UB. I 207), näher erläutert durch das von 1329 
(das. 254): daz si sicher sulen sein vor aller pfantung in unserm lande 
oder auzzerhalp unsers landes von allen den, die uns zü gehörent. Vgl. 
das. 287, 289, 324, 339, 340; II 14f., 100£. Weiter Priv. Kärntens 1336 
(das. 311): Nec etiam volumus intra fines aut extra fines nostri territorii 
prefatos cives et mercatores aut eorum bona vel nuntios seu vectores 
. per quemquam de nostris subditis aliqualiter occupari vel detineri aut 
impignorari. Priv. der Grafen von Württemberg, Markgrafen von Ba- 
den usw. 1322 (das. I 228f.): swer — hintz ir einem — ihtes ze sprechen 
— haut, es si umb gält oder um swelherlay schuld es ist, — daz wir 
doch dhainer pfandung noch dhainer ufhebung hintz in nicht gestatten 
süln. Amsterdam 1342 (Handvesten usw. 3): dat men geen Poorter van 
A. noch zijn goet besetten en mach van schade noch van schoude — 
benoerden der Mase in alle onse Lande uytghenomen onse vrye steden. 
Cöln 1372 (Lac. NRh. UB. III 622). Hamm 1380 (Westf. RQu. 11 
8. 13): dat men onse leyven burghern thom H. erre lieff, erre gud, erre 
have binnen unse lande nycht en sall bekümmern affte besetten. Für 
den wegfertigen Kaufmann: vgl. Flandern, Priv. für die deutschen Kauf- 
leute 1252 (Hans. UB. I 167). 1307 12, 1360 13 (das. II 54, III 246). 
Landau a. d. Isar 1304 (Oberbayr. Archiv 45 226). Vilshofen 1345 (das. 
47 8%). Vgl. weiter die Belege ZRG. G. 39 S. 275 Anm. 2. 

8) Belege bei Rudorff S.65 Anm.3. Weiter: Cöln-Lothringen 
1251 (Lac. NRh. UB. II 201): quod cives et mercatores C. undique in 
terra nostra et dominio cum rebus suis et personis eundo, redeundo 
atque morando sine calumpnia et arrestatione salvi eint —. Cöln-Huy 
1277 (Cöln. Qu. III 129). Cöln-Düren 1371 (das. IV 618). Straßburg- 
Colmar 1275 (UB. II 29): daz — man da zwischent dekeine pfandunge 
noch bekummerunge dewedert halb gegen einander tün sol. Straßburg- 
Schlettstadt 1376 (das. IV 907). Jülich-Cleve 1387 (Lac. NRh. UB, 
IH 811). Trier 1466 92 (Rh. GK. 29 Kurtr. Städte 1 431). Schiedam- 
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vor, die den Kaufmann gegen den Arrest auch wegen eigner 
Schuld sichern wollen. Die Folge war, daß der Gläubiger 
den Schuldner nicht arrestieren durfte, sondern ihn vor 
seinem ordentlichen Richter aufsuchen und verklagen 
mußte.!) Verstieß aber ein Gläubiger gegen dieses generelle 
Geleit, so unterlag er schwerer Strafe?) und der Arrest 
war nichtig?); obendrein war der das Geleit erteilende 
-Landesherr zum Ersatze des entstandenen Schadens ver- 
pflichtet.*) 

3. Von diesem generellen Geleit muß das spezielle?), 
das einen einzelnen fremden Schuldner vom Arrest seinen 


Delft 1473 (Rbr. II 6 S.363). Frankenberg, Johann Emerichs Stadtr. 
(Hess. hist. K. XIII 1 S.153 Anm. 2): Marperg, Wetter, Halenberg 
und Medebach — hant ein einwert mit der stadt F., daß aus den stedten 
— nymand den andern kommern sul, sundern an sinem gerichte, da er 
wohnet, anlangen sal. Brugg 1512/13 (66) (Schw. RQu. XVI1,2,2S. 146). 
Vgl. auch Laufenburg-Kleinbasel 1276 (das. 6 S.5). — Vgl auch van 
Kuyk 150f. 

1) Vgl. z.B. Augsburg, Geleitspriv. des Grafen von Württemberg, 
Markgrafen von Baden usw. 1322 (UB. I 229): swer hintz in ihtes ze 
sprechen hat, — dieselben sullen von ainem ieglichem burger — ain 
reht nemen in der stat, da sis ze reht tün sullen, daz ist in iren steten. 
da ir iglicher wonhaft ist. Frankenberg, vorige Anm. Vgl auch Nid- 
walden, 16. Jh. 190 (Z. schw. R. 6 165). Vertrag der Bischöfe von Osna- 
brück und Münster 1245 (Osnabr. UB. II nr. 464). 

2) Priv. Friedrichs I. für die flandr. Kaufleute 1173 9 (Keutgen 52). 

3) Hamm 1380 (Westf. RQu. I 1 S. 13): wann dat ghesche, — so 
sall man dey bezate off den kummer genslicken nederslaen. Trier 1466 12 
(Rh. GK. 29 Kurtr. Städte I 131): wann ein — inwaner einen kummeret, 
mit dem wir in verbuntenisse und in guter gewanheit steen, so balde 
die burgermeistere des gewar werdent, so entsetzent sy den kummer. 

%) Augsburg, Geleitspriv. des Grafen von Württemberg, Markgr. 
von Baden usw. 1322 (UB. I 228): und gehaizzen —, swaz si schadens 
in unserm — gelait nement, daz si dez herzü uns allain gewarten sullen, 
und sullen auch den ausrichten aun iren schaden. Priv. des Herzogs von 
Bayern 1329 (das. 254): Swer si daruber pfant, beraubt oder an jchten 
laidigt, si süln wir schaffen —, untz das den, die schaden genomen haben, 
gentzleich widertan werde. — Vgl. auch das jütland. Priv. für Bremen 
1265 (Brem. UB, I 359), das holländ. für Kampen, Zwolle usw. 12:6 
(Hans. UB. I 270), Magdeburger Fragen I 21, 2 (Behrend 148), Purgold: 
Rechtsb. III 15 (Ortloff II 96). 

5) Hierüber ausführlich Rudorff S. 138—146. Vgl auch Hafer- 
lach, Das Geleitswesen der deutschen Städte im Mittelalter in den 
Hans. GBl. 1914 S. 46 ff. 
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Gläubigern gegenüber in deren Gerichtsbezirk befreien soll, 
streng unterschieden werden. Im ersten Falle handelt es 
sich um einen auf die Dauer wirkenden und einen großen 
Kreis von Personen umfassenden Arrestausschluß: an ihm 
ist die Gesamtheit der Bürgerschaft interessiert. Sei es, 
daß der Stadtherr oder ein Landesherr für sein Gebiet, 
sei es, daß die Stadt im Vertragswege das Geleit erteilt, 
so ist doch jeder jeweilig in Betracht kommende Gläubiger 
durch das von seiner Obrigkeit im Gesamtinteresse erteilte 
Geleit gebunden. Der Grund hierfür ist in letzter Linie 
in der entwicklungsgeschichtlichen Grundlage des Geleites 
zu sehen.) 

Anders liegt es im zweiten Falle?) Es kam im Mittel- 
alter häufig vor, daß ein Fremder, der eines oder mehrerer 
Bürger Schuldner war, Freiheit vom Arrest für eine kurze 
Frist anstrebte, um seinen Angelegenheiten in der Stadt 
obliegen zu können, vor allem um zu klagen oder auf eine 
gegen ihn gerichtete Klage zu antworten.?) Er mußte sich 
dann persönlich, vielfach aber vertreten durch seine Obrig- 
keit‘), an den Stadtrichter®), meist aber an den Stadtrat) 
mit dem Ersuchen um Erteilung des Geleites wenden. Um 
das Geleit gewähren zu können, mußten nun aber diese Be- 
hörden — hierin liegt der grundlegende Gegensatz zum Fall 


1) Es geht auf den Königsfrieden zurück, vgl. Spieß a.a. O 
346 ff., 351. 

2) Wenn beide Fälle in späten Quellen nebeneinandergestellt wer- 
den (vgl. z. B. Cleve nach 1424 109, 1 [ZRG. 10 239]), so beruht das auf 
einer spätmittelalterlichen Anpassung heterogener Dinge. 

3) Vgl. Rudorff 143f. Z. B. Straßburg 1322 217 (UB. IV 2 S. 102): 
Wer ouch, das yeman gerihte wolte hinne nemen oder gezuge solt sin 
vor meister und rat und die getrostet werdent —. Dinkelsbühl vor 1387 6 
(Gengler, Cod. 788). — Treffend die Ausführungen von Haferlach 
in Hans. GBl. 1914 S. 31 ff., 51 ff., der zwischen Prozeßgeleit (besser Arrest- 
geleit) und Gewaltgeleit unterscheidet. Dieses letztere ist Auswirkung 
des Marktfriedens. Wegen des Arrestgeleits vgl. unten S. 106 Anm. 2. 

*%) Vgl. Rudorff 144. 

5) Vgl. Rudorff 138. Außer den dort zitierten Quellen sind ins- 
besondere noch die unten S. 100 Anm. 1, S. 102 Anm. 1, 3, 4 erwähnten 
bayerischen Stadtrechte hervorzuheben. 
©) Darüber vortrefflich Rudorff 139fl. Vgl. weiter Haferlach 
in Hans. GBl. 1914 S. 77-96. 

7* 
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des generellen Geleites — die Zustimmung der Gläubiger 
des nachsuchenden Fremden einholen!): demGläubiger kann 
grundsätzlich durch einen solchen einseitigen Willensakt 
dieser Behörden sein Recht, gegen den Schuldner die recht- 
lichen Folgen der Erfüllungsweigerung geltend zu machen, 


ı) Wetzlar 1260 (2) (UB. 133): quicumque pro ingressu oppidi W. 
sibi ducatum prestari petierit, ad obtinendum talem ducatum requiratur 
consensus judicum, scabinorum et eorum, quibus est debitor vel quoe 
lesit. Augsburg 1276 1 (Meyer 10): daz chein —vogt noch chein burg- 
grafe — decheinen man beleiten suln in dise stat, der einen burger — 
beschadeget hat — mit gulte oder mit swelhen sachen er in geschedeget 
hat —, an der clager wort. Zus. Ist daz ein rihter ein geleite git, umb 
swelhe schulde ein man getan hat, also daz er hintz im niht rihten sul, 
daz mag er an den clager niht getün —. Amberg 1294 18 (Gengler, 
Cod. 34): Ez schol auch der richter — dchain gelaite geben in die stat 
an des willen, den er lichte beschwerit hat. Nabburg 1296 10 (Qu. u. 
Erört. VI 93). Passau 1300 17 (Gengler 350): Wer ain gellter ist, der 
in die stat kumbt, — so sol der richter dhain gelaitt geben an des klager 
willen. Nordhausen 1300 182 (Neue Mitt. III 1 S. 68): daz man nacheynen 
gast in di stat geleyte sal vor gulde, ist en si der sachwaldin wille. 1308 
112 (das.2 S. 23). Saalfeld um 1300 57 (Walch I 28): Der richter sal 
nymandes schuldiger in di stad wizlichin geleyte wider dez willen, dem 
ber schuldig ist —. Leutenberg 49 (Michelsen 432). Rudolstadt 1404 41 
(das. 213). Warburg, Vertrag beider Städte 1333 (Wigand, Arch. IV 3 
S. 294): non debemus — ducatum —in nostris oppidis dare —, nisi 
fuerit de consensu —illius, cui talia fuerint ablata vel debita teneantur. 
Cöln 1341 (Rh. GK. X 1 S. 27). Schongau nach 1375 (Oberbayr. Arch. 
47 73): Es sol kain vogt dhain gelait nit geben on die burger — und mit 
der gelter willen. Coblenz 1388 32 (Rh. GK. 17 53): dat man keynem 
menschen vurwerte sal geben in unser stat, der unseren burgeren schuldig 
ist, man sulle den burger darumb fragen, abe ym dat lief sy —. Strau- 
bing 1399 (14) (Rosenthal 313): daz kain — richter — kainen ausman 
umb geltschuld nicht gelait geben sol, dann mit des burger wissen und 
willen, dem der ausman gelten sol —. Speyer, 14. Jh. (UB. 481): Wer 
ouch vriden vordirt züdedingen mit iemanne sunder, ist der andere unsen 
burgern schuldig, ane der wille sol man ime keinen friden geben ber in 
zü varnde. Lüneburg 1401 (Kraut 61): de rad noch de voghed ne moghen 
nenen man leyden in de stad vor schuld ane des sakewolden willen. 
Cleve nach 1424 109 4 (ZRG. 10 240): Onse — richter en sullen niemast 
geleide geven te comen in der stadt vriheit van C. —, die den burgern 
var C. vellich sie van schaide off van scholt, buten consent und willen 
der burger. — Ebenso beim Geleit für Vorflüchtige, Geächtete, Gemeit- 
schuldner, vgl. z. B. Altenburg 1256 9 (Gaupp 211). Hamburg 12% 
G 30 (Lappenberg 134). Bremen 1303 21 (Ölrichs 53). Lübeck 1325 
(Lüb. UB. II 406). 
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nicht entzogen werden.!) Würde ein Geleit ohne sein Wissen 
erteilt, so wirkt es daher nicht gegen ihn?); auch kann er 
Geleitserteilung an seinen Schuldner den Behörden ver- 
bieten und ein trotz seiner Ablehnung erteiltes Privileg 
aufsagen.?) Freilich ist dieser Rechtszustand schon im 


ı) Das wird von Rudorff nicht erkannt. — Ähnlich beim Ge- 
leit des Totschlägers, vgl. Haferlach S. 56. 

2) Augsburg 1276 1 (Zus.) (Meyer 10): Ist das ein rihter ein geleite 
git, — daz mag er an den clager niht getün, und schadet ouch dem clager 
an sinem rehte niht. Amberg 1294 oben S. 100 Anm. 1 fährt fort: chöm 
er aber darüber hin ein in die stat, und wurde lichte bechumbert von 
dem, den er beschedet hete, der und seine helfer habent daran wider 
nieman getan. Bamberg 1306 92 (Zöpfl, UB. 29): Nenennt aber der 
auzwertig man niemant in der stat und versweigt die, mit den er zu 
schicken hat in der stat und daz in denne dieselben anchomen un in 
angreyfen mit frevel oder von gerihts wegen und in aufhalten, da haben 
si wider daz geleit niht getan. Ingolstadt 1312 9 (Qu. u. Erört. VI 205). 

3) Straßburg 1322 213 (UB. IV 2 S. 101): Were es auch, das unser 
burger deheiner dem ammeister — verkundet, das im yeman schuldig 
wer und begerte, das man den nit trösten solt, den sol man ouch nit 
- trösten, dan mit desselben wissen und willen. 214 (das.): Wurde aber 
yeman getröstet, e soliche verkändunge geschee, vordert dan der, dem 
man schuldig ist, die trostunge abe, so sol man ouch demselben trostung 
by der tagezyt absagen. Huessen 1348 (Teschenmaker 15): weerdt, 
dat yemant van onsen poorteren kroenden oder eenigh geleyde man 
oirkondt schepenen als van redelycke saecken, soe sonde onse amptman 
den man dat geleyde uytseggen und oen geen geleyde geven, ten- weer 
des willen, die over oen kroenden. Rothenburg o. d. Tauber um 1350 68 
(Bensen 508): daz der richter nieman fride und geleit sol geben, swenne 
ez im verboten wurde von den burgermeistern — von iemans wegen 
hie zu der stat, dem man iht getan hette oder im schulde schuldig were, 
biz im daz uzgericht — würde. Villingen 1371 35 (ORStR. II 1 S. 43): 
Swa ain gast gelait bati, in die stat für gülta, ist, das in ieman versprichet, 
dem sol man ainest gelaite geben und nüt me —, es wer denne, das es 
des wille wer, der in versprochen hat —. Memmingen 1396 32 1 (v. Frey- 
berg V 289): hat aber dehein unser burger mit iemant ze schaffent, dem 
sy nit gern gelait geben weltent laussen, das sölnt sy dem raut verkünden 
— zwierunt in dem jar, und den sol man denn nit gelait geben an der 
selben willen —. Geldern um 1400 I 7 (ZRG. G. 32 283): Off onse 
burgere of burgersse ennich dat (gheleyde) hinderlich were ende sy dat 
bekroenden, so solde men hoen die voirwairden ende gheleyde opseggen. 
1424 das. 296. Goch 1424 (ZRG. G. 33 311). Stadtr., 15. Jh. III 6 (das. 
307): wanner die richter ymande geleide gegeven heft, den ennich burger 
— dat geleide — up will doin seggen —. Cleve nach 1424 109 4 (ZRG. 
10 240). 
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13. Jahrhundert, besonders früh in bayerischen Städten 
durchbrochen worden. So soll nach dem Stadtrecht von 
Dingolfing von 1274 einem fremden Schuldner auch gegen 
den Willen des Gläubigers Befreiung vom Arrest gewährt 
werden dürfen, wenn der Fremde in der Stadt Zeugnis 
ablegen soll.) Es handelt sich also um einen Fall, wo die 
Anwesenheit des Gastes einem schutzwerterem Interesse zu 
entsprechen schien als die Wahrung der Arrestmöglichkeit 
für den Gläubiger: der gleiche Gesichtspunkt, dem später 
andere Quellen in allgemeiner Form Ausdruck geben.?) 
Vielfach soll dann der Geleit erteilende Richter sich wenig- 
stens der Zustimmung des Rats oder der Stadtgemeinde?) 
versichern. Auch darf meist demselben Schuldner nur in einer 
beschränkten Zahl von Fällen Arrestfreiheit gewährt wer- 
den.) In einigen Städten endlich wurde schon früh das 


1) (Oberbayr. Arch. 45 200): nec iudex nec quisquam civium de- 
bitori alicui securitatem dabit praeter voluntatem creditoris vel credi- 
torum, ut pro debitis non valeat conveniri, nisi talia debitor sit super 
ferendo testimonio revocatus. 

2) Bamberg 1306 100 (Zöpfl, UB. 30): ez schol auch fur gult nimant 
kein geleit haben —. Ez trefie denn ein ein solche gemeine nötige hefti- 
ge sache an, da von man sein niht enpern moht —. Cöln 1341 20 9 (Rh. 
GK. 101 S. 48): sal der rait nemanne vurwerde geven, id in si mit willin 
: of wist der scholtgemare, der rait in duncke dan, det id bas si gedayn 
dan gelaissin —. Villingen 1371 35 (oben S. 101 Anm. 3): es wer denne, 
das sin die burger bedörftin oder ener von gerihtes wegen der stat be- 
dörfti —. Speyer, 14. Jh. (UB. 481): Ein iglich ußman, deme der rat 
— friden git ber in zü varnde zü dedinge umbe etzliche sache, die die 
gemeine stat anget, — der sol von allen unsern burgern — vriden han —. 
Vgl. auch München 1340 458 (Auer 175). 

%) München 1294 5 (Gengler 294): ez sol auch der richter deheinen 
frid her in die stat geben umb gult an der rat, die des rates pflegent 
oder an des gelters willen. 1340 309 (Auer 119). Burghausen 1304 (Ober- 
bayr. Arch. 45 185): Iz schol auch dehain richter nicht gelaitz geben umb 
gult —, won mit der bürger urlaub oder mit des gescholen urlaub. Hemau 
1350 (Qu. u. Erört. VI413). . 

*) Nabburg 1296 11 (Qu. u. Erört. VI 93): Swer auch in die stat 
gelten sol, den sol unser — statrichter — won ze ainem mal hin in be- 
laitten. Richtet er ez danne nicht ab, so sol in fürbaz nieman mer be- 
laitten in di stat, untz er daz gelt abgerichtet. Neuötting 1321 (Oberbayr. 
Arch. 47 30): Es soll auch der richter kainem gelaitt geben umb gelt 
— nur zu ainem mal, es sey dann der burger wille und des selbecholen. 
Ingolstadt 1312 9 (Qu. u. Erört. VI 205): Es sol unser rihter — umb 
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Geleite des Stadtrats auch ohne Zustimmung des Gläubigers 
für diesen voll verbindlich.!) 

Durch das Geleit erhielt der Schuldner Friede?), ins- 
besondere Schutz vor dem Arrest des Gläubigers.?) Trotz- 
dem verhängter Arrest war wieder aufzuheben ?), auch wurde 


gelt nieman dehein gelait geben, danne ze drein malen, es si danne mit 
des willen, dem der gelten sol —. Rothenburg o. d. Tauber um 1350 68 
(Bensen 508). Ulm 1376 (32) (Württ. GQu. 8 34): daz der burgermaister 
— oder rat — ainem ieglichen ussman von güält wegen wol frid und ge- 
lait in die stat geben mügen ainest oder zwirent ane dez clegers willen —. 


1) In norddeutschen Stadtrechten schon im 13. Jh. So wohl schon 
Hameln 1277 4 (UB. 57): cuicumque consules dabunt conductum 
intrandi civitatem, secure intrare potest, cum voluntate tamen ad- 
vocati. Nordhawen 1290 (Foerstemann, Urk. Gesch., UB. S. 11): si 
quisquam obstante oausa aliqua civitatem intrare non auderet, consules 
et judices de conduotu sdcuro sibi possint — providere —. Lübeck 
1294 57 (Hach 273): So wanne de ratmanne gheleidet iemene hir inde 
stat to comende unde dat ghekundeghet wert deme genen, de eme schult 
wil gheuen, breket he dat gheleide (Strafe). Hildesheim an Lübeck 1369 
(UB. OH 171). — In süddeutschen Stadtrechten nur, wenn das Geleit 
im Interesse der Stadt nötig war, so z. B. Straßburg 1322 215 (UB. IV 2 
S. 101): Trostent aber meister und rat yemant, des sie bedörfften oder 
noch dem su senden, der sol fride hynne haben — fur unsser burger. 
218 (das. 102): Gebot an die namentlich bezeichneten Gläubiger des 
Fremden, das Geleit nicht zu verletzen. Speyer, 14. Jh., oben S. 102 
Anm. 2. 

2) München 1294 5, 1340 309, Hemau 1350, Rothenburg o. d. Tauber 
um 1350 68, Ulm 1376 (32), Speyer, 14. Jh. oben S. 101 Anm. 3, S. 102 Anm. 
2,3,4. Rothenburg o. d. Tauber um 1350 23 (Bensen 493): swem der richter 
fryd und geleit git, daz der selbe und sin gut auch fryd und geleit suln 
haben —. Brünn um 1350 600 (Rößler II 275): pax per iudicem indicta —. 

3) Erfurt 1289 (Kirchhoff 27): Swen die burgern unde die rihtere 
mit einander zu Erforte geleidin, den insuln die geistlichen rihtere an 
nihte bekummern —. Amberg 1294 oben S. 101 Anm.2. Straßburg 
1322 212 (UB. IV 2 S. 101): Ist das yeman trostung vordert —, den sol 
man anders nit trösten dan fur schulde und gelubde —, das in und sin 
gut nieman angriff mit gerichte in diesem burgban. Göttingen 1335 2 
(v. d. Ropp 39): Weme se — velicheyt gevet user lantlude, den mogen 
se bewaren, dad eme sine perde und sin have nicht afgepandet eder 
bekummert werde. Hildesheim um 1350 80 (UB. II 275). Hildesheim 
an Lübeck 1369 (das. 171). — Vgl. aber Bamberg 1333 15 (Gengler, 
Cod. 113). Amersfoort 1523 121 (Rbr. I 13, 1 S. 134). 

*%) Straßburg 1322 212 (UB. IV 2 S. 101): griffe aber in oder sin 
gut ieman an mit gerichte —, das sol man lidig machen —. Weida 1377 
11 c (Hobenl. Jb. 1905 S. 67): Wer auch daz ymand ufgehalden würde 
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der arrestierende Gläubiger, wenn das Geleit mit seiner Zu- 
stimmung erteilt, besonders aber, wenn er von dem ohne 
seine Zustimmung wirksamen Geleit in Kenntnis gesetzt 
worden war!), wegen des Geleitsbruchs mit hoher Buße 
belegt.?2) Andererseits geht der Schuldner des Geleites ver- 
lustig, wenn er den Bürgern Schaden zufügt?); erhebt er 
Klage, so ist er der Klage jedes Dritten ausgesetzt.?) 
Daß die Stadt für die Einhaltung des Arrestgeleites 
eine Haftung übernahm, wird erst spät und nur vereinzelt 
bezeugt.) Für die ältere Zeit dürfte eine solche Haftung 
nicht anzunehmen sein.) Denn damals lag der Schwer- 
punkt des Geleitsrechts in der Zustimmung des Gläubigers, 
d. h. in dem (zeitlich und räumlich beschränkten) Verzicht 
des Gläubigers auf Geltendmachung seines Arrestrechte. 
Der Richter oder Stadtrat wurde nach außen in bezug auf 


umme gelt, den wir — geleit hetten, den sal man loze lazzen von stad 
an umme die ufhaldänge —. Dortmund-Wesel, 15. Jh. 39 (Frensdorff 293): 
Geve een borgermeister — geleyde enen man —, besete den man — 
een borger myt enen vronen ind en wolde die borger der besettynge 
nyet quyt laiten, die borgermeister is mechtich des gerichts —, dat van 
synen gebade die man — der besettinge ontslagen werde —. 

1) Lübeck 1294 57 (Hach 273). Bamberg 1306 91, 92, 93, 97 (Zöpfl, 
UB. 28—30). Straßburg 1322 218 (UB. IV 2 S. 102). Meißener Rechts- 
buch IV 19, 1 (Ortloff I 210). Speyer, 14. Jh. (UB. 481). Weida 1483 31 
„ (Hohenl. Jb. 1906 S. 79f.). 

2) Lübeck 1294 57 (Hach 273): he schal darumme wedden tein 
mark sulvers unde iewelikeme ratmanne tein schillinge unde deme, de 
gheleidet was, sestech schillinge. Goslar um 1300 (Göschen 8. 35 Z. 12). 
Bamberg 1306 98 (Zöpfl, UB. 30): der sol dez schultheizen gnade darumb 
vahen. Memmingen 1396 32 1 (v. Freyberg V 289): wer das brach, der 
müss eweklich von der stat sin —. Speyer, 14. Jh. (UB. 481): Wer den 
_ vriden brichet, den sol man in den aht dagen schicken vor die statd iar 
unde dag. Vgl. aber Straßburg 1322 212 (UB. IV 2 S. 101). Weida 13% 
ll cc (Hohenl. Jb. 1905 S. 67). Dortmund-Wesel 39 (Frensdorff 283). 

3) Goslar um 1300 (Göschen S.35 Z.36). Meißener Rechtsbuch 
IV 19,4 (Ortloff 1211). Purgold VII 7 (das. II 210). Cöln 1385 (Qu. V 484}. 

4) Bamberg 1306 96 (Zöpfl, UB. 30). Villingen 1371 35 (ORStR. 
II 1 8.43): Swellem man öch gelait git, der sol in dem gelait nieman 
beclagnen; wer aber, das er iemann beclagti, so sol und mag in menge 
lich wol beclagnen, der wil —; und sol in denne das gelait nüt schirmen. 

5) Magdeburg, Schöffenspr. 306 (Wasserschleben II 91) Cöln- 
Andernach 1367 (Qu. IV 532). 

©) AA. Rudorff 146. 
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die Arrestbefreiung nur als’ Vermittler zwischen dem Frem- 
den und seinen Gläubigern tätig, indem er deren Verzicht 
auf den Arrest herbeiführte. Das Geleit, insoweit es eine 
Arrestbefreiung erteilt, dürfte sonach entwicklungsgeschicht- 
lich auf das Privatgeleit zurückzuführen sein, von dem 
in den stadtrechtlichen Quellen freilich nur noch wenige 
Zeugnisse erhalten sind.!) Denn da es die Sicherheit des 
Geleiteten auch Dritten gegenüber zu garantieren bean- 
spruchte, widerstrebte es den Gedanken des werdenden 
Stadtstaates: dieser nimmt es in Anspruch, das Geleit zu 
monopolisieren. Es war nur ein Schritt weiter, daß der Rat 
im Öffentlichen Interesse und unter Androhung schwerer 
Strafen für den Geleitsbruch auch des nicht zustimmenden 
Gläubigers das Arrestverbot aufstellte. Erst jetzt mußte 
der Gedanke, daßer auch für Einhaltung dieses Geleits 
selbst aufzukommen habe, hervortreten.?) 

4. So werden endlich auch die zahlreichen Fälle gesetz- 
lichen Arrestausschlusses des Mittelalters verständlich. 

Dem Gedanken des Privatgeleites gehören die Be- 
stimmungen an, daß gegenüber jedem Bürger Arrest- 
freiheit genießen soll, wer zu Zwecken der Zahlung von 
Zinsen oder sonstiger Schuldbeträge®) oder um Einlager zu 


1) Darüber Rudorff 137. Außer den dort zitierten Quellen vgl. 
z.B. noch Dingolfing 1274 (oben 8. 102 Anm. 1): nec iudex nec quis- 
quam civium debitori alicui securitatem dabit —. Weiter Schongau 
um 1375 (Oberbayr. Arch. 47 72): wa ain ausman herein gelten sol, 
den mag ein yedlich burger wol belaiten ain fart in dem jär fur sein gelter. 

2) Die entgegengesetzte Entwicklung nimmt an Haferlach in 
Hans. GBl. 1914 S. 104ff., insbesondere 107ffl. Nach ihm stand auch 
das vom Arrest befreiende spezielle Geleit ursprünglich unbeschränkt 
dem Rate zu und erst eine spätere Opposition der Bürgerschaft setzte 
die Befragung des Gläubigers durch. In Wahrheit sind aber vom Arrest 
befreiende spezielle Geleitszusagen erst seit der Mitte des 13. Jh. bezeugt 
und zur gleichen Zeit wird auch schon das Erfordernis der Zustimmung 
des Gläubigers belegt. Damit ist natürlich durchaus vereinbar, daß 
in, Städten, wo etwa das unbeschränkte Recht des Rates zur Geleits- 
erteilung sich durchgesetzt hatte, später wieder eine Opposition der 
von Haferlach angenommenen Art entstand. 

2) Hildesheim um 1300 157 (UB. I 295): Weret dat ein meyer 
semme herren senne tins brechte —, de scal velich wesen den dach. 
Weret dat en jemant besetten welde, so scal de meyer erwaren uppen 
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halten!) in der Stadt weilt, wer der Einladung eines Bürgers 
in die Stadt folgt?), wer auf Ladung eines Bürgers, um 
diesem zu seinem Recht zu verhelfen, vor Gericht er- 
scheint.?®) 

Daneben treten aber auch schon früh gesetzliche Arrest- 
beschränkungen auf, die dem Gedankenkreis des von der 
Stadt im öffentlichen Interesse erteilten Geleites angehören. 
So die Arrestfreiheit dessen, der von der Stadt selbst in 
ihren Bereich, insbesondere vor ihr Gericht geladen wurde.') 


hilighen, dat he semme herren — eren rechten tins bracht hebbe -. 
Straßburg 1322 219 (UB.IV 2 S.102): Wer gulte und zinse harin engert, 
— so sol — sin lib und sin gut fride hynne haben vor menglichen -; 
wer den darüber hynne behube mit gerichte, der sol in ledig ion. Cöln 
1341 20 2(Rh. GK. 101 S. 47). Zofingen 1368 (21) (Schw. RQu XVI1,5 
S. 62): Wer auch den burgern zinse oder rindmiete bringet, den sol man 
denn ze mal niht verbieten. Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 4l} 
Basel 1417 (RQu. 1103). Rottweil 187 (Greiner 169). Vgl auch Braun- 
schweig. UB. IV 301 (1348). 

1) Augsburg 1276 101 (Meyer 182): Swelch gast burge ist gen eim 
iglichen burger umbe gut, da er im ze giselschefte umbe ligen sol, — 
sol — er — ieman gaelten, als der leisten sol unde di wile unde er keistet, 
so sol er geleite haben —. Hameln 1277 3 (UB. 57). Rothenburg o. d. 
Tauber um 1300 22 (Bensen 492): swaz gesto herin kumet, die ungewer- 
lichen hie leisten —, daz die frid und gelait suln haben —. Straßburg 
1322 222 (UB. IV 2 S. 102). München 1340 303 (Auer 116). Frankfurt 
1352—78 83 (Senckenberg 72). Worms, 14. Jh. 96 (Kohler, Carolir.s 
IV 27). Rottweil, 15. Jh. 186 (Greiner 169). — Fälschlich führt Rudorff 
134 unsern Fall auf das Asylrecht zurück. Es ist vielmehr noch der 
Gedanke in beiden voraufgehenden Fällen enthalten, daß der Schuldner 
als Haftobjekt dieses Gläubigers in Betracht kommt. EEbenso, wenn 
der Gläubiger außerhalb genommenes Pfand in die Stadt bringt, vel 
Augsburg 1276 122 (Zus.) (Meyer 211). Rottweil, 15. Jh. 190 (Greiner 169) 

2) Ahlen 1389 15 (Niesert, Urk.-Samml. III 215): Wert dat en 
borger enen vromeden bede, to en to komende in dat wikbolde to A. 
de en solde en ander borgher nicht besetten. 

8%) Rees um 1400 28 (Westd. Z. Erg. VI 91): were enygh —, die 
gcbeden würde van oeren vriende, recht helpen te doene voer gherichte. 
den en sall men des daeghes aen gherichte nyet aenspreken. Miltenberg 
um 1450 VII 19 (ORStR. I 340): welcher fremder — her kompt uf 
gerichts dage und an dem statgericht zu schicken hat oder kuntschaft 
uff denselben gerichtstag sagen soll, den — mag niemant alhie bekommern. 

%) Marburg 1368 (Hess. hist. K. XIII 1 S. 101): Wer iz ouch, daz 
wir odir unsir amptman ymandts vorboden odir hyschen bie uns czu 
unsir nod, den ensullin sie ezu der cziit nicht phenden. Purgold VII 4 
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Weiter solcher Personen, die für die Stadt wichtige Gegen- 
stände, wie Lebensmittel!), Baumaterial?) in die Stadt 
brachten. | 

Auch aus dem Asylgedanken konnten Arrestbeschrän- 
kungen hervorgehen.?) | i 


8 4. 
Der Personalarrest gegen den Fremden. 


Der Fremdenarrest ist deliktischen Ursprungs; er hat 
seinen Entstehungsgrund in der handhaften Weigerung des 
Schuldners, die Schuld zu erfüllen. Nur wenn man das 
im Auge behält, wird die Form, in der der Fremdenarrest 
uns im Mittelalter entgegentritt, in allen Einzelheiten ver- 
ständlich. 

I. Zunächst erklärt sich daraus, daß die älteste Art des 
Fremdenarrestes nur der gegen die Person?) sein konnte: 


(Ortloff II 209). Vgl. auch Bornheimer Berg 1303 (13) (Frankfurt. UB. 
1423). 

1) Straßburg 1322 220 (UB. IV 2 S. 102): Wer ouch unssern burgern 
harin engert win oder korn —, der sol denselben friden han, als der gulte 
oder zinss harinn furt. München 1340 379 (Auer 146). Vgl. 243 (das. 100). 
Vilshofen 1345 (Oberbayr. Arch. 47 87). Braunschweig 1350 II 54 (UB. 
IV 570). 1401 77 (das. 1108). Memmingen 1396 12 1,2 (v. Freyberg V 263). 
Göttingen 1400 (v. d. Ropp 95, vgl. 225): we hir wad invore, id sy korne, 
holt, kole —, den — eder ore have en schal men to dertyd — nicht pan- 
den, besatten eder bekummeren. Basel 1417 (RQu. 1103). Haferlach 
in Hans. GBl. 1914 S. 43£f. 

2) Ahlen 1389 16 (Niesert, Urk.-Samnl. III 215). 

3) Z.B. Neuötting 1321 (Oberbayr. Arch. 47 30): Wer icht gutes 
hereinflechet in die stat, das soll niemand verbieten. Purgold VII 5, 6 
(Ortloff II 209, 210). Nach älterem Rechte verschafft freilich das städti- 
sche Asyl nur Freiung gegen Selbsthilfe, nicht gegen gerichtliche An- 
sprache, vgl. z. B. Straßburg, 12. Jh. 2 (Keutgen 93). Altenburg 1256 12 
(Gaupp I 211). Vgl. z. B. noch Gotha 99 (Thür. GQu. 9 222). Zu un- 
bestimmt Rudorff 134. Vgl. auch Haferlach a.a. O0. 41. — Daß 
in der Immunität kein Arrest zulässig war, bedarf keiner Begründung. 
Vgl. Basel 1260-62 12 (Keutgen 115). Landshut 1279 9 (Gengler 234). 
Brühl 1285 (Lac. NRh. UB. II 475). Worms, 14. Jh. 12, 13, 38 (Kohler, 
Carolina IV 10, 15). 

#) So zuerst Planck II 370, sodann Rudorff 89, Alfred Schultze 
in Hist. Z. 101 509, Planitz in ZRG. G. 34 75ff. Über Kisch vgl. ZRG. 
G. 39 S. 224 Anm. 1. Dagegen sah Wach den Ausgangspunkt in der 
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nur sie hat sich des Deliktes schuldig gemacht. Der Per- 
sonalarrest gegen den in der Stadt erschienenen auswärtigen 
Schuldner wird denn auch seit der Mitte des 12. Jahr- 
hunderts bezeugt und erscheint auch während der nach- 
folgenden Jahrhunderte durchaus als die wichtigste Form 
des Fremdenarrestes. Die ältesten Ausdrücke für Fremder- 
arrest!) bedeuten daher ein Festnehmen der Person: ca- 
pere?), detinere?), aufhalten‘), deprehendere°), ufhaben‘), 


Pfändung, der „durch gemeines Gewohnheiterecht auch die Person des 
Schuldners‘ unterworfen wurde (S. 34). Dem hatten sich Örtel, Antei- 
lige Gläubigerbefriedigung 12f. und Planitz, Kaufm. Zurückbebal- 
tungsrecht 43f. angeechlossen. 

1) Zur Terminologie vgl. Briegleb, Verm. Abh. I (1868) S. 1-%, 
der freilich auch Ausdrücke heranzieht, die mit echtem Arrest nichts 
zu tun haben, wie 2. B. schütten (S. 63ff.), anfangen (8. 72ff.), fronen 
(8. 92); über dieses vgl. aber unten S.166 Anm. 9. — Was Kisch 8.12 gegen 
die Heranziehung der Terminologie bemerkt, bedarf keiner Widerlegung. 

2) Augsburg, Priv. 1156 27 (Keutgen 92): si aliquis in eivitate 
captus fuerit, vel pro pace violata vel etiam si cuiquam reddere debet, 
salsuciarii eum custodire debent. Auch apere: Breslau-Glogau 1315 4 
(Tzschoppe und Stenzel 4965). 

3) Z.B. Braunschweig, Recht des Hagen um 1227 (Bestätigung 
des Privilegs von 1160) 13 (UB. I 2): Quicumque extra civitatem manens 
ealicui burgensium teneatur in debito, si viderit cum in civitate, assumat 
secum bodellum et eum detinebit. Parchim, Priv. 1225 6 (Meckl TB. 
I 311): quicumque civis accomodaverit bona sua — alioui extra ciri- 
tatem, et ille non solverit, in civitate detineatur. Salzwedel 1273 (Pufen- 
dorf III 398): licenter cum detineat intra muros —. Breslau-Glogsu 
1315 4 (Tzschoppe und Stenzel 49): in quocumque iudicio homo rapitur 
seu detinetur, ibidem contingit eum respondere. Auch tenere, Schlett- 
stadt 1292 55 (ORStR. III S. 15). 

*) Z. B. Mühlhausen um 1250 (UB. 621): Sal iman von dime land: 
emi unsimi burgeri geldi hinne, biseit he den hinne, — sin selpgeldu 
mac he woli ufhaldi mit mi richteri —. Braunschweig, Otton. Stadtr. 
1250—79 15 (UB.I 5): begeit he ene binnen deme wichilde, be mo 
ine wol ophalden. Vgl. das. 12. Hildesheim 1300 58 (UB, 1248): Holt us 
borghere ennen gast up —. Saalfeld um 1300 7 (Walch I 15): Ab eime 
koufmanne ein uzwertiger man schuldig ist, sehet her in in der stat. 
beldit heren uff. Auch halten, Worms, 14.Jh.111 (Kohler, Carolina IV 3, 

6) Tulln, Priv. 1276 21 (Keutgen 23): quicumque burgensium ler- 
timum debitorem suum in civitate deprehenderit —. Goldberg 1325 > 
(Tzschoppe und Stenzel 511): quod — rustici — pro debitis —, quociens- 
cumaque in civitate deprehenduntur, non citatiin causam trahi possunt —- 

®) Augsburg 1276 110 (Meyer 186): Vindet ein man sinen gescholn. 
— den mag er wol mit reht ufhaben unde benoeten —. Passau 129 9 
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manus iacere in!), ein Besitz-von-ihr-Ergreifen: occupare?), 
besetten®), obligare?); weiter werden besonders solche Aus- 
drücke gebraucht, die das Bedrängen, Belästigen der Per- 
son bezeichnen, wie z. B. gravare°), molestare®), benoe- 


(Niederöst. Bl. 17 8.463): Chumbt ain man seinen geschol an, der ein 
gast ist —, der sol in aufhaben —. 

1) Schlettstadt 1292 55 (ORStR. III 1 S. 15): si quis extraneus 
— in civitate comparuerit, ipsum non tenebit, ita ut manus in eum 
isceat, sed per nuncium iudicis eum teneri faciat. — Weiter fahen, z. B. 
Memmingen 1396 30 1 (v. Freyberg V 286): das man niemant sol fachen 
— an des ratz urloub und willen. Rottweil, Rotes Buch, 15. Jh. 191 
(Greiner 169): Es ensol ouch in unserm gericht niemand den andern 
vahen noch angriffen one ains schultheissen — urlob —. Vgl. auch Leut- 
kirch oben S. 88 Anm. 3. | 

2) Z. B. Wiener Neustadt 1221-30 46 (Arch. öst. GQu. 10 114): 
Quamdiu debeat stare occupatio. — nullus hospes interdicatur per iudicem 
in civitate nisi proximum placitum permansurus.. Rees, Priv. 1245 
(Westd. Z. Erg. VIS. 104): nec ipsinec bona eorum — valeant occupari —. 
Vertrag der Bischöfe von Münster und Osnabrück 1245 (Osnabr. UB. II 
nr. 464): quod — unius — ecclesiae homines in territoriirs alterutrius 
iudicio civili occupari vel arrestari non debent —. Altenburg 1256 28 
(Gaupp I 212): Extraneus si cuiquam civium teneatur in debitis —, 
hie si intraverit civitatem, pro debitis potest occupari —. Güstrow 1270 
(Meckl. UB. II 375): quod — quemlibet possunt suis pro debitis occu- 
pare. Bergedorf 1275 (Gengler, Cod. 180): servi nostri — possunt —, 
si venerint ad oppidum, occupari —. Lechenich 1279 15 (Gengler 243): 
si aliquis hospes occupatur per iudicem super debito —. Heilbronn 
1281 6 (Württ. GQu. 5 10): si aliquis debitorem suum — in ipss civitate 
compererit, actor — occupabit eum —. Hameln 1335 (UB. 213): si 
aliquis aliquem occupare voluit hospitem pro debitis —. 

8) 2. B. Braunschweig, Otton. Stadtr. 1250-79 40 (UB.16): Swe so 
besat wert mit deme gerichte, dhene ne mach de voghet nicht ledich 
laten —. Riga, Stadtr. um 1300 II 9 $1 (Napiersky 154): Kumt en man 
in use stat unde scultaftich is unde kümt degene, deme he sculdich is 
und beset ene. II 10 das. 155. Zutphen 1356 17 (Rbr. 12 S. 8): queme 
enich gast in onse stat ende wolde enich burger dien bezetten —. 
Vgl. van Kuyk, Rechtsingang en verstek in de middeleeuwsch-stedelijke 
procedure in verband met het recht der Republiek (1910) S. 143. Über 
die Aufnahme des Wortes in die schwedische Rechtssprache vgl. v. Amira, 
Nordgerm. ObIR. I 166. 

*%) Penzlin 1263 (Meckl. UB. II 227): quod possit quilibet natu- 
ralem sibi debitis obligatum in qualibet civitate sine detrimento — iudi- 
cum cum iustitia obligare. 

6) Cöln, Vertrag mit Huy 1277 (Qu. III 129): quod — cives C. in 
Hoyo nec — pignorando seu quovis alio modo gravando — offendent —. 

©) Wesel, Priv. 1277 16 (Wigand, Arch. IV 4 S. 408): Quicumque 
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ten!), angreifen), bekummern?); Ausdrücke wie arrestaret), 
impedire°), interdicere®), hindern’), verbieten®) heben die in 


oausa negotiationis — Wesalie transierit, nec infra nec extra in nostro 
distrietu obligetur vel molestetur —. 

1) Augsburg 1276 110 (Meyer 186). 

2) Z. B. Straßburg 1322 211 (UB.IV2 S. 101). Auch anfertigen. 
vgl. Briegleb S. 70. 

s) Z.B. Laufenberg, Vertrag mit Kleinbasel 1276 (Schw. RQu 
XVI 1, 6 S. 5): daz wir enkeinen burger — soln bekümbern — an like 
alder an gute —. Mosbach, Priv. 1338 (ORStR. I 549): (der Burger) 
mag einen iglichen — in ir stat oder dervor umb sin.schult — bekummen 
uf reht. Driburg 1345 11 (Gengler, Cod. 904): wolde eyn borghere eynen 
utman bekummern —. Über Kummer = Not, Bedrängnis vgl. Leser 
1 1766, 1767, Briegleb, Verm. Abh. I 44—63. 

%) Z. B. Gent, Schöffensatzg. 1228 15 (Warnkönig II 1 UB. S.%): 
Extraneus si extraneum fecerit arrestare — Flandern, Priv. für die 
deutschen Kaufleute 1252 (Lüb. UB. I 167): mercatores — non deti- 
neantur vel arrestentur —. Flandrisches Priv. für Hamburg 1268 (Hant. 
UB. 601): mercatores Flandrenses apud Hamburg arrestari non pote 
runt neo captivari —. Cöln, Schied 1258 Schiedsspruch zu Punkt 16 
(Keutgen 168): quod aliqui ex hominibus archiepiscopi possunt arrestarı 
et conveniri coram iudicibus burgravii et advocati. Brüx 1273 (Gengkt. 
Cod. 425): ut debitores suos — pro debitis — in ipsa civitate B. debeant 
arrestare —. Minden-Hannover, Stadtr. um 1300 (Doebner, Städtepriv. 33): 
si quis burgensis aliquem pro debitis — arrestari fecerit —. — arrestar, 
abzuleiten von lat. adrestare beendigen, bedeutet hemmen, einhalten, 
Diez, Etymol. WB. 27, vgl. Du Cange-Henschel I 404. 

5) Reichsspruch Heinrichs VII. 1224 (Zeumer ? S. 50): nec aliquis 
debeat aliquos — in suis commerciis et negociationibus impedire. 

©) Wiener Neustadt 1221-30 oben S. 108 Anm. 2. 

7) Bremen, angebl. Vertrag mit Erzb. Hildebold 1259 (Brem. TB. 
1 339): schall de vaget — de macht hebben — to hinderen unde toefen: 
dussen kummer schal nemand loes geven den de vaget —. Schlesw£. 
Stadtr. um 1400 84 (Thorsen 46): de borgher heft de macht, — dat 
he ene mach hinderen —. 

8) Z.B. Freiberg, Stadtr. um 1300 3 3 (Ermisch 50): Wirdet eu 
gast versprochen oder verboten in siner herberge —. Bayern, Ständ. 
Freiheitsbrief 1312 10 (Qu. u. Erört. VI 186): Vindet aber der purgarr 
seinen geltaer in der stat, so mag er in darumb wol verbiten darınn. 
Ruprecht v. Freising 1328 229 (Knapp 117): die purger — verpietent 
einen igleichen man oder ein frawen um ir gelt wol in der stat, swenn 
si herein choment —. München 1340 15 (Auer 8). Bayern, Landr. 13 
297 (v. Freyberg IV 485). Freising 1359 das. V 225. Wien, Stadtrechtsb. 
um 1350 21 (Schuster 56): Sol aber ain gast, aim purger gelten, den ver 
peut der purger wol datz seinem wiert auf das recht. Über die Ableitung 
von verbieten vgl. Lexer III 74f. — Über töven Briegleb S. 68f. 
(vgl. vorige Anm.). | 
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der Festnahme der Person liegende Behinderung in ihrer 
freien Willensbestimmung hervor. Besonders charakteri- 
stisch ist es auch, wenn Quellen des 12. Jahrhunderts von 
ad iudicium pertrahere!), in causam ducere?) sprechen, 
Wendungen, die freilich später weniger bezeichnend einfach 
mit incusare?®), convenire ?), conqueri?) wiedergegeben wur- 
den, so daß endlich geradezu citare®), vorbieden’?) usw. als 
genügender Ausdruck für Arrest betrachtet werden konnte. 
Diese Terminologie ist der beim Aufgreifen von verbreche- 
rischen Gästen in handhafter Tat gebräuchlichen fast durch- 
weg identisch; auch hier finden sich insbesondere capere, 
detinere, ufhalden, deprehendere, fangen, weiter occupare, 
besetten, sodann molestare, noeten, auch arrestare, ver- 


1) Braunschweig, Recht des Hagen um 1227 (Bestätigung des Priv. 
von 1160) 13 (UB. I 2) (oben S. 108 Anm. 3) fährt fort: si autem bodel- 
lum habere non possit, cum duobus suis concivibus eum poterit detinere 
et ad iudicium pertrahere. Freiburg i. Br. 1120, Zus., 12 Jh. 27 (Keutgen 
120): Si civis extraneum ad iudicem traxerit pro debito —. 

#) Hagenau, Stadtr: 1164 18 (Keutgen 136): Si — contigerit, quod 
civis hospitem in causam duxerit, —. 

3) Münster-Bielefeld 1221 29 (Keutgen 152): Si forensis homo 
incusatur a cive pro debitis —. Dresden 1299 (Gengler, Cod. 890): si 
aliquis hospes vel extraneus incusatus de aliquo fuerit —. 

*% Z.B. Cölner Schied 1258 oben S. 110 Anm. 4. Eger 1279 17 
(Gengler 99): quicumque civium aliquem extraneum — quocumque loco 
convenerit —. Deutz, Stadtr. 1289 26 (Rh. GK. 29 Berg. Städte II 141): 
Colonenienses si conveniuntur in Tuycio —. 

s) Freiburg i. Ü. 1249 17 (Zehntbauer 7): Si vero burgensis de 
hospite aliquo aut advena vel non burgense conquestus fuerit, —. 

©) Münster-Bielefeld 1221 48 (Keutgen 153): Hospes citatus si non 
venerit iniudicium —. Minden-Hannover um 1300 (Doebner, Städtepriv. 
33): preco debet nostro burgensi burgensem vel hospitem ter ad iudicium 
citare pro uno denario —. Weiter ad iudicium vocare: Speyer, Rechts- 
aufzeichnung des 14. Jh. (UB. 490): Si scultetus — vocaverit extra- 
neum ad iudicium —. 

?) Goslar, Stadtr. um 1300 (Göschen S.63 2.5): Gheste mach 
men vor mettene unde na wechter klocken wol vore beden unde besetten. 
2.28: Worde en ghast vor den voghet gheboden —. — Weiter heischen: 
Saalfeld, Stadtr. um 1300 98 (Walch I 37): Were daz der richter hische 
einen lantman vor gerichte —. — indeghedingen: Soest, Stadtr. 1350 48 
(Seibertz, UB. II 393): Welick unse borghere eynen ghast inghede- 
shedinget hedde —. 
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bieten, endlich ad iudicium trahere, convenirel): ein deut- 
licher Hinweis auf die Gleichheit der Gedankenwelt, die 
beide Verfahrensarten beherrscht. 

1. Der Fremdenarrest richtet sich gegen den hospes?), 


ı) Einige Beispiele. Bern, Stadtr., 13. Jh. 36 2 (Kevtgen 130): 
si (extraneus) insuper civitatem intraverit et lesus burgensis eum cepe- 
rit —. Neuenburg 1292 14 (ORStR. II 3 S.10): Extraneus — capi 
debit et adduci in iudicium, ubicumque in civitate fuerit indicatus. — 
Soest, Stadtr. nach 1120 21 (Keutgen 141): Actor — detinere reum lie 
bit —. Rügenwalde, Priv. 1312 14 (Gengler 391): si aliquis — aliquem 
de nostris civibus — offenderit, — talis si detentus fuerit —. — Hikies 
heim, Stadtr. um 1300 80 (UB. 1287): Swe den anderen upheldt, he wer 
borghere eder gast, umme duve —. Nordhausen, Priv. 1349 (Foerste 
mann, Urk. Gesch. UB. S. 18): daz si — ire — viend, rouber und andere 
ubeltetige lute — angriffen, vahen und uffhalden mugen —. — Worms, 
Priv. 1220 (UB. I 96): quis extraneus burgensem — molestaverit et 
molestatus ipsum infra civitatem deprehenderit —. Schutzbündnis der 
Bischöfe von Osnabrück und Münster mit Herford 1300 5 (Osnabr. 
UB. IV 381): si aliquis in recenti facto — deprehensus fuerit —. Pad- 
berg 1290 19 (Seibertz, UB. I 524): Si extraneus aliquis in furto wel 
rapina deprehensus fuerit —. — Überlingen, Stadtr., 13. Jh. 2 H. 16 
(ORStR. II 2 S.4): sol der stat gebüttel — den selben vahen und 
vravelich ze gericht ziehen. Zürich, Richtebr. 1304 I 14 (Arch. schw. 6. 
5 160): Ist aber daz der lantman einen burger ze tode slet, — wirt er 
gevangen —. — Vereinigung zwischen Osnabrück, Münster und Minden 
1246 3 (Osnabr. UB. II 381): si quisquam auctorum perpetrate iniure 
— postmodum deprensus fuerit, ibidem virtute judicii occupetur -—. 
Lechenich 1279 15 (Gengler 243): si — pro maioribus, quod Hogericht 
dieitur, occupatur —. — Dortmund, Stadtr., 14. Jh. 62 (Frensdorff 8): 
Besette eyn gast eynen anderen gast mit eyme blikenden schine —. - 
Odernheim, Stadtr. 1286 (Böhmer, Acta nr. 454): quod — nrllus hom’- 
num pro aliqua — culpa antiqua, — possit aliqualiter conveniri ve 
quomodolibet molestari. — Augsburg, Stadtr. 1276 110 Zus. (Meyer 186): 
Tut man einem burger gewalt vor der stat —, vindet der sinen gescholen 
hinne —, der mag den wol genoeten oder sin gut verbiten. — Land 
v. Furnes Keure 1240 52 (Warnkönig II 2 UR. S. 78): Quicumque arre 
status fuerit pro forefacto —. Bund zwischen Osnabrück, Dortmund. 
Soest, Lippstadt 1268 (Osnabr. UB. III 264): si principalis actor aliquem 
ex malefaotoribus — arrestare vel detinere potuerit —. — Lechenich 
1279 34 (Gengler 245): castrenses — non sunt trahendi ad judicium, 
nisi infra iudicium peccaverint manifeste. Lübeck, Schreiben des Rstz 
zu Bremen 1320 (Lüb. UB. II 343): ipsum ad publicum ducentes jedi 
cium — super prefatis criminibus accusabant. 

2) Z.B. Magdeburg, Priv. 1188 7 (Tzschoppe und Stenzel 268): 
si civis contra hospitem — aliquam querelam habuerit —. Wiener Neu- 
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extraneus!), advena?®), den Gast?), Fremden‘); das ist der 
debitorextra civitatem residens, manens°),der Außenmann?), 


stadt 1221—30 (Arch. öst. GQu. 10 114): nullus hospes interdicatur 
per indiem —. Münster 1221 56 (Keutgen 153): si civis obligaverit 
res hospitis —. Innsbruck 1239 5 (Gaupp II 254): Ut nullus hospes 
adveniens pro aliquo nisi pro se ipso — occupationem pignoris patiatur —. 
Lechenich 1279 15 (Gengler 243): si aliquis hospes occupatur per iudi- 
cem —. Brünn 1353 392 (Rößler II 179): Si civis hospitem et advenam 
— arestaverit —. 

!) Gent 1228 15 (Warnkönig II 1 UB. S. 36): Extraneus si extra- 
neum fecerit arrestare —. Altenburg 1256 30 (Gengler 8): Extraneus 
— potest occupari —. 

2) Holzminden 1245 14 (Gengler 207): si advena civitatem intra- 
verit et res civium accomodaverit, — res illius per iudicem obligentur —. 

3) Passau 1299 46 (Niederöst. Bl. 17 S. 475): Man schol — in diser 
stat dhainn gast aufhabn, — an der beschriern — wirt. Freiberg um 1300 
33 (Ermisch 50): Wirdet ein gast versprochen —. 36 3 (das. 225): Einen 
gast mugen si ufhalden zu aller zit —. Hildesheim 1300 58 (UB. I 284): 
Holt use borghere ennen gast up —. München 1340 15 (Auer 8): Wie 
man gest verpieten sol auf recht. Waer daz ain purger ainen gast ver- 
püt —. Zutphen 1356 17 (Rbr. I 2 S. 8): venge oec enich onser burger 
— eneghen gast —. Lüneburg 1401 (Kraut 58): Weret dat en borgher 
besette enen gast —. Duderstadt 1434 148 (UB. 417): Welk unser borgere 
eynen gast besettet —. Wien, Stadtrechtsb. 1353 22 (Schuster 56): 
Wirt aber ein gast verpoten —. 

% Braunschweig, Stadtr. 1265 15 (UB. I 12): Swelic vromedhe 
man schuldich is, den mot men wol uphalden an deme wicbelede —. 
Ötterndorf, Weichb. 1414 2 (Pufendorf II app. 164): fremde lude — 
mogen ok mit kummer wol angeholden werden —. Coblenz, Altes Ge- 
richtsbuch vor 1425 19 1 (Rh. GK. 17 93): wann einer — mit eim fremden 
zu schaffen hat und ine kummert —. Bolsward 1479 29 (Rbr. 16 S. 150): 
die eene vreemde man — mach den anderen binnen onse stede becomme- 
ren —. Hessen, GO. 1479 (fol. 5b): Wie man eynen Fremden kömmeren 
möge. — Arau 1534 103 (Schw. RQu. XVI 1, 1 S. 197): das ein insaß 
einen frömbden hie verbieten möge —. 

5) Braunschweig, Recht des Hagen 1227 13 (Bestätigung des Priv. 
von 1160) (UB. I 2): Quicumque extra civitatem manens alicui burgen- 
sium teneatur in debito, si viderit eum in civitate, — eum detinebit. 
Buchhorn 1275 8 (Gengler 142): quod vadimonia debitorum suorum 
extra civitatem residentium pro suis debitis valeant occupare. Vgl. 
auch Parchim 1225 6 (Meckl. UB. I 311): quicumque civis accomoda- 
verit bona sua — alicui extra civitatem, et ille non solverit, in civitate 
detineatur. 

%) Arau, Handfeste vor 1309 26 (Schw. RQu. XVI ], 1 8.23):. 
Ob ein burger ein ussman um geltschuld für gericht zücht —. Bayern, 
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auswärtige!), auswendige®), vutheemsohe?) Mann, der von 
außerbalb*) Dem Arrest unterliegende Gäste sind also 
alle diejenigen, die in der Stadt oder dem Stadtgebiet 
nicht ansässig°) und daber dem Stadtgericht nicht unter- 
worfen sind); das sind in rechtsgeschichtlich älteren Quellen 
alle Nichtbürger?), später alle, die weder Bürger noch Mit- 


Handfeste 1311 11 (Qu. u. Erört. VI 187): Es säln auch zwen auzman -, 
einer den andern in der stat niht verbieten. Driburg 1345 (Wigand. 
Arch. II 362): wolde eyn borghere eynen utman bekummeren —. Dießen- 
hofen 1371 87 (Schauberg II 18): wer burger hie ist —, der mag ainen 
usman verheften —. Memmingen 1396 13 2 (v. Freyberg V 264): Wer 
uslät herin nöt oder hie verbüt —. Göttingen, Ordinarius 4 (v. d. Ropp 
226): wann denne eyn uthman so hir bekummert is —. Utrecht 1579 19 
(Rbr. I 3, 2 S. 299): sellen — alle borgeren — alle buytenluyde — be- 
setten —. 

ı) Remda um 1300 24 (Walch VIII 238): wo man auswürdische 
leute betriebe, die da einen burger geld schuldig wehre, — so sol mau 
sie uff halten —. Mergentheim-Gelnhäuser Oberhofsentscheidung, 16. Jh. 
II 14 (ORStR. I 140): Ob einer ein üßwertigen verbät —. 

2) Rudolstadt 1488 109 (Michelsen 226): Ap eyn usswendiger man 
— eym börger schuldig ist (so Arrest). Lauda, Gewohnbeitsr., 15. Jh. 
II 17 (ORStR. I 193): wann ein burger einem suswendigen etwas allhıe 
verbeut —. Jülich, Landr. 1537 2 7 (ArchG. NRh. I 112): wanneir eın 
burger — eynen uysswendigen man myt kommerrecht besweirt —. 

3) Bolsward, Stadtb. 1455 23 (Rbr. I5 S. 16): Een burger — mach 
een vuytheemden man off landtman becommeren —. Utrecht 14% 
13 2 (Rbr. 13, 2 S. 274f.): mach men alle wtheemsche lude — well br- 
setten —. 

4) Wijk bij Duurstede Poortb. 1500 67 (Rbr. I 13, 2 S. 43): waır 
— det yemant quame van buten, die beset worde —. Vgl. auch Gro- 
ningen, Stadtb. 1425 add. 22 (Rbr. I 9 S. 62): off yenighe lude comen 
in onse stat off in onse marke, de in onse verbonde niet en sint, ende 
besaet worden —, 

°) Vgl. Ruprecht v. Freising, Stadtrechtsb. 1328 197 (Knapp 1®': 
wir sprechen, daz alles gest sin, die in der stat nicht gesezzen sint noch 
in der stat gericht. Vgl. Rudorff S. 17f. 

*) Vgl. ZRG.G. 39 S. 228, 272 ff. — Der Stadtgemeindehezirk und 
der Stadtgerichtebezirk fallen in der Regel zusammen. Vgl. v. Belo®, 
Ursprung 32fl.; Rudorff 17 Anm. 5. 

?) Freiburg i. Ü. 1249 78 (Zehntbauer 19): Si alter nonburgen:i 
burgensi sit — debitor et villam intraverit, (so Arrest). Büren, Pr. 
um 1373 26 (Gengler, Cod. 442): civis non concivem debitorem occupart 
potest —. Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 30): Ainen, der nicht 
burger ist, den mag man gefezzten —. Worms, Ratsverordnung, 14. Jh. 
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wobhner waren!); erst im 14. Jahrhundert wird vereinzelt 
der Fremdenarrest auf Ausländer des Territoriums be- 
schränkt.?) 

2. Der Arrest kann sich daher vor allem®) richten gegen 
den fremden Kaufmann®), der die Stadt betritt; freilich be- 
stehen gerade für ihn zahlreiche Ausnahmen.S) Weiter gegen 


(Kohler, Carolina IV 33): wer sinen schuldener in der straßen sichte 
gen, der nit bürger enist, der mag yn halten, biß daz der richter kum- 
met —. j 


ı) Vgl. Göttingen, Retserkenntnis 1455 (v.d. Ropp 434): diit heten 
und sin uthlude, de hir nicht en wonen noch huss noch hoff noch für 
noch rok noch handelinge noch taheltnisse en hebben und dem rad und 
stad nicht en schoten noch de, den de rad nicht vordedinget, wywol or 
husfrowen eder kyndere hir wonen —. 

?) Am frühesten definiert das Brünner Schöffenbuch 1353 566 
(Rößler II 263); Hospes dicitur is qui non est terrigena vel etiam qui 
est sub domino alterius principis. Vgl. 18 das. 11f. Vgl. z. B. Tholen, 
Priv. 1366 36 (v. Mieris III 202): wat ghebreke onse gebueren hebben 
sen wtlantse lieden, daer salmentse voren houden —. Aachen 1420—40 
14 (Lörsch 100): off eyn ingesessen man hie eynen uBlendischen man dede 
kommeren. Einselthun 1484 (Wasserschleben II 253): käme ein auß- 
ländischer gen E. und wären einen da schuldig, — den möcht ein jeder 
bekömmeren. Brugg, Stadtr. 1512/13 66 (Schw. RQu. XVI 1,2. 146): 
Wir mogen all unser ußländig schuldner umb unsere schuld by uns 
verbjeten. 

?) Grundsätzlich kommt es auf den Stand des Fremden nicht an. 
Vgl. z.B. Eger, Rechtsbr. 1279 17 (Gengler 98): quioumque civium 
sliquem extraneum nobilem vel ministeriealem seu alium cuiuscumque 
condicionis — convenerit, ibidem sibi tenetur respondere. Heilbronn 
128] (Württ. GQu. 5 10): (Arrest gegen) debitorem suum, cuiuscumque 
condicionis existat —. Mosbach, Priv. 1338 (ORStR. I 549): der mag 
einen iglichen, wie der genant ist, in ir stat — bekümmern uf reht —. — 
Ganz allgemein auch Leutkirch 1382 192 (Württ. GQu. 18 1 S. 81): 
War och daz ain usman in ünser stat wandlun und werben welt, der 
unser burger ainem redlich gält sölti —, 

*) 2. B. Cöln, Eidbuch 1341 20 4 (Rh. GK. 10 1 S. 47): eyn eclich 
koyfman —, de scholt schuldich is, den mach man mit gerichte ane- 
sprechgen of haldene —. Amsterdam, Keurb. A I 1413 11 1 (Rbr. II 4 
8. 10): die enighen coepman dede besetten binnen der stede —. Franeker, 
Buurbrief 1417 3 (Rbr. I 5 8.4): jeft enig vetbuer jenighe spreke — 
bad up den fremeden caepman, so mag de vetbuer den copman by- 
kommeren —. 

°) Vgl. oben S. 93 ff. 

8* 
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die Bauern des die Stadt umgebenden Landbezirks!), die 
häufig Veranlassung haben, in die Stadt zu kommen. Seit 
der Mitte des 13. Jahrhunderts wird jedoch der Arrest gegen 
sie vereinzelt davon abhängig gemacht, daß der Bürger 
vergeblich versuchte, den Bauern auf dem Lande zu pfän- 
den?); über diese Pfändung auf dem Lande sind wir durch 
bayerische und alamannische Stadtrechte genauer unter- 
richtet.?) Danach ist die Pfändung, die meist eine Ratserlaub- 
nis) voraussetzt, aber häufig vom Gläubiger eigenmäch- 


1) Braunschweig, Recht des Hagen um 1227 (1160) 14 (UB. 12): 
quicumque miles clericus aut rusticus in civitate alicui tenestur in debito, 
— bene licebit eum — detinere —. Mühlhausen, Stadtr. um 1250 (UB, 
621): Sal iman von dime lande emi unsimi burgeri geldi hinne, biseit 
he den hinne —, sin selpgeldin mac he woli ufhaldi —. Wismar 1300 
(Burmeister 11): Quicumque ruricola debitus fuerit alicui burgensi 
(Arrest). Heiligenstadt i. E. 1335 159 (Wolf 28): wilch gebär adder 
landmann eyme burgere gelt schuldig ist, unde dene ane komet in unseres 
Hern stat (Arrest). Weida, Stadtr. 1377 11b (Hohenl. JB. 1905 S. 66): 
Welche lantman eyme schuldig were, — wu der bärger in betrete in der 
stat, so sal in der burger ufhaldne —. Vgl. z. B. auch Utrecht 1550 193 
(Rbr. 13, 2 S. 375). Montfoort 1570 26 (Rbr. I 13, 2 S. 389, vgl.371, 
265), wo die schnelle Verfolgung des Arrests gegen den Landmann wie 
bei sonstigem Fremdenarrest ausdrücklich hervorgehoben wird. Über 
den Begriff des Landmanns vgl. auch Glitsch in dieser Zeitschr. Bd. 38 
: 8. 233. 

2) Altenburg 1256 28 (Gaupp I 212): Extraneus si cuiquam civium 
teneatur in debitis et in rure impignorari non possit, hic si intraverit 
civitatem, pro debitis potest occupari —. 1356 28 (Gengler, Cod. 28). 
Dingolfing 1274 (Oberbayr. Arch. 45 216): si quis ex rure civitatem 
nostram intervenit, et pignus in rure habere potuit, equi sui non debent 
pro aliquibus debitis detineri —. 

3) Vgl. Vermögensvollstreckung I 182ff. 

*) Z.B. Buchhorn 1275 8 (Gengler 142): quod vadimonia debito- 
rum suorum extra civitatem residentium pro suis debitis valeant occu- 
pare, ita tamen, quod ad id faciendum ministri seu judicis licentia requi- 
ratur. Straßburg, 4. Stadtr. 89 (Zus. 1276) (UB. IV 2 S. 12): nieman 
sol pfanden imme lande umbe sine schulde, wen mit eins meisteres urlöbe 
und des rates —. Zürich, Richtebr. 1304 II 6 (Arch. schw. G. 5 177): 
Swa ein burger mit des rates urlobe den lantman pfendet (Ersatz seines 
Schadens). München 1340 201 (Auer 78): Wer herein pfenten wil, dem 
sol der pfenter nicht pfenten, er ge vor zf der stat redner — und leg 
im die sach fur —. Schongau 1375 (Oberbayr. Arch. 47 73). Leutkirch 


Er 23 (Württ. GQu. 18 1 S. 30). Memmingen 1396 17 2 (v. Freyberg 
269). 
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tig!) vollzogen werden kann, in der Regel aufden näheren Um- 
kreis der Stadt beschränkt?); weiter wird die Zuständigkeit 
des Stadtgerichts für das Pfandverfahren?) sowohl wie im 
Falle der Pfandweigerung*) begründet. Daraus ergibt sich, 
daß es sich um Dorfbewohner handelt, die als zum Macht- 
bereich der Stadt gehörig betrachtet wurden, und für die 
der Arrest schon deshalb entbehrt werden konnte, weil die 
Pfändung leicht möglich war: ihre Zahlungsweigerung trug 
wie beim Bürger keinen definitiven Charakter, solange eine 
Pfändung auf dem Lande genügenden Erfolg versprach. 
Im übrigen wurden Arrestprivilegien nur selten Land- 
bewohnern zuteil und dann nur den unfreien oder hörigen 


ı) Vgl. z. B. Straßburg, Zürich in voriger Anm. Memmingen 1396 
94 (v. Freyberg V 259): ob ain unser burger usser der stat — gant und 
uselät umb ir gält herin pfent —. In bayrischen Rechten wird häufig 
Mitwirkung des Fronboten oder Richters verlangt, z. B. Neustadt a. d. 
Donau 1273 (Oberbayr. Arch. 47 57). Straubing 42 (Rosenthal 329); 
anders aber in Neuötting 1321 (Oberbayr. Arch. 47 28): Wer ainem burger 
auf dem gey icht gelten sol —, da soll er in woll pfennten an schergen 
und an richter. Burghausen 1367 12 1 (das. 45 186). Vilshofen 1345 
(das. 47 87). 

2) Neustadt a. d. Donau 1273 (Oberbayr. Arch. 47 57): Es soll 
auch der richter — den burgern -—- in einer meil wegs umb die stadt 
von ihren geltern pfandt antwurtten. Bayrische Quellen sprechen von 
Pfändung auf dem ‚Gaewe‘‘, Landau a.d. Isar 1304 (das. 45 229). Burg- 
hausen 1307 12 1 (das. 186). Neuötting 1321 (das. 47 28). Vilshofen 
1345 (das. 87). Nur Beschränkung auf das Territorium in Landshut 1279 2 
(Qu. u. Erört. V 315), 1341 (Rosenthal 128); vgl. auch Friedberg 1383 14 
(v. d. Pfordten, Studien zu Kaiser Ludwigs Oberbayr. Stadt- und Land- 
rechte 1875 S. 244). Ä 

3) Landau a. d. Isar 1304 (Oberbayr. Arch. 45 229). München 134 
203 (Auer 79): Swelich purger herein pfentet, der sol warten der pfantung 
die zeit, als der stat reht ist; ob der gast seinen pfanten nach volgt, 
swenn dann der gast herein chumpt, der sol dem purger — des abents 
furpieten und sol der purger dann des morgens von dem gast ain reht 
nemen —. Vilshofen 1345 (Oberbayr. Arch. 47 87). Vgl. auch Kauf- 
beuren, Priv. 1330 (M. G. Const. VI 738), Leutkirch nach 1382 110 
(Württ. GQu. 181 S. 54). 

4) Landshut 1279 2 (Qu. u. Erört. VI 315): qui contravenerit, ad 
ctivitatem satisfacturus venire debet, quod si non fecerit, cum persons 
et rebus persecutioni nostre subiacebit, dum ad civitatis benevolentiam 
revertetur. Übrigens ist Gewaltanwendung gestattet: Schongau 1375 
(Oberbayr. Arch. 47 73): Wär aber, daz er im die pfand werti, so mügen 
sy in wol slahen an engeltnuzz —. 
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Bauern des Stadtherrn oder seiner Großen und Ministeri- 
alen.!) 


Aber auch gegen Personen ritterlichen Standes war 
keineswegs grundsätzlich der Arrest ausgeschlossen, auch 
wenn für sie die Zuständigkeit des Stadtgerichts im übrigen 
nicht begründet war®); denn der Fremdenarrest hat an sich 
mit der Zuständigkeitsfrage nichts zu tun?), sondern beruht 
auf der relativen Friedlosigkeit des handhaft die Leistung 
verweigernden Schuldners. Gerade besonders frühe‘), aber 
auch spätere’) Quellen lassen daher den Fremdenarrest 
gegen sie unbeschränkt zu; andere unterwerfen, wenn auch 


1) Belege bei Rudorff 68. 

3) Von Rudorff 66ff. werden die Fragen der Zulässigkeit des 
Arrests und des Prozesses unzulässig vermengt. Seine völlige Abweichung 
in der Darstellung beruht zum Teil auf der einseitigen Bevorzügung 
norddeutscher, insbesondere kolonialer Quellen. 

3) Charakteristisch die Unterscheidung in Berg Landr., 14. Jh. 36 
(Lacomblet 94): Man en sall — der Ridderschafft nith gebieden an dat 
recht noch gein gebot doin; men en mach sie wail mit kummer an das 
gerichte gewinnen. 

4) Braunschweig, Recht des Hagen um 1227 (1160) 14 (UB. 12): 
quicumque miles — clericus aut rusticus in civitate alicui teneatur in 
debito —, bene licebit eum in civitate detinere et res suas occupare —. 
Freiburg i. Ü. 1249 78 (Zehntbauer 19): Arrest gegen miles aut sacerdos 
aut homo religionis zulässig, aber nur mit Erlaubnis des Richters. Cöln, 
Schied 1258 16 (Keutgen 159): (Behauptung des Erzbischofs) quod quem- 
cunque hominem ipsius archiepiscopi, sive sit suus ministerialis sive 
nobilis, contingat civitatem Col. intrare, quod nec potest — de iure ab 
aliquo cive occupari vel arrestari. (Schiedsspruch S. 168): quod aliqui 
ex hominibus ae. possunt arrestari et conveniri coram iudicibus burgravii 
et advocati. Ebenso Punkt 46 S. 162, dazu Schiedsspruch $S. 170. Brüx 
1273 (Gengler, Cod. 425): ut omnes — debitores suos tam nobiles quam 
aliog homines seculares regni nostri — in ipsa civitate B. debeant arre- 
stare —. Wiener Neustadt 1277 22 (Winter 36). 

5) Breslau-Glogau 1302 4 (Tzschoppe und Stenzel 444): Borget 
ein lantman wider einen burger, her si ritter adir ritters sune, icht, — 
kumit in der burgere sint der czit an in der stat und brenget in vor der 
stat erberichtere, er muz im antwerten —. Wien, Stadtb. 1350 27 (Schu- 
ster 58). Ulm, Rotes Buch 64 (1376) (Württ. GQu. 8 52). Schleswig 
um 1400 84 (Thorsen 46): Welck ritter ifte güdman, de eyneme borgber 
schuldich is, de borger heft de macht —, dat he ene mach hinderen —. 
So scal men ok dön den bünden. Utrecht 1456 13 1 (Rbr. 13, 2 8. 274): 
Alle onse borgheren — mogen alle wellgeboren lude bynnen onzer stadt 
— hoir lijff ende goet besetten voir sculde —. 


Studien zur Geschichte des deutschen Arrestprozesses. 119 


nicht ihre Person, so doch ihre Habe dem Arrest!); auch 
in manchen sonstigen Quellen, die anscheinend die Zu- 
ständigkeit des Stadtgerichts für rittermäßBige Leute be- 
gründen, handelt es sich nur um ausdrückliche Bestätigung 
des Arrestrechts®); freilich ist auch die Gerichtszuständigkeit 
vielfach bezeugt, besonders für Ministerialen des Stadtherrn?), 
vor allem solche, die in der Stadt wohnen.) Wo freilich 
der Territorialherr seine Vasallen ausschließlich der Zu- 
ständigkeit seines Gerichts unterwerfen wollte5), konnte er 
das vollständig nur erreichen, wenn er seinen Städten auch 
deren Arrestierung verbot. Bestimmungen dieses Inhalts 
sind denn in der Tat seit der Mitte des 13. Jahrhunderts 
vereinzelt, im 14. Jahrhundert zahlreicher nachweisbar.®) 
Zusammenfassend kann man daher sagen: Alle Gäste”) 


1) Iglau, Stadtr. um 1250 3 (Tomaschek, Deutsches R. in Öst. 199): si 
aliquis civium alicui baroni sive militibona sua vel merces svas concesserit, 
— extunc poterit ille civis illum baronem vel nobilem aliquem libere 
pro suis debitis impignorare. Ulm 1296 28 (Keutgen 193). Freiberg 
um 1300 41 1 (Ermisch 239f.): Di burger — haben daz recht i unde i 
von allen vursten her gehabit, daz kein lantherre so ho ist noch so achper, 
— kumet he her in diz wikbilde, man verspreche im sine pfert wol mit 
rechte oder waz he gutis oder habe hi inne hat unde he muz antwerten, 
wes man im schult gibet —. Memmingen 1396 12 1 (v. Freyberg V 262). 
Straubing 32 4 (Rosenthal 322). Wetter 1491 II 14, 15 (Hess. hist. K. 
XIII 1 S. 199). Weitere Belege bei Rudorff 68 Anm. 1. 

2) So wohl z. B. in Bremen, Priv. 1233 (Brem. UB. I 205): mini- 
steriales ecclesie Br., si super debitis a civibus Br. fuerint conventi, 
stabunt juri coram advocato Br. Über convenire vgl. oben S. 111 Anm. 4. 
Vgl. auch die Belege bei Haferlach in Hans. GBl. 1914 S. 32 Anm. 3. 

s) Z. B. Prag 1269 68 (Rößler, Gesch. des R. in Öst., UB. S. XIX). 
Nabburg, Priv. 1296 13 (Qu. u. Erört. VI 94). Brünn 1292 4 (Gengler, 
Cod. 418). Marburg 1357 14 (Hess. hist. K. XIII 1 S. 83). 

%) So z. B. in Amberg 1294 11 (Gengler, Cod. 34). Vilshofen 1345 
(Oberbayr. Arch. 47 89). 

5) Belege bei Rudorff 66 Anm. 1 und 2. 

%) Belege bei Rudorff 66 Anm. 3. Vgl. z. B. Braunschweig, Otton. 
Stadtrecht 1250-79 (UB. I 5): Swelich dhenistman enen borgere scul- 
dich is, he scal ine verclagen to dheme marscalke mit wetene. Ne richtet 
ime de marscalk nicht, he mot wol sinen wagen ophalden vor sin gelt. 
Dagegen ist im Recht des Hagen der Arrest noch ohne vorherige Klage 
beim Marschall zulässig (oben S. 118 Anm. 4), was Rudorff völlig 
übersehen hat. 

?) Das gilt im älteren Recht auch für Geistliche, vgl. Braunschweig 
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eind dem Fremdenarrest unterworfen, wenn sie nicht durch 
ausdrückliches Vorrecht ihm entzogen wurden. Jeder, der 
nicht gerichtssässig ist, nicht vor das Stadtgericht mit den 
Mitteln des ordentlichen Prozesses gezogen werden kann, 
unterliegt dem Fremdenarrest, wenn er, in der Stadt be- 
troffen, sich auf die Aufforderung des Gläubigers hin der 
Leistung weigert. Beschränkungen dieses Satzes treten erst 
seit dem 13. Jahrhundert auf. Es kann daher keine Rede 
davon sein, daß der Arrest machtpolitischem Bestreben der 
Städte seinen Ursprung verdanke und ihm gedient habe. 

II. Beruht aber der Arrest nicht auf Machtpolitik, son- 
dern ist er eine Unrechtsreaktion gegen den ungehorsamen 
fremden Schuldner, so folgt weiter, daß auch die Person 
des Zahlung fordernden und arrestierenden Gläubigers an 
sich gleichgültig sein mußte; der Fremdenarrest stellt nicht 
ein Privileg der Bürger dar, sondern auch Gäste waren zur 
Verhängung des Arrests über Gäste befugt.!) Daran kann 
nicht irre machen, daß frühe wie späte Stadtrechte häufig 
nur vom Arrest durch den Bürger sprechen. Denn für die 
Städte war es nur wichtig, daß in ihren Stadtrechten dieses 
Recht ihren Bürgern beurkundet und in der Form seiner 
Geltendmachung näher bestimmt wurde; gerade zum Zwecke 
solch näherer Umschreibung?), besonders auch der Fest- 


(1160) oben S. 118 Anm.4, Freiburg i. Ü. 1249 das., Braunschweig, 
Otton. Stadtr. 1250-79 19 (UB. I 5). — Auch Außenbürger werden 
in der Arrestfrage häufig wie Gäste behandelt, vgl. z. B. Hildesheim 1300 
93 (UB.I 288), Villingen 1371 34 (ORStR. II 1 S. 43), Wesel- Don- 
mund 122, 136 (Z. berg. GV. 4 65, 67), Nijmegen 1449 11 (Rbr. I 11 
S. 158), 1579 51—53 (das. 184). 


1) So auch Rudorff 59; van Kuyk 152f. AA. v. Meibom 159; 
Osenbrüggen, Gastgerichte 41; Planck I 372. Unklar Kisch 3 

%) So z. B. in Braunschweig, R. des Hagen 1227 (1160) 13 (UB. 12): 
Quicumque extra civitatem manens alicui burgensium teneatur in debito, 
si viderit eum in civitate assumat secum bodellum —. Münster-Bielefel 
122] 56 (Keutgen 153): Si civis obligaverit res hospitis, — res suse obl- 
gatae erunt XIV dies. Landshut 1279 7 (Qu. u. Erört. V 316): si eins 
debitorem in civitate-invenerit et bona — per preconem precepent -. 
Schlettstadt 1292 55 (ORStR. III 1 S. 15): si quis extraneus alicuı 
civi — quicquam debitus fuerit, — ipsum non tenebit, — sea per nun- 
cium iudicis — teneri faciat. Celle 1301 27 (Gengler, Cod. 480): Swelich 
borghere en anderen man uphalt umme scult mit sime borgheren, — 
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stellung der dem Arrest ausgesetzten Personen!), wird vom 
Arrest durch die Bürger insbesondere gesprochen. Indessen 
wird häufig den Bürgern zugesagt, daß sie ihren fremden 
Schuldner, wo auch immer sie ihn antreffen, also auch in 
fremdem Gericht, arrestieren können.?2) Weiter fehlt es 
nicht nur nicht an Quellen, die keine Beschränkung auf 
den Bürger erwähnen?), vielmehr wird häufig genug be- 


he ne darf deme voghede nicht dar umme wetten. München 1340 15 
(Auer 8): Waer daz ain purger ainen gast verpüt mit dem rechten, der 
sol des selben tags von dem gast ain recht nemen —. Driburg 1345 11 
(Gengler, Cod. 904): wolde eyn borghere eynen utman bekummern —, 
so mochte he en mit eynem sime borghere bekummeren —. Marburg, 
Ratssatzung um 1435 (Hess. hist. K. XIII 1 S. 153): den — ußmann 
mag der burger mit eyme anderm burgere kommem —. 


1) Z. B. Mühlhausen 1250 (UB. 621): Sal iman von dime lande emi 
unsimi burgeri geldi, — sin selpgeldin mac he woli ufhaldi mit mi rich- 
teri —. Iglau um 1250 3 (Tomaschek, D. R. 199): poterit ille civis illum 
baronem — impignorare. Eger 1279 17 (Gengler 99): quicumqur civium 
aliquem extraneum nobilem — convenerit —. Braunschweig, Otton. 
Stadtr. 1250—79 19 (UB. I 5): Is en pape enen borgere scüldich, man 
mot ine wol ophalden —. Wismar 1306 (Burmeister 11): burgensis ille 
licite poterit bona illa (ruricolae) arrestare. 

%) Vgl. die Belege in ZRG.G. 39 S. 307 Anm. 2. Weiter Middel- 
burg 1254 (v. d. Bergh I 312): So war so portre van M. eneghen 
man vind bin dem graveschepe van H., die hem schoud schuldech es, 
hi moghen aresteren —. Penzlin 1263 oben S. 109 Anm. 4. Landfriede 
zwischen Rhein, Lahn und Main 1265 (Frankfurt UB. 1122). Lothringen 
Priv. für die deutschen Kaufleute 1315 (11) (Hans. UB. II 107). Cöln- 
Berg 1318 (Lac. NRh. UB. III 136, vgl. das. 499, a. 1359). 

2) Z. B. Braunschweig 1265 15 (UB. I 12): Swelic vromedhe man 
sculdich is, den mot man wol uphalden — sunder richte —. Salzwedel 
1273 (Pufendorf III 399): quicumque bona sus alicui mutuo dederit, 
lirenter eum detineat —. Augsburg 1276 110 (Meyer 186): Vindet ein 
man sinen gescholen —, den mag er wol — uf haben —. Heilbronn 
1281 6 (Württ. GQu. 5 30): si aliquis debitorem suum — in civitate 
compererit, actor — occupabit eum. Passau 1298 9 (Niederöst. Bl. 17 
8. 463): Chumbt ain man seinen geschol an, der ein gast ist, — der sol 
in aufhaben —. Celle 1301 14 (Gengler, Cod. 480): Swelich man enen 
gast anspricht umme scult, dene mot he wol uphalden —. Arau vor 
1309 56 (Schw. RQu. XVI 1, 1 S. 30): welcher verbüt des andern güt 
in der stat umb schuld —. Hameln 1335 (UB. 213): si aliquis aliquem 
occupare voluerit hospitem pro debitis —. Worms, 14. Jh. 111 (Kohler, 
Carolina IV 33): wer sinen schuldner in der straßen sichte gen, der nit 
bürger enist, der mag yn halten —. 


” 
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reits seit dem Anfange des 13. Jahrhunderts des Arrestes 
durch die Gäste gedacht!), und zwar ohne daß er als Neu- 
einführung oder als besonderer Festsetzung bedürftig er- 
scheint.?2) Erst in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts 
finden sich Bestimmungen, die erkennen lassen, daß der 
_ Arrest zwischen Gästen ausdrücklich zugelassen werden 
soll.®2) In der Tat setzen auch seit dem 14. Jahrhundert 
zahlreiche besondere Beschränkungen des Arrests zwischen 
Gästen ein, die eine ausdrückliche Zulassung erforderlich 


1) Gent, Schöffensatzung 1228 15 (Warnkönig II 1 UB. S. 36): 
Extraneus si extraneum fecerit arrestare —. Freiburg i. Ü. 1249 16 
(Zehntbauer 6): Si duo hospes non burgenses alter alterum in causam 
trahere voluerit —. 

2) Vgl. z. B. Hamburg 1292 H 21 (Lappenberg 140): Welk ghast 
enen anderen ghast schuldeghet in desser stad. — Frankfurt-Weilburg 
1297 17 (Keutgen 189): si hospes conqueritur de alio hospite —. Frei- 
berg um 1300 3 3 (Ermisch 50): Wirdet — ein gast versprochen oder 
verboten in siner herberge von eime anderen gaste oder ioch von eime 
besezzenen wirte —. Hildesheim 1300 58 (UB. I 284): Holt use borghere 
ennen gast up oder en gast enne anderen gast —. Magdeburg-Görlitz 
1304 4 (Laband 134): Spricht ein gast einen anderen an umme schult — 
Worms, 14. Jh. 112(Kohler, Carolina IV 33): wil ein udman ein ußman be- 
clagen —. Zwickau, Stadtrb. 1348 (ZRG.G. 38 S. 330 Anm. 11): (der Fron- 
bote) mag ouch eime yclichin manne, er si burger oder gast, einen — uf- 
halden. Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 40): wann ain gast den 
andern gast seine ros und seinen wagen verpeut —. Das. 52: Verpeut — ein 
ausman einem ausman ein pfärd — oder vestent ein ausman mit dem 
leib—. Lüneburg 1401 50b (Kraut 59): Besette en gast den anderen edersin 
gud —. Aachen 1420—40 19 (Lörsch 102): dit eyn lantman den anderen 
kommeren —. Coblenz vor 1425 19 1 (Rh. GK. 17 93): wanne einer, 
der nit burger ist, mit eim fremden zu schaffen hait und ine kummert —. 
NeußB-Xanten-Rees 15. Jh., 20 (Rh. GK. 29, Kurköln. Städte I 8): Wanne 
— een fremt man den anderen binnen Nuiss kommert an sin lif —. 

%) Gaunersdorf, Rechte 1360 4 (Winter 82): das all gest zu G. 
ainem ander verpieten mugen —. Brünn, Schöffensatzung, 14. Jh. 
(Rößler II 402): in welchem gericht ein man seinen schuldiger vindet, 
da mag er in wol aufhalden oder sein gut. Vgl. Schöffenb. 1353 110 
(das. 58). Lüneburg 1401 50a (Kraut 58) (Verfahren bei Fremdenarrest): 
Dit sulue recht hebbet geste untertwischen. Cleve nach 1424 109 1 
(ZRG. 10 239): (Fremdenarrest zulässig, ebenso) die een vreemde persoen 
den anderen. Steiermark vor 1425 176 (Bischoff 147): Ain gast habt 
den andern wol auf auf ain recht, da sew paid gest sind. Lauda, 15. Jh. 
II 18 (ORStR. I 193): daß ein gast den andem allhie verbeut oder 
pfändet uff recht. 
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erscheinen lassen. Zu diesen Beschränkungen gehört nicht, 
daß Arrest zwischen Gästen des gleichen Gerichtsbezirks 
verboten wird!); das ergibt sich aus der Zuständigkeits- 
erweiterung des Stadtgerichts.2) Auch das Erfordernis der 
Ratserlaubnis®) liegt in der Linie der allgemeinen Entwick- 
lung des Arrests”) Anders, wenn z.B. zwischen Gästen 
nur wegen im Gerichtsbezirk begangenen Frevels Arrest 
zulässig sein soll®) oder nur dann, wenn der Schuldner vor- 
füchtig®) oder ohne Wohnsitz ist”) oder nur wegen in der 
Stadt abgeschlossener Verträge?) Seit der gleichen Zeit 


1) Meißener Rechtsbuch 1357—1387 III 4, 3 (Ortloff I 140): Ein 
iezlich gast mag den andern wol besecczen in eyme gerichte, dy uß zcwen 
gerichten sinth, sint sy abir uB eyme, so en mag des nicht gesin —. 
Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 52): Ainer, der nicht burger ist, der 
mag einen anndern, der auch nicht burger ist und di nicht baid für einen 
richter gehörnt, wol gevessten mit dem leib —. Ansprechend vermutet 
Rudorff 59, daß auch Ruprecht v. Freising 1328 205 (Knapp 106) sich 
auf Gäste aus dem gleichen Bezirk beziehe. 

2) Vgl. ZROG. G. 39 277 fl. 

3) Goslar um 1300 (Göschen 8.66 Z.1): En gast ne mach den 
anderen gast nicht besetten; orlovede aver dat de rat, so mochte dat 
wol sin. Memmingen 1396 17 1 (v. Freyberg V 269): das kain gast den 
andern hie verbieten noch her in nöten oder pfenden sul an ains burger- 
maisters und ains rautz urlöb. 

“) Vgl. unten S. 129. 

5) So in Laufenburg 1315 (Schw. RQu. XVI 1, 6 S.9): Enkain 
gast mag auch den anndern gast verhefften in der statt — wann umb 
frevel, die da geschiht. 1570 81 das. 206. 

*%) Straubing, Ratssatzung 32 3 (Rosenthal 321): es soll auch ain 
gast dem andern weder sein leib oder gut hie nicht verpieten, es wär 
dann ainer hinfluchtig —. 

?) Arau, Stadtsatzung 1572 V 32 (Schw. RQu. XVI 1, 1 S. 248): 
Wann aber einer, so den anderen alhie verpieten wyl, by sinem eyd 
behalten mag, das derselbig keynen husshäblichen sytz nienen habe 
und er dem sinen sonst anderstwo nit zükhommen möge, alldann soll 
ene das verpott züglaßen werden. 

8%) Bolsward 1479 29 (Rbr. I SS. 150): die eene vreemde man — 
mach den anderen binnen onse <tede becommeren — van saeken ende 
comantscap, die binnen onser stad friheed geschiet sint. Braunschweig 
1582 III 37 (UB. I 320): Ledt ein gast eynen andern gast bekummeren 
umme schukdth und de kleger bewiesen kan, datt de contract oder de 
koip hir geschein is (dann Arrest zulässig). Arau 1534 103 (Schw. RQu. 


XVI 1, 1 8.197), 1572 V 32 (das. 248). Reimerswaal 1570 34 (Rbr. 
117 8. 238). u 
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treten auch endgültige Verbote des Arrests zwischen Gästen 
auf.!) Sie waren möglich, weil der deliktische Charakter 
der Zahlungsweigerung sich verwischt hatte, und hatten 
ihren Grund wohl in den mit der Arrestierung verbundenen 
Gefahren, insbesondere der Stadt drohenden Repressalien’) 
Wo die Stadt so den Fremdenarrest nur ihren Bürgern ge- 
stattete, nahm er den Charakter eines Privilegs der Bürger an. 

III. Der Personalarrest gegen den Gast erfolgt in Form 
seiner Festnahme durch den Gläubiger?); denn er ist ent- 
wicklungsgeschichtlich Unrechtsreaktion gegen den hand- 
haft Leistung weigernden Schuldner und bezweckt im Mittel- 
alter, den Schuldner zur Leistung oder zur Antwort auf die 
Klage des Gläubigers zu zwingen.*) 

1. Die Festnahme nimmt der Gläubiger eigenmächtig 
vor5), und er kann den Schuldner weiter eigenmächtig vor 
den Richter führen, wenn dieser nicht vorher dazu kommt ®), 


ı) Z. B. Göttingen, Ordinarius s. v. bekummern 5 (v. d. Ropp 223): 
Eyn uthman kummert den andern nicht. Bolsward 1455 28 (Rbr.15 
S. 16): Een burger ende nyement anders mach een vuytheemden man 
off landtmant becommeren —. Goldach 1463 33 (Schw. RQu. XIV I 
S. 121): es mag ain gast dem andern in dem gericht nit hefften weder 
sin lib noch sin güt. Rheinfelden 1530 41 (das. XVI 1, 7 S. 223): die 
frombden personen sollen — einandern in diser statt nit verpieten. — 
Nur Personal-, nicht Realarrest wird verboten in Moringen, 15. Jh 2 
(ZRG. 7 292): eyn — gast mach hyr den anderen nicht bekummeren, 
sunder eyn gast mach dez anderen gastes gud bekummeren. 

2) Anders in der niederbayrischen Handfeste von 1311 11 (Qu u. 
Erört. VI 187): Es sälna auch zwen auzman, einer den andern in der 
stat nicht verbiten, und säln daz recht nemen, da si es von recht dulden 
süln. Die Bestimmung scheint hier begründet im Interesse des Herzog: 
an der Wahrung der ordentlichen Gerichtsstandsverhältnisse. 

s) Über die Terminologie oben 8. 108£. 

%) Vgl. oben S. 91 Anm. 2 und unten S.133 Anm. 6. 

5) Tulln 1276 21 (Keutgen 203): quicumque burgensium legitimum 
debitorem suum in civitate deprehenderit —. Heiligenstadt 1335 159 
(Wolf 28): wilch — landmann eyme borgere gelt schuldig ist unde den 
ane komet in unseres herrn stat, — legit der borger sin phant nidder — 
unde heldet ön uffe, der borger bricht daran nicht unseme herm. Mo«- 
bach 1338 (ORStR. I 549): wer ir stat besezzen hat —, der mag einen 
iglichen — umb sin schult — bekummern uf reht —. — Vgl. zum Folgen- 
den ZRG. G. 34 S. 83—85. Weiter Rudorff 100f. 

°) Passau 1299 9 (Niederöst. BL 17 463): Chumbt ein man seinen 
geschol an, der ein gast ist, — der sol in aufhaben vntz an den richter —. 


a A  eretn 
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ohne wegen solcher Eigenmacht sich einer Bußgefahr aus- 
zusetzen.!) Doch soll er ein oder zwei Nachbarn?) oder 
sonstige Mitbürger ®) herbeirufen, die ihm bei der Festnahme 


Celle 1301 14 (Gengler, Cod. 480): Swelich man enen gast anspricht 
umme scult, dene mot he wol uphalden, wente he dat richte hebben 
moghe. Weida 1377 11b (Hohenl. JB. 1905 66f.): wu der bürger (den 
schuldigen Gast) betrete in der stat, so sal in der bürger ufhaldne biz 
anden richtir —. Worms, Ratsverordnung, 14. Jh. 111 (Kohler, Carolina 
IV 3): wer sinen schuldener in der straßen sichte gen, der nit bürger 
enist, der mag yn halten, biß daz der richter kummet —. Vgl. v. Amira, 
Xordgerm. ObIR. I 166; Kohler, Carolina IV 288; vgl. auch van Kuyk 
Bit. 

!) Braunschweig 1265 15 (UB. I 12): Swelic vromedhe man scul 
dich is, den mot man wol uphalden an deme wicbelde sunder richte —; 
dar ne darf man nicht umme wetden deme vogede. Augsburg 1276 110 
(Meyer 186). Celle 1301 27 (Gengler, Cod. 480). Heiligenstadt, oben 
8.124 Anm. 5. 

3) Mühlhausen, Stadtr. um 1250 (UB. 621): sal he un (den schul- 
digen Landmann) ufhaldi mit emi simi nakiburi, ob her nimme gehabi 
inmac, alsi lange biz daz he nach mi richteri gesendi edir nach sime 
boten —. Heilbronn 1281 unten S. 126 Anm. 2. 

?) Meist mehrere. Braunschweig, R. des Hagen 1227 (1160) 13 
(UB.1 2): cum duobus suis concivibus eum poterit detinere. Güstrow 
1270 (Meckl. UB. II 375): assumtis duobus civibus suis, si advocatum 
habere non poterunt, — quemlibet possunt suis pro debitis occupare. 
Celle 1301 27 (Gengler, Cod. 480): Swelich borghere en andern man 
apbalt umme scult mit sinen.borgheren —. Nordhausen 1324 21 (Förste- 
mann, Mitt. III 1 S. 39): Quicumque invenerit debitorem suum in platea 
et preconem habere non poterit, assumet sibi duos cives, quorum adiuto- 
rio ducet eum ad iudices. Hameln 1335 (UB. 213): cum aliquibus burgen- 
sibus suis potest illum (hospitem) occupare, donec judicium habere 

pötest et hoc sine delioto judicis. Schleswig, Stadtr. um 1400 84 (Thor- 
sen 46): de borger heft de macht myt deme voghede unde anderen borge- 
ren, dat he ene mach hinderen. Cleve 1424 109 1 (ZRG. 10 2390). Klausen 
1485 (Öst. W. 5 351): mag derselbig burger wol zwen ander burger oder 
drei zu im nemmen und im sein gut verlegen —. Westwoude 96 (Rbr. 17 
$.350): wat poerter begeert aen zijn ghebueren een gast te becommeren, 
dien is machtig den gast te becommeren voer twee poerters. Amersfoort 
1523 291 (Rbr. I 13, 1 S. 193): dat 2 burgers moegen gasten besetten 
ende houden totter tijt toe dat dess heeren bode dairby coempt —. Vgl. 
das. 8.381 (Renen 1546 10). Langensalza 1556 55 (Walch VII 328): 
soller ein Pfand von ihn werffen von Gerichts wegen und ihnen in Gegen- 
wärtigkait zwayer Burger sich oder seine Habe aus der Stadt nicht zu 
entwenden, darmit bekommern und arrestiren. — Mit einem Bürger 
2.B. in Schlettstadt 1292 55 (ORStR. III 1 S. 15): per nuncium iudicis 
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behilflich sind. Jeder Gerichtsgenosse ist verpflichtet, dem 
Gläubiger auf seine Aufforderung hin Hilfe zu leisten, andern- 
falls er sich strafbar!) oder gar wegen der in der Hilfe- 
verweigerung liegenden Begünstigung des relativ friedlosen 
Mannes für seine Schuld haftbar macht.?) Diese Ver- 
pfliehtung ist in der prozeßgeschichtlichen Bedeutung der 
Helfer begründet: sie sind die letzten Ausläufer der einst 
auf das Gerüfte zur Verfolgung des handhaften Verbrechers 
herbeieilenden Dorfgenossen. Freilich das Gerüfte ist regel- 
mäßig weggefallen?); es ist im Hochmittelalter im wesent- 


aut aliquem suum concivem ipsum teneri faciat. Driburg 1345 11 (Geng- 
ler, Cod. 304); wolde eyn barghere eynen utman bekummern, mochte 
he des richters nicht hebben, so machte he en mit eynem sime borghere 
bekummeren went an den richter. Breslau 1371 (UB. 223): eyn yclich 
man, der synen schuldiger dirwisschet in der stat gebyete —, mag her 
nicht eynen botin gehabin, so sal her an ruffen eynen nakebuer adır 
czwene, mit der helfe mak her den schuldiger vor recht brengin —. 
Diessenhofen 1371 87 (Schauberg IT 18): (ein Bürger) mag ainen usman 
— verheften mit ainem, der hie burger ist —. Büren um 1373 26 (Gengler, 
Cod. 442): civis non concivem debitorem ocoupare potest cum concive, 
donec copiam judicis habeat. Marburg, Ratssatzung um 1435 (Hess. 
hist. K. XIII 1 S. 153): den — ußmann mag der burger mit eyme andern 
burgere kommern, obe he das gerichte nicht haben mag oder mag en 
halten bis an das gerichte. Kampen, Rb. des Croeser 1561 (OStR. I 11 
S. 19): men mach een besaete doen laeten doer enen roedendraeger 
ader stadtsdiener off durch enen anderen burger. 


1) Remda, Stadtr., 14. Jh. 24 (Walch VIII 238): wo man aus- 
würdische leute betriebe, die da einem bürger geld schuldig wehre, — 
so sol man sie uffhalten bis an einen richter, und welchen bürger er an- 
ruffen, der solto ihm zu hälffe kommen; thet er das nicht, so sol er der 
stad geben sechs schilling. Utrecht 1508 19 (Rbr. I 3, 2 S. 299): sellen 
— alle borgeren —: alle buytenluyde — selver moegen aentasten ende 
dan twee borgeren off ondersaten dairtoe roepen —. Einde die twee 
sellen dairoff hebben elox enen braspenninck; ende wie dat weygert, als 
men hem den braspenninck lyet, zel verbueren elex5% —. Vgl auch 
v. Amirs, Nordgerm. ObIR. I 166, ven Kuyk 166. 

2) Heilbronn, Handfeste 1281 (Württ. GQu. 5 10): si necesse fuerit 
super e0 invocare auxilium a vicinis et si iidem auxilium suum oreditori 
non dederint et ob hoc reus aufugerit, si duorum super hoc iurantium 
testimonio illud oreditor probare poterit, subtrahentes auzilium creditori 
debitum suum solvere tenebuntur. 

3) Es tritt aber sofort auf, wenn der Fremde sich durch Flucht 
der Arrestierung entziehen oder Widerstand leisten will. Vgl z.B. 
Schlettstadt 1282 56 (ORStR. III 1 8.15): Si vero oivitatem ezierit, 
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lichen dem Strafprozeß vorbehalten. Aber wie die Schrei- 
mannen im Handhaftprozeß, so müssen beim Arrest Bürger 
zugezogen werden!), um beweisen zu können, daß die Fest- 
nahme in handhafter Leistungsverweigerung erfolgte.?) 
Die eigenmächtige Festnahme durch den Gläubiger mit 
Hilfe von Nachbarn ist freilich in den meisten Quellen in 
eine sekundäre Stellung herabgeglitten. In der Regel soll 
der Gläubiger die Festnahme mit Zuziehung des Richters?) 
oder des Fronboten*), im Spätmittelalter auch von Rats- 


statim, nt ante exteriorem portam venerit, manus in eum iaceat et 
teneat.ipsum suis concivibus conclamatis. Vgl. auch das invocare auxi- 
lium in Heilbronn 1281 in voriger Anm. 

1) Wie sämtliche Belege 8. 125 Anm. 2, 3 ergeben. 

3) Dieser Zeugnisfunktion wegen sind auch bei freiwilligem Mit- 
gehen des Gastes vor Gericht Nachbarn zuzuziehen. Mühlhausen um 
1250 (UB. 621): Wil abir he liepliche mit ume ge ane gerichte, so sal 
he sine nakebure dazu nemi, daz. he selbi dirte si, ob he iz umi lokini 
wolli, daz he uz gezugi habi. Also indarf di wedir mi richteri nicht gebi 
noch andiris nimini. 

3) Freiberg, Stadtr. um 1300 33 18 (Ermisch 221): Ist daz ein 
man den anderen ansichtik wirdit, der im schuldic ist — unde der de nicht 
besezzen ist, der sal — zu dem richter — sprechen also: „H. r., ich weiz 
einen man an einer stat, zu dem habe ich zu teidingene, tut wol unde 
get mit mir unde helfet mir rechtis.“‘ Daz sal der richter tun zu rechte. 
Zutphen 1356 17 (Rbr. 1 2 S. 8): queme enich gast in onse stat ende 
wolde enich burger dien bezetten met des hertoghen gerichte —. Königs- 
feld 1360 4 (Gengler 225): occupent licite et arrestent coram civitatis 
ipsius iudice, qui pro tempore fuerit —. Tholen 1366 36 (v. Mieris III 202): 
(Fremdenarrest) ende dat sal die rechter doen met drien scepenen of 
met drie gebueren —. Goslar, Oberhofsspruch 40 (Bruns 249). In dem 
gefälschten Vertrag zwischen Bremen und Erzbischof Hildebold (1259) 
(Brem. UB. I 339) wird die Macht to hinderen unde to toven dem erz- 
bischöflichen Vogt vorbehalten. In einem Streit zwischen Goslar und 
dem Grafen von Wermigerode (1290-1323) (UB. III 129) verteidigen 
die Goslarer eine Arrestmaßregel: des rikes voget hedde lude opge- 
halden —. 

4) Braunschweig, R. des Hagen 1227 (1160) 13 (UB. I 2): assumat 
secum bodellum et eum detinebit. Salzwedel 1273 (Pufendorf III 399): 
licenter eum detineat intra muros cum nuncio judicis et civitatis. Ebenso 
15. Jh. 13 (Gengler 398). Heilbronn 1281 (Württ. GQu. 5 10): si aliquis 
debitorem — in civitate compererit, actor — cum sculteto vel suo nuntio 
occupabit eum. Schlettstadt oben S.125 Anm.3. Bamberg 1306 264 (Zöpfl, 
UB, 76): Es mag der putel aber sich des gasts, ob erin ansichtig würde, — 
unndterwinden —. Zwickau 1348 (ZRG. G.38 S. 330 Anm.11): (der Fron- 
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leuten!) vornehmen. Eigenmächtige Festnahme ist ihm nur 
gestattet, wenn er im Augenblick den Richter oder Fron- 
boten nicht haben kann?), insbesondere dann, wenn sich 


bote)mag ouch eime yclichin manne — einen in des andern hus versprechen 


oder ufhalden uf recht — ane des voitis laube —. Regensburg, 14. Jh. 


(v. Freyberg IV 30): Ainen, der nicht burger ist, den mag man gefezzten 
oder sein hab verpieten mit dem fronpoten —. Vgl. das. 52. Kampen 
oben S. 125 Anm. 3 a. E. — Einige Stadtrechte lassen den Fronboten nur 
zu, wenn der Gläubiger den Richter selbst nicht haben kann. So Saal- 
feld, 13. Jh. 48 (Walch I 26): Sal ein gast eime burgere gelt und der 
burger dez richters nicht gehaben mag, der vribote sol ym helfen. Goslar 
um 1300 (Göschen 65 Z. 25): Ne mochte men ok des scultechten nicht 
hebben, wann man enne gast besetten — welde, so mach it de bodel 
don. Vgl. S. 110 Z.13. Geldern um 1400 II 16 (ZRG. G. 32 287): weir 
yemants, die ennyghe besettinge doen wolde, ende richter ende schepene 
alsoe niet dairby enhedde, so mach he den bade nemen, ende die sal 
den menschen ende guet besetten —. Das Freiberger Stadtrecht 33 17 
(Ermisch 221) schließt den Büttel ganz aus. 


1) Z. B. Leutkirch 1382 192 (Württ. GQu. 18 1 S. 81): mag der selb 
ünser burger den ussman sinen gelter wol mit des ammans ald siner 
knecht ald mit des ratz helff wol fahen —. Rheinfelden 1468 (Schw. RQu. 
XVI 1, 7 S.145). Osterburken, 15. Jh. 2.H. IV 2 (ORStR. I 1043). 
Einselthun 1484 (Wasserschleben II 253). 

2) Braunschweig, Recht des Hagen 1227 (1160) 13 (UB. 12): si — 
bodellum habere non possit, cum duobus suis concivibus eum detinebit. 
Mühlhausen um 1250 (UB. 621): sin selpgeldin mac he woli ufhaldi mit 
mi richteri edir mit sime botin. In mac he abir wedir gehabi, so zal he 
un ufhaldi mit emi simi nakibure —. Braunschweig 1265 15 (UB. I 12): 
mot man — uphalden — sunder richte, of men des nicht hebben ne 
mach to dhere tit —. Güstrow 1270 oben S. 125 Anm. 3. Augsburg 1276 
110 (Meyer 186): Vindet ein man sinen gescholn, da er des rihters boten 
niht gehaben mak, den mag er wol mit rehte ufhaben —. Saalfeld, 13. Jh.? 
(Walch I 15): Ab eime koufmanne ein uzwertiger man schukdig ist, sehet 
her in in der stad, mag er dez richterz nicht gehabe, unde heldit her en 
uff, da hat er nicht unrecht an begangen —. Celle 1301 27 (Gengler, 
Cod. 480): Swelich borghere en anderen man uphalt, — of he des richters 
nicht ne hevet to deme male, he ne darf — nicht darumme wetten. 
Nordhausen 1324 oben S. 125 Anm. 3. Hameln 1335 (UB. 213): si judi- 
cium habere non potest, cum aliquibus burgensibus — potest illum 
occupare —. Driburg 1345 11 (Gengler, Cod. 904): mochte he des rich- 
ters nicht hebben, eo mochte he en mit eynem sime borghere bekumme- 
ren —. Marburg 1435 oben S. 125 Anm. 3 a. E. Cleve nach 1424 109 1 
(ZRG. 10 239): en machmen des baiden niet hebn, soe machmen dat 


doen mit tween burgeren. Vgl. auch Osterburken, 15. Jh. 2.H. IV 2 
(ORStR. 1 1043). 
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der Schuldner durch Flucht der Festnahme entziehen will.!) 
Oder er soll den Schuldner nur so lange festhalten können, 
bis eine Gerichtsperson zugezogen werden konnte.?2) Oder 
endlich soll die eigenmächtige Festnahme nur zulässig sein, 
wenn der Richter vorher seine Erlaubnis dazu gegeben hat.?) 
Aber alle diese Beschränkungen) entsprechen der allgemei- 
nen Entwicklung des späteren Mittelalters, die auf Beseiti- 
gung der Eigenmacht gerichtet war.) Sie können sonach 
gegen unsere Grundanschauung nicht verwertet werden. 
2. Die Festnahme kann der Gläubiger vornehmen, 
gleichgültig, wann und wo er den Schuldner betritt. Zu 
jeder Tages- und Nachtzeit muß also sich der Gast gefallen 
lassen, zur Zahlung gemahnt und bei Nichtleistung fest- 
genommen zu werden.?) Nur an besonders gefreiten Ta- 


1) Heilbronn 1281, oben S. 127 Anm. 4, fährt fort: si debitor ocou« 
pationem — prevenire volens et evadere inveniatur in strata pro fuga, 
ita quod copia sculteti vel eius nuntii sine periculo exspectari non possit, 
actot sine offensa debitorem eum occupare poterit et tenere —. Zutphen 
1386, oben $. 127 Anm. 3, fährt fort: of dan onse burger des hertoghen 
besetter bi om niet en hadde, of dan de gast onsen burger wolde unt- 
gaen, so mochte onse burger den man mit tween mannen besetten ende 
hoelden —. | 

2) Vgl. die Belege oben 8.124 Anm. 6, S.125 Anm. 2, Hameln 1335, 
Driburg 1345, Büren 1373, Marburg 1435 in Anm. 3 S. 125, Remda, 14. Jh: 
in Anm. 1 S. 126. Die gleichbedeutenden Wendungen sind vornehmlich: 
„daz he nach im richteri gesendi edir nach sime boten“, ‚‚donec judicium 
habere potest,‘ „‚bis daz der richter kummet‘‘, „wente he dat richte 
bebben moge“, „bis an den richter“. So auch Zutphen 1356 oben 
Anm. 1: unt hy des hertoghen b zetter daerbi brachte. 

3) Memmingen 1396 30 1 (v. Freyberg V 286): das man niemant 
hie sol fachen — an des rätz urloub und willen —. Rottweil, Rotes Buch, 
15. Jh. 191 (Greiner 169): Es ensol ouch — niemand den andern vahen 
noch angryffen one ains schulthaissen oder ains burgermaisters urlob —. 
Vgl. weiter Nürnberg, Reform. 1479 IV 1 (fol. 8). Hessen, GO. 1497 
(fol. 5b). Solms, GO. 1571 I 10 (fol. 7). Würzburg, StadtGRef. 1582 
(Knapp 1 1299). 

4) Bedrohungen mit Buße bei Überschreitung z. B. in Mühlhausen 
1250 (UB. I 621). Saalfeld, 13. Jh. 7 (Walch I 15). Luzern, 15. Jh. 84 
(Segesser 4). | 

5) Vgl. ZRG. G. 34 8.85 und Anm. 1. Vermögensvollstreckung 
I 164f., 448ff. 

6) Freiberg um 1300 36 3 (Ermisch 225): Einen gast mugen ei 
ufhalden zu aller zit unde sine pfert versprechen oder sine habe, iz si 
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gen!), besonders an Markttagen ?), ist erdavorsicher. Ebenso 
liegt es mit dem Ort des Arrests. Arrest kann außer an 
wenigen ausdrücklich befriedeten Orten?) überall in der 
Stadt und im Gebiete des Stadtgerichts?) erfolgen, nicht 
nur auf der Straße, wo er naturgemäß am häufigsten ge- 
-schah5), sondern auch im Hause des Wirts, in das der Gast 
Aufnahme gefunden hat.) Hier wird allerdings die Sach- 


tao oder nacht, zu rechte. Goslar um 1300 (Göschen 8. 63 Z. 5): Geste 
mach men vor mettene unde na wechter klocken wol vore beden unde 
besetten. Meißener Rechtsbuch III 2, 1 (Ortloff I 136). Vgl auch van 
Kuyk 166. 

ı) Vgl. Wesel 1277 16 (Wigand, Arch. IV 4 S.400). Straßburg 
1322 211 (UB. IV 2 S. 101). Rees um 1400 19, 20 (Westd. Z. Erg. VI 91). 
Bocholt 1481 50 (Wigand, Arch. III 1 S. 22). 

3) Vgl. z. B. Cleve nach 1424 109 1 (ZRG. 10 239). Njimegen 1582 
(43) (Rbr. I 11 S.181). Luzern, 13. Jh. 68 (Segesser 35). Vgl. auch 
Eberbach, 15. Jh. (ORStR. 1100). Vgl. oben S. 93 ff. 

3) Eger 1279 18 (Gengler 99) läßt Arrest überall zu, preterquam 
in ecclesia, balneo et taberna. Vgl. auch Landau 1304 (Oberbayr. Arch. 
45 227). Vilshofen 1345 (das. 47 85). Keine befriedeten Orte anerkennt 
z. B. Utrecht 1456 13 2 (Rbr.13, 2 S. 274f.). 

%) Meist sprechen die Quellen nur davon, daß der Gläubiger den Gast 
in der Stadt betritt, z. B. Braunschweig 1227 (1160) 13 (UB. 12): 
si viderit eum in civitate —. Tulln 1276 21 (Keutgen 203): quicungque 
— debitorem — in civitate deprehenderit —. Landshut 1279 7 (Qu. u 
Erört. V 315): si civis debitorem in civitate invenerit —. Heilbronn 1281 6 
(Württ. GQu. 5 30): si aliquis debitorem — in civitate oompererit —. 
Saalfeld, 13. Jh.7 (Walch I 15): sehet her en in der stad —. Landau 
1304 (Oberbayr. Arch. 45 227): Ob ain purger seinen gelter vindet in 
der stat —. Heiligenstadt 1335 159 (Wolf 28): den ane komet in unseres 
herr stat adder vor deme tore —. Vgl. auch Mosbach 1338 (ORStR. 
I 549): der mag (den Schuldner) in ir stat oder der vor — bekummern —. 
Zutphen 1356 17 (Rbr. 12 S. 8): venghe — enioh — eneghen gast bynnen 
der stat of vrihet der stat —. Vgl auch Rudorff 108. 

8) Nordhausen 1324 21 (Foerstemann, Mitt. III 1 S. 39): Quicum- 
que invenerit debitorem suum in platea —. Kampen, Gulden Boek 
1389 (OStR. I 1 S. 163): men mach lude besetten also wail in tavernen 
als op die strate. Worms, 14. Jh. 111 (Kohler, Carolina IV 33): wer 
sinen schuldener in der straßen sichte gen —. Eglisau 1510 5 $3 (Pesta- 
lutz II 178f.). Vgl auch Heilbronn 1281 oben S. 129 Anm. 1. 

°) Freiberg um 1300 3 3 (Ermisch): Wirdet ein gast versprochen 
oder verboten in siner herberge —. Zwickau, Stadtrechtsbuch 1348 
(fol. 23): (der Fronbote) mag ouch eime iclichin manne — einen in des 
andern hus versprechen —. 
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lage dadurch besonders gestaltet, daß der Gläubiger zu- 
nächst den Wirt als den Herrn des Hauses angehen und 
ihn ersuchen muß, den Gast zur Zahlung aufzufordern. 
Weigert der Gast dann Zahlung, so kann ihn nunmehr der 
Gläubiger besetzen!); aber da er den Hausfrieden nicht 
verletzen darf, also den Gast nicht festnehmen kann, so 
kann der Arrest hier nur beschränkte Bedeutung haben, 
nämlich die, daß der Wirt verpflichtet ist, will er sich nicht 
selbst haftbar machen, dem Gläubiger seinen ihm friedlosen 
Mann auszuliefern?); er muß insbesondere für die Schuld 
des Gastes aufkommen, wenn er ihn entwischen läßt.?) 
Andererseits muß sich der Gläubiger damit begnügen, daß 
der Wirt für den Gast Bürgschaft übernimmt*); damit war 
der wichtigste Anlaß genommen, die Beschleunigung des 
Verfahrens nach Fremdenarrest aufrechtzuerhalten; viel- 
mehr konnte nun am nächsten ordentlichen Termin ver- 
handelt werden.) Der Wirt kann sich aber auch von der 
Haftung von vornherein dadurch befreien, daß er den Gast 


1) Kampen, Gulden Boek 1389 (OStR.I 2 S. 163): weert dat 
ijeman queme in een herberge off in enich huijs ende daer ijnne bleue 
ende nijet optie straete ghaen en wolde ende onsen borgeren schuldich 
weer, soe sal onse borger ghaen an den weert ende seggen: „Die knaep 
is mij schuldich. Sprect oen, off hij mij voldoen wil buten gericht, dat 
wil ic nemen.“‘ Ende ist dat hij des nijet doen en wil, so mach hij den 
besetten in der herberge. Auch bei Croeser 1561 das. I 11 S. 20. 

s) Riga, Stadtr. um 1300 II 9 $ 2 (Napiersky 154): Wölde oc de 
wert dar nicht vöre reden, so sal he (der Gast) gan mit eme vor den 
voghet, unde de voghet sal eme richten. 

3) Augsburg 1276 141 (Zus.) (Meyer 222): Ist daz ein man da zeim 
wirte einen gast verbiutet, laet den der wirt riten, so sol der olager den 
wirt rechtvertigen inr vier wochen —. Wien um 1350 21 (Schuster 56): 
laet (der Wirt) den gast ausfarn, so mues man dem wiert vier stund 
furpieten —. — Vgl. Rudorff 108. 

4) Riga, Stadtr. um 1300 II 9, 1 (Napiersky 154): kümt en man 
in vse stat vnde scultaftich is vnde kämt degene, deme he sculdich is, 
unde beset ene mit wälborde des voghedes, unde wil de wert loven vor 
de scult, dar sal he sio an ghenogen laten, also verre alse de wert wisse 
noch is, 

s) Wien um 1350 21 (Schuster 56): Sol aber ain gast aim purger 
gelten, den verpeut der purger wol datz seinem wirt auf das recht. Nimbt 
sich der wiert umb in an, so sol er den gast furbringen an dem nagsten 
taiding. — Über die Verhandlungstermine vgl. unten S. 135. 

9* 
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sofort auf die Arrestierung hin aus seinem Hause heraus- 
schickt.!) 

3. Bereits nach den ältesten uns bekannten Quellen 
kann der Gläubiger den festgenommenen Schuldner selbst 
vor Gericht führen?). Doch wird sehr häufig bestimmt, 
daß er ihn auffordern soll, so lange stehenzubleiben, bis 
der Richter erscheinen wird, der ihn wegführt®) oder sogleich 
über ihn richtet.) Wehrt er sich gegen den Gläubiger, 
indem er zu fliehen versucht5) oder sonstigen Widerstand 
leistet, so ist die Anwendung jeder Gewalt erlaubt‘); 
wegen etwaiger Beschädigung ist der Gläubiger seinem fried- 


1) Wien um 1350 22 (Schuster 56f.): Wiert aber ain gast verpoten 
datz seinem wiert& umb ein gelt, und hat so teur nicht, das sich sein 
wiert welle umb in annemen und aussent sich sein vor fronpoten, den 
sol man vachen und legen hintz dem nachrichter. 

2) Vgl. Braunschweig 1227 (1160), Freiburg i. Br., 12. Jh., Hagensu 
1164 oben S. 111 Anm. 1,2. Weiter Saalfeld, 13. Jh. 7 (Walch I 15): (der 
„koufmann“ soll den ‚‚uzwertigen man‘“‘) vor den richter brenge. Brengit 
her en vor den richter nicht, so wettit her di hoste buze. Rudolstact 
1488 109 (Michelsen 226). 

3) Vgl. die oben S.129 in Anm. 2 zusammengestellten Belege. 
Weiter Freiberg um 1300 33 16 (Ermisch 220): Ist daz ein man den andern 
ansichtig wirdet, der im schuldic ist, unde hat he des gerichtes bi im 
nicht, he mac wol sprechen mit rechte: „Junger man, steht, biz daz 
der richter oder sin bote kumit.“ Der Richter kann dann entweder 
seinen Boten senden, der den Schuldner vor ihn führen soll, oder.er 
kann selbst mitkommen und den Arrestierten abführen: so hat der 
richter wol di gewalt an der stat, daz he in in den stock setzet ab be 
wil, 33 18 (das. 221). Vgl. Rudorff S. 104 zu Anm. 3. 

4) So z.B. in Worms, 14. Jh. 111 (Kohler, Carolina IV 33): (der 
Gläubiger kann den Schuldner) halten, biß daz der richter kummet. 
und mag in dan beclagen. 

s) Z.B. Mühlhausen um 1250 (UB. 621): Inwoldi abir he des 
nicht irbeiti, he un woldi mit gewalt dannin ge, so sal he un anigrifi mit 
demi selbin rechte, alse dit erste ufhaldin heit. Heilbronn 1281, Schlett- 
stadt 1292, Zutphen 1356 in Anm. 3 S. 126, 1 S. 129. 

*) Freiberg um 1300 33 16, oben Anm. 3, fährt fort: Wil be * 
denne nicht tun, ist he also starc, he mac in wol ufhalden mit g* 
walt an sinen danc zuchtekliche, he missetut dran nicht. Goslar um 
1300 (Göschen S. 68 Z. 39): welde men eme dat weren mit ghewalt oder 
mit anderem unrechte, of men dat werede, dat des nicht scude, dat 
ne dede men nen unrecht an. — Rudorff 106 überschätzt die Einschrär- 
kung, die die Quellen der Gewaltanwendung zu geben versuchen. 
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losen Manne zum Schadensersatze nicht verpflichtet.!) Erst 
im 15. Jahrhundert werden Totschlag und blutende Wun- 
den ausdrücklich verboten.?) Widerstand gegen den Richter, 
dem der Gast nicht friedlos ist, hat dagegen peinliche Klage 
zur Folge.?) Gelingt dem Gast die Flucht, so wird er im 
Verfahren auf handhafter Tat geächtet.) Überall tritt 
also auch hier der deliktische Charakter des Verfahrens 
zutage: die relative Friedlosigkeit des Leistung verweigern- 
den Schuldners ist im Falle seines Widerstandes gegen die 
Festnahme in voller Kraft des alten Rechtes aufrecht- 
erhalten.) 

IV. Der Zweck der Festnahme des Gastes ist es, ihn 
zu gerichtlicher Verhandlung zu zwingen ;edenn wenn er es 
zur Arrestierung kommen ließ, wird eine freiwillige Leistung 
von ihm nicht mehr zu erwarten sein.®) So besteht für 


I) Passau 1299 9 (Niederöst. Bl. 17 463): wil er im daruber ent- 
weichen mit gewalt, emphecht der geschol icht schadens daran, do ist 
er niemant nichtz umb schuldig. 

3) Rottweil, Rotes Buch, 15. Jh. 191 (Greiner 169): wem auch der 
schultheis — das urlob git ze vahenne, wert sich der, den er vahen sol, 
wss er dem tät oder dem, der im hilffet werenne, da verlüret er nit an, 
one die plätenden wunden und one den todschlag, die erlouben wir 
nieman. 

?) Freiberg um 1300 33 19 (Ermisch 221): Ist daz sich imant uber 
daz gerichtes werit, da der richter selbe keinwertik ist, daz sal der richter 
vorderen mit rechte —. Ist daz he is in uberzuget mit zwen erhaften 
besezzenen mannen, iz get im an sinen hals. 

4) Meißener Rechtsbuch 1357 —1387 III 4, 15 (Ortloff I 145): 
wulde men daz were mit gewalt una wedersassze, ader mit anderme 
unrecht, daz had der cleger zou furderne zcu den, dy is gewert haben, 
unde daz gericht had den weddersaccz ouch zcu clagene; unde wurden 
sy vorfluchtig, man fulge on mit recht r clage unde tu ey in dy achte. 
Vgl. auch Hildesheim 1300 5 in ZRG. G. 34 S. 70 Anm. 3. 

5) Über die Pfandweigerung vgl. Vermögensvollstreckung I 727 ft. 

©) Die Quellen erwähnen den Zwang zur Leistung und den Zwang, 
vor Gericht Recht zu geben, als Arrestzweck nebeneinander, vgl. oben 
S. 91 Anm. 2. Überaus häufig wird aber in den Quellen auch nur 
der Zwang zu gerichtlicher Verhandlung erwähnt. Vgl. z. B. Bergedorf 
1275 (Gengler, Cod. 180): possunt — occupari, donec ab actore secun- 
dum iustitiam vel amicitiam se absolvant. Landshut 1279 7 (Qu. u. 
Erört. V 316): si civis — bona, que induxit, per apparitorem — detineri 
usque ad exhibitionem iustitiae postulaverit —. Freiberg um 1300 33 18 
(Ermisch 221): (der Richter sagt beim Fremdenarrest zu seinem Boten:) 
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den Arrestkläger die Pflicht, den arrestierten Gast dem 
Richter zu stellen und vor ihm den Arrest durch Klage 
zu verfolgen. 

1. Auch dieses der Festnahme folgende Prozeßverfah- 
ren zeigt noch Spuren des alten Handhafteprozesses. Wie 
der Handhaftkläger, so muß auch der Arrestkläger sofort 
die Klage erheben.!) Vereinzelt wird bezeugt, daB das 
Gericht noch nach Art des alten Notgerichts sofort an Ort 
und Stelle als Gassengericht?) abgehalten werden kann, 
meist aber soll die Verhandlung vor der Gerichtsbank des 


„Gee nach dem manne, heiz in kumen vor mich, daz he hi antwerte.‘“ 
Breslau-Glogau 1302 4 (Tzschoppe und Stenzel 445): brenget in vor 
der stat richtere, er muz im antworten umme di schult vor deme richtere 
nach der stat rechte. Klagenfurt 1338 3 (Gengler 221): phendet der 
purger wol auf recht, swann er in die stat chumt, und twinget in mit 
demselben pfande fur den statrichter. St. Pölten 1338 67 (Niederöst. 
BL N.F. 17 8. 482): sol in der richter aufhaben und nicht ledigen, unz 
daz ain recht darumb geschech vor unserm richter —, also daz er im 
mit ainem rechten beleib oder enprest. Zwickau 1348 (ZRG. G. 38 S. 330 
Anm. 11): ufhalden uf reht und uf antworte —, also daz si darnach 
komen vor gerichte unde tun waz recht si. Königsfeld 1360 4 (Gengler 
225): occupent licite et arrestent: —, facientes eundem debitorem ibidem 
de justicia respondere. Tholen 1366 36 (v. Mieris III 202): Soe wat ghe- 
breke onse gebueren hebben aen wtlantse lieden, daer salmentse doen 
houden hem ende haer goet, des sy voldaen hebben metten rechte. 
Schleswig um 1400 84 (Thorsen 46): hinderen so langhe he antworde 
to rechte. 


1) München 1340 15 (Auer 8): Waer daz ain purger ainen gast 
verput mit dem rechten, der sol des selben tags von dem gast ain recht 
nemen. Bayern 1346 297 (v. Freyberg IV 485). Freising 1359 (das. 
V 225). Iglau 1370—1400 17 1 (Tomaschek, Oberhof 362): den gast — 
(sal man) fur den richter furen; do sol er antworten dem, der yn do 
anspricht. Memmingen 1396 XIII 2 (v. Freyberg V 264): sol in der 
amman und die gebüttel ain recht hie machen nach jnbis als gewonlich 
ist oder fur statgericht wisen, ob dez selben tags statgericht ist —. Lüne- 
burg 1401 (Kraut 58): Weret dat en borgher besette enen gast —, wi 
sik de gast untledeghen, dat mach he dön ydels daghes —. Jülich, Landr. 
1537 2 7 (Arch. G. NRh. I 112): wanneir ein burger — eynen uysswen- 
digen man myt kommerrecht besweirt —, alsdann sall der here dat 
recht unvertzoichlichen spannen —. — Vgl. van Kuyk 170ff. 

%) Eger 1279 18 (Gengler 99): ubicumque civis debitorem, preter- 
quam in ecclesia, balneo et taberna, convenerit, judex tenetur sibi ibidem 
pro debitis judicare. Coblenz vor 1425 19 1 (Rh. GK. 17 93): (der arre- 
stierende Gläubiger) begeret eins ataenden gerichts ader gassengerichts —. 
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ordentlichen Richters stattfinden. Dieser soll nach älterem 
Recht entweder sofort!) oder am nächsten Tage?) verhan- 
deln. Indessen wird nach späteren Quellen häufig die Ver- 
handlung aus unten näher darzulegenden Gründen bis 
auf den nächsten ordentlichen Termin vertagt?) oder es 
werden längere Fristen angesetzt?); im Spätmittelalter wird 
in manchen Städten, um diese Verzögerungen vermeiden 
zu können, eine besondere ständige Behörde mit der Ab- 
urteilung solcher Fälle betraut.°) 


1) Freiburg i. Ü. 1249 17 (Zehntbauer 7): cotidie de ipso hospite 
et advena et non — burgense burgensi debet. iustitia exiberi. 

3) Bamberg 1306 59 (Zöpfl, UB. 20): hat ein borger zu einem gast 
icht zu sprechen, do soll man den burger auch zu helfen uber zwerchnacht. 
Tholen 1366 36 (v. Mierie III 202): (Fremdenarrest) daer op salmen hem 
recht doen over dwarsnacht, het en waere heilich dach —. Amersfoort 
1544 40, 1 (Rbr. I 13, 1 S. 324): sal dens-Iven gearresteerde terstont te 
recht gestelt worden, te weten desselven dages ofte ten lancxsten dages 
daer nae —. Ä 

3) Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 51): Vesstent man einen 
sussman mit dem leib ‚— der fronpot sol dem anchlagı r und dem gelter 
tag geben gegen einander auf das nachst recht. Vgl. das. 52. Zuidholland 
Keur (40) (Rbr. I 4, 2 S. 250). Lauda, 15. Jh. II 17 (ORStR. I 193). 
Langensalza 1556 55 (Walch VII 328). Solms 1571 I 10 (fo.7). Vgl. 
weiter Wien 1350 oben S. 131 Anm. 5, dazu den Text und unten S8. 140. 

4) Drei Tage in dem flandrischen Priv. für die deutschen Kaufleute 
1307 (Hans. UB. II 54): Causa autem mercatorum predictorum infra 
tercium diem vel saltem infra octavum diem debebit terminari —. Gro- 
ningen 1425 VII 182 (Rbr. I 9 S. 66): So wor ene besettinghe scheet, 
— de sal dat ontrechten eer de sonne ondergaet des derden daghes —. 
Kaiserstuhl um 1687 37 (Schw. RQu. XVI 1, 3 S. 194): solte er, der 
Kläger, innerhalb dreyen tagen die sach fur ein recht wachsen lassen —. 
Vierzehn Tage z. B. in Straubing 32 3 (Rosenthal 322): Es sol auch der 
klager dem verpot nachgen in 14 tagen —. Häufig soll auch der Richter 
Termin anberaumen, z. B. in Amsterdam 1413 11 1 (Rbr. DH 2 S. 10): 
wair yemant, die enighen coepman dede besetten binnen der stede, die 
zoude recht nemen van den coepman, alsen die rechter mitten scopenen | 
ontbode —. Bolsward 1479 29 (Rbr. I 5 S. 150): die anspraker, die die 
vreemde — heeft doen becommeren, sal voert recht comen by der tijt, die 
bem gheset is ende spreken mit recht den landman ofte eenen vreemde 
man an —. Landshut 7 1 (Rosenthal 188). 

s) Frankfurt, 15. Jh. 28 (Thomas 278): ist der Scheffen meynunge, 
dar man den Burgermeistern, die dann zu zyden sin, macht gebe, die 
sache uß zu richten —. Kampen, Croeser 1561 (OStR. I 11 S. 20). Vgl. 
auch Duderstadt 1434 148 (UB. 417): Welk unser borgern eynen gast 
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Durch den Arrest ist der Gast der Gerichtsbarkeit des 
Stadtgerichts unterworfen.!) Aber seine Rolle ist nicht 
mehr wie im alten Handhaftprozesse eine rein passive. 
Er kann vielmehr sich zu sofortiger Verhandlung erbieten?), 
und dann muß der Kläger auf richterliches Gebot?) oder 
auf Ladung des Gastes*) hin sofort die Klage verfolgen, 
auch wenn sonst schon weitere Termine üblich sind.?) Ver- 
säumt dann der Kläger die Klage, so wird nach zahlreichen 
Rechten seit der Mitte des 14. Jahrhunderts nicht nur der 


besettet unde die gast ome nicht bekennct, die borger schal sin recht 
von stunt van ome nemen vor der stad knechte —. 

1) Tulln 1276 21 (Keutgen 283): quicumque burgensium — debite- 
rem — in civitate deprehenderit, actori et reo fiet, quod dictaverit iuris 
ordo. Eger 1279 17 (Gengler 99): quicumque civium aliquem extra- 
neum — coram suo judice convenerit, ibidem sibi tenetur respondere. 
Breslau-Glogau 1315 4 (Tzschoppe und Stenzel 497): in quocumque 
iudicio homo detinetur, ibidem contingit eum respondere.. Vgl. auch 
Kampen, Croeser 1561 (OStR. I 11 S. 19): Gasten — kunnen — mit 
arrcst ende besate van oer persoennen — hier voer den schulten ant 
gherichte’gebracht werden. 

3) Freiberg um 1300 3 3 (Ermisch 50): Wirdet aber ein gast ver- 
sprochen oder verboten —, der gast sal gen zu dem riohter unde sal 
sprechen: ‚Her richter, ich bin ein gast unde bin wegevertik. Hi bin 
. ich unde wil rechtes pflegen. Tut wol unde vertiget mich.‘‘ Goslar um 
1300 (Göschen S. 63 Z. 28): Worde en ghast vor den voghet gheboden —, 
welde he to hant antworden, dat scolde men van eme nemen —. Schult- 
heißenr., 14. Jh. (Göschen S. 110 Z. 13). Regensburg, 14. Jh. (v. Frey- 
berg V 51): Hat ein burger hintz einem gast icht zu sprechen, man sol 
dem gast recht besitzen bey scheinnter sonn, ob sein der gast begehrt. 

3) Freiberg das.: Der richter sal ienen besenden, der in verboten 
hat, unde sal im gebiten, daz he vordere —. Memmingen 1396 13 2 
oben S. 134 Anm. 1, fährt fort: und sol denı selben burger — enbieten 
by dez gerichtz botten, das sy fur gericht koment und den gesten zu 
dem rechten standent unverzogenlich.. Amsterdam 1413 oben S. 135 
Anm. 4. 

4) München 1340 15 (Auer 8): sol der gast dem, der in verpoten 
hat, ohunt tuon mit fronpoten, daz er ein recht von im neme —. Vgl 
das. 26. Bayern 1346 297 (v. Freyberg IV 485) usw. Landshut 7 1 (Bosen- 
thal 188): Verbuitet ein burger einen auzman —, wil dann der auzman 
dem burger ein recht tun, so soll der auzmann an den vronboten werben, 
daz er im uff das recht gebiet, er well im ein recht tun und haizz im von 
im fürbieten an gastes stat. 

8) Wie z. B. in’ Amsterdam 1413. 
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Arrest hinfällig!), sondern der Kläger ist nach einigen 
Quellen auch einer Bußgefahr ausgesetzt.?2) Im Spätmittel- 
alter wird für diesen Fall Anspruchsverlust angedroht.?) 
2. Der Prozeß betrifft in erster Linie die Frage des 
Arrestgrundes, wobei außer der Zahlungsweigerung und. 
der Gasteigenschaft kein weiterer in Betracht kommt. Wäh- 
rend die Gasteigenschaft vor dem städtischen Gericht 
eines Beweises wohl nicht bedurfte, dürfte die Zahlungs- 
weigerung mit den zur Ärrestierung zugezogenen Nach- 
barn in Analogie des Handhafteprozesses bewiesen worden 
sein. Weiter erstreckte sich die Verhandlung aber zugleich 
auf die Frage des Bestehens der Schuld. Aber die Grund- 
sätze, nach denen sich die Klage vor Gericht abspielte, 


1) München 1340 15, oben S. 136 Anm. 4, fährt fort: wolt er dann 
des tags von im nicht recht nemen, so mag der gast wol gen, varn, reiten, 
swo er hin wil, im selb an schaden; in irr dann ehaft not, enen, der da 
verpoten hat. Bayern 1346 297 (v. Freyberg IV 485). Memmingen 1396 
132 (das. V 264): welhi — den gesten das reht verziehent, — sol der am- 
man -- den gesten jriu pfand ledig laussen —. Lüneburg 1401 (Kraut 58): 
Wil auer de borgher nen recht van eme nemen des daghes, zo -mach de 
besattinge nicht lenger waren wen ouer ene nacht. So schal he gan to 
deme voghede und spreken: ‚‚Her voghed, ik bin besat; wil'mik ieman 
schuldeghen, ik wil eme lik und recht don.“ Schuldeghet ene denne 
neman, so schal he eme sin gud to rechte unsetten. Amsterdam 1413 
ll 1 (Rbr. II 2 S. 10): en quame hy niet, als hy omboden worde, zo 
soude die coepman quyt wesen van dier besettinge. Coblenz vor 1424 
193 (Rh. GK. 17 94). Lauda, 15. Jh. II 17 (ORStR. I 193): thät er 
aber das nicht (nämlich klagen), so seind die gebot offen. Straubing 32 3 
(Rosenthal 322): ging er dem verpot aber nicht nach, so sol sein verpot 
ab und nichtz sein. Amersfoort 1544 40 (Rbr. I 13, 1 S. 324): by ghe- 
brecke van dien sal die gearresteerde van tarrest ontslagen werden. 
Kaiserstuhl um 1687 37 (Schw. RQu. XVI 1, 3 S. 194): ließe er drey 
täg fürüber, so wäre alßdan daß verbott untaugenlich und möchte der, 
80 in arrest gelegt, ohngefreflet mit allem dem, so er hat, sein straaß 
ziehen. : 

2) Prag. 14. Jh. 117 (Rößler I 71): (wenn der arrestierende Bürger) 
nicht domit tet gastes recht, der ist bestanden zehen schok zu pus. 
Bolsward 1479 29 (Rbr. I 5 S.150): doet die aenspreker dat niet, soe 
heeft hi ean half pond verboert, ende die sitter des dages fry van den 
becommeringhen te wesen. 

3%) Landshut VII (Rosenthal 188): chumt dann der burger uf daz 
techt nicht, — so ist dem burger bruch umb alles das er hintz dem gast 
ze sprechen hat. 
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bleiben in den älteren Quellen im dunkeln, insbesondere 
auch in der Frage der Zuteilung des Beweises. Erst um die 
Mitte des 13. Jahrhunderts bestimmt die Handfeste von 
Freiburg im Üchtlande, daß bei Schuldleugnung des Gastes 
vom Kläger Beweis mit zwei Zeugen geführt werden könne.!) 
Ablehnung des Reinigungseides des Gastes scheint auch im 
Stadtrecht von Neuenburg vorausgesetzt zu sein.?2) Auch 
hierin dürfen wohl Reste des alten Handhafteprozesses, 
aus dem der Arrestprozeß sich entwickelte, gefunden werden. 
Alle andern Quellen seit der zweiten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts haben die normalen Prozeßregeln auch in diesem 
Verfahren durchgeführt, insbesondere dahin, daB der Gast 
zur Leistung des Reinigungseids zugelassen ist, freilich zur 
sofortigen Leistung?), die für den wegfertigen Gast noch 


1) 1249 17 (Zehntbauer 7): Si vero burgensis de hospite aliquo 
aut advena vel non burgense conquestus fuerit, si ipse hospes negaverit, 
testes burgensis inducet duos legitimos —. 

2) Neuenburg 1292 63 (ORStR. II 3 S.14): Si vero debitum 
negaverit, iudex eum tantum una nocte servabit et crastino presentabit 
eum iudicio et reus, quidquid pro facto suo sentenciatum fuerit, susti- 
nebit. Schlettstadt 1292 38 (das. III 1 S. 14). Colmar 1293 21 (Gaupp 
I 118). 

2) Lechenich 1279 15 (Gengler 243): si — hospes occupatur —, 
ipse hospes absolvet se per ius statim et recedet. Brühl 1285 (Lac. NRh. 
UB. II 474). Dresden 1299 (Gengler, Cod. 880): si aliquis bospes vel 
extraneus incusatus de aliquo fuerit, — si — se per jursmentum suum 
expurgare voluerit, volumus, ut juramentum suum recipistur et nulla 
alia pena vel impedimentum aliquod eidem imponatur. Speyer, Schult- 
heißengerichtsordnung 1327 (UB. 295): Wer ouch einen gast beklaget 
oder bekumbert umbe schult, und der gast unverzogenlichen sin reht 
dün wil, daz reht sol der clager zü stunt nemen. Magdeburg-Kulm 1338 7 
(Laband 141): Wirt eyn gast beschuldiget vor gerichte (der mehr als 
12 Meilen entfernt wohnt), zo sal man syn recht nemen by tages. Magde- 
burg-Breslau, Syst. SchR. II 2, 35 (Laband 33). SchSpr. 144 bei Wassersch- 
leben II 49. Dortmund vor 1340 17 (Frensdorff 52): War oc en burgere 
enen gast beclaget umbe scult, — wes he eme nicht bekennet, dat sal 
he sin unschult vor dön —. München 1340 15 (Auer 8): der (Bürger) 
sol desselben tages von dem gast ein recht nemen. Vgl. v. Freyberg 
IV 485, V 225. Weida 1377 11b (Hohenl. JB. 1905 S. 67): loäckent er 
ym, so sal der schultman ym von stad an recht tün vor uns ader unserm 
richter zcd Wyda. Brünn, 14 Jh. 210 (Rößler II 397): Ein ellent man 
— swert altag ain eit wer iz halt an dem charfreitag um chlain schuld —. 
Lüneburg 1401 (Kraut 58): wil sik de gast untledeghen, dat mach be 
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besonders beschleunigt wird!), wodurch er sich von der 
Schuldpflicht und dem Arrest zugleich befreit.?) Aber 
noch spät finden sich Spuren dafür, daß es sich hier um 
eine Abänderung des alten Rechtszustandes handelt, die 
in dem Interesse des Gastes an Beschleunigung der Rechts- 
verfolgung ihren Grund hatte.) Aus demselben Grunde 
wird auch eine Überführung durch den Kläger nur von 
wenigen Quellen ins Auge gefaßt, und zwar kann sie nur 
dann erfolgen, wenn der Kläger über sofort liquiden Be- 
weis verfügt?); erst im Spätmittelalter wird vereinzelt auch 
die Beibringung nicht liquiden Beweises gestattet.) 


don ydels daghes —. Duderstadt 1434 148 (UB. 417): die borger schal 
sin recht van stunt van ome nemen —. NeußB-Xanten-Rees, 15. Jh. 13 
(Rh. GK. 28 Kurköln. Städte I 8. 7): een fremt man — doet — de on- 
schult van stunden an —. Vgl. auch Bolsward 1455 23 (Rbr. 15 S. 16): 
Een burger — mach een vuytheemden man — becommeren ende an- 
spreken tot allen tyden om een eed ende nyet hogher. 

1) Hörde 1340 21 (Gengler 200): Wolde dene coplüden eve weg- 
verdighen lüden in der stat yemann schult geven, dey solden eme don 
gulde eve recht op dem vote, mallick myt syner eynen hant unvertoghet, 
dey vormann dey hant op dat rat, de rydene man den voet in dem 
steghe repe, de gande man dey hant in de lucht. 

2) Vgl. Dresden, Dortmund, Weida, Brünn einerseits, Lechenich, 
Lüneburg (S. 138 Anm. 3) andererseits. 

2) Die Bestimmung in Lechenich 1279 (oben S. 138 Anm. 3) cha- 
rakterisiert sich als Neueinführung durch den Zusatz, daß in Hochgerichts- _ 
sachen der Arrestierte juxta statutum oppidi memorati behandelt werden 
solle. Vgl. weiter Dresden 1299, oben S. 138 Anm. 3. In der Speyerer 
Stelle wird der Fall gesetzt, daß der Kläger den Eid nicht annimmt: 
dit der oleger daz nicht unde frummet darüber den gast in das sloz, s0 
sol der cleger die slozmiete geben. Übrigens erscheint in Aachen 1420— 40 
14 (Lörsch 100) der Eid als ein privilegium odiosum: der Gast muß ihn 
„‚vur bruyssel op der strayssen‘‘ leisten und dann ‚‚mit der sonnen‘“‘ die 
Stadt verlassen, sonst „moyst he die schult betzalen, dar vur he ge- 
sworen hedde‘“. 

4) Freiberg um 1300 3 3 (Ermisch 51): ein gast, der swerit wol 
zuhant. Wil man abir in uberzugen, daz muz man tun zu rechte ubir 
t were nacht, wen he ein gast ist. Wijk bij Duurstede um 1500 67 (Rbr. 
X 13, 2 S. 43): (der Gast kann) rechte voert gulde off recht doen, ten waer, 
dat hyt hem rechtevoert bewisen ende overgaen mocht mit scepen 
oft mit scepen brieven —. 

5) Coblenz vor 1425 19 (Rh. GK. 17 93f.): Were es auch, das der 
zamsprecher die widerparthie seyner anspraichen bereden weulde und 

solche bredtnuß nit bey ime hette, mag ein schultheis nach seyner be- 
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3. Wie der Kläger unverzüglich den Arrest verfolgen 
muß, so muß auch der festgenommene Gast unverzüglich 
vor dem Richter Recht geben.!) Aber dieser ältere Stand- 
punkt ist im Mittelalter von zwei Richtungen her durch- 
brochen worden. Einmal wurde gegen den im Hause seines 
Wirtes arrestierten Gast nicht sofort verhandelt; es fand 
vielmehr dann, wenn der Wirt für ihn einzustehen ver- 
sprach, die Verhandlung gegen ihn erst am nächsten ordent- 
lichen Gerichtstage statt.?2) Offenbar unter dem Einfluse 
dieser ersten Abweichung entwickelte sich aber eine zweite. 
Es erschien nunmehr als allgemeines Recht des Gastes, 
sich durch Sicherheitsleistung aus der augenblicklichen Fest- 
nahme zu befreien?): er mußte aus dem Arreste entlassen 
werden, wenn er einen Bürger als Bürgen oder Pfänder 
stellen konnte?), die dem Kläger dafür als Sicherheit dienen 


gerden beyden parthien nae gelegenheit ire tage setzen —. Eine Wormser 
Ratsverordnung, 14. Jh. 110 (Kohler, Carolina IV 32) bestimmt, daß, 
wenn der Gast sich zum Eid erbietet, der Bürger aber will ‚‚in bezugen 
bit gezugnisse zu vierzehen dagen““, dieser in Zukunft dem Gast Schaden» 
ersatz leisten soll, wenn er den Beweis dann nicht führen kann. \el 
auch Speyer 1327 (UB. 295). 


}) So noch in Mosbach 1526 II 3 (ORStR. I 585): Ein ieder ın- 
woner zu M. — mag ein ieglichen — in der stadt — umb sein schuk 
— bekhummern —, also das er im — vor dem statgericht unverzögen- 
lichen des rechten sein muß. Vgl. auch Eger 1279 18 (Gengler 99). Goslar 
um 1300 (Göschen S.66 Z. 35). Schleswig um 1400 84 (Thorsen 4:) 

2) Vgl. oben 8. 131, 135. Riga, Stadtr. um 1300 II 9 $ 1 (Napierskr 
154): beset (der Gläubiger den Gast) unde wil de wert loven vor de scult. 
dar scal he sic an ghenoghen laten, also verre alse de wert wisse noch x 

®) Vgl. Rudorff 96; van Kuyk 156f. 

“) Bremen an Gräfin von Flandern 1255 (Brem. UB. I 305): Cs 
lumpniatus de lite vel alia re non in vinculis teneatur, si dare w- 
luerit fideiussorem ydoneum vel tot bona habeat ibidem, quod valeanı 
suam emendam —. Gräfin von Flandern an Hamburg 1268 (Hant: 
UB. 601): mercatores Flandrenses apud Hamburg arrestari non poterunt 
nec captivari occasione elicuius querimonie, de qua parati fuerint, dar 
fideiussores sufficientes aut pignora ad valorem querimonie competent:s 
ad exspectandum ibidem iustitiam sive legem. Zuidholland Keur (#0 
(Rbr. 14 S.250): can die besette man borge crygen, die sal den schout 
dan nemen. Ende off des niet en waere, soe sal die besette in helden 
gaen ende daerin bewsert worden, des naechsten dachs te recht te comet. 
Hessen 1497 (fol. 5b f.): der bekömmerde sol ouch nit in gefencknus gefürt 
werden, die weil er sicherheyt mit pfanden oder burgen thun mag. Amster- 
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sollten, daß der Gast vor Gericht Recht geben werde.!) 
Damit Hand in Hand ging die oben dargelegte Verschie- 
bung der Verhandlung auf spätere Termine.?) 

Aber schon wenn die Verhandlung bereits am nächsten 
Tage, um so mehr wenn sie erst nach längeren Fristen 
stattfand, ergab sich für den Gast eine veränderte Situation. 
Konnte er sich nicht durch Sicherheitsleistung vom Per- 
sonalarrest befreien und auch nicht sofortige Verhandlung 
erreichen®), so mußte er bis zum Verhandlungstermine 
öffentliche Haft*), freilich auf Kosten des Klägers, wenn 


dam 1549 10 (Handfesten 8.92): als een poorter hem borge stelt voor 
een vreemt persoon ende op sulcke borchtochte de vreemde uyt der 
arreste ontslagen wort. Würzburg 1582 18 (Knapp I S.1299). — Das 
Stadtrecht von Deutz 1289 23, 26 (Rh. GK. 29 Berg. Städte II 141) 
bestimmt, daß die Bewohner der Nachbarstädte Cöln und Siegburg sich 
aus dem Arrest befreien können unter Berufung auf ihren ausreichen- 
den Grundbesitz in ihrer Heimatstadt. 


1) Vgl Flandem-Hamburg, Zuidholland vorige Anm. Jülich 1537 
2 7 (Arch. G. NRh. 6 112): und wie idt deme uysswendigen belieffden, 
mach hie burgen setzen, deme rechten gehoirsam zo syn. Über die Ver- 
pflichtung des Bürgschaft übernehmenden Bürgers vgl. Naarden Willek, 
15. Jh. (fol. 39): zo wie van onse poorteren een gast besedt — ende 
onsen poorteren daer burch voor worde, die soude comen opten eersten 
rechtdach te recht ende wedden schoudt off onschout, off hy is vellich 
zyns rechtes. 

2) Oben S. 131. Das Stadtbuch von Straubing spricht dan.. von 
„auskunft nemen‘“, vgl. 32 3 (Rosenthal 321): es mag auch ein ieder 
burger ainen gast umb schuld — verpieten —. nimpt aber ainer aus- 
kunft, die mag im der kamerer oder richter geben auf l4tag und nimbt 
darumb ainen burger zu porgen, sich mit im zu vertragen oder zum 
rehten herzustellen. 

®) Diesen Fall setzt die Speyerer Schultheißengerichtsordnung von 
1327 (UB. 295); der Gast kann unverzüglich den Reinigungseid leisten 
und der Kläger sollihn annehmen: Dit der cleger daz nicht unde frummet 
daruber den gast in daz sloz, so sol der clager die slozmiete geben und 
nicht der gast. Weiter Worms, Ratsverordnung, 14. Jh. 110 (Kohler, 
Carolina IV 32). 

*) Freiberg um 1300 33 18 (Ermisch 221): so hat der richter wol 
die gewalt an der stat, daz he in in den stok setzet —. Celle 1301 15 
(Gengler, Cod. 450): Vmme nicht bekant gut scal de vrone den man 
halden, wante deme cleghere recht geschehe (d. h. Reinigungseid oder 
Leistung). Worms, Ratsverordnung, 14. Jh. 110 (Kohler, Carolina IV 32): 
ez ist dicke geschehen, daz fremde lude besweret worden von den bürgern 
an dem gerichte und sprechen, wan sy sie beclageten, sy wolten sy be- 
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er sich zum sofortigen Reinigungseide erbot!), über sich 
ergehen lassen. So entstand die Anschauung, daß die 
Sicherheitsleistung "nicht ein Recht, sondern eine Pflicht 
des Gastes sei?): der Kläger hat ein Recht darauf, daß 
der Gast ihm Bürgschaft leistet, vor Gericht zu stehen?), 
da er bei mangelnder Sicherheitsleistung die Inhaftierung 


zugen zü vierzehen dagen, und sy keinen burgen mochten han und dan 
mäüsten ligen die vierzehen dage in des schultessen schloß und do kosten 
hatten und ir werck do in versämeten —. — Daß der Kläger den Arre- 
stierten nicht in sein Haus führen darf, bemerkt schon Mühlhausen um 
1250 (UB. 621): insal un vure wedir in sin hus noch in sinin hof noch 
in andiris niminis —. Anders, wie scheint, in Leutkirch 1382 192 (Württ. 
GQu. 18 1 S. 81): mag der — burger den ussman sinen gelter — wol 
fahen und behalten alldie wilersich mitim nit geriht hat, doch sol erin 
in kain isen zwungnöst leggen, won leit er in darin, so sol er geben dem 
amman V sol., der stat V sol. und dem clager V sol. den. Vgl auch Ru- 
dorff 107; van Kuyk 167. 


1) Speyer, oben S. 141 Anm.3, wo weiter bemerkt wird: wolte 
aber der gast nicht unverzogen reht dän, so sol der gast die slozmiete 
geben unde nicht der burger, ob ioch der gast wol ledig wirt an gerihte —. 
Daß grundsätzlich den Gast die Kosten der öffentlichen Haft treffen, 
ergibt auch die Wormser Stelle, oben S. 141 Anm. 3, wonach von nun 
ab bei rechtzeitigem Angebot des Reinigungseids die gleichen Grundsätze 
wie in Speyer gelten sollen. 

2) Vgl. Rudorff 97. 

?) Eger 1279 18 (Gengler 99): iudex tenetur sibi ibidem pro debitis 
judicare, ipsum fideiussoribus vel quocumque modo oertificando. Frei- 
berg um 1300 33 18 (Ermisch 221): Ist daz he denne nicht kumen wil 
unde ist, daz der richter selbe nach im get, so hat der richter wol di ge- 
walt an der stat, daz he in in den stok setzet, — oder daz he burgen von 
ime nimet ab he wil —. Schlettstadt 1374 63 (ORStR. III 1 S. 29): 
Es sol Sch (der Bürger) deheinen lantman von schulde wegen deheinen 
burgen heischen hoher denne für so vil, als er wissentlich weis, das er 
im schuldig ist —. Speyer, Rechtsaufzeichnung, 14. Jh. (UB. 49%): Si 
scultetus — vocaverit extraneum ad iudicium —, extraneus dabit fideias- 
sorem veniendi ad iudicium —. Schleswig um 1400 84 (Thorsen 47): 
(bei Leugnung) scolen ze sick des veften daghes entledigen unde setten 
dar ersten wissinghe vör. Cleve 1424 109 1 (ZRG. 10 239): hi sal van 
den besatten persoen wisheit nemen, totten richtdage toe comen —. 
Neuß-Xanten-Rees, 15. Jh. 20 (Rh. GK. 29 Kurköln. Städte I 8.8): 
Wanne enich burger enen fremden man — kömmert —, so möt de ge 
commerde man gelove doin dem scholten — voir sin anspraeke. Arau 
1534 103 (Schw. RQu. XVI 1, 1 S. 197): soll der frömbd — ein ingeseßen 
zä einer trostung geben, das recht hie ze verstan —. 
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des Gastes verlangen kann.!) Erst späte Quellen begnügen 
sich hier mit einem Gestellungsgelöbnis?), dessen Sicherung 
in der schweren Bestrafung des Gelöbnisbruches lag.?) 
Wollte der Gast es wagen, ohne Sicherheitsleistung vom 
Gerichte wegzugehen, so konnte der Kläger Klage auf hand- 
hafter Tat gegen ihn erheben?) 

4. Da der Gast regelmäßig den Unschuldseid leisten 
durfte, so konnte er nur in Fällen, wo er diesen nicht leisten 
wollte, die Schuld anerkannte oder vom Kläger durch so- 
fort liquiden Beweis überführt wurde, zur Leistung ver- 
urteilt werden. Dann fand gegen ihn, wenn er nicht ge- 
nügende Habe zur Befriedigung des Klägers°) besaß, auch 
keine Sicherheit für sofortige Leistung zu stellen vermochte®), 


!) Barsingerhorn 1427 46 (Rbr. 17,1 S. 58): die rechter sal eyschen 
enen borghe — ende die seyt, hy heeft geen borghe, — die rechter — 
sal dien vangen ende bevelen die bode in eenre seker stede —. Hoog- 
woude 1450 31 (das. 75). Winkel 40 (das. 2 8. 391): mochten die gasten 
gheen borghe setten, soe souden zy in mijns here sloete gaen den tijt 
toe, dat sy borge gesedt hadden ende dat recht geendt wair —. Kampen, 
Rb. des Croeser 1561 (OStR. I 11 S. 259): Een gast — moet borge stellen 
off sijn selfs borge sijn, dat is an sijn lijff geholden worden —. 

8) Bocholt 1481 51 (Wigand, Arch. III 1 8. 22): (der Arrestierte 
bürgt sich bei seinem Grundeigen); heft he des nycht, so moet he borgen 
setten of de kleger synen eede nycht louen en wolde, unde of he des allet 
nycht en hedde, so sold ome dat gerychte laeten bewaren. Hessen 1497 
(fol. 56£.): Wo er aber weder mit pfanden oder bürgen solche sicherheyt 
thun möcht, und glaubhafftig oder gesessen were, möcht er sicherheyt 
durch seinen eyd thun an gericht zu kommen —. Vgl. auch Berg Landr., 
14. Jh. 36 (Lacomblet 94). — Nach dem Stadtbuch von Straubing 32 3 
(Rosenthal 321) haftet dagegen der Richter, wenn er den Gast auf sein 
bloßes Gelübde hin ohne wichtige Sicherheit gehen ließ. 

3) Verlust des Landrechts in Arnstadt 1543 167 3 (Michelsen 89); 
Gefängnisstrafe in Leeuwarden vor 1537 158, 159 (Rbr. I 5 S. 266); 
Buße in Montfoort vor 1577 2 (Rbr. I 13, 2 S. 371). 

%) Dortmund um 1340 17 (Frensdorff 52): War oc en borgere 
enen gast beclaget umbe scult, wes he eme bekennet, dat sal he eme 
ghelden; wes he eme nicht bekennet, dat sal he sin unschult vor don, 
unde ne sal ene nicht wapene over räpen —, he ne hebbe en aborge gelaten. 

5) Auf Pfandbestellung braucht sich der Gläubiger dagegen nicht 
einzulassen, Magdeburger Fragen II 2 d. 9a (Behrend 160). 

6) Weida 1377 11b (Hohenl. JB. 1905 S. 67): (der Gast) sal ym 
sin gelt also gewyse machen, daz ym daran genägit —. Coblenz vor 1425 
19 1 (Rh. GK. 17 93): Bekennet (der Gast) der ansprachen, so sal er 
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die normale Personalexekution statt.!) Der Gast wurde 
dem Gläubiger in Schuldknechtschaft oder Schuldhaft über- 
geben, der freilich nach dem Rechte des FreiburgerStadt- 
rechtskreises eine mehrwöchige Sicherheitshaft beim Richter 
vorausgehen soll?); spätmittelalterliche Quellen verhängen 
öffentliche Haft.?) Blieb der Gast dagegen im angesetzten 
Termin aus, so war er einem beschleunigten Kontumazial- 
verfahren ausgesetzt: der Kläger konnte sofort, ohne daß 
es einer mehrmaligen Ladung wie sonst bedurft hätte, 
seine Klage verfolgen und erhielt den Anspruch zu- 
gesprochen?) Weiter wurde nach späteren Quellen der 


den andern ausrichten deß tages und darvor an stund burgen setzen ader 
in behalt des froenen bleiben. Wesel-Dortmund 135 (Z.berg: GV. 4 67): 
die schulder sal den kleeger gewisheit doen by der sittender gericht. 
Iglau, Schöffenspr. II 64 (Tomaschek, Oberhof 331): Seintmal der P. 
(arrestierte Gast) hat erib und aigen czu L., so soll er sich damit ledigen 
und seiner parigschafft ein genugen thun, wan ein jeder mag sich mit 
pfandten aus dem thurm ledigen. Wil er sich aber nicht ledigen —, eo 
sol er syczen so lang, uncz das er sich frey und ledig mach —. 


1) Nach Freiburg i. Ü. 1249 17 (Zehntbauer 7) tritt Metebann ein: 
Si autem ille hospes nihil habuerit, debet scultetus contradicere, ne illum 
aliquis hospitetur aut aliquid ei vendat —. 

3) Freiburg i. Br. 1120, Zus. 12. Jh. 27 (Keutgen 120): Si civis 
extraneum ad iudicem traxerit pro debito, iudex eum sex septimanss 
servabit, si debitum non negaverit, post quas iudex creditori debitorem, 
datis sibi tribus ß, reddet, accepta competenti cautione, quod nichil mali 
ei inferat. Neuenburg 1292 62 (ORStR. II 3 S. 14: nur 2 Wochen). 
Schlettstadt 1292 38 (das. III 1 S. 13). Colmar 1293 21 (Gaupp I 118). 
Arau vor 1309 26 (Schw. RQu. XVIl, 1 8.23). 

?) Vgl. Coblenz, Iglau oben S. 143 Anm. 6. Weiter Tholen 1366 % 
(v. Mieris III 202): soe wie den anderen hier bestelt, die sal die rechter 
leveren in onse vangenisse met des clegers cost ter tyt des hy voldaen is —. 
Bottwar 1552 (Reyscher 491): so ein vBmann — und schuldner allhie 
ergriffen —, so hatt der ambtman macht, denselben ußmann inn hafftung 
zu legen, oder ime gebieten uß der statt nitt zu weichen, er hab dann 
die beclagte schuld zuvor bezallt —. Vgl. auch Soest 1350 48 (Seibertz, 
UB. 11 393); Marburg, Entscheidung Landgraf Philipps über Beschwerden 
der Stadt 1535 4 (Hess. hist. K. XIII 1 8. 310). 

*) Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 38): chäm — der ausman 
nicht, so behub der burger hintz im ze durch slächtt zu stund. Purgolds 
Rechtsbuch, 15. Jh. Anf., VII 12 (Ortloff II 211): setzt der (arrestierte 
Fremde) borgen ader gelobt selber ufr nheste zcukunfte gerichte fur csu 
komen und kommet dann nicht, der wirt der rache ader schulde uber- 
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Gast zu einer Ungehorsamsbuße verurteilt!), was indessen 
als spätere Entwicklung zu betrachten ist, da eine Gehor- 
samspflicht des Gastes gegenüber dem Arrestgericht nicht 
bestand.?) | 

V. Die Wiederaufhebung des einmal verhängten Ar- 
restes ist nur dem besetzenden Gläubiger gestattet und 
auch ohne Zustimmung des Richters wirksam.?) Doch 
dürfte dieser Standpunkt erst nach Beseitigung des Ge- 
rüftes im Arrest erreicht worden sein) Aber auch wo 
seine Einwilligung erfordert wird, darf sie der Richter doch 
nicht verweigern) Freilich wird in vielen Quellen die 
Wiederaufhebung des Arrestes wie seine Verhängung in 
die Hand des Richters gelegt; aber dann darf jedenfalls 


wunnen, da her umbe ufgehalde ist —. Aachen 1420—40 19 (Lörsch 102): 
(Erscheint der arrestierte Gast nicht,) sodeit man den anderen den knecht 
zer vynster uss roiffen, dat he kome etc., eynwerff, anderwerff, derde- 
werff, ind noch neyt in kumpt, ee unsse heren opsteynt ind ewech geynt, 
s0 weirt gewyst deme, de alsus syns dages gewart heit, dat he syn quereil 
gewonnen heit. Coblenz vor 1424 18 3 (Rh. GK. 17 93). Utrecht 1456 
XIII 2 (Rbr. 13, 2 S. 274). Bocholt 1481 53 (Wigand, Arch. III 1 8. 22): 
Off we besat worde unde liete syck untsetten, unde enen gerycht dach 
leggen unde dan nycht en queme, daer mach dan de kleger syn schuld 
up vordern unde wynnen, id en weer, dat den besatten echte noed ge- 
byndert hedde —. | 

1) Cleve nach 1424 109 2 (ZRG. 10 240): Wie aldus besat is ind toe 
gesprocken wurde als recht is ind dat niet en verantwurt als recht is, 
soe hevet die cleger sin clage gewonnen ind dee heer is an den schulder 
een wedde verscheenen. Winkel 40 (Rbr. I 7, 2 S. 391): wairt saicke 
datter een van dese gasten — nyet te rechte en quamen up den dach, 
die hem die bode beteyokent heeft, soe verboerde elcke gast tegen den 
beer XLV scelling ende die anclager hedde sijn clage gewonnen. 

2) Vgl. Saalfeld um 1300 98 (Walch 137): Were daz der richter 
hische einen lantman vor gerichte, were he da nicht, derlantmann wette 
dem richter darumme keyn gelt. 

3) Hameln 1335 (UB. 213): si aliquis aliquem occupabit pro debitis 
et ille oocupatus oomponet se cum actore, reoedere potest absque con- 
sensu judicis. Vgl. auch Bocholt 1481 54 (Wigand, Arch. III 1 8. 23). 

“) Vgl Sep. 1 62 $ 1. | 

6) Hildesheim 1300 58 (UB. 284): Holt use borghere enen gast 
up, — maket het in sime minnen, dar scal he den voghet umme bidden, 
dat et sin wille si. Des ne scal he eme nicht wegheren. Wegheret hes 
ock, gat se, he ne hebbet nene broke; en bede he ock den voget dar nicht 
umme, de broke is ses penninghe. 
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der Richter nur mit Zustimmung des Gläubigers handeln.!) 
Entläßt er den Gast ohne Willen des Gläubigers, so macht 
er sich diesem für die Schuld des Gastes haftbar?) und 
setzt sich einer Bestrafung aus.?) 

Andererseits wird der Gast, wenn er sich unter Miß- 
achtung des über ihn verhängten Arrestes entfernt, eines 
Arrestbruchs schuldig. Dieser ist mit hoher Buße bedroht, 
die dem Richter oder der Stadt?) verfällt. Weiter kann 
der Gläubiger den entflohenen Gast im Ladungsungehor- 


1) Braunschweig 1250-79 40 (UB.16): Swe so besat wert mit 
deme gerichte, dhene ne mach de voghet nicht ledich laten ane des sake- 
walden willen. Bremen, angebl. Vertrag mit Erzb. Hildebold 1259 (Brem. 
UB. I 339): dessen kummer schal nemand loes geven den de vaget mit 
des clegers willen. 

2) Landshut 1279 7 (Qu. u. Erört. V 316): iudex non habebit sic 
detento dare licentiam contra voluntatem talis civis exeundi —. Si 
fecerit iudex, erit pro tali debito obligatus. Landau a. d. Isar 1304 (Ober- 
bayr. Arch. 45 227): hat der richter des gewaltes nicht, daz er im erloube 
auz zefüren, swaz er hin in gefüret hat, uber des gelters willen; tät 
der rihter daruber, so ist er sein gelter darumbe. Aachen 1420—40 12 
(Lörsch 100): off der amptman eyman kummerde vur scholt — ind be 
dan den leys goen op syn wort, in dat he dan eweche ginge, ain eynnych 
recht darvan zo doin, so is der amptman vur die ainspraiche behaicht. 

3) Minden-Hannover um 1300 (Doebner, Städtepriv. 33): Si — 
advocatus — ipsum arrestatum sine licencia actoris recedere jusserit, 
in eo facit sibi violenciam et iniuriam civitati. 

“) Riga um 1300 II 10 (Napiersky 155): Welic man besat wert in 
user stat mit vulbort des vogedes, unde veret he ute dere besettinghr, 
he sal dat beteren der stat mit iii mr. sulvers. Clingen 1353 33 (Michelsen 
194): Welch gast wert ufgehalten und ged frevelichen weg mit gewalı. 
der vorlust eyn pfund phennynge keyn den richter. Cleve nach 1424 
109 3 (ZRG. 10 240): Wie oick der besettinge, die an oen geschiet werr 
als recht is, ongehoirsam weer und mit ghewalt uter besettinge toegr. 
dat wer gewalt, dat’s 5 mark den heer. Groningen 1425 add. 20 (Rbr. 1 9 
S. 62): off yenighe lude comen in onse stat — ende besaet worden — 
ende daerenbouen varen uter besaete, de sullen breken vyf zware mark —. 
Göttingen, Ordinarius s. v. Bekummeren 4 (1458) (v. d. Ropp 226). 
Bolsward 1479 29 (Rbr. I 5 S. 150): vaert die — vreemde man utter 
bekommeringe —, die verboert acht ponden. Bocholt 1481 52 (Wigand, 
Arch. III 1 S. 22): ghenge we ute der besaete sunder orlof, de weddet 
den gerychte sestich schillinge.. Ebenso Langensalza 1556 55 (Walch 
VII 328): Zeucht er darüber freventlich hinweg —, so wettet er dem 
gerichte 60 Schillinge. Vgl. auch Arnstadt 1543 4, 4b (Michelsen 89} 
Gelnhausen-Mergentheim, 16. Jh. II14 (ORStR.I 140). 
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samsverfahren nunmehr friedlos legen lassen!); läßt er sich 
dann betreten, so trifft ihn nach einer späten Quelle Ge- 
fängnishaft.?2) Seit dem 14. Jahrhundert wird noch be- 
zeugt, daß dem Kläger im Kontumazialverfahren, häufig 
schon nach einmaliger Ladung, die von ihm behauptete 
Arrestforderung zugesprochen wird.®) 


85. 


Der Sacharrest gegen den Fremden. 


I. Nicht nur die Person, sondern auch das Gut des 
Gastes unterliegt dem Arrest. Freilich ist behauptet wor- 
den, der Sacharrest entspreche jüngerer Entwicklung, und 
im Mittelalter seien noch Spuren eines Verbotes dieser 
Arrestform nachweisbar.) Aber die Behauptung ist in 
solcher Allgemeinheit unrichtig und trifft nur für eine be- 
stimmte Art des Sacharrestes zu. In älterer Zeit konnte 
nur der Arrest gegen den Gast zulässig sein, der in der 
Stadt betreten wird und, zur Leistung aufgefordert, sich 


!) Braunschweig, Verfestungsbuch 1347 (UB. IV 254): T. et E. 
fratres — morantes in Halctteren proscripti sunt ex parte J. G., quia 
abduxerunt bona eis prohibita —. Sneek 1456 66 (Rbr. 15 S. 84): voer 
die — vreembt man en wech bouen die becommeringhe —, 500 zullen 
die scepenen den — voerteyschen by daghen, — ende kompt hy dan 
des vierde daghes nyet ende verantwoert hem —, zoo sullen die schepenen 
(dem Kläger) zyn sculden toewysen nae zyn inwinst ende den — vreembt 
man voert vredeloes legghen —. 

2) Straubing 43 (Rosenthal 330): ging (der ausman) über das verpot 
aus, so der burger — dem verpot mit recht nach klagt, — wo man in hie 
betreten — mag, den sol der richter in fronvest füren und legen lassen, 
bis dem klager genueg beschiht. — Ein eigenartiges Verfahren in Göt- 
tingen 1400 2 (v. d. Ropp 95, vgl. das. 226). 

8) Clingen (oben S. 146 Anm. 4) fährt fort: unde der cleger erwyndet 
sin gelt, he sal aber eme lassin eyn gerichte hege unde myd eyme vor- 
sprechen syn gelt benenne. Bolsward 1455 23 (Rbr. I 5 S. 16): vaert 
dan die vuytheemden man en wech bouen die becomringhe, soe sullen 
die Schepenen den burger zyn. gud toewysen —. Sneek 1456 oben 
Anm. 1. Arnstadt 1543 167 4 (Michelsen 89): der wettet dem gerichtte 
die hochste buesse und der cleger erwinnet seine schult, er sol aber 
ime lassen ein gericht hegen und mit einem vorsprechen seine schult 
berahmenn. Langensalza 1556 55 (Walch VII 328). 

*) So Rudorff 57, 42. 
jos 
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dessen weigert. Dagegen war kein Rechtsgrund dafür ge- 
geben, in der Stadt aufgefundene Vermögensgegenstände 
des abwesenden und noch gar nicht um Leistung angegange- 
nen Schuldners zu arrestieren. Nur das ist es, was ältere 
Quellen verbieten; sie lassen einen solchen Sacharrest nur 
dann zu, wenn gegen den Gast vor seinem ordentlichen 
Richter Klage erhoben und dort Recht geweigert wurde'); 
nur damit war eine Arrest begründende Leistungsverweige- 
rung gegeben. 

1. War der Gast in der Stadt anwesend, so war dem 
Arrest nicht nur seine Person, sondern auch die von ihm 
mitgeführte Habe unterworfen?): durch die handhafte Lei- 


1) Stade, Priv. 1209 17 (Gengler 455): si forte civis vel alıquis 
incola terrae extraprovincialem aliquem habest super aliquo impetere, 
prius coram iudice extraprovinciali per iuris ordinem debet obtinere, 
ut licitum sit ei res ipsius oocupare. Gleichen Inhalts ist der Vergleich 
der bayrischen Herzöge Heinrich und Ludwig 1262 9 (Qu. u. Erört. 
V 184): quilibet coram eo primum iudice, in cuius residet officio, con- 
venistur —, ubi si forte respondere noluerit vel actori fuerit ab illo iudice 
iusticia denegata, — poterit actor ipsum ooram alio iudice, aput quem 
videlioet aliqua pars bonorum ipsius invenietur —, oonvenire. In Form 
eines Vorrechts der Bürger von Marburg bestimmt dasselbe das Stadt- 
recht von 1357 10 (Hess. hist. K. XIII 1 8. 82): Ouch ensal nyman, 
der undir unsirme gebide ist gesezzin, unsir burgir gud ansprechin, sundir 
her sal en an der stad zcusprechin, da her ist gesezzin. — Auch die Be- 
stimmung des Braunschweiger Otton. Stadtrechts 1250-79 17 (UB. 15) 
besagt das gleiche; Näheres unten 8. 190f. und Anm. 5. — Gerade das 
Gegenteil behauptet van Kuyk 150. 

2) Z.B. Münster-Bielefeld 1221 56 (Keutgen 153): Si civis obli- 
gaverit res hospitis, si eo die non venerit responsurus ad iudicium —. 
Freiburg i. Ü. 1249 78 (Zehntbauer 19): Si alter nonburgensis — burgensi 
sit — debitor et villam intraverit, ea, que ille in villa habet, — debet 
sasire. Iglau 1250 3 (Tomaschek d. R. 199): (zahlt Gast nicht,) extunc 
poterit ille civis illum — libere pro suis debitis impignorare. Goelar 
um 1300 (Göschen S. 66 Z. 35): Besette en enes gastes gut unde weile 
de gast antwarden vor sin gut —. Vgl. S. 67 Z. 1, S.68 2.39. Landau 
a. d. Isar 1304 (Oberbayr. Arch. 45 227): Ob ain purger seinen gelter 
vindet in der stat und ob er verbiutet mit dem schergen, swaz er hin 
in gefurt hat —. Sankt Veit, Rechtsbrief 1308 2 (Gengler 411): komt 
ein auzzerman in di stat, der einem purger gelten sol, den pfändet der 
purger wol auf recht —. Ruprecht v. Freising 1328 229 (Knapp 117): 
Eyn igleich man oder frowe, die purger sint, die verpietent einen igleicben 
man oder ein frawen um ir gelt wol in der stat, swenn si bereinchoment, 
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stungsverweigerung war mit der Person auch die Habe 
friedlos geworden. So erklärt es sich, daß schon die älteste 
Quelle, die über den Fremdenarrest Aufschluß gibt, beide 
Arrestformen im Zusammenhange miteinander nennen 
konnte!); wenn der Gläubiger den Arrest über die Person 
verhängt, kann er zugleich das in ihrem Besitze befind- 
liche Gut beschlagnahmen.?2) Das tritt insbesondere seit 
der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts als durchweg üb- 
lich in den Quellen uns entgegen.?) Aber es ist dabei folgende 
Entwicklung zu beachten. 


oder swer sines gelters guot innehat —. München 1340 60 (Auer 26): 
Verpeutt ain purger ainem gast sein güt umb gelt, peutt dann der 
gast dem purger fur vor vesper —. 


1) Braunschweig, Recht des Hagen um 1227 (1160) 14 (UB. 1 2): 
quicumque — in civitate alioui teneatur in debito et solvere noluerit, 
bene lioebit eum in civitate detinere et res suas oocupare. 

3) Daher wird häufig das Pferd oder der Wagen, die der Gast 
als Transportmittel benutzt, als Arrestobjekt genannt, vgl. z.B. Ulm- 
Ravensburg 1296 28 (Keutgen 196). Freiberg um 1300 41 1 (Ermisch 
230f.). Straubing, Stadtb., 14. Jh. 32 4 (Rosenthal 322). Die Unzu- 
lässigkeit des Arrests an dem, ‚‚das er under sinem gürtel begriffen hat“, 
so Diessenhofen 1371 87 (Schauberg II 18), entspricht der Entwicklung 
der Pfändung im späteren Mittelalter, vgl. Vermögensvollstreckung I 5l1f. 

?) Z. B. Landshut 1279 7 (Qu. u. Erört. V 316): si civis debitorem 
in civitate invenerit et bona, que induxit, per — preconem preceperit, 
hoc est detineri usque ad exhibitionem iustitie postulaverit, iudex non 
habebit sic detento dare licentiam contra voluntatem talis civis exeundi 
vel res extraducendi —. Freiberg um 1300 36 3 (Ermisch 225): Einen 
gast mugen si uffhalden zu aller zit unde sine pfert versprechen oder 
sine habe —. Neumarkt um 1300 587 (Qu. schles. G. 2 199): Is ensal 
nimant di geste ufhaldin adir pfenden, her en habe in e beclagit in sime 
lande —. Laufenburg 1315 (Schw. RQu. XVI 1, 6 S. 206): Enkein gast 
mag auch den anndern gast verhefften in der statt, sein leyb noch sein 
gut —. Heiligenstadt i. E. 1335 159 (Wolf 28): legit der borger sin phant 
nidder unde pfendet den landmann unde heldet ön uffe —. Tholen 1366 
36 (v. Mieris III 202): daer salmentse voren houden hem ende haer goet —. 
Villingen 1371 34 (ORStR. II 1 S. 43): Was usburger kneht sint und 
ir gesinde, wa die koment in die stat, die sol man wol haben und ir güt 
verbietten —. das nieman des andern lib noch sin güt verbietten sol 
in keins unsers usburgers gewalt —. Diessenhofen 1371 87 (Schauberg 
II 18): (der Gläubiger) mag ainen usman — verheften — mit allem 
dem gät, so er hie hat, —. Geldern um 1400 II 16 (ZRG. G. 32 287): 
(der Fronbote) sal den menschen ende guet besetten —. Utrecht 1456 
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Für den Gläubiger bestand kein Zwang, mit der Per- 
son auch das Gut zu arrestieren. Ja die älteren Quellen 
erwähnen in überwiegender Zahl nur den Personalarrest: 
es scheint in älterer Zeit durchweg Gebrauch gewesen zu 
sein, daß der Gläubiger die bloße Festnahme des Gastes 
bevorzugte.!) Das beruht darauf, daß der Zweck des Per- 
sonen- wie des Sacharrestes darin bestand, mittelbaren 
Zwang zur Leistung oder gerichtlichen Verhandlung auf 
den Gläubiger auszuüben?) Ihm wurde mit der Fest- 
nahme der Person so ausreichend gedient, daß eine Sach- 
beschlagnahme daneben kaum von Bedeutung war. Hierin 
konnte eine Änderung erst eintreten, wo, entsprechend der 
Fortgestaltung der übrigen Vollstreckungsmittel?), der Sach- 
arrtest die Aufgabe in sich aufnahm, dem Gläubiger un- 
mittelbar Befriedigung zu verschaffen. Diese Entwicklung 
ist seit dem 13. Jahrhundert eingetreten. Seitdem tritt 
auch der Sacharrest nach mehreren Richtungen in den 
Vordergrund. 

Einmal wurde Sacharrest auch dann zugelassen, wenn 
der Gast gar nicht selbst in der Stadt anwesend war. Die 
prozessuale Möglichkeit hierfür lag in einer immer weiteren 
Ausdehnung des Begriffs der handhaften Leistungsverweige- 
rung. Am frühesten konnte man ihm unterstellen den Fall, 
daß der Gast, vor seinem Richter verklagt, Recht ver- 
weigerte ?), oder daß er aus der Stadt unter Hinterlassung 
von Schulden entwich.5) Weiter ging man dazu über, auch 
dann eine solche Leistungsverweigerung als gegeben anzu- 
erkennen, wenn der Gast trotz Aufforderung, in die Stadt 
zu kommen, sich von ihr fernhielt.*) Ja endlich ließ man, 


13 1 (Rbr. 13, 2 S. 274): Alle onse borgheren — mogen alle wellgeboren 
lude bynnen onser stadt — hoir lijff ende goet besetten voir sculde —. 


1) Vgl. die Belege oben S. 108 ff. 

2) Vgl. oben 8.91 Anm.2 und S. 133 Anm. 6. 

®) Vgl. Vermögensvollstreckung I, insbesondere 532ff., 612ff. 

*) Oben 8.148 Ann. 1. 

s) Holzminden 1245 14 (Gengler 207): Si advena civitatem intra- 
verit et res oivium accomodaverit et postmodum recedens non per«l- 
verit, res illius per iudicem obligentur. 

*) Flensburg 1295 96 (Thorsen 99): Is eyn gast — schuldich enen 
borger gelt, so mach man mit borgen sin gud hinderen, wol dat he suluen 
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und das wurde für die Ausdehnung des Sacharrests ent- 
scheidend, sogar die Vorwegnahme der Besetzung zu, der 
dann die Feststellung der Leistungsverweigerung in Form 
der Aufforderung zur Leistung an den Gast erst zu folgen 
hatte.!) So erklärt es sich, daß seit der Mitte des 13. Jahr- 
hunderts der Sacharrest auch bei Abwesenheit des Gastes 
in steigendem Maße in Gebrauch kam?) und daß die Quellen 
dem Gläubiger immer häufiger die Wahl überlassen, die 
Person des anwesenden oder das Gut des abwesenden Gastes 
zu arrestieren.?) ' 


nicht kamen wyl tor stat. So auch Solms, GO. 1571 110 (fol. 7). Würz- 
. burg, Stadtgerichtsreformation 1582 18 (Knapp I 1299). 


t) Hierüber unten S. 156 ff. 

3) Hildesheim 1249 12 (UB. I 103): Si quis occupat bona alicuius 
hospitis, illa bona debent reservari, donec intimetur illi, cuius bona sunt. 
1300 17 (das. 281). Augsburg 1276 110 (Zus.) (Meyer 186): vindet (der 
Verletzte) sinen gescholn hinne oder sin gät —, der mag den wol genoeten 
oder sin gut verbiten —. Wismar 1306 (Burmeister 11): burgensis ille 
licite poterit bona illa arrestare, sed tamen hoc illi ruricole intimabit —. 
Bamberg 1306 267 (Zöpfl, UB. 77): verbeut man einem auswendigen 
man icht gellt — oder andere ligende habe, die er herein zu behallten 
hat geben —, so soll der clager es denselben verkunden lassen —. Mün- 
chen 1340 44 (Auer 19): Ob ainem gast sein gät mit fronpoten verboten 
wirt daz ainem purger, der sol daz verantwurten in vierzehen tagen, 
oberinner lants ist —. Hannover 1349 III 21 (Nieders. Arch. 1844 S. 364): 
Were ok sin ghud besat, dar mochte he bi komen ofte sin ghude bode. 
Brünn um 1350 110 (Rößler II 58): sicut potest reum — pro debitis 
occupare, sic etiam potest res eius occupare —, et ad illud iudicium 
debet reus venire —. Tholen 1366 36 (v. Mieris III 202): (Besetzung von 
Gästegut) waere die utlantse man by sinen goede niet, die scoude die 
balyu een wete doen —. Lübeck, Schreiben an Frankfurt 1374 (Lüb. 
UB. IV 247): quandocumque aliaqua bona nobiscum juridice arrestentur, 
{gnc necesse est, quod is, cuius illa bona sunt, personaliter ad locum illum 
— transveniat —. Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 52): (Verbot von 
Gästegut) Ist aber der gelter nicht enkagen gewesen —. Vgl. das. 5l: 
Verpeut ein burger einem gast sein hab auf dem wasser oder auf wagen 
und ist der gast nicht pei der stat —. Geldern um 1400 II 21 (ZRG. 
G. 32 287): weirt sake, dat wes have besatt werde ende dair nüt by en 
weir —. Vgl. auch Memmingen 1396 13 1 (v. Freyberg V 262). Iglau, 
Schöffenspr., 14. Jh. I 96 (Tomaschek, Oberhof 80). 

?) Braunschweig, Otton. Stadtr. 1250-79 19 (UB. I 5): Is en pape 
enen borghere scäldich, man mot ine wol ophalden oder sinen wagen 
oder sin gät, dat men nenen senedh darumbe soken ne darf. Duder- 
stadt 1314 (UB. 16): Welce man in unseme richte neyn güd enheft, dar 
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Die Entwicklung ging nun weiter dahin, dem Gläu- 
biger das Wahlrecht auch zu gewähren, wenn der Schuldner 
anwesend war. Der Gläubiger mochte in steigendem Maße 
dem Sacharrest den Vorzug geben!), da er sich durch ihn 
viel schneller und sicherer die dem Arrestzwecke nunmehr 
entsprechende unmittelbare Befriedigung verschaffen konnte. 
So wird denn seit dem 14. Jahrhundert dem Gläubiger die 
Wahl zwischen Personal- und Realarrest ausdrücklich in 
zahlreichen Quellen auch bei Anwesenheit des Gastes über- 
lassen.2) Aber erst im 15. Jahrhundert war der Befriedi- 


man up clagen moge unde eynem unser borgher schuldich is, de mach 
en eder sin gät uphalden vor sin ghelt. St. Pölten 1338 57 (Niederöst. 
Bl. N. F. 17 482): so schullen si sew selb oder ir hab in unser statt darumb 
aufhalten —. Königsfeld 1360 4 (Gengler 225): unumquemque debi- 
torem — aut ipsius homines et bona — occupent lioite et arrestent — 
Villingen 1371 34 (ORStR. I 1 S. 43): man verbiet im wol sin güt und 
habe, in och wol. Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 30): Ainen, der 
nicht burger ist, den mag man gefezzten oder sein hab verpieten —. 
Lüneburg 1401 50a (Kraut 58): Weret dat en borgher besette enen gast 
eder sin gud —. Salzwedel, 15. Jh. 13 (Gengler 398): we syn gud to 
borge deit —, de mach besetten den, deme he syn gud gedan hefft, edder 
syn gud —. 

1) Vgl. z.B. Freiburg 1249, Iglau 1250, Landau 1304, Sankt Veit 1308 
oben S. 148 Anm. 2. Weiter Klagenfurt 1338 3 (Gengler 221): Swaz ouch 
in dem stat frid gewandelt wirt von auzzern leuten mit den purgern, den- 
selben auzzern man pfendet der purger wol auf recht, swann er in die 
stat chumt —. Duderstadt 1434 148 (UB.417): Welck unser borgere eynen 
gast besettet, (so sofortiges Recht, sonst) scholde men deme gaste dat 
syne wedir entsetten. Klausen 1485 (Öst. W. 5 351): Wär auch, das ain 
gast ainem burger schuldig wer und käm in die stat zu ainem wirt, (so 
kann der Bürger) im sein gut verlegen zu ainem rechten — usw. 

3) Memmingen 1396 13 2 (v. Freyberg V 264): Wer uslüt herin 
nöt oder hie verbuit oder hie pfendet mit dez gerichtz botten —. Brünn; 
14. Jh. (Rößler II 402): in welchem gericht ein man seinen schuldiger 
vindet, da mag er in wol aufhalden oder sein guet —. Regensburg, 14. Jh. 
(v. Freyberg V 40): wann ain gast den andern gast seine ros und seinen 
wagen verpeut —, den schol auch der Juden schirg verpieten und der 
christen fronpot vessten mit dem leib. Vgl. das. 52: (ein Gast kann den 
andern) gevessten mit dem leib oder sein habe verpieten —. Straubing, 
14. Jh. 32 3 (Rosenthal 321): es soll auch ain gast dem andern weder 
sein leib oder gut hie nicht verpieten, es wär dann ainer hinfluchtig —, 
so mag man mit leib und gut zu recht verpieten —. Es mag auch 
ain ieder burger ainen gast umb schuld mit seinem leib oder sein gut 
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gungszweck so beherrschend geworden, daß der Sacharrest 
auch dem Recht genügend erschien, wenn er dem Gläubiger 
Befriedigung gewährte: seitdem entstehen Bestimmungen, 
wonach der Personalarrest erst zulässig sein soll, wenn der 
Sacharrest ohne Erfolg geblieben war.!) 

2. Auch der Sacharrest ist grundsätzlich eigenmächtig 
vom Gläubiger auszuführen), wobei er einen oder mehrere 
Bürger zuziehen soll.) Daran hielt man auch im späteren 
Mittelalter fest, wenn im Falle der Not ein richterlicher 
Beamter nicht erreichbar war.*) Im übrigen aber wird 


oder leib und gut miteinander hie verpieten lassen —. Coblenz vor 1425 
19 1 (Rh. GK. 17 93): wann einer, der nit burger ist, mit eim fremden 
zu schaffen hat und ine kummert ader syn guit —. 


1) So zuerst im Verfahren gegen Ausbürger nach Coblenz vor 1425 
106 (Rh. GK. 17 86): einen usserburger sall man nit kummern an seyn 
leib, sunder an gerichte gepieten, aber seyn guit und habe mach man 
kummern —. Weiter im Verfahren zwischen Gästen: Moringen, 15. Jh. 2 
(ZRG. 7 292): eyn — gast mach hyr den andern nicht bekummern, sunder 
eyn gast mag dez andern gastes gut bekummern. — Ohne solche Be- 
schränkungen erst Arau 1572 V 32 (Schw. RQu. XVI 1, 1 S. 247): Ein 
ingeseßner burger mag einen frömbden umb ein gichtige schuld — wol 
verpieten lassen, doch allein sin hasab und güt und nit sinen lyb. 

3) 2. B. Münster-Bielefeld 1221 56 (Keutgen 153): Si civis obli- 
gaverit res hospitis —. Hildesheim 1249 12 (UB. 1 103): Si quis occupat 
bona alicuius hospitis —. 1300 17 (das. 281): Swe bekömeret eines gastes 
gut —. Wismar 1306 (Burmeister 11): burgensis ille licite poterit bona 
illa arrestare —. Arau 1309 (56) (Schw. RQu. XVI 1, 1 S. 30): welcher 
verbüt des andern gät in der stat umb schuld —. Prag, Stadtb. 14. Jh. 
117 (Rößler 171): Absich keiner unser purger eins gasts gut unterwint —. 
Lauda, 15. Jh. II 17 (ORStR. I 193): wann ein burger einem auswen- 
digen etwas allhie verbeut —. Landshut, Stadtbuch XII 6 (1458) (Rosen- 
thal 194): wann ain burger ainen gast sein guet hie verbeutt —. 

?) Z. B. Flens®urg 1295 96 (Thorsen 96): mach man mit borgen 
sin gud hinderen —. Diessenhofen 1371 87 (Schauberg TI 18): (der 
Bürger) mag ainen usman — verheften mit ainem, der hie burger ist, 
mit allem dem gt, soerhie hat —. Klausen 1485 (Öst. W. 5351): Wär —, 
das ain gast ainem burger schuldig wer und käm — in die stat —, möcht 
dann der burger den richter oder den fronboten nicht gehaben, so mag 
derselbig wol zwen ander burger oder drei zu im nemen und im sein gut 
“ verlegen zu ainem rechten. 

“) Vgl. Klausen, vorige Anm.; weiter Utrecht 1508 19 (Rbr. 13, 2 
8. 290): aoe sellen — alle borgeren — alle buytenluyde off hoer goet — 
selver moegen sentasten ende dan twee borgeren — dairtoe roepen, 
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beim Sacharrest häufiger als beim Personalarrest betont, 
daß der Richter!) oder Fronbote?) dabei anwesend sein 
müsse. Darin tritt kein grundsätzlicher Unterschied beider 
Arrestarten zutage; es hängt vielmehr mit folgendem zu- 
sammen. Mehr und mehr überwog im Hochmittelalter der 
Arrest in Abwesenheit des Gastes. Dabei war nun eine 
sofortige Vornahme des Arrests nur selten erforderlich, da- 
her die Zuziehung des richterlichen Beamten regelmäßig 
möglich; sie erschien aber auch schon deswegen empfehlens- 
wert, weil die in Abwesenheit des Gastes vollzogene Arre- 
stierung seines Gutes einer besonderen Überwachung ihrer 
rechtmäßigen Ausführung und der Sicherung des Beweises 
hierüber bedurfte. 

Auch in allen anderen Beziehungen ist der Sacharrest 
dem Personalarrest identisch gestaltet.) So auch in der 


om dien man te houden ter tijt toe dat die aenclager eenen scoutendienre 
gehaelt zell hebben —. Renen 1546 10 (Rbr. I 13, 1 S. 381). 


1) Holzminden 1245 14 (Gengler 207): res illius per iudicem occu- 
pentur —. Meißener Rechtsbuch UI 4, 11 (Ortloff I 143): Beseczt der 
richter adder der botel gud in eyme huse —. Geldern um 1400 11 14 
(ZRG. G. 32 287): wie reet guet besette, die salt doen mit den bade over- 
mits richter ende schepen —. Rheinfelden 1468 (Schw. RQu. XVIl.: 
S. 145). 

2) 2. B. Landshut 1279 7 (Qu. u. Erört. V 316): si civis — bona, 
que induxit, per apparitorem id est preconem preceperit —. Vgl. 9 da:. 
Landau a. d. Isar 1304 (Oberbayr. Arch. 45 227): Ob ain purger — ver- 
biutet mit dem schergen, swaz er hin in gefürt hat —. Bamberg 1306 
264 (Zöpfl, UB. 76): Es mag der putel aber sich — der hab unnderwin- 
den —. Vgl. 273 das. 78. Neuötting 1321 (Oberbayr. Archiv 47 25): We- 
lich burger ein schergen nicht gehaben mag, der icht verpietten will, s0 
soll im der genannten einer woll verbietten —. München 1340 35 (Auer 16): 
(der Bürger) sol mit fronboten gesten in der stat if güt und gelt ver- 
pieten —. Vgl. 57 das. 24. Iglau 1370-1400 17 1 (Tomaschek, Ober. 
362): Ein gesworner bot hat kraft, — wenn yn der richter sendet —. 
eines gastis gut — zu verbietten —. Vgl. Schöffenspr. I 194 das. 1. 
Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 52): Verpeut ein burger — einem 
ausman ein pfärd oder essende pfant mit dem fronpoten —. Vgl. das. #. 
Salzwedel, 15. Jh. 13 (Gengler 398): we syn gud to berge deit —, de 
mach besetten den, deme he syn gud gedan hefft edder syn gud mit des 
richters vnde der stad knechte —. 

®) Widerstand gegen Realarrest kann mit Gewalt gebrochen wer- 
den. Goslar um 1300 (Göschen S. 68 Z. 39): Welle de richter enes gaste: 
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Verfolgung des Sacharrests, wenigstens wenn der Gast an- 
wesend ist: der Kläger soll den Arrest unverzüglich ver- 
folgen!), der Gast unverzüglich zu Recht stehen?) Von 
einer Aufhebung des Arrests durch Sicherheitsleistung ist 
freilich nirgends die Rede.) Das beruht darauf, daß die 
arrestierten Sachen die Bestimmung in sich trugen, dem 
Gläubiger zu seiner Befriedigung zu dienen: sie sind ein 
Pfand, dessen Einlösung vor Eintritt der Pfandvollstreckung 
dem Schuldner nur durch Schuldzahlung möglich war .®) 
II. Besondere Regeln haben sich indessen entwickelt 
für den Fall, daß das Gut des abwesenden Gastes arrestiert 
wurd. Hier wurde seit der Mitte des 13. Jahrhunderts 
eine Vorwegnahme der Besetzung des Gutes zugelassen, 
der die Feststellung der Leistungsverweigerung durch Auf- 
forderung zur Leistung an den Gast erst zu folgen hatte. 
Das Verfahren war dabei folgendes. Der Gläubiger konnte 
ohne weiteres das Gut des abwesenden Gastes, das er in 
der Stadt vorfand, unter Zuziehung des Richters oder des 
Fronboten arrestieren5) Von der erfolgten Arrestierung 
hatte er sodann den Gast zu benachrichtigen®); und zwar 


gut upholden, — unde welde men eme dat weren mit ghewalt oder mit 
anderem unrechte, of men dat werede, dat des nicht scude, dar ne dede 
men nen unrecht an. Meißener Rechtsb. III 4, 15 (Ortloff I 145), wonach 
auch Friedloslegung noch zugelassen ist. — Realarrest auch zur Nacht- 
zeit: Freiberg um 1300 36 3 (Ermisch 226). Vgl. auch Luzern, 15. Jh. 68 
(Segesser 35). 

1) Goslar um 1300 (Göschen 8.66 2.35). Meißener Rechtsb. 
II 4, 9 (Ortloff I 143). Memmingen 1396 XIII 2 (v. Freyberg V 264). 
Tholen 1366 36 (v. Mieris III 202). Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg 
V51, 52). Lüneburg 1401 (Kraut 58f.). Duderstadt 1434 148 (UB. 417). 
Lauda, 15. Jh. II 17 (ORStR. I 193). Solms, GO. 1571 I 10 (fol. 7). 
Kaiserstuhl um 1687 37 (Schw. RQu. XVI 1, 3 S. 194). 

2) Münster-Bielefeld um 1221 56 (Keutgen 153). Arau vor 1309 56 
(Schw. RQu. XVI 1, 18.30). Hannover 1349 III 21 (Nieders. Arch. 1844 
S. 364). Groningen 1425 VII 182 (Rbr. I 9 S. 66). 

3) Vgl. dazu Rudorff 99. 

*) Vgl. Vermögensvollstreckung I 618ff. — Über das Verfahren 
im einzelnen vgl. Planck II 390ff. 

8) Vgl. oben S. 154. 

6) Am frühesten bezeugt in Hildesheim 1249 12 (UB. 103): Si quis 
occupat bona alicuius hospitis, illa bona debent reservari, donec intime- 
tur illi, cuius bona sunt, et postea uno die et una nocte. 
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hatte nach älteren Quellen er selbst!), nach jüngeren der 
Richter?) die Mitteilung vorzunehmen. Sie mußte dem 
Gast selbst zugehen?®); erst im späteren Mittelalter suchte 
man dem Kläger darin Erleichterungen zu verschaffen.') 
Mit der Mitteilung mußte die Aufforderung verbunden wer- 
(den, das arrestierte Pfand in gesetzlich bestimmten?) oder 
vom Richter zu setzenden Fristen®) vor Gericht zu ver- 


1) Hildesheim um 1300 18 (UB. I 281): Swelich man enes ghastes 
gut beset unde eme to wetene deit bi semme boden —. Wismar 1306 
(Burmeister 11): burgensis — poterit bona (ruricole) arrestare sed tamen 
hoc illi ruricole intimabit —. Bamberg 1306 267 (Zöpfl, UB. 77): verbeut 
man einem auswendigen man — ligende habe, die er herein zu behallten 
hat geben —, so soll der clager es den selben verkunden lassen von ge- 
richts wegen —. Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 52): Ist aber der 
gelter nicht enkagen gewesen, so wirt im ertailt ein potschaft ze tun 
umb das essent pfant —. 


2) Tholen 1366 36 (v. Mieris III 202): waere die utlantse man by 
sinen goede niet, die soude die balyu een wete doen binnen alsoe corten 
tyt, als scepenen recht dochte, op des geens cost, die in den onrecht valt. 
Geldern um 1400 II 21 (ZRG. G. 32 287): weirt sake, dat wes have be- 
satt worde ende dair niet by en weir, den sal man die besettinge an synen 
mondt mit den bade overmyts richter ende schepene doen —. Arnstadt 
1543 167 6 (Michelsen 89). 


3) Vgl. die Belege der drei letzten Anm. 


4) Mitteilung an Weib und Kind, wenn der Gast außer Landes ist: 
Purgold, Rechtsb. 15. Jh. Anf. VII 33 (Ortloff II 216): Ringt aber der 
kleger darnach, das man des gast wib und kinden vorkundige, ab her us 
dem lande ist, das sein gut gekomert sey, wollen sy das verantwortten 
mit recht, das sal man in gunnen. — Mitteilung an die letzte Herberge: 
Goldach, Offnung 1463 32 (Schw. RQu. XIV 1 8. 120): wenn ain insess 
ainem gast das sin mit recht’ verhefft, das sol man dem gast under ougen 
verkunden —; möchti aber das pfand den oosten nit ertragen, so soll 
man dem gast den hafft verkünden an die herberg, da er züledst zä her- 
berg gewesen ist —. Vgl. das. 216, 431. 


5) Bamberg 1306 267 (Zöpfl, UB. 77): soll der clager es den selben 
vorkünden lassen, — ob er es versprechen oder verantwortten will, das 
er das thue in vierzehen tagen, in acht tagen, in dreyen tagen oder über 
zwerch nacht. Vgl. 269 das. Goldach 1463 32 (vorige Anm.): 8 Tage. 


*) Tholen 1366 36 oben Anm. 2. Hessen, Gerichtsordnung 1497 
(fol. 5b): So haab oder güt eynes gasts bekömmert wärde ine seinem 
abwesen, so soll ime vber landt verkündet werden und eyn nemlichen 
tag nach gelegenheyt seins abwesens gesetzt — werden. Leeuwarden 
vor 1537 160 (Rbr. I 5 S. 266): salmen hem eene schriftelijcke weten- 
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antworten!); auch war für Sicherung des Beweises zu 
sorgen.?) 

Während der Dauer des Arrestverfahrens hat der Gläu- 
biger das arrestierte Gut selbst in Verwahrung zu halten, 
vorausgesetzt, daß er ein seßhafter Bürger ist?); essende 
Pfänder soll er im Spätmittelalter auf Kosten des Gastes 
in einer Herberge einstellen”) Nach der Mitteilung soll 
nun der Gast kommen und das Gut vertreten. Kommt 
er, so wird das Gut aus der Beschlagnahme befreit und 


schop doen opde arrestacie toe veruolgen —, ende ingeual die gedaeghde 
op zijn dach nyet compareerde —. 

3) Ohne Angabe fester Termine, die aber zweifellos nicht fehlten, 
in Geldern um 1400 II 21 (ZRG. G. 32 287): (dem Gast) sal man die 
besettinge aen synen mondt — doen, dat he koeme ende verantwerde 
syne have —. Armstadt 1543 167 7 (Michelsen 88): sollen dem manne 
verkündigunge tbuen mit des gerichts brieff, das er queme und sein gut 
verantwurtte —. — Mehrmalige Fristsetzung kann ich nur in Bamberg 
(oben S. 156 Anm. 5) nachweisen, regelmäßig genügt einmalige, so schon 
in Hildesheim 1249 12; 1300 17, 18 (UB.1 103, 281). Eine Ladung liegt in 
der Mitteilung des Verhandlungstermins nicht. Vgl. auch van Kuyk 177. 

2) Hildesheim um 1300 18 (UB. I 281): scal de, d« et beset hevet, 
self ander unde de bode vor deme rade uppen hilighen erwaren, dat de 
bode den gast ghesproken hebbe unde dat gut also beset hebbe, also 
be van rechte scole. Bamberg 1306 268 (Zöpfl, UB. 77): umb dasselb 
verkundigunge soll der bot auff den eyde sagen, ob er also geworbenn 
habe vor gericht, und sol auch sagen, was man im zu antwortt geben 
habe —. Arnstadt 1543 167 6 (Michelsen 89): (der Gerichtsknecht des 
Klägers) sol dem gerichts knechte, der do in dem gericht ist, do der 
wonet, sein willen machen, das er dem das gebot thue, und sol dartzu 
zwehne biderman nemen und heischen, die der verkundigunge bekant- 
lich sint —. 

3) Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 5lf.): Verpeut ein burger 
einem gast sein hab auf dem wasser oder auf wagen und ist der gast 
nicht pei der stat, ist dann der burger so stathafft, er pringt mit der urtail 
hindurch, daz man in diselb hab haimtragen lat in sein haus, untz daz 
si der gast verantburtt. 

4) Straubing, 14. Jh. 32 4 (Rosenthal 322): es mag ain mitburger 
ainen gast umb sein schuld ross ausziehen und zu ainem gastgeben stel- 
len —. Geldern um 1400 II 21 (ZRG. G. 32 287): die have sal man yn 
een berberge setten ende laten se vüederen, dat se niet verderflich en- 
werde. Niederwil 1466 26 (Schw. RQu. XIV 1 8. 431): Geb aber ainer 
ainem essend pfand, daz mag ainer an ainen wirt stellen, uf die hutt 


spisen —. 
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er muß sofort der Klage antworten.) Kommt er nicht, 
so muß der Bürger noch eine gesetzliche Frist verstreichen 
lassen ?), danach gewinnt er, indem er die arrestierte Sache 
vor Gericht aufbietet?), die Schuld auf das arrestierte Gut, 
das ihm in Höhe der Schuld zu Eigentum verfällt?); nach 
späten Quellen muß er es verkaufen?) 

III. Eine eigentümliche Rechtslage entstand, wenn 
Vermögensbestandteile eines fremden Schuldners im Ge- 


1) Wismar 1306 (Burmeister 11): ruricola venire potest et liberare 
bona sus —. Hannover 1349 III 21 (Nieders. Arch. 1844 S. 364): Were ok 
sin ghud besad, dar mochte he bi komen ofte sin ghude bode, dat scolde 
men ome entsetten unde he scolde antworden uppe deme vote, al« 
recht were. Brünn um 1350 110 (Rößler II 58): ad illud iudicium debzı 
reus venire et res disbrigando actoris queremoniis respondere. Lübeck, 
Schreiben an Frankfurt 1374 (Lüb. UB. IV 247): necesse est, quod is, 
cuius illa bona sunt, personaliter ad locum illum, ubi arrestata sunt, 
transveniat et ea dearrestet —. 


3) Nur einen Tag in Hildesheim 1249 12, 1300 17 (UB. I 103, 281} 
— 14 Tage in Wismar 1306 (Burmeister 11): si autem venire noluert, 
burgensis ille eadem bona primo coram civili judicio exhibebit et ulterius 
per XIIII dies tenebit. München 1340 44 (Auer 19): Ob ainem gast 
sein güt mit fronboten verboten wirt —, der sol daz verantwurten in 
vierzehen tagen, ob er inner landes ist, oder in drein vierzehen tagen. 
ob er auzzer landes ist —. 


3) Wismar 1306 vorige Anm. Wesel, 14. Jh. 31 (Z. berg. GV. 
4 83): Eyn die eens vreemden mans pant upbaedet voir den g* 
rychte —. Leeuwarden vor 1537 160 (Rbr. 15 S. 266): ingeual die gr- 
daeghde op zijn dach nyet compareerde, salmen alsdan die arresteerde 
goeden dryemal voir recht opbieden ende rechtelijck op redelijcken prı® 
— te hande laten setten. 


“) Hildesheim um 1300 17 (UB. I 281): kumpt he nicht —, de 
vor dat gut antworde, so scal me et deme antworden, de et beset hetet, 
vor also vele gheldes, also he daran beset hevet. Wismar 1306 (Burmeister 
11): Deinde per iuramentum suum acquiret debita sua super eadem bona 
coram judicio —. Bamberg 1306 270 (Zöpfl, UB. 77): versaumbt dan der. 
des die habe ist, die selben gericht alle, das er die habe nit verspricht. 
— so soll man dem clager die hab offenn. Leeuwarden, vorige Anm 
Arnstadt 1543 167 7 (Michelsen S. 89): komet er nit, so wirt sein mt 
erstandenn mit gerichte. 

5) Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 52): kumpt dann gelter - 
nicht —, so behebt der anchlager dem gelter an und verchaufft ds: 
essennt pfannt zestund mit dem rechten. Goldach 1463 32 (Schw. RQu 
XIV 1 S.120, vgl. 216, 431). 
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wahrsam eines Bürgers!) waren, ein Fall, von dem seit der 
zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts häufig die Rede ist.?) 
Auch dann war die Beschlagnahme des Gutes zulässig), 
natürlich nur unter der Voraussetzung, daß das Haus, in 
dem sich das Gut befand, nicht von der städtischen Ge- 
richtsbarkeit eximiert war.) Aber besondere Rechtssätze 
ergaben sich daraus, daß der Kläger sich zunächst an den 
Wirt als den Herrn des Hauses wenden mußte, und aus 
Gedanken des Hausfriedensschutzes nicht berechtigt war, 
das arrestierte Gut eigenmächtig in seine Gewalt zu neh- 
men.) Er mußte vielmehr folgendes Verfahren einhalten. 


1. Er hatte dem Wirt die Besetzung des Gutes mitzu- 


I) Dagegen finden die gewöhnlichen Regeln Anwendung, wenn 
sich das Gut im Besitze eines sonstigen Dritten, z. B. eines Hintersassen, 
Frachtführers befindet, vgl. Goslar um 1300 (Göschen S. 66 Z. 13), Liv- 
land-Lübeck 1299 (Lüb. UB. 1621), Meißener Rb. III 4, 5 (Ortloff I 142). 

2) Vgl. Planck II 380f.; Rudorff 108ff., deren Darstellung aber 
in wesentlichen Punkten berichtigt wird. 

3) Z. B. Augsburg 1276 141 1 (Meyer 221): Wirt gut verboten in 
eines manncs gewalt, swaer der wirt ist —. 2: Swaer verbiutet gut in 
eines wirtes gewalt —. Landshut 1279 9 (Gengler 234): nulla erit domus 
totius civitatis, quin res infectae vel illatae per — praeconem valeant 
interdici. Goslar um 1300 (Göschen S. 66 Z. 6): Wert under emme enes 
gastes gut besat —. Iglau 1370—1400 17 1 (Tomaschek, Oberhof 362): 
Ein gesworner bot hat kraft —, wenn yn der richter sendet in eines 
burgers haus, eines gastis gut daselbist zu verbieten auffein recht. Halle- 
Naumburg, 14. Jh. (42) (Mühler 88): Eyn richtir mag vor eynes itzlichis 
mannes hus gehen unde mag under deme wirte beseczzen, waz her vrom- 
des gut uf deme hofe hat. Worms, 14. Jh. 123 (Kohler, Carolina IV 36): 
wer do güt bekummert bit dem gerichte in eynem hüse —. 

*) In Bischofsstädten nicht in Häusern der Immunität, vgl. oben 
S. 130 Anm. 3. Kein Arrest im Hause von Ausbürgern außerhalb der 
Stadt: Villingen 1371 34 (ORStR. II 1 S. 43), vgl. 1592 25 (das. 178). 
Vgl. auch Goslar 1290 (UB. II 418) und um 1300 (Göschen S. 66 Z. 3). 

5) Charakteristisch die Unterscheidung in Iglau 1370—1400 17 1 
(Tomaschek, Oberhof 362): das Gästegut wird ‚‚auf ein recht‘ verboten, 
dagegen der arrestierte Gast wird sofort vor Gericht geführt. — Für die 
Besetzung in einem wüsten Hause gilt daher: Goslar um 1300 (Göschen 
S. 61 Z. 23): Bringhet en gast sin gut in en wöste hus, dar nen wirt inne 
ne is, de dar van antwarden wille, of dat dar inne besat wörde, deme 
gude scal de kleghere volghen mit rechte, liıker wis alse up der straten. — 
Den Gedanken des Hausfriedensschutzes betont noch Horst, 16. Jh. 
11 49 (Rbr. I12 S. 253). 
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teilen!) und konnte nun entweder das Gut im Gewahrsam 
des Wirts belassen oder die Herausgabe des Gutes verlangen. 
Verlangt er die Herausgabe des Gutes, so soll der Wirt 
dem nachkommen?), und dann nimmt der Kläger das Gut 
in seine Verwahrung?); erst seit der Mitte des 14. Jahr- 
hunderte soll es vielfach dem Richter zur Aufbewahrung 
gegeben werden.*) Verweigert der Wirt die Herausgabe, 
so haftet er dem Kläger für dieses ihm friedlose Gut‘) 


1) So z.B. in Iglau, Schöffenspr. I 194 (Tomaschek, Oberhof 109): 
wanne der selbe gesworen pote in des selben purgers haws kumpt, w 
schal her benennen, vor wiuil oder vor wen her desselben gastes gut 
vorpyte und von weswegen her es vorpyte —. Duderstadt 1434 5 (UB. 
599): Wor eyn unser borgere undir deme anderen — besetten wil umme 
schult, — dat sohal men deme werde — sulven seggen unde witlik don 
in der herberge, dar man ynne besettet. 

2) Bamberg 1306 264 (Zöpfl, UB. 76): Es mag der putel — sich 
— der hab unterwinden und die aus dem hauss ziehen fur schulld. Er 
büßt bei Widerstand, wenn er nicht durch eigenes Gelöbnis eintritt. 
Braunschweig, Niedergerichtsordnung 1532 III 38 (UB. I 320): Eyn 
borger schal dem andern kummers staden effthe de perde edder dath 
guth uth synem huse theyn laten. Dar he dath nicht doin wolde und 
syck dargegen uphelde, brickt dem gerichte eine margk. — Er kann aber 
mit seinem Eide beweisen, daß die arrestierten Güter sein Eigentum 
sind. Worms, 14. Jh. 123 (Kohler, Carolina IV 36). 

3) Augsburg 1276 141 1, unten S. 161 Anm. 1. Goslar um 10 
(Göschen S. 66 Z. 6), unten 8. 161 Anm. 2. Neuburg 1332, unten 
Anm.5. Memmingen 1396 XIII 1, unten 8.161 Anm. 1. Meiningen 1450, 
unten Anm. 6. 
| 4) Brünn 1353 391 (Rößler II 179): judex ipsas in suam recipist 
custodiam interdicenti de ipsis iuxta suam querimoniam de justitis pro- 
visurus, Iglau 1370—1400 17 2 (Tomaschek, Oberhof 362): sal des rich- 
ters bote dasselbe gut zu dem richter furen. Do sal es also lange bleibe, 
bis das sich der gast, des dasselbe gut ist, von yenem, der es ym ver- 
boten hat, mit einem rechten emprichet. Schöffenspr. I 194 (das. 109): 
mag der putel daz selb gut in des richters gewalt vuren, cziben oder 
tragen, und do pleybet es also lange, uncz das hers von jenem entwirtet, 
der es hyes vorpoten. Vgl. auch Landshut 1424 nächste Anm. 

6) Neuburg a. d. Donau 1332 (Oberbayr. Arch. 45 252): (will der 
Wirt für das Pfand nicht antworten), so soll er sich des pfands under- 
winden auf ain recht; widerständ man im das, so ist inn dieser seines 
gelts schuldig, darumb er das pfant verbotten hat und dem vogt des 
wandels. München 1340 299 (Auer 115): Swer ain ros oder ain ander 
pfant datz ainem wirt verpeut, daz sol im der wirt oder sein ingesind 
zaigen, ob er davon nicht antwurtten wil, der wirt sol sein gelter dorumb 


ve 
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Die Quellen stellen demnach fest, daß der Wirt sich durch 
freiwillige Herausgabe des Guts von seiner Haftung be- 
freien kann!), und zwar auch dann, wenn der Kläger das 
Gut ‚nicht annehmen will?2): das Hausen und Hofen des 
friedlosen Gutes als solchen ist es, das die Haftung her- 

2. Der Kläger kann aber auch das arrestierte Gut im 
Gewahrsam des Wirtes lassen, und er soll es tun, wenn 
der Wirt den Gast oder sein Gut vor Gericht zu stellen ver- 


sein, umb als vil, des daz pfant wert ist. Landshut 1424 XVI 4 (Rosen- 
thal 200): welherlai guet man daz ainem burger — verpeutt, ist dann, 
das der selb wirt — dem ambtmann tankke antwurt gibt und zaigent 
dem ambtmann dasselb guet — nicht trewlich angeuer, das sich sein der 
ambtmann unterbind, ob der wirt oder wirtin nicht gehaissen oder darzu 
versprechen wolt, so sol er es jenem selb gelten. — Meiningen 1450 
(Grimm, W. III 599): wil (der Wirt für das Gut) nicht spreche, so mag 
derselbe burger sich der habe mit einem friboten — underzihen. 

1) Augsburg 1276 141 1 (Meyer 221): (der Wirt kann erklären:) 
„ich wil iwer gaumer noch iwer behalter nicht sin, unterwindet iuch 
des gutes unde behaltet ez selbe‘, daz sol er tun, ez sin ros oder ander 
gut. Brünn 1353 391 (Rößler II 179): Si in domo ouiuscumque res ali- 
cuius extranei — interdicuntur, dominus domus, nisi velit, ad rerum 
interdictarum conservationem nullatenus obligatur; imo si tempore 
interdicti nuntiis judicis dicit, quod res interdictas nolit custodire, judex 
ipsas in suam rTecipiat custodiam. Iglau 1370—1400 17 2 (Tomaschek, 
Oberhof 362): der burger auch, in das hauss das gut versprochen wirt, 
ist nicht gebunden, das er dasselbe gut inne halde, sunder er mag sich 
sein wol eusern —. Memmingen 1396 XIII 1 (v. Freyberg V 263): der 
wirt — sprach: „Ich wil dir zaigen, was ich der uslät gätz in miner ge- 
walt han, oder waiss, das nim selber, dez wil ich dir wol gunnen, wan 
ich wil dir nichtz darumb haft sin.‘“ So mag er ez wol nemen. (Er kann 
aber einen Offenbarungseid verlangen,) ‚das si nit mer wissent ungevär- 
lich‘. Iglau, Schöffenspruch I 194 (Tomaschek, Oberhof 109): Spricht her 
aber also: „ich nim mich um des gastes gut nicht an und wil seyn 'nicht 
warten“, so mag der putel daz selb gut in des richters gewalt vuren —. 

%) Augsburg 1276, vorige Anm., fährt fort: Nimt aber erz daruber 
niht, mak daz der wirt bringen mit dem waibel unde mit eime darzu, 
des sol er geniezzen, unde hat iener nihtes niht mer mit im ze schaffenne. 
Goslar um 1300 (Göschen 8.66 Z.6): Wert under emme enes gastes 
gut besat unde ne wel he dar nicht vore stan unde wel he deme dat ant- 
worden, de dat under eme besat heft, ne wel he des nicht nemen, so ne 
darf he nene not darumme vorbat liden, of he dat betughen mach, dat 
he dat nicht nemen ne welde, do men eme dat bot to antwardene. Anders 
erst in Baden 1534 (160) (Schw. RQu. XVI 1, 1 S. 217). 
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spricht.!) In diesem Falle muß der Wirt dann auch selbst 
dem abwesenden Gast die Besetzung mitteilen?) und, wenn 
der Gast nicht rechtzeitig erscheint, selbst auf die Klage 
antworten?) oder das Gut zur Befriedigung des Gläubigers 
herausgeben.) Ist der Gast anwesend, so muß der Wirt 


ı) Neuburg a. d. Donau 1332 (Oberbayr. Arch. 45 252): Wer auch 
ein pfanndt in des andern gewallt verpeutet, will im der, datz dem es 
verbotten ist, davon antworten, so soll ers lassen in seiner gewalt. Mei- 
ningen 1450 (Grimm, W. III 699): ob — ein gast mit seiner habe — in 
eins burgers huss verkommert wurde, wil der wirt dafur spreche, das 
im die habe nicht entpfrendet werde, so sal er im glauben. Vgl. auch 
München 1340 299, Landshut 1424 XVI 4 oben S. 160 Anm. 5. Vgl. auch 
Gotha, Stadtr. 13. bis 16. Jh. 36 (Thür. GQu. 9 214): Will aber der 
wirth in deme gebote nicht stehn, szo sall sich der cleger czu deme guthe 
mit gerichte ozyhen. 

2) Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 51): Verpeut ein burger datz 
einem andern burger einen awsman sein hab mit dem fronpoten, ex sol 
der burger, der di hab verpoten hat, ienen burger ein chundung tun fur 
recht; hat dann derselb iens hab ynne, so wirt ertailt, einem awsman 
ein potschaft ze tun ye nach der weit und er geseßen ist ze chomen auf 
ein genanten tag fur recht, ob er dy hab gein einem, der verpoten hat, 
verantwurtten well —. Purgold, 15. Jh. Anf. VII 32 (Ortloff II 216): 
Bekummert eyner eyns gastes gut by seim wirte, und klagt daruf, der 
wirth sal des kegen dem gericht tag gewynne, das hers seym gaste ver- 
kundigen mog, sein gut zcu entreden —. Duderstadt 1434 5 (UB. 39): 
dii da let besetten, schal deme werde eynen boden geven, efte bey den 
eyschet. Dy schal dat yenneme entbeyden, von deswegen besat wert. 
Nürnberg, Reformation 1479 IV 3 (fol. 8b). 

3) Duderstadt 1434 5 (UB. 399): Vorantwordet des dii man nicht, 
undir deme besat wert, bynnen virtein dagen, so heft di borger, dii 
besat hadde, syne schult gewunnen. Vgl.auch Regensburg, 14. Jh. (v. Frey- 
berg V 53). 

4) München 1340 44 (Auer 19): (der Kläger soll sich nach 14 Tagen) 
des güts unterwinden. Goslar-Nordhausen, 14. Jh. 2. H. (18) (Neue 
Mitt. 13 S. 34): besat en unse borger under eynem unsen borgere eyne: 
gastes gut, so hefft dy borgere, under deme dat gut wert besat, verczen- 
nacht dagh der besate. Und wert dat sulve gut danne — van ome gee*- 
schet, dat mot he van sek antworden. Meißener Rechtsbuch III 4, 4 
(Ortloff I 141). Purgold, 16. Jh. Anf. VII 31 (Ortloff II 216): (Der Wirt 
ist damit) ledig kegen dem gerichte und in allen gerichten, ab yn der 
gast umb sein gut anderss wolde fordern und ansprechen, wan her das 
mit gerichte beczugen magk, das her es mit urteln dem kleger von gerichts 
wegen muste antworten. Dagegen wird in Bamberg Sicherheitsleistung 
verlangt. 1306 271 (Zöpfl, UB. 78): Es soll aber der clager dem, der 
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dafür sorgen, daß der Gast zum nächsten Gerichtstermin 
vor Gericht kommt!); kann er das nicht, so muß er das 
Gut ausliefern.”) Immer trifft den Wirt dann eine Ver- 
wahrungspflicht am arrestierten Gute.?2) Er haftet dem 
Kläger, wenn er das Gut aus seinem Gewahrsam läßt‘) 
Freilich kann er nach älteren Quellen das Gut an den Gast 
oder einen Dritten herausgeben, wenn er diesem die Heraus- 
gabe gelobte®); aber solche Gelöbnisse werden seit der 


die hab innen hat, vergewissen, — was in und sein erbe darumb angieng 
von dem, des die hab gewesen ist, das er im davon helfft an allen seinen 
schaden. 

1) Wien um 1350 21 (Schuster 56). 

2) Augsburg 1276 141 1 (Meyer 221): Wirt gut verbotten in eines 
mannes gewalt, swaer der wirt ist, der ist nicht schuldik sinen gast 
ze vahenne. 

3) Bamberg 1306 261 (Zöpfl, UB. 76): zu welchem wirt gellt ver- 
poten wurdt oder annder habe, das sich ein wirt unnderwunden hette, 
der soll — die hab innen hallten und auss seiner gewallt nit kommen 
lassen, es sey dann vor mit dem rechten geledigt von dem clager. Dort- 
mund, 14. Jh. (III 75) (Frensdorff 86): Worde gud under unseme borgere 
besat —, dey borghere mach sich des gudes nicht üteren, bit dat gud 
mit gherichte ghewännen si —. Vgl. Danzig, 15. Jh. 123 (Töppen 49). 
— Keine Verwahrungspflicht trifft den Wirt an Habe, ‚‚der sich der wirt 
nicht unterwunden hat und dofur der wirt nit gesprochen hat auszugeben 
dem putel auff recht oder gegen dem, von des wegen es verpoten wurdt‘““. 
Bamberg 1306 263 (Zöpfl, UB. 76), vgl. 264 das. 

4) Augsburg 1276 141 1 (Meyer 221): swaz er gutes da ce im hat, 
ez si in sime huse oder vor der tür oder swa er ez in siner gewalt hat, 
das sol er von im nicht lazzen, e iener gewaert waerde, der ez da ver- 
boten hat —. Tüt er des nicht unde laet daz gut von im, so ist er ieme 
sins gutes schuldik als er den wirt bewisen mak mit sinem eide der ez 
da verboten hete. Das gilt auch dann, wenn die Besetzung in Abwesen- 
heit des Wirts seiner Frau mitgeteilt wurde, Augsburg 141 2 (da«.). 
Anders im Meißener Rechtsb. III 4, 11 (Ortloff I 143); hier soll vielmehr 
„der, der is besaczt had, daz gud besurgen, bis daz der wert zcu huse 
kempt“. 

5) Bamberg 1306 262 (Zöpfl, UB. 76): Er hette den mit namen 
geredt, das er dasselbe gelt oder die habe dem, das es ist, auss der stat 
in ein ander gericht antwortten sollt, das soll er thun, und soll in das 
gebot nichts daran hindtern. Ruprecht v. Freising 1328 229 (Knapp 117): 
laugent iener nicht, er hab gät von seinem gelter inne, und spricht, er 
sulle im daz an schaden antwurtten, daz hab er im gelobt, und tar er 
daz bereden mit seinem aide, so ist er ledich von dem, der in da ver- 
loren hat —. 

11* 
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Mitte des 14. Jahrhunderts verboten.) Dwuldet er den 
Arrestbruch des besetzten Gastes?), so wird er nicht nur 
dem Kläger haftbar®), sondern er macht sich auch buß- 
pflichtig®); er kann sich von Haftung und Buße nur da- 
durch befreien, daß er nachweist, der Arrestbruch sei ohne 
seinen Willen erfolgt®); aber auch dann muß er dem Kläger 


1) München 1340 50 (Auer 21): Ez mag nimant dem andem sein 
gät noch sein gelt — gehaizzen ze schirmen fur ander sein gelter fur 
niderlegen und fur verbiten mit fronboten. Villingen 1371 37 (ORStR. 
II 1 S. 45): das nieman dem andern geloben sol, sin gät für die stat ze 
antwurtent für verbieten —. 

2) Auf ihn finden die gleichen Regeln Anwendung wie für den 
Bruch des Personalarrests, vgl. oben 8. 146f. So z. B. Bamberg 1306 265 
(Zöpfl, UB. 77): der aus dem gebot geet oder die haab aus dem gebot 
zeucht, do verfellet er dem schultheisenn — drey schilling. 266 das. 
Cleve 109 3 (oben 8. 146 Anm. 4) fährt fort: die besat guet sonder orlofl 
— uter besettingen vuert, die verboert gelic als voirs. is. Vgl. weiter 
Riga um 1300 II 8 $ 1 (Napiersky 154). Zuidholland (40) (Rbr. 14 S. 251). 

8) Riga um 1300 II 8, 2 (Napiersky 154): Iset ok dat de here des 
huses, dar dat güt inne bekämberet was —, let dat gut nemen mit willen, 
den broke sal he beteren der stat mit j mr. säluers unde deme vogede 
IIII ore, unde sal antworden vor also danich gät, alse under eme be- 
kümberet was. Memmingen 1396 13 1 (v. Freyberg V 263): Wan ain 
burger — ainen gast — hie verbiut umb sin schuld — in aines burgers 
— gewalt, und ist, das der selb burger diu pfant darüber laut usfüren 
oder tragen, die müssent dem, der ez verbotten hat, fur die uslät gelten, 
alz vil diu pfant wert sint, diu verbotten warent —. Basel 1399 (RQu. 
I 60): wirt hinder iemand dtzit verbotten mit gerichte, was der des über 
das gebotte — von handen und ußer sinem gewalte laßet komen und 
git, das sol er bezalen und abtragen dem, von des wegen das gebotte 
beschehen ist und dem gerichte verbeßern —. Iglau, Schöffenspr. I 1% 
(Tomaschek, Oberhof 108): let (der Wirt) des gastes gut daruber aus, 
her mus das gelten, dovur dasselb gut verpoten was —. Aachen 1420-40 
11 (Lörsch 99): off eyn man have und guyd dede kummeren in eyn3 
wertz huyss —, ind liesen darinboven die have ewech vuren off dragen, 
so moyst der gen dat verrichten, in des huyss der kummer gescheyt 
were, in den meyer 30 ß. Moringen, 15. Jh. 4 (ZRG. 7 292): off eyn bürger 
bekummerde gut in eynes anderen huß, der borger schal deme jenen, 
de den kummer gedan heft, to solker schult antwerden, let he dat en 
wech bringen dat bekummert was. 

4) Vgl. Riga, Basel, Aachen in voriger Anm. 

5) Goelar um 1300 (Göschen S. 67 Z. 1): Wert under emme unsem 
borghere enes gastes gut besat, of eme de gast dat gut untvernet mit 
ghewalt oder düfliken oder en ander, des blift he sunder scaden, efte be 
sin recht darto do, dat it ane sinen rat gheschen si. Moringen, 15. Jh. 48 
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wenigstens bei Wiedergewinnung seines Gutes behilflich 
sein.!) 

IV. Der Arrest gegen das Gut des Gastes beruht auf 
dem Gedanken der relativen Friedlosigkeit des Leistung 
verweigernden Schuldners, die mit seiner Person auch sein 
Gut ergreift. Das Hausen und Hofen des relativ friedlosen 
Gutes ist es, das die Haftung des Wirtes herbeiführt. Dar- 
aus ergibt sich auch, daß der Beschlagnahme des Gläu- 
bigers das gesamte im Gerichtsbezirke befindliche Gut des 
schuldnerischen Gastes unterliegt. Freilich von einer Be- 
schlagnahme des gesamten schuldnerischen Vermögens kann 
hier nicht die Rede sein, da regelmäßig nur ein beschränkter 
Teil dieses Vermögens in die Stadt gekommen war; eine 
Beschlagnahme von Liegenschaften insbesondere konnte’ 
nicht in Betracht kommen, denn der Gast ist in der Regel 
ein nicht angesessener Mann. Aber daß es sich dem Wesen 
des Instituts nach nicht um eine Spezialbeschlagnahme 
handelt, ergibt die Ausdrucksweise der Quellen aufs deut- 
lichste. Beschlagnahmt werden des Schuldners res?), res 
invectae vel illatae®), bona®), ea, que ille in villa habet?), 
bona, que induxit®); des Gastes gut”), seine habe®), gut 


(ZRG. 7 308): wor gud bekummert worde in eynß manß huse, langet 
se de sakewolde-dat ut deme huse, dar brekt de wert nicht ane. 

1) Goslar, vorige Anm., fährt fort: he scal aver deme volghen mit 
rechte, de eme dat heft alse untvernet, deme dat to hulpe, de dat under 
eme besat hedde, of he dat wet, we dat heft ghedan. 

8) Braunschweig, Recht des Hagen um 1227 (1160) (UB.I 2). 
Stade 1209 17 (Gengler 455). Münster-Bielefeld 1221 56 (Keutgen 133). 
Holzminden 1245 14 (Gengler 207). Brünn 1353 110, 391(Rößler II 58, 179). 

3) Landshut 1279 9 (Gengler 234). 

4) Hildesheim 1249 12 (UB. I 103). Landshut 1279 8 (Gengler 234). 
Wismar 1306 (Burmeister 11). Königsfeld 1360 4 (Gengler 225). Lübeck- 
Frankfurt 1374 (Lüb. UB. IV 247). 

5) Freiburg i. Ü. 1249 78 (Zehntbauer 19). 

*) Landshut 1279 8 (Gengler 234). 

?) Augsburg 1276 110 Zus., 141 1, 2 (Meyer 186, 221).Braunschweig 
1250—79 19 (UB. I 5). Flensburg 1295 96 (Thorsen 99). Goslar um 1300 
(Göschen S. 66 2.35). Riga um 1300 II 8, 2 (Napiersky 154). Duder- 
stadt 1314 (UB. 16). Laufenburg 1315 (Schw. RQu. XVI 1, 6 S. 206). 
Ruprecht v. Freising 1338 229 (Knapp 117). München 1340 44, 60 (Auer 
19, 26). Tholen 1366 36 (v. Mieris III 202). Villingen 1371 34 (ORStR. 
II 1 S.43). Memmingen 1396 13 1 (v. Freyberg V 263) usw. 

8) Freiberg um 1300 36 3 (Ermisch 225). Bamberg 1306 267 (Zöpfl, 
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und habe), alles das gut, so er hie hat?), swaz er hie in 
gefurt hat®) usw., alles Ausdrücke, die einen klaren Hin- 
weis auf die Mehrheit der Arrestgegenstände enthalten. 
Indessen kommen für den Sacharrest gegen den Gast 
bereits seit dem 13. Jahrhundert die gleichen Wendungen 
vor wie für die Pfändung. Er erscheint als ein pignorare’), 
impignorare°), vadiare®), pfänden’?) usw.®) Dennoch ist er 
seinem Wesen nach von der Pfändung völlig verschieden’), 


UB. 72). Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 51). Geldern um 1400 II 21 
(ZRG. G. 32 287). 


1) Coblenz vor 1425 10 6 (Rh. GK. 17 86). Aachen 1420—40 11 
(Lörsch 99). 

2) Diessenhofen 1371 87 (Schauberg II 18). 

®) Landau a.d. Isar 1304 (Oberbayr. Arch. 45 227). 

*) Cöln, Vertrag mit Huy 1277 (Qu. III 128): nec — aliquen — 

pignorando seu quovis alio modo gravando — offendendo —. 
5) Iglau 1250 3 (Tomaschek, Oberhof 199): poterit ille civis illum 
baronem vel nobilem — libere pro suis debitis impignorare. Augsburg, 
Priv. des Herzogs von Kärnten 1336 (Augsb. UB. I 217): Nec etiam 
volumus — cives — per quemquam de nostris subditis — occupari vel 
detineri aut impignorari. 

*, Freiburg i. Ü. 1249 79 (Zehntbauer 19): Si — villam intrarerit, 
ipsum libere vadiare potest. Hier wird auch sasire gebraucht. Darüber 
Briegleb, Verm. Abh. I 16ff. 

?) Straßburg, Vertrag mit Colmar 1275 (UB. II 29): daz — man da 
 zwischent dekeine pfandunge noch bekummerunge dewederthalb gegen 
einander tän sol. Neumarkt um 1300 587 (Qu. schles. G. 2 190): Is ensal 
nimant di geste ufhaldin adir pfendin —. Sankt Veit 1308 2 (Gengker 
11l): komt ein auzzerman in di stat, der einem purger gelter bezalen 
sol, den pfändet der purger wol auf recht —. Heiligenstadt i. E. 1335 
159 (Wolf 28): legit der borger sin pfant nidder unde pfendet den land- 
mann —. Göttingen 1335 2 (v. d. Ropp 39): Weme se aver velicheyt 
gevet user lantlude, den mogen se bewaren, dad eme sine perde unde 
sine have nicht afgepandet eder bekummert werde. Ulm, Rotes Buch 64 
(1376) (Württ. GQu. 8 52): daz er in nöten und phenden sulle, wenne 
er furbaz in die stat kumt usw. 

8) Weiter wird von Pfand ausziehen (14 Jh.), Pfand verlegen (1485) 
gesprochen. 

®) Die häufigsten Ausdrücke für Sacharrest entsprechen im wesent- 
lichen den beim Personalarrest gebräuchlichen. Auch hier finden sich 
capere, detinere, aufhalten, occupare, besetten, obligare (1221, 1245), 
bekummern (sehr häufig), arrestare, impedire, hindern, verbieten (bes. 
häufig). Weiter precipere, halten, verheften; fronen (1332; vronen = 
occupare in Erfurt, Bibrabuch 1332 188, 224, Kirchhoff S. 106, 123), 
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wie er auch entwicklungsgeschichtlich nicht auf die außer- 
gerichtliche Pfandnahme zurückzuführen ist.!) Die Pfän- 
dung ist speziell, sie will die Pfandhaftung eiries speziellen 
Vermögensgegenstandes herbeiführen. Die Beschlagnahme 
dagegen ist auch beim Fremdenarrest grundsätzlich generell: 
sie erfaßt den gesamten Komplex der schuldnerischen, im 
Gerichtsbezirk vorhandenen Vermögensgegenstände.?) Frei- 
lich liegen die Dinge gerade beim Fremdenarrest deshalb 
der Pfändung verwandt, weil der Schuldner vielfach eben 
nur einzelne Vermögensgegenstände, etwa das Reitpferd, 
mit sich führte. Weiter aber war auch der Gläubiger, selbst 
wenn der Schuldner mehrere Wertgegenstände bei sich 
führte, nicht dazu gezwungen, die Friedlosigkeit aller gel- 
tend zu machen, wie er ja auch zwischen der Beschlag- 
nahme von Leib und Gut wählen konnte; er durfte sich 
vielmehr den Gegenstand heraussuchen, dessen Beschlag- 
nahme ihm den Schuldwert zu verschaffen versprach. Glich . 
aber die Beschlagnahme sonach vielfach der Pfändung tat- 
sächlich in allen wesentlichen Punkten, so kann nicht wunder- 
nehmen, daß man sie auch als solche bezeichnete und auf 
sie die Regeln der Pfändung übertrug. 


8 6. 


Der Repressalienarrest. 


Soll die geschichtliche Entwicklung des Fremden- 
arrestes klargestellt werden, so ist das nur möglich, wenn 


unterwinden (14. Jh.), beschlagen (Horst, 16. Jh. 11, 49, Rbr. 112 S. 253); 
interdicere (1279), niederlegen (München 1340 35, Auer 16), verlegen 
(1539, 1573, Briegleb 83, 86). 

1) AA. v. Meibom 147f. unter Berufung auf die oben erwähnte 
Anwendung des Wortes Pfändung, so auch schon Albrecht, Gewere 137. 
Vgl. auch van Kuyk 143. 

2) Es werden daher auch für die Beschlagnahme von Gästegut 
Regeln über die Gläubigerkonkurrenz aufgestellt. In den älteren Quellen 
herrscht das Prioritätsprinzip, vgl. z. B. Holzminden 1245 14 (Gengler 
207): Qui vero prius obligaverit, primo restitutionem accipiat. Weiter 
Magdeburg-Breslau, Syst. SchR. III 2, 120 (Laband 116f.).. Rees um 
1400 48 (Westd. Z. Erg. VI S. 96). Aachen 1420-40 22 (Lörsch 103). 
Selwert 1571 (Feith 41).— AnteiligeGläubigerbefriedigung in Braunschweig, 
NGO. 1532 III 36 (UB. I 320). — Vgl. ZRG. G. 34 S. 101 bis 112, 130. 
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man zugleich sein Verhältnis zu anderen wichtigen Arrest- 
arten, insbesondere dem Repressalien- und dem Fugitiven- 
arrest untersucht. Denn es ist von vornherein die Mög- 
lichkeit ins Auge zu fassen, daß die Gründe, die zur Ent- 
wicklung des einen führten, auch für den anderen bestim- 
mend waren, oder daß sie gar sich in unmittelbarer Ab- 
hängigkeit voneinander befinden. Inwieweit dies der Fall 
ist, kann nur festgestellt werden, wenn auch der Repres- 
salienarrest einer Untersuchung unterzogen wird. 

I. Der Repressalienarrest!) begegnet in den Quellen 
seit der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts.) Er bedeutet 
den Arrest, den der Gläubiger gegen den Gerichtsgenossen 
seines auswärtigen Schuldners zur Anwendung bringt. Auch 
er besteht in der Festnahme der Person oder der Beschlag- 
nahme ihres Gutes. Über das Verhältnis von Personal- 
und Realarrest sowie über das weiter anzuwendende Ver- 
fahren geben die Quellen freilich keine nähere Auskunft; 
doch ist anzunehmen, daß die allgemein für den Fremden- 
arrest gegebenen Regeln auch hier gelten. Denn es han- 
delt sich um Arrest im technischen Sinne, wie sich insbe- 
sondere aus der Terminologie ergibt, die im wesentlichen 
der beim Fremdenarrest gebräuchlichen entspricht. So fin- 
den wir auch hier capere®), detinere®?), aufhalten°), auf- 


1) Über ihn Albrecht, Gewere 138; Wach 47ff.; v. Meibom 66; 
Stobbe, Vertragsrecht 150fl.; Planck II 388; v. Voltelini, Die Süd- 
tiroler Notariats-Imbreviaturen 1899 (Acta Tirolensia II 1) S. CXXIXf.; 
Rudorff 65, 101, 135f. Anm. 10; A. Schultze 5llfl.; Planitz, Ver- 
mögensvollstreckung I 179f.; Kisch 32£f. 

2) Vgl. das Privileg Friedrichs L für die flandr. Kaufleute 1173 5 
(Keutgen 52). Cöln-Verdun 1178 (Lac. NRh. UB. I 326) usw. 

3) Wetzlar 1257 (Mittelrhein. UB. HI 1026). Gelnhausen 1257 
(Hess. UB. II 1S.238). Duisburg 1291 (Lac. NRh. UB. II 543). Straß- 
burg-Metz 1310 (UB. II 228). Oppenheim 1330 3 (M. G. Const. VI 645f.). 
Braunschweig, Schreiben Hamburgs 1325 (UB. III 121). 

*) Regensburg 1230 13 (Gengler 374). Cöln 1231 (Cöln. Qu. II 127). 
Regensburg 1239 (Mon. Boica XXX 1 nr. 763). Flandern, Priv. für die 
deutschen Kaufleute 1252 (Lüb. UB. I 167). Bremen, Vertrag mit Flan- 
dern 1255 (Brem. UB. I 305). Cöln 1257 (Lac. NRh. UB. U 240) usw. 
— Auch tenere: Flandern, Priv. für die deutschen Kaufleute 1253 (Lüb. 
UB. I 176). Dordrecht, Priv. des Grafen von Cleve 1293 (Hans. UB. 
I 388). Nimwegen-Cöln 1278 (Lac. NRh. UB. II 421). 

*) Mühlhausen um 1250 (UB. 621). Mühlhausen 1349 (UB. 507). 


| 
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haben), heften, gevesten ?) ; weiter occupare®), besetten *) ; so- 
dann gravare°), molestare®), noeten?), impetere®), angreifen?); 


Brünn 1353 230 (Rößler II 402). Nordhausen 1354 (Foerstemann, 
Urk. Gesch., UB. S. 24). Wertheim 1369 18 (ORStR. I 16). Dortmund, 
Schreiben Cölns 1400 (Dortm. UB. II 730). — Auch halten: Vlissingen 
1315 (v. Mieris II 159). Holland, Priv. 1340 5 (Hans. UB. II 289), 1389 
(Lüb. UB. IV 556). : 


ı) St. Pölten 1338 73 (Niederöst. Bl. 17 488). Pettau 1376 137 
(Wien. SB. 113 731). Steiermark 1425 127 (Bischoff 131). 

2) Sankt Gallen 1291 8 (Gengler 409). Cöln-Berg 1262 (Lac. NRh. 
UB. I 290: hachtin). Regensburg, 14. Jh. (v. Freyberg V 50). Auch 
fangen: Villingen 1372 4 (ORStR. II1l S. 91). Groningen 1425 VII 184 
(Rbr. 19 S. 66). 

s) Hamburg-Wursten 1238 (UB.I 441. Bremen-Emsgau und 
Norden 1255 (Brem. UB. I 307). Landfriede zwischen Rhein, Lahn und 
Main 1265 6 (Frankfurt. UB. 1122). Straßburg-Rheinau 1267 (UB. II 8). 
Speyer 1276 (UB. 75). Cöln-Nimwegen 1278 (Lac. NRh. UB. II 421) usw. 

4) Göttingen-Eimbeck 1331 (23) (UB. I 106). Westfäl. Landfriede 
1352 3 (Dortm. UB. I 489), 1385 8 (Seibertz UB. II 657). Haskerland, 
Marktr. 1466 4 (v. Richthofen 514). 

5) Bremen-Rüstringen 1220 (Brem. UB. I 141). Münster-Bielefeld 
1221 31 (Keutgen 152). Straßburg-Speyer 1227 (UB. 1 166). Straßburg 
1245—60 17 (UB. 1483). Cöln 1231 (Cöln. Qu. II 127). Koesfeld und 
Oldenzaal 1261 (Westfäl. UB. III 358). Cöln-Deventer 1271 (Lac. NRh.. 
UB. II 361). Hamburg-Harlingen 1297 (UB. I 750). Auch pregravare: 
Cöln-Jülich 1296 (Cöln. Qu. III 406). Cöln-Reifferscheid 1320 (das. 
IV 63). Weiter aggravare: Ostergo-Harderwijk 1317 (v. Schwartzen- 
berg I 156); gravamen irrogare in Regensburg 1207 1 (Keutgen 196). 
Endlich beschweren: Basel-Luzern 1293 (UB. III 70). Basel-Neuenburg 
1299 (UB. III 250). | 

*%) Duisburg 1291 (Lac. NRh. UB. II 543). Oppenheim 1330 3 
(M. G. Const. VI 645). Auch perturbare: Bremen-Emsgau und Norden 
1255 (UB. I 307). Rheinfelden 1299 (Schw. RQu. XVI1,7S.22). Weiter 
artare das.; dampnificare: Cöln 1231 (Cöln. Qu. II 127), 1257 (Lac. 
NRh. UB. II 240), 1273 (Cöln. Qu. III 54); vexare: Stavoren-Utrecht 
1246 (Hans. UB. I 11). 

?) Augsburg 1276 110 (Meyer 186). Überlingen 1348 (ORStR. 
112 8.34). 

s) Cöln-Deventer 1271 (Lac. NRh. UB. II 361). Duisburg-Berg 
1288 (Lac. NRh. UB. II 500). Impugnare: Speyer, Vertr. 1308 (UB. 190). 
Auch offendere: Straßburg 1245—60 17 (UB. I 483). Weiter invadere: 
Cöln 1355 (Lac. NRh. UB. III 454). 

®) Basel-Neuenburg 1299 (UB. III 250). Straßburg-Freiburg 1313 
(UB. II 258). Rhein. Landfriede 1328 9 (Frankfurt. UB. II 271). Elsäss. 
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bekummern!); arrestare?), impedire®), hindern *), hemmen’), 
verbieten®); aber es finden sich auch die Ausdrücke, die 
auf eine gerichtliche Klage hinweisen, wie in causam tra- 
here”), convenire®), requirere, repetere?), exigere!%), be- 
klagen!!), ansprechen !?); endlich auch die dem Sacharrest 


Landfriede 1343 (Straßk UB. V 118). Udenheim 1359 (Teschenmaker 21; 
hier auch: antasten). 

1) Cöln-Berg 1262 (Lac. NRh. UB. Il 290). Landfr. am Rhein 
und Wetterau 1328 9 (Frankfurt. UB. II 271). Rhein. Landfriede 1322 
(Speyer. UB. 276). Frankfurt 1328 (Hess. UB. 11 4 S. 830). Göttingen- 
Witzenhausen 1331 (UB. I 107). Elsäss. Landfr. 1343 (Straßb. UB, 
V 118). Mühlhausen 1349 (UB. 507). Nordhausen 1354 (Foerstemann, 
Urk. Gesch., UB. S. 24). Wertheim, Vertr. 1369 18 (ORStR. I 16). 
Göttingen-Eimbeck 1381 (UB. I 312). Westfäl. Landfriede 1352 3, 1385 8 
(Dortm. UB. I 489, Seibertz, UB. II 657). 

3) Middelburg 1217 49 (v.d. Bergh I 152). Flandern, Priv. für die 
deutschen Kaufleute 1253 (Lüb. UB.I 176). Boppard-Coblenz 1253 
(Mittelrhein. UB. III 887). Cöln-Bremen 1258 (Brem. UB. 1331). Ham- 
burg-Flandern 1268 (UB. I 602), Holland 1277 (das. 636). Cöln-Gent 
1284 (Lac. NRh. UB. II 465). 

3) Dordrecht, Clevesches Priv. 1293 (Hans. UB. I 388). Hamburg- 
Harlingen 1297 (UB. I 750). Soest Brandenburg. Priv. 1309 (Hans. 
UB. 11 58). 

*) Kassel, Stadtr., 15. Jh. 28 (Gengler, Cod. 478). Lüneburg, 
NGO., 16. Jh. (Pufendorf III 353). 

5) Prag 1592 46 L. 30. 

°) Basel-Neuenburg 1299 (UB. III 250). Brünn 1353 230 (Rößler 
II 402). Villingen 1372 4 (ORStR.II 1 S.91). Regensburg, 14. Jh. 
(v. Freyberg V 50). Brugg 1512/13 66 (Schw. RQu. XVI 1, 2 S. 146). 

?) Cöln-Boppard 1252 (Lac. NRh. UB. II 207). Boppard-Coblenz 
1253 (Mittelrhein. UB. III 887). 

®) Cöln-Utrecht 1259 (Cöln. Qu. II 406). Straßburg-Speyer 1227 
(UB. I 166). 

®) Cöln-Verdun 1178 (Lac. NRh. UB. I 326). Cöln-Utrecht 1259 
(Cöln. Qu. II 406). Bremen-Wursten 1269 (Brem. UB. I 384). Cöln- 
Soest 1276 (Seibertz, UB. I 460). Cöln-Nimwegen 1278 (Lac. NRh. UB, 
II 421). 

10) Cöln-Utrecht 1259 (Cöln. Qu. II 406). 

1) Rhein. Landfriede 1322 (Speyer. UB. 276). Wornis, 14. Jh. 178 
(Kohler, Carolina IV 47). 

12) Cöln-Berg 1262 (Lac. NRh. UB. II 290). Bündnis rhein. Städte 
1359 (Lac. NRh. UB. III 499). 
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entsprechenden: pignorare!), pandare?), vadiare®), pfän- 
den.) 

1. Die Quellen gehen nun grundsätzlich davon aus, 
daß der Repressalienarrest unzulässig sei. Nur der wahre 
Schuldner, nicht sein Mitbürger, kann in der Stadt mit 
Arrest angegriffen werden. Die Städte haben sich diesen 
Satz untereinander schon seit dem 12. Jahrhundert in 
zahllosen Verträgen verbrieftre Am frühesten hat Cöln 
solche Verträge mit anderen Städten abgeschlossen’) 
Es hat aber fast zur selben Zeit auch gleichlautende Ver- 


I) Regensburg 1207 1 (Keutgen 196). Basel 1274 (UB. II 77). 
Biel-Bern 1279 (Gengler, Cod. 218). Duisburg 1291 (Lac. NRh. UB, 
II 543). Buchhorn 1299 10 (Gengler 143). Rheinfelden 1299 (Schw. 
RQu. XVI 1,7 8.22). Auch pignora auferre, capere: Priv. Friedrichs I. 
1173 5 (Keutgen 52). Cöln-Bremen 1258 (Brem. UB. 1331). Cöln-Utrecht 
1259 (Cöln. Qu. II 406); weiter occupationem pignoris pati: Innsbruck 
1239 5 (Gaupp II 254). — Auch spoliare: Straßburg-Metz 1310 (UB. 
II 228). 

2) Goslar 1219 44 (Keutgen 182). Hamburg-Wursten 1238 (UB. 
I 441). 

3) Freiburg i. Ü. 1249 135 (Zehntbauer 29), Vadimoniare in Basel 
1274 (UB. I1 77). | 

*) Augsburg 1276 110 (Meyer 186). Sankt Gallen 1291 8 (Gengler 
409). Vlissingen 1315 (v. Mieris II 159). Oppenheim 1330 3 (M. G. Const. 
VI 645). Klagenfurt 1338 5 (Gengler 220). Cöln, Eidbuch 1341 20 1 
(Rh. GK. 10 1 8.47). Überlingen 1348 (ORStR. II 2 S.34). Nord- 
hausen 1354 (Foerstemann, Urk.Gesch., UB. S. 24). Ostergo und Westergo 
Freiheiten 1398 (v. Schwartzenberg 1 285). 

5) Cöln-Verdun 1178 (Lac. NRh. UB. I 326): si quis Coloniensium 
civi bona sus crediderit, ab eodem, cui credidit, et non ab alio quoquam 
bona sua repetat. Cöln-Boppard 1252 (das. II 247): quod nullus civium 
Bopardiensium aliquem civium Coloniensium existentem in Bopardia 
pro debitis aliquibus, nisi tantum principalem debitorem suum — tra 
here in causam poterit. coram nostro iudicio (= Mittelrhein. UB. IH 869). 
Cöln-Bremen 1258 (Brem. UB. I 331): quod quicumque ex nostris civibus 
mutuum concesserit vel debitum crediderit alicui civi Bremensi, inde 
non possit neque debeat alium arrestare aut pignora alia propter hoc 
cäpere nisi rei et debitoris tantummodo principalis —. Cöln-Utrecht 
1259 (Cöln. Qu. II 407): quicumque inter nos et ipsos — Tes suas — 
alteri mutuabit, crediderit aut prestabit, illa a nemine nisi ab ipso debi- 
tore principali exiget wel requiret nec proinde quemquam alium con- 
veniet seu detinebit vel alicuius alterius propter hoc pignora capiet nisi 
rei, qui est debitor principalis —. Cöln-Soest 1276 (Seibertz, UB. I 460): 
Si aliquis coopidanorum nostrorum alicui eorum concivium aliqua bona 
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träge mit fremden Territorialherren erreicht.!) Früh hat 
auch Bremen mit den umliegenden Landschaften solche 
Vereinbarungen getroffen®?), später auch mit entfernte 
ren Territorien und Städten®); ihm sind andere nord- 
deutsche Städte in Verträgen untereinander *) oder mit 


mutuaverit, ab ipsa mianu, in quam eadem bona credita fuerunt, et a 
nemine altero — dicta bona requiret. Cöln-Nimwegen 1278 (Lac. NRh. 
UB. O 421): si aliquis civium Coloniensium aliqua bona alicui conbur- 
gensium nostrorum crediderit, a nullo alio idem civis C. ea requirt 
quam ab illo, cui ea credidit. Cöln-Gent 1284 (das. 465): quod nullus 
civis C. vel bona ipsius possunt arrestari ab aliquo de G. pro debito 
alieno, nisi fuerit fideiussor vel factus debitor principalis —. 

| 1) Cöln-Flandern 1197 (Hans. UB. I 25): Nichil repetatur ab eis 
pro debito alterius, nisi illud proprio ore promiserint vel fideiussore: 
fuerint. Cöln-Lothringen 1251 (Lac. NRh. UB. II 202): nec occasione 
ipsorum debitorum, conventionum vel pactionum alter alterius res vel 
personas in civitate C. vel in terra nostra accipere poterit vel artestarr. 
Cöln-Berg 1262 (das. 290): insal niemanne unschuldegir anespregpin. 
kumerin ofue hachtin umbe die scolt, die ein andir hait gemacht. Vgl 
1280 (Cöln. Qu. III 157), 1318 (Lac. NRh. UB. III 135). Cöln-Jülich 
1296 (Cöln. Qu. III 408): grave est, legibus et equitati oontrarium, quod 
aliquis pro alio pregravetur —. Cöln-Reifferscheid 1320 (das. IV 63): 
Si aliquis — concivium C. in terra nostra debita contraheret vel — de 
lictum perpetraret, propter hoc non debet alter alienus seu innocens 
pregravari nec pignorari —. 

2) Bremen-Rüstringen 1220 (UB. I 141): Quilibet bona sus sic 
mutuum det, quod nullum pro ipsis gravet nisi debitorem. Ebenso Ver- 
. träge mit Harlingen 1237, 1310, 1358, Ostringen 1306, Norden 131. 
1367, Emsgau 1367 (das. 237, II 67, 112, 114, III 101, 258, 260). Bremen- 
Wursten 1269 (das. I 384): quicumque bona sua mutuo dederit, ab ilo 
cui dedit requiret et non ab alio. 1304 (das. II 40). 

s) Bremen-Flandern 1255 (Brem. UB. I 305): quod nullus eorum 
(mercatorum Flandrie) possit forefacere bona alterius, sed malefactor 
pro suo delicto — satisfaciat et puniatur. Bremen-Hameln 1267 (das 
1372): ut nullus burgensium vestrorum in civitate vestra de cetero de 
bita solvat aliorum, nisi forte pro aliquo fideiusserit vel alicuius hen- 
ditatem receperit (= Hameln. UB. 46). 

4) Staveren-Utrecht 1246 (Hans. UB. I 111): si quis ex nostris 
concivibus coram concivibus aliqua bona vendiderit, neminem alium 
monere debet pro ipso debito suo vel vexare cum pignorum captione 
vel aliis modis nisi illum solummodo, cui ipsa bona sua vendiderit —. 
Hildesheim-Hannover 1298 (UB. I 266): nemo inter nos debet alium 
pro alienis debitis occupare. Göttingen-Witzenhausen 1331 (UB. 110%): 
Were ouch ienich der von G. ienegeme unser borgere — icht sculdich. 
darumme enscolde ouch unser borgere — der von G. ienegen bekummeren 
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Territorien!) gefolgt. Aber auch die süddeutschen Städte 
schließen bereits seit Anfang des 13. Jahrhunderts Ver- 
träge dieses Inhalts ab.?) Weiter haben die deutschen Kauf- 
leute für ihren Handel in benachbarten Gebieten darauf 
Wert gelegt, sich den Ausschluß des Repressalienarrests 
durch besondere Zusage des Landesherrn zu sichern, so 
besonders für den Handel mit Flandern?) und Hol- 


eder sin gut, aber sinen rechten sakwolden unde sin gut mak he be- 
kummeren —. Göttingen-Eimbeck 1381 (das. 312): Ok enschal neyn 
. unser medeborghere — ieneghen der van G. — eder ore gud bekumberen 
laten van orer weghen in unser stad, ed enwere denne de sulfschuldeghe 
eder sin gud—. 

3) Hamburg-Harlingen 1297 (UB. I 750): si nostri incole cum 
burgensibus de H. mutuum contraxerint aut pro debito pecuniario eo8 
incusaverint —, nullus prorsus incusari, impediri, gravari vel detineri 
proinde debeat nisi reus. Münster-Vier friesische Länder 1276 (Westfäl. 
UB. III 511): quod nullus Friso Saxonem et Saxo Frisonem in foro et 
ubique gravare presumat propter culpam alienam vel ipsum ibidem 
per iudicem indebite detinere, nisi tantum debitorem suum vel eum, 
in quem noscitur habere legitimam actionem. Duisburg-Berg 1288 
(Lac. NRh. UB. II 500): neo aliquis utrarumque partium super quo- 
cunque casu impeti debet nisi reus. Harderwijk-Ostergo 1317 (Hans. 
UB. II 127 = v. Schwartzenberg I 153): si quis bona sua mutuo ven- 
diderit, videat sibi cui vendat, quia neminem aggravari debet nisi solum- 
modo debitorem principalem. 

2) Speyer-Straßburg 1227 (UB.39 = Straßb. UB. I 166): quod 
de cetero nullus concivium nostrorum aliquem concivium eorum pro 
aliquo debito apud nos conveniat aut gravare presumat nisi principalem 
debiti personam. Biel-Bern 1279 (Gengler, Cod. 218): ne aliquis nostrum 
aliquem ipsorum pignoret nisi fuerit suus fideiussor et debitor. 1297 
das. 219. Basel-Luzern 1293 (UB. III 70): daz dehein burger — einen 
andern burger nicht besweren sol an libe noch an güte wand alleine 
den. der recht gelt oder burge ist. Ebenso Basel-Neuenburg 1299 (das. 
250). Straßburg-Metz 1310 (UB. II 227): quod cives noetri — non pos- 
sunt — aliquos de civibus A. arrestare vel detinere in corporibus vel 
in rebus — pro aliquibus querelis — pro personis alienis, nisi esset pro 
principali debito. 1312 das. 246. Straßburg-Freiburg 1313 (das. 258): 
das unsere burgere keinre von Fr. keinen burger von Str. an sol grifen 
mit gerichte noch ane gerichte vür dekeine frömede schulde, er enhabe 
es denne mit der hant gelobet. 1316 (Hagenau), 1337 (Colmar), das. 
297, V 76. 

3) Priv. für die deutschen Kaufleute 1253 (Lüb. UB. I 176 = 
Warnkönig DI 2 UB, S. 15): quod nullus mercator vel eius bona in ipsa 
villa de Dam possint teneri vel arrestari pro aliqua iniuria facta in parti. 
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land!), aber auch mit anderen Territorien.?) Endlich ist 
der Ausschluß des Repressalienarrestes seit der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts auch zum Gegenstand der 
Landfriedensgesetzgebung geworden.?) 


bus aliis, nisi malefactor personaliter inventus fuerit ibidem vel eius 
bona. Priv. für Lübeck 1298 (Lüb. UB. I 608): quod ipsi, eorum familia, 
bona, res ac merces eorum — occasione — debitorum ac aliarum oblı- 
gacionum initorum ex parte aliorum mercatorum — regni allemanie, 
de quibus prefati — non fuerint principales debitores seu fideiussores 
constituti, in dictis comitatu — et districtu nostris nequaquam valeant 
detineri. Priv. 1360 (Hans. UB. III 246): Nullus eciam mercator pro 
alicuius debito teneatur, nisi principalis debitor vel fideiussor ipsiu 
Umgekehrt: Flandrischer Schiedsspruch an Hamburg 1268 (Hamb. UB. 
I 602): quod mercatores nostri Flandrenees apud Hamburg arrestan 
et detineri non poterunt pro alterius debito seu delicto. 


ı) Priv. für Hamburg 1277 (Hamb. UB. I 636): nemo potenit 
arrestari nec detineri nec in personis nec in rebus nisi pro proprio debito 
suo. Priv. für die deutschen Kaufleute 1340 (5) (Hans. UB. II 289): 
dat gheen coepman noch siin goed ghehouden noch ghearresteert «al 
wesen in onsen landen voer anders iemans scult of mesdaet dan voer 
siins selves. 1389 (Lüb. UB. IV 566). 

2) Dordrecht, Priv. des Grafen von Cleve 1293 (Hans. UB. I 383): 
quod nullus eorundem infra terminos nostre jurisdictionis et districtue 
pro debitis alterius impediri, teneri valeat et arrestari. Soest, Priv. dee 
Markgrafen von Brandenburg 1309 (das. II 58): Nullum eciam dictorum 
civium paciemur in nostris terris pro delictis seu debitis alienis arrestari 
vel aliqualiter impediri. Lothringen, Priv. für die deutschen Kaufleute 
1315 (das. 107) 10: quod nullus mercatorum — in persona vel bonis infra 
nostrum dominium ab aliquo occasione cuiuscumgque compoti debiti 
vel alia quacumque arrestetur, nisi conquerens ostendere possit, quod 
'huiusmodi arrestatus principalis sit debitor vel fideiussor. 

8) Landfriede zwischen Rhein, Lahn und Main 1266 (6) (Frankfurt. 
UB. I 122): Nullus eciam aliquem pro alio occupabit —. Landfriede 
zwischen Mainz, Worms, Speyer usw. 1322 (Speyer. UB. 276): daz nie 
man von disen vorg. stetten keinre den andern bekumbern noch beclagen 
sol denne sinen rechten schuldener —. 1325 das. 291. Landfriede am 
Rhein und in der Wetterau 1328 9 (Frankfurt. UB. II 271): ensal nyman 
den andern uff der strazsen anegriffen adir kummirn, ez ensij dan der 
selbschüldige —. Landfriede für Straßburg und andere elsässische Städte 
1343 (Straßburg. UB. V 118): Es ensol öch nieman — den andern an- 
griffen noch bekämbern mit gerichte wande sinen rehten schuldener. 
Ebenso 1347 das. 152. Landfriede zwischen westfälischen Bischöfen 
und Städten 1352 3 (Dortmund. UB. I 489): Ock en sal men neymaı 
besetten efte bekummeren —, hey en si sachwalde ofte borge —. 13652 
das. 584. Westfälischer Landfriede 1385 8 (Seibertz, UB. II 657). 
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Weiter haben seit dem Anfang des 13. Jahrhunderts 
die Städte darauf Wert gelegt, daß in den ihnen verliehenen 
Handfesten ihren Bürgern vom Stadtherrn ausdrücklich 
bestätigt wurde, sie dürften nur wegen eigner Schulden, 
nicht der Schulden ihrer Mitbürger wegen außerhalb der 
Stadt arrestiert werden. So zuerst auf Seeland!), aber 
fast gleichzeitig auch im inneren Deutschland.?2) Aber 
auch in den Rechtsordnungen, die die Städte sich selbst 
setzten, wird immer wieder betont, daß nur der wahre 
Schuldner, nicht sein Mitbürger, dem Arrest unterliege.?) 


2) Middelburg 1217 49 (v. d. Bergh I 152): Illoe de M. nemo aresta- 
bit id est pandabit nisi per propriis malefactis, in dyobus comitatibus, 
id est Flandrie et Hollandie. Westkappel 1223, Domburg 1223 (das, 
162, 166). Weiter Zierikzee 1248 58 (das. 247): Niemene moet letten 
noch panden poerteren van deser vryheyt in d r grafschap van Holland, 
het ne si van haere zelves scout. Middelburg 1254 (das. 313): Niemene 
ne moet arresteren ne panden portre van M. bin den graveschepe 
van H. zonder om zijn eghine schoud. — Was Kisch $.21 Anm. 2 
gegen meine Bemerkung zu Middelburg 1217 in Vermögensvollstreckung 
I 179 Anm. 62 an Quellen anführt, enthält keinen Repressalienarrest (der 
Vergleich von 1152 enthält überhaupt keinen Arrest) oder ist zu frühdatiert 
(so die Freiburger Handfeste); der Rest ist keine Stadtrechtssatzung. 

3) Nürnberg 1219 8 (Keutgen 194): Nullus nurembergensis sit ali- 
cuius gaphant de jure nec unus mercator pro alio. Über gaphant vgl. 
Stobbe, Vertragsrecht 154. Vlissingen 1315 (v. Mieris II 159): soene 
sal men nerghent binnen onser Graafschape ghiene poertre van V. panden 
noch houden, het ne sy voer sijns selves scout. St. Pölten 1338 73 (Nieder- 
öst. Bl. 17'488): Unser burger habent auch daz recht, daz man ir dheinen 
fur den andern aufhaben schol umb dhainerlai sach auf dem land, in 
merkchten in steten oder in dörfern —. Mühlhausen 1349 (UB. 507): 
daz nymand yre — metebörgere — bekumern sullin oder eynen vor 
den andern uffhaldin an keyner stad. Nordhausen 1354 (Foerstemann, 
Urk.Gesch., UB. S. 24): Ouch ensol nymant einen burger fur den andern 
ufhalden, bekumern noch pfenden vmb dheine sache noch schult, er 
sei denne selbst schuldiger. Udenheim 1359 (Teschenmaker 21): so en 
sollen wy nymant van onsen burgern Iyff noch guet — angrypen ende 
sentasten omme broecken, die ein ander gedaen heft. Attendorn 1374 
(Gengler 13): quod nulli oppidani A. in aliquo territorio Westfalie — 
occasione aliquorum debitorum — judicio temporali nisi hii dumtaxat, 
qui debita seu fideiussiones huiusmodi personaliter contraxerint aut 
promiserint, — valeant arrestari. 

®) Innsbruck 1239 5 (Gaupp II 254): Ut nullus hospes adveniens 
pro aliquo nisi pro se ipso — occupationem pignoris patiatur —. Klagen- 
furt 1338 5 (Gengler 221): daz chain auzzer man fur den andern icht 
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Auch landrechtliche Quellen enthalten diesen Satz.!) 

2. Die eben angeführten stadtrechtlichen Satzungen 
zeigen, daß mindestens in den hier in Frage kommenden 
Städten das Verbot des Repressalienarrestes nicht als ein 
- durch Vertrag oder Privileg den Bürgern verliehenes Vor- 
recht, sondern als ein dem allgemeinenStadtrecht angehören- 
der Rechtssatz betrachtet wurde. Diese Auffassung liegt 
indessen auch den auf Ausschluß des Repressalienarrestes 
gerichteten Verträgen und Privilegien zugrunde. Das er- 
gibt sich aus folgender Erwägung. Für einen wichtigen 
Fall, nämlich den der Rechtsverweigerung, wird Repres- 
salienarrest zugelassen?): so erscheint das Verbot des Re- 


gephendet werde. Cöln, Eidbuch 1341 20 1 (Rh. GK. 101 S. 47): Borchgt 
eman sin güit emanne büissin Kolne, de sey, wat gewisheitt eme gesche, 
want he neit in moys emanne darumbe pendin, mes he mach den ssch- 
walde of sinen burge mit gericht anesprechgin. Vgl. das. 63. Pettau 
1376 137 (Wien. SB. 113 731): Man schol zu P. ain gast fur den andern 
nicht aufhaben, er sei dann der recht selbgeschol. Regensburg, 14. Jh. 
(v. Freyberg V 60): Es mag auch niemand ainen andern fur seinen geltter 
nicht gevessten noch sein hab verpieten. Brugg 1512/13 66 (Schw. RQu. 
XVI 1, 2 8. 146): Wir mogen all unser usslandig schuldner umb unsere 
schuld by uns verbieten—. Doch — das söllicher haft — uff gar niemant 
sol beschahen, es sye dänn der recht schuldner —. Prag 1592 46 L. 26, R. 
Lüneburg, NGO. 16. Jh. (Pufendorf III app. 353). 

1) Ostergo und Westergo Freiheiten 1398 (v. Schwartzenberg I 
285): soe en sal men ghenen man penden voir eens anders mans scoll. 
Steiermark vor 1425 123 (Bischoff 131): Man mag nyemant aufgehaben 
fur den andern, er hab dann fur in gelobt. 

2) Nach vereinzelten Quellen scheint es, als ob das Verbot des 
Repressalienarrestes nur für die Marktzeit wirksam werden sollte. Frei- 
burg i. Ü. 1249 135 (Zehntbauer 29): Nullus burgensis aut nonburgensis 
neminem, qui ad nostrum forum venerit, in sabbato vadiare debet, nisi 
sibi fideiussor aut debitor fuerit. Augsburg 1276 110 (Zus.) (Meyer 186): 
daz man zen ostermarchet nieman fur den andern phenden sol noch 
noeten, ez si danne daz ein man sinen selpscholen vinde oder sinen bör- 
gen —. Haskerland, Marktrecht 1466 4 (v. Richthofen 514): nen man 
noch wyff to letten noch to bysetten om een oermans wille noch om een 
ormans goed op merketdagen. Vgl. auch Amsterdam 1495 (25) (Rbr. II 4 
S. 306). Indessen bleibt zweifelhaft, ob Repressalienarrest außerhalb 
der Marktzeit damit für zulässig erklärt werden sollte; ee wäre such 
möglich, daß nur die Zulassung des gewöhnlichen Fremdenarrestes zur 
Marktzeit Sinn der Satzungen war. Die hier aufgeführten Bestimmungen 
dürfen aber nicht, wie das Kisch S.33 zu Anm. 2 tut, mit den oben 
S. 93—96 besprochenen verwechselt werden. 
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pressalienarrestes, wenngleich wohl praktisch auch sonst 
häufig dagegen verstoßen wurde!), als die Regel, deren 
‚Aufstellung und immer erneute Betonung gerade wegen 
der Zulassung der Ausnahme nötig wurde.. Das Verbot 
des Repressalienarrestes hat also nicht den Sinn, den 
Bürger von einer an sich berechtigten Maßnahme zu 
befreien; es soll vielmehr der Gläubiger, wenn er des 
Schuldners selbst in seiner Heimatsstadt nicht habhaft 
werden, also ihn arrestieren kann?), zunächst den or- 
dentlichen Rechtsweg einhalten und den Schuldner vor 
seinem ordentlichen Richter verklagen. Das wird reichs- 
gesetzlich durch das Statutum in favorem principum 
von 1231 anerkannt?); der gleiche Rechtszustand bildet 
die Grundlage zahlreicher Privilegien t), Verträge’) und 


1) Vgl. z. B. Straßburg, 3. Stadtr. 1245—60 17 (UB. I 483): domini 
et provinciales nostri malam et iniustam habent consuetudinem in hoc, 
quod pro culpa alicuius concivis nostri alios concives nostros inculpa- 
biles gravare et offendere presumant —. Braunschweig, Schreiben 
Hamburgs 1325 (UB. III 121). Hildesheim, Schreiben Eimbecks 1340—60 
(UB. 11 103). Dortmund, Schreiben Cölns 1400 (Dortmund. UB. II 730). 

2) Vgl. die Belege oben S. 124 ff., 130. 

8) MG. Const. II 283: In civitatibus nostris actor forum rei se- 
quatur, nisi reus vel debitor principalis ibidem fuerit inventus, quo 
casu respondeat ibidem. 

4) Flandern, Priv. für die deutschen Kaufleute 1252 (Lüb. UB, 
I 167): Nullus etiam mercatorum imperii pro alterius debito coram 
scabinis in flandria contracto vel recognito detineatur, nisi principalis 
debitor vel fideiussor existet; et si continget principalem debitorem et 
fideiussorem — ante solutionem totius debiti recedere et non reverti 
et per fideiussores non satisfacere, ita quod oportet creditores eos sequi 
ad civitates et oppida, ubi habent domicilia, scabini vel iurati loci illius 
facient satisfieri creditori a principale debitore vel fideiussore — 

5) Bremen-Flandern 1255 (Brem. UB. I 305), vgl. das Priv. von 
1252 in voriger Anm. Boppard-Coblenz 1253 (Mittelrhein. UB. III 887): 
non permittemus, aliquos ex civibus predictis in nostra civitate ab ali- 
quo arrestari vel in causam trahi alicuius causa occasionis, nisi ipsum 
debitorem ve] fideiussorem debiti —. Et certe si aliquis ipsorum senserit 
defectum de debitis suis iusta summam coram iudicibus nostris desuper 
datam et iusto iudicio obtentis poterit ipsum reum arrestare. Göttingen- 
Eimbeck 1331 (UB. I 106): Were — ienich der von G. user borghere 
— ienegheme wat sculdich, den noch sin gut enscolde ok use borghere 
— besetten, sunder he scolde on to G. beclaghen —. Vgl. auch das Bünd- 
nis von Cöln, Oberwesel, Coblenz usw. 1359 (Lac. NRh. UB. III 499): 
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städtischer Satzungen.) Er entspricht dem deutschen 
Rechtsgedanken, wonach der Gerichtsstand des Beklagten 
der wichtigste und ursprünglich einzige Gerichtsstand ist, 
neben dem alle anderen Gerichtsstände nur als spätere 
Fortbildungen erscheinen. 

Auch der Repressalienarrest ist eine solche spätere 
- Bildung, ausschließlich entwickelt für den außerordent- 
lichen Fall der Rechtsverweigerung.2) Das Verbot des 
Repressalienarrestes ist also die Regel, die Zulassung die 
Ausnahme. Hat der Gläubiger, wie er soll, den Schuldner 
vor seinem ordentlichen Richter verklagt, und wurde ihm 
dort Recht verweigert, so kann er nunmehr zum Repres- 
salienarrest schreiten. In zahlreichen Verträgen?) lassen 
sich die Städte im 13. und 14. Jahrhundert verbriefen, daß 
ihre Bürger für Schulden ihrer Mitbürger nur dann in andern 
Territorien %) oder Städten?) arrestiert werden dürfen, wenn 


dat man egheinen unser burgher umb scholt, dye eyn ander schuldich 
were, — aynsprechen of besweren sal —, mer mallich sal syne scholt 
vorderen mit gerichte an deme ghiene, de sy yem schuldich is —. 

ı) St. Pölten 1338 73 (Niederöst. Bl. 17 488): Unser burger habent — 
daz recht, daz man ir dhainen fur den andern aufhaben schol — : er schol 
ee vor unserm richter und vor unsern burgern ain recht darumb nemen —. 

« 2) Völlig anders Stobbe, Vertragsrecht 152f., der in der Be- 
schränkung auf den Fall der Rechtsverweigerung das Ergebnis einer 
‘späteren Entwicklung sieht. Ebenso Planck II 389. Richtig dagegen 
Wach S.47; v. Voltelini, Die Südtiroler Notariats-Imbreviaturen 
S. CXXX; Rudorff 136 Anm. 10, 101. 

3) Vgl. den Vertrag zwischen Lothringen und Holland 1200 (Hans. 
UB. 130): si quis de terra comitis credit suam pecuniam homini de terrs 
ducis, non potest nec debet vadium pro eo accipere, nisi prius illum 
conveniat in opido vel in loco, in quo manet, et si justicia loci fuent 
ipei denegata, vadium accipere potest, et non alias nisi super homine: 
eiusdem loci vel opidi, ubi justicia ei fuerit denegata. 

*%) Hamburg-Wursten 1238 (UB. I 441): si aliquis nostratum aut 
ex burgensibus alii res suas crediderit, nullus alius quam debitor, qui res 
creditas accepit, occupatione que pandacio vulgo dicitur, molestabitur, 
et videat unusquisque, cui et quali credat bona sus, nisi cum actor iusti- 
ciam vel iudicium habere non poterit et in causa sua sufficienter fuerit 
prosecutus. Bremen-Emsgau und Norden 1255 (UB. I 307): Videat 
eciam quilibet, cum quo mutuum contrabat, qui si accredit solvere non 
valenti, dummodo justicia non denegetur, eidem nullas occupacione: 
seu perturbaciones hinc inde decrevimus sustinere. 

6) Straßburg-Rheinau 1267 (UB. II 8): quod nec nos ipsorum con- 
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der Gläubiger seinen Schuldner zunächst in dessen Heimat- 
stadt verklagt hatte, ihm aber dort Recht verweigert wor- 
den war. Die Städte verpflichten sich untereinander, dafür 
zu sorgen, daß ihr Bürger, der eine Klage gegen einen Bürger 
der andern Stadt hat, zunächst in diese gesandt wird, um 
dort sein Recht zu suchen!); nur wenn ihm dort Recht ge- 
weigert wird, soll ihm Repressalienarrest gestattet sein.?) 


cives nec ipsi nostros concives aliquatenus occupabimus super debitis 
quibuscumque, nisi tunc aliquis sit principalis debitor vel de manu sua 
fideiusserit pro altero vel in altera civitatum querelanti fuerit justicia 
denegata. Cöln-Deventer 1271 (Lac. NRh. UB. II 361): non licebit 
alicui coopidanorum nostrorum aliquem civium C., nisi reus principalis 
existat, in opido D. impetere vel gravare vel aliquatenus arrestare bona 
sua, nisi forte contingeret, quod iudices et scabini C. coopidano nostro 
de ipsorum concive principali reo secundum consuetudinem civitatis C. 
iustitiam facere denegarent. Cöln-Nimwegen 1278 (das. 421): Si — civi 
C. — bona requirenti super eo apud N. iustitia denegaretur, idem civis 
C. pignora nostrorum conburgensium cum iustitia capere, tenere et 
occupare poterit —. Arnstadt-Erfurt 1283 (Thüring. GQu. IV 23): quod 
ipsi cives E. pro altero debitore — non debent apud nos in A. — inpig- 
norari vel a nostris civibus — detineri —, nisi nostri cives — ab ipsis 
non possint exigere iusticie complementum. Neuenburg-Basel 1299 
(ORStR. I13 S. 18): das kein burger — ein andren burger — beschweren 
noch angrifen noch verpiten soll, wann alleine den, der recht gelt ist 
older burge older der emals vor einem rate berett hat mit zweien gelop- 
samen burgern von der statt, do er rechtlos verlossen ist, das er rechtlos 
do si verlossen —. Bremen-Hannover 1301 (Brem. UB. II 5): quod 
nullus burgensium nostrorum possit — cives B. — aut bona ipsorum 
arrestare vel — impedire pro debitis alienis, nisi prius manifestum esset 
— consulibus B. —, quod creditori fuisset in civitate B. iusticis denegata. 

1) So vor allem in Straßburger Verträgen. Vertrag mit Metz 1310 
(UB. II 228): si — contingeret, quod aliquis concivium nostrorum de 
sliquibus concivibus A. querimoniam deponeret super quibusdam debi- 
tis —, nos ipsum concivem nostrum ad civitatem A. debemus transmit- 
tere ad requirendum ius suum coram magistro civium A. 1312, das. 246. 
Vertrag mit Freiburg 1313 (das. 258): hat unser burger dekeinre kein 
ansprache an keinen burger von Str., die ansprache — sol er kuntliche 
machen und vürbringen vor dem schultheissen zu Str. Vertrag mit Hage- 
nau 1316, Colmar 1337, Schlettstadt 1376 (das. 292, V 76, 907). 

2) Straßburg-Metz 1310 (vorige Anm.) fährt fort: der Straßburger 
Rat debent ei exhibere iusticie complementum — indilate secundum 
bonum jus dicte civitatis A. Si vero non fieret —, nos — post quadra- 
ginta dies post — queremoniam depositam — concivi nostro — plena- 
riam daremus potestatem capiendi dictos cives A. et spoliandi super 
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In gleichzeitigen Handfesten der Städte begegnet nun der 
Satz, daß ihre Bürger für Schulden ihrer Mitbürger nur 
arrestiert werden dürfen, wenn dem Gläubiger in der Stadt 
Recht verweigert wurde.!) Aber die Städte stellen aueh 
für ihren eigenen Bereich den Rechtssatz auf, daß Mit- 
bürger eines auswärtigen Schuldners nur arrestiert werden 
dürfen, wenn dem Gläubiger vom Gerichte des Schuldners 
Recht verweigert worden war?), ein Satz, der-in- gleicher 


eos et detinendi, quousque justicia seu racio foret dicto civi noetro — 
facta. 1312, das. 246. Straßburg-Freiburg 1313 (vorige Anm.): wer 
aber das die burger von Str. unserme burger von irem burger nüt wöltin 
tfn ein unverzogen recht, — so mag unser burger ir bargere wol angrifen 
mit gerihte swa er wil, unze das er siner sachen ein ende gewinnet. Hage- 
nau 1316, Colmar 1337, das. 293, V 77. 


1) Regensburg 1230 13 (Keutgen 198): nullus civis neque bona 


‚illius detineri debent loco pignorum — pro quacumque — persons, nisi 


tantum pro suo concive, hoc adjecto, quod detentor civibus primo pro- 
posuerit causam suam et justicia sibi fuerit denegata. Cöln 1355 (Lac. 
NRh. UB. III 454): cives C. nusquam poterunt — pro — debito — sive 
delicto sui concivis — impeti, impignerari, invadi vel quomodaolibet 
aggravari, nisi — judices civitatis antea super eo pluries — requisiti — 
justiciam suam facere denegassent vel contumatciter neglexissent. Königs- 
feld 1360 5 (Gengler 325): Ipsi vero cives et incole eivitatis prefate — in 
quibuscumque civitatibus — nostris — pro aliquibus debitis, in quibus 


- coram judice diete civitatis justicia requisita non extiterit aut ab eo 


denegats non fuerit, nisi solus ipse debitor principalis, debent exnunc 
inantea aliqualiter arrestari —. Cassel, 15. Jh. 28 (Gengler, Cod. 478): 


“ Auch ensollen wyr — nit gestaden, das ymants von unsern Burgen — 


in andern unsern stedden, schlossen, dorffen und gebyethen gepfandt 
adder verhindert werde, es sey dan der selbschuldiger und such das 
von eime rechts gewegert wurde. 

2) In älteren Rechten nur erwähnt bei Verweigerung der Pfand- 
hilfe. Mühlhausen um 1250 (UB. 621): Inkumit abir di selpgeldi nicht 
herin unde heit he duzze giclagit alsi iz recht is, vor demi, di zu richteri 
ubir un gisazt is unde daz he us ume dan bikennit, kumit dan der dichein 
herin, di zu rechte vur en phandunge lide sal, das sint alli di, di wazzir 
unde weide mit ume nuzzin unde nizin unde beide eme herrin guit geldin, 
di lute mac he ufhald mit demi selbin rechte, alsi din selpgeldin —. 
Augsburg 1276 27 (Zus.) (Meyer 73): Beschlagt aver ein man sin gelt 
in einem andrem gerihte und behabt daz, da mag er wol einen nach- 


‘ gebouren umbe phenden. Vgl. auch den Brief Ulrichs von Hanau an 


Frankfurt 1338—41 (Hess. UB. II 4 S. 830): Wan unser burger ein 
deil da zu F. an dem gerichte rechtliche erclagit und erfordert han 
ir sache, wondert uns, daz ir nit enhilfit und richtid, als ir eyme andem 
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Fassung schon in dem Privileg Friedrichs I. von 1173 für 
die flandrischen Kaufleute ausgesprochen wurde.!) 

3. Der Arrest gegen den Mitbürger eines fremden 
Schuldners ist nur im Falle der Rechtsverweigerung zu- 
lässig, immer sonst unzulässig. Diese Feststellung ermög- 
licht den Schluß auf die Rechtsnatur des Repressalien- 
arrestes. Er ist Unrechtsreaktion auf das Delikt der 
Rechtsverweigerung.?) Rechtsverweigerung wird begangen 
von der Gerichtsgemeinde des Schuldners, indem sie ent- 
weder dem Gläubiger überhaupt die Erhebung der Klage 
unmöglich macht oder ihm nicht alle ihr zu Gebote stehen- 
den prozessualen Zwangsmittel gegen den Schuldner zur 
Verfügung stellt. Auch wenn der Schuldner selbst Rechts- 
verweigerung begeht?), indem er sich dem Gericht nicht 


dut, uns biden uch noch, daz ir in richtid und des rechten hilfit. Endedit 
irdes nit, so mästen wir sie lazen kümmeren, bis in rechte geschehe —. 
— Später auch allgemeine Satzungen. Brünn 1353 253 (Rößler II 402): 
Man mag auch nicht ain man vur den andern aufhalten oder im sein 
gut verpieten, ez sei dan, daz der chlager recht vorder in dem gericht, 
da der antworter gesessen ist, und wiert im da recht versait, so halt er 
wol einen andern auf aus dem selben gericht, wo er in vindet. Worms, 
14. Jh. 178 (Kohler, Carolina IV 47): daz kein unserer bürger eyn andern 

von eyner andern stat — in noch sin güt bekummern noch beclagen sal 
“ von sines schuldeners wegen, er enhabe eß dan ervolget bit drin briefen 
— und ymme ader sinen boden sye r&cht versaget, und wan er daz be- 
rechtet vor uns, daz ymme in der stat — keyn recht mochte geschehen, 
so mag er dan wol bekummeren, wen er von der stat — begriffet. Mem- 
mingen 1396 14 3 (v. Freyberg V 265). — Vgl. auch Meißener Rechts- 
buch III 4, 12 (Ortloff I 144): Man sal nymandes gud vor den andern 
besecczen noch ufhalden, man kunne denne erczugen —, daz daz gerichte 
disseme vorsaget wer. 


1) 5 (Keutgen 52). Es wird von der Klage im forum rei gehandelt, 
um die Folge des Schuldners ins forum contractus herbeizuführen. Quod 
si iusticiam requisitam non invenerit, deinde illius loci mercatoribus, 
ubi negata est ei iusticia, pignus auferat, donec iusticiam consequatur, 
et ob hanc causam loci alterius mercatores non infestet. 

2) Das ist bisher völlig verkannt worden. 

2) Freilich ist er in diesem Falle dem arrestierten Mitbürger zum 
Schadensersatz verpflichtet. Vgl. Münster-Bielefeld 1221 31 (Keutgen 
152): Quicumque de culpa sui civis gravatus fuerit, ipsum eximere debet. 
Speyer 1276 (UB. 75): Quicumque extraneus de aliquo concive nostro 
ius coram magistris civium sibi fieri postulaverit, et civis id facere re- 
cusaverit —, si per hoc alius noster concivis occupatus fuerit, is qui 
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stellt oder dem ihn verurteilenden Erkenntnis nicht nach- 
kommt!), muß doch das Gericht die der Rechtsordnung 
entsprechende Bestrafung des Schuldners oder die Befriedi- 
gung des Gläubigers durchführen; tut es das nicht, so liegt 
auch darin eine Rechtsverweigerung.?) 

Für das Verbrechen der Rechteverweigerung haftet 
nun nicht bloß das Gericht, sondern auch jeder Gerichts- 
genosse. Das kommt freilich in den Quellen nicht deutlich 
zum Ausdruck. Regelmäßig wird davon gesprochen, daß 
der Repressalienarrest den concivis (civis)?), conburgensis 
(burgensis)*), cooppidanus (oppidanus)?) des Schuldners 
trifft, seit Ende des 13. Jahrhunderts wird auch von den 
Bürgern und Mitwohnern®) gesprochen. In vielen Quellen 
werden auch noch allgemeinere Wendungen gebraucht, es 
wird z. B. erörtert, inwieweit der nurembergensis für den 
andern?), illi de Middelburg®), ienich der van Gottingen °) 
dem Repressalienarrest ausgesetzt seien. Ja das Mühlhause- 
ner Rechtsbuch bestimmt sogar den Umkreis der vom Re- 
pressalienarrest Bedrohten nach der Zugehörigkeit zur All- 


ius negavit, occupatum absolvat liberum et indempnem. 14. Jh. (das. 
481). Groningen 1425 VII 184 (Rbr. 19 8.66). Vgl. auch die Züricher 
Stadtbucheinträge von 1316, 1328 und 1335 bei Zeller-Werdmüller I 12, 
48, 126 (no. 25, 127, 270). 

1) Vgl.z. B. Mühlhausen um 1250, Augsburg 12760ben S. 180 Anm. 2. 

2) Von den in Anm. 2 $. 180 aufgı führten älteren Belegen ist be- 
sonders charakteristisch hierfür das Schreiben Hanaus an Frankfurt 
von 1338. 

®) Straßburg-Speyer 1227 (UB. I 166). Straßburg 1245-60 17 
(UB. 1483). — Cöln-Boppard 1252 (Lac. NRh. UB. II 207). Arnstadt- 
Erfurt 1283 (Thüring. GQu. IV 23). Straßburg-Metz 1310 (UB. II 228). 

4) Cöln-Nimwegen 1278 (Lac. NRh. UB. II 420). — Bremen- 
Hameln 1267 (UB. 1372). 

6) Cöln-Soest1276(Seibertz, UB. 1460). — Attendom1374 (Gengler13). 

*%) Basel-Luzern 1293, Basel-Neuenburg 1299 (UB. IL 70, 250). 
Laufenburg 1328 (Schw. RQu. XVI 1, 6 S. 13). Mühlhausen 1349 (UB. 
507). Königsfeld 1360 5 (Gengler 225). Göttingen-Eimbeck 1381 (TB. 
I 312). Cassel, 15. Jh. 28 (Gengler, Cod. 178). 

”) Nürnberg 1219 8 (Keutgen 194). 

8) Middelburg 1217 49 (v.d. Bergh I 152). 

9) Göttingen-Witzenhausen 1331, Göttingen-Eimbeck 1381 (UB. 
I 107, 312). — Vgl. auch Cöln-Utrecht 1259 (Cöln. Qu. II 407: inter 
nos et ipsos). 
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mend- und grundberrlichen Gemeinde.!) Indessen ist zu 
bedenken, daß noch das Privileg Philipps für Regensburg 
von 1207 die Beschränkung auf den Gerichtsgenossen deut- 
lich kennzeichnet?), und daß im übrigen die Gerichtsgemeinde 
und die Stadtgemeinde identisch sind ®), es eines besonderen 
Hinweises auf jene sonach nicht bedurfte. 

Die Haftung des einzelnen Gerichtsgenossen für die 
Rechtsverweigerung der Gerichtsgemeinde beruht auf eige- 
ner Verantwortlichkeit für diese. Weil er Mitglied der Ge- 
richtsgemeinde ist, ist er für deren deliktisches Handeln 
selbst verantwortlich. Eine Haftung für fremdes Delikt 
steht also nicht in Frage. Ebensowenig aber auch eine 
Haftung für fremde Schuldpflicht. Es besteht keine Ge- 
samtbürgschaft der Stadtbewohner für die Schulden ihrer 
Mitbürger gegenüber auswärtigen Gläubigern.*) Nicht, weil 
sein Mitbürger Schuldner ist, sondern weil er selbst sich 
der Rechtsverweigerung schuldig gemacht hat, unterliegt 
er dem Repressalienarrest. 

II. Die durch Repressalienarrest geltend gemachte Haf- 
tung ist von anderen Formen der Haftung für fremde 
Schuld, die ebenfalls durch Arrest geltend gemacht zu 
werden pflegte, aufs strengste zu trennen?) So von der 
Haftung der Bürger für die Schuld des Stadtherrn, ins- 
besondere des Königs oder eines geistlichen Großen. Sie 


1) Um 1250 (UB. 621): alli di, di wazzir unde weide mit ume nuzzin 
unde nizin unde beide eme herrin guit geldin —. Es ist indessen zu be- 
merken, daß auch damit die städtische Gerichtsgemeinde charakterisiert 
sein kann, wie das in der Tat im Zwickauer Stadtrechtsbuch 1348 GO. 
12, 1(ZRG. G. 38 S. 343) der Fall ist: alle lute, die — hie wazzere und 
weide suchen, di sin phlichtic, daz elich dinc zu suchen —. Darauf deutet 
auch die Abgabenpflicht an den Büttel, das. S. 330 Anm. 9. Übrigens 
finde ich die gleiche Formel für die Zugehörigkeit zur Stadtgemeinde 
im Stadtrecht von Hemau 1350 (Qu. u. Erört. VI 414). 

2) 1 (Keutgen 196): pro hiis hominibus, qui communi iure ipsorum 
reguntur et concives eorum sunt —. 

3) Über das Zusammenfallen von Stadtgemeindebezirk und Stadt- 
gerichtsbezirk vgl. oben 8.114 Anm.6. 

%) Das ist die Ansicht Stobbes, Vertragsr. S.15lf. Vgl. auch 
Kohler, Carolina IV 303. 

5) Anders die von Stobbe, Vertragsr. S. 150ff. begründete herr- 
schende Lehre. 
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beruht auf dem Gedanken, daß der Eigenmann für die 
Schuld seines Herrn unmittelbar haftet, weil er sein 
Eigentum ist.!) Es bedeutet also eine Anerkennung 
der persönlichen Freiheit der Stadtbürger, wenn ihnen 
immer wieder zugesichert wird, daß sie nicht für Schul- 
den ihres Stadtherrn, des Königs?), geistlicher?) oder welt- 


1) Das Mittelalter kennt also einen Arrest gegen den Eigenmann 
wegen der Schulden seines Herrn. Z. B. Nürnberg 1219 7 (Keutgen 194): 
quicumgue dominus aut alius creditor alicui nurembergensi accomodata 
reddere renuerit, mansionarius illius aut mercator-vel suus voctman 
erit pignus nurembergensis. Augsburg 1276 27 7 Zus., 110 Zus. (Meyer 73, 
186). Schwyz 1284 (Kothing 59). Waldkirch 1300 (Schreiber, UB. I 159). 
Lippstadt 1309—1327 13 (Westf. RQu. I 1 S. 65): enen vulschuldighen 
man mach man wol besetten umme sines herren scult. Basel 1382 (RQu. 
I 40): (jeder Eigenmann soll) phant — sin für sinen herren umbe gelt- 
schulde und man den — phenden und angrifen möge für ir herren. 1457 
77 das. 175. Memmingen 1396 12 1, 2 (v. Freyberg V 262f.). Worms, 
14. Jh. 102 (Kohler, Carolina IV 30): were ein herre ader ein edelknecht 
— schuldig eynem unserm bürger, queme der herren knecht ader sin 
eigen gebüer in die stat und würde da beclaget von sines herren wegen —, 
so mag man yn bit ürtel uberwinden, daz er dye schült bezalen müße —. 
Brünn (Rößler II 361). Riehen 1413 7 (Schnell, RQu. II 48). Thurtal 
1439 16, Niederamt 1440 13, Hemberg 1440 8 (Schw. RQu. XIV 1, 2 
S. 272, 467, 516). — Als jüngere Beschränkung dieses Arrestes dürfte 
die auf den Zinsbetrag beschränkte Arrestierung des Zinsmannes für 
die Schulden des Herrn zu betrachten sein. Vgl. Ssp. 154 $ 1. Swep. 
L. 83. Freiberg um 1300 41 2 (Ermisch 240). Hildesheim 1300 77 (TB. 
286). Bayern 1346 146 (v. Freyberg IV 439). Breslauer Landr. 1356 84 
(Gaupp I 152). Schongau nach 1375 (Oberbayr. Arch. 47 72). Meißener 
Rechtsbuch III 4, 13 (Ortloff I 144). Purgold, 15. Jh. VII 10, 11 (das. 
II 211). Die 7 Freien im Amt Borkum, Landr. 5 (Grimm, W.TII 67). 
Vgl. O. Gierke, Genossenschaftsrecht II 389 fl. 

2) Z.B. Wetzlar, Richard 1257 (Mittelrhein. UB. III 1026): quod 
nullus civium praedictorum per nos vel per aliquem alium nostro nomine 
pro aliqua pecunia extorquenda singulariter ab ipso aliquatenus capiatur. 
Gelnhausen 1257 (Hess. UB. II 1 S. 238). Frankfurt, Ludwig 1322 5 
(UB. II 153): daz si für uns noch das riche gein nieman pfantber sällen 
sein umb deheinerley sache, und süllen auch nieman deheinen pfantbrief 
uber si geben. Oppenheim, Ludwig 1330 3 (M. G. Const. VI 645f.). 
Überlingen, Karl IV 1348 (ORStR. II 2 S.34): Wir wellen auch, daz 
diselb — stat für daz reiche iemant pfant sei noch daz iemant für uns 
„und für daz reiche nöt oder pfend. Nordhausen, Karl IV. 1354 (Foerste- 
mann, Urk. Gesch., UB. S. 24): daz sie nicht pfantber sein sullen — fur daz 
Reich und von des Reichs wegen —. Aachen, Wenzel 1376 18 a (Lörsch 72). 

®) Vgl. die Priv. für Regensburg: Philipp 1207 1 (Keutgen 196): 
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licher!) Großer haftbar gemacht werden dürfen. Der Unter- 
schied tritt klar in der Ausdrucksweise der Quellen hervor, 
wenn sie erklären, daß der Bürger nicht gaphant?), Pfand’) 


Ut nemini licitum sit vel pro episcopo vel pro duce seu cuiuscumque 
alterius condioionis homine cives Ratisponenses impignorare seu aliquie 
eis gravamen sub pondere verbi illius, quod vulgariter caphant dicitur, 
irrogare —. Friedrich IH. 1230 13 (das. 198). Conrad IV. 1239 (Mon. 
Boica XXX 1 nr. 763). — Für Cöln: Heinrich (VII.) 1231 (Cöln. Qu. 
II 127): quod — scabini et’cives Col. nec ob debita nec ob promissiones 
Archiepiscopi cuiuscunque sancte Col. ecclesie — in personis vel rebus 
debeant dampnificari, detineri aut — gravari —. Richard 1257 (Lac. 
NRh. UB. II 240). Rudolf 1273 (Cöln. Qu. III 54). Ludwig 1314 (Lac. 
NRh. UB. III 106). Karl IV. 1355 (das. 454). — Für Basel: Rudolf 1274 
(UB. II 77): ut nullus — ipsos occasione venerabilis — Basiliensis episcopi 
— vel eius — debitorum seu questionum pretextu vadimoniare presumat 
seu audeat pignorare. — Für St. Gallen vgl. die Handfeste des Abtes 
Wilhelm 1291 8 (Gengler 409): daz man deheinen burger von St. G. 
weder heften noch phenden sol an lip noch an güte, weder für abbet 
noch für voget, er si ez denne selbgülte oder borge. 


1) So zahlreiche königliche Priv., z. B. Tulln, Rudolf 1276 8 (Keut- 
gen 202): nemo civium T. debet pro aliquo debito iudicum, militum vel 
clientum ab ullo aliquatenus detineri. Duisburg, Rudolf 1291 (Lac. 
NRh. UB. II 543): quatinus nullus hominum — aliquem civium nostro- 
rum de D. capiat, impignoret vel in aliquo molestet — racione alicuius 
— debiti — spectabilis viri comitis Clevensis —. Rheinfelden, Albrecht 
1299 (Schw. RQu. XVI 1, 7 S. 22): ut occasione burgravii de R. — aut 
servitorum suorum — pFo quacumque causa impignorari, artari aut 
turbari non debeant —. Buchhorn, Albrecht 1299 10 (Gengler 143). 
Villingen, Karl IV 1372 4 (ORStR. II 1 S. 91): daz si für ir herschaft 
oder für dheine ir — vögte, phleger oder besitzer nicht phant sein und 
weder ir libe noch ir gäter umb gelt schulde — für ir herschaft —gevangen, 
ufgehebt, — verbotten oder bechümbert werden sullen —. Vgl. auch 
Goslar, Friedrich II. 1219 44 (Keutgen 182). — Weiter stadtherrliche 
Privilegien, z. B. Ingolstadt 1312 8 (Qu. u. Erört. VI 205): daz si gab- 
pfant noch pfantmezzig sein süllen für dehein unser gelt, daz wir gelten 
sulen. Laufenburg 1328 (Schw. RQu. XVI 1, 6 S. 13): das weder der 
— burgeren, seslüten noch seilderen lip noch güt — sullen phant sin 
noch phandunge liden dur uns — noch vorheftunge — umb kenv sachchen 
— noch gälte, die uns — ir herren — anrödr.:nt —. 

3) Regensburg 1207 1 (Keutgen 196). Ingolstadt 1312 8 (Qu. u. 
Erört. VI 205). 

3) Ingolstadt 1312 8 (Qu. u. Erört. VI 205). Laufenburg 1328 
(Schw. RQu. XVI 1, 6 S.13). Frankfurt 1322 5 (UB. II 153). Überlingen 
1348 (ORStR. II2 S. 34). Nordhausen 1354 (Foerstemann, Urk. Gesch., 
UB.S. 24). Villingen 1372 4 (ORStR. III S. 91). 
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des Herrn sein solle!): sie wird auf den Repressalienarrest 
gegen Mitbürger wegen Rechtsverweigerung nie angewendet. 

Während von einer Haftung des Stadtherrn für die 
Bürger seiner Stadt nirgends die Rede ist?), beruht die 
Haftung der Bürger für die Stadtschuld, wie sie seit dem 
13. Jahrhundert hervortritt, auf der eine gewisse Gegen- 
seitigkeit verbürgenden städtischen Einung. Die Stadt tritt 
in einem gewissen Umfange für ihre Bürger ein, besonders 
ist sie ihnen zu Hilfe und Beistand verpflichtet, wenn sie 
von Auswärtigen beklagt?) oder befehdet*) werden, vor 
allem auch, wenn über sie in fremdem Lande Arrest ver- 


1) Gerade das Gegenteil bestimmt zugunsten von Nürnbergern 
betreffs auswärtiger Stadtbürger das Priv. Friedrichs II. 1219 7 (Keut- 
gen 194): quicumque dominus — alicui Nurembergensi accomodata 
reddere renuerit, — illius — mercator — erit pignus Nurembergensi: 
Praktisch war denn wohl auch die Arrestierung der Bürger für Schulden 
des Stadtherrn sehr häufig, wie z. B. der Vertrag des Grafen von Wert- 
heim und der Stadt W. von 1369 18 (ORStR, I 16) zeigt; auch Ver- 
pfändungen der Bürger durch den Stadtherrn begegnen häufig, z. B. 
Duderstadt 1328 (UB. 33). 

2) Über das der Haftung des Herrn für den Mann zugrunde liegende 
Rechtsprinzip wird an anderer Stelle gehandelt werden. Vgl vorläufig 

O. Gierke, Genossenschaftsrecht II 390f. 
| 3) Wier? 1221 11 (Keutgen 207): si aliquis intret civitatem, ut civis 
efficiatur, burgenses debent tueri illum —. Mergentheim 1425 11 1 (1444) 
(ORStR. I 148). Steenbergen 1504 64 (Rbr. 120 8.90). — Dieses Ein- 
treten der Stadt ist so selbstverständlich, daß von ihm meist nur im Zu- 
sammenhang mit anderen Bestimmungen gesprochen wird. So z.B: 
die Stadt lehnt ihr Eintreten für Neubürger wegen vor der Aufnahme 
entstandener Ansprachen ab, Münster-Bielefeld 1221 5, 6 (Keutgen 15l}. 
Bern 163 (Schw. RQu. H 1 S.108). Brielle, Rechtsb. des Matthijssen 
1405 III2(Rbr. I1S. 125). Rottweil 51 (Greiner 127). Vgl. auch Utrecht 
1342 72 (Rbr. 13,1 S.30). Oder: für einen heimlich in der Stadt Wohnen- 
den tritt sie nicht ein, Augsburg 1276 21 2 (Meyer 62). Übrigens be 
schränkten die Städte ihr Eintreten im späteren Mittelalter vielfach, 
vgl. Nordhausen 1350 III 65 (Foerstemann, Mitt. III 4 S. 41). Bem Vi 
(Schw. RQu. II 1 8.85). Dordrecht 1401 14 (Rbr.1,4,1 S. 8). 

4) Middelburg 1217 40 (v.d. Bergh I 161): Si quis extra M. manserit 
et contra burgensem in M. pugnaverit, illuc venient scabini cum sculteto 
— et emendabunt si poterint, et exigent ab illo, qui extra manet, pacem, 
et ut tale jus, quale scabini deM. judicaverint, faciat, inde ponet fideiuseo- 
rem. Westkappel 1223 51, Domburg 1223 46, 47 (das. 162, 166). Vgl 
auch Marburg um 1395 2 (Hess. hist. K. XIII1 S. 122). 
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hängt wird.t!) Andererseits ist der Bürger verpflichtet, für 
die Schulden der Stadt gegenüber Auswärtigen aufzukom- 
men. Freilich reden die Quellen meist nur von einer internen 
Beitragspflicht: der Bürger soll, bevor er aus der Stadt 
abzieht, seine Quote an der Stadtschuld dieser abtragen.?) - 
Ihr entsprach indessen auch eine Haftung nach außen?): 
der Bürger konnte wegen der Schuld der Stadt von deren 
Gläubigern arrestiert werden); die Stadt soll ihn dann 
aus diesem Arreste befreien’) 

III. Mit diesen Fällen genossenschaftlicher Gesamt- 
haftung oder der Haftung für fremde Schuld hat der Re- 
pressalienarrest bei Rechtsverweigerung begrifflich und ent- 
wicklungsgeschichtlich nichts gemein. Damit ist auch ver- 


!) Grieth 1245 (Teschenmaker 26): Weert oick, dat onse Iyff 
burgheren voirschreuen in anderen landen besat off bekommert worden, 
dair sullen wy sy toe beschudden ind toe beschermen ind alle unse vor- 
denisse ind gonste doenn mit vlyt ind mit trouwen. Huessen 1348, Uden- 
heim 1359 (das. 14, 21). Nürnberg 1313 4 (Keutgen 195): scultetus 
civitatis praedictae quemlibet civem ipsius detentum debeat excredere 
sub fideiussoris cautione —. Augsburg 1363 (12) (Meyer 253). 

2) Schlettstadt 1292 67 (ORStR. III 1 S.16): si quis incola vel 
civis burgi S.egestatis causa vel alia necessitate a burgo recedere voluerit, 
libere recedat et debitum, quod cives tenentur, pro portione sus cum ipsis 
solvere debet. Colmar 1293 40 (Gaupp I 121). Dattenried 1358 40 (Gaupp 
II 183). Diessenhofen 1371 95 (Schauberg II 19): wer hie sesshaft_ist, 
wil sich der von der statt ziehen und denn ze mal nit me da wonhaft 
sin, so sol der selb sin anzal und sinen tail geben an den geltschulden, 
so die burger von gemainer statt wegen denne gelten sond. Ulm, Rotes 
Buch 50, 54 (1376) (Württ. GQu. 8 47, 49). Wimpfen 1377 9 (ORStR, 
1 74): wer das ir burgere dheiner sich von in zihen wolte, der sol der stete 
schult mit in gelten noch seiner anzal —. Villingen 1371 75 (1380 (ORStR, 
II 1 S.58, vgl.81 S.61, 104 S. 77, 105 S.78). Baden 1384 4 (Schw. 
RQu. XVIl,1 S. 30). 

3) Prag 140 (1390) (Rößler I 95): qui vult civis esse in civitate P., 
debet — pati cum civitate bonum et malum, et de aliis bonis extra civi- 
tatem habentibus debet computare cum civitate, secundum quod pro- - 
tunc civitas est debita. 

%) Anders in Magdeburg, Syst. Sch. R. 129 (Laband 12). 

5) Vgl. z. B. Amsterdam, Keurb. A II 554 (1492) (Rbr. H 4 S. 275). 
Hoorn 1529 326 (Rbr. I 7, 2 S. 173): indien yemant van de poorters 
opgehouden worden in enige plaetsen overmits die schulden van den 
stede, ende dezelve hem verbonde alsulcke schulden selfs te betaelen, 
—, dat men dezelve sal granderen ende ontlasten van zijn beloften. 
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neint, daß er als eine unmittelbare Fortgestaltung der Ge- 
samtbürgschaft der ältesten Friedensgenossenschaften, wie 
sie in der Sippe oder der Hundertschaft bestand, betrachtet 
werden dürfe.!) Freilich ist hier wie dort jedes einzelne 
Mitglied der Genossenschaft der Unrechtereaktion des Ver- 
letzten ausgesetzt. Aber während diese dort unmittelbar 
auf der deliktischen Handlung des Genossen beruht, bedarf 
es für den Repressalienarrest eines eigenen Delikts der Ge- 
richtsgemeinde: der Rechtsverweigerung. Damit entfällt 
auch jeder Grund, die Entstehung des Repressalienarrests 
in einer wesentlich früheren Zeit zu suchen, als die Zeug- 
nisse der Quellen einsetzen. Der früheste Beleg fällt in das 
Jahr 11732), und in der Tat hat erst das 12. Jahrhundert 
und insbesondere die Herrschaft der hohenstaufischen Kaiser 
die besonderen Verhältnisse geschaffen, die — wenn wohl 
auch nicht für die ersten Anfänge — so doch für den rechts- 
institutsmäßigen Ausbau des Repressalienarrestes die Grund- 
lage abgaben. 

Die Gerichtsverfassung der karolingischen Zeit, we 
aber auch noch die der sächsischen und salischen Kaiser, 
ist in der Person des Königs zentralisiertt. Die Gerichte 
der königlichen Beamten, der Grafen, haben im Königs- 
‚gerichte ihren Mittelpunkt. Jede Rechtsverweigerung durch 
ein (rafschaftsgericht fand ihre sofortige Sühne im König:- 
gericht. Verklagt der Gläubiger seinen Schuldner vor dem 
für diesen zuständigen Gericht, so konnte er bestimmt sein 
Recht erwarten. Verweigerte aber das Öffentliche Gericht 
wirklich einmal dem Kläger das Recht, so verschaffte e: 
sich der dadurch Beschwerte durch Klage vor dem Königs- 
gericht?) : diese war erfolgverheißender als Repressalien zwi- 
schen den in die gleiche Gerichtsorganisation eingefügten 
Gerichtsgemeinden. 

Unter den Staufen löst sich die Einheit der Gerichtsver- 
fassung auf. Der Satz, daß der König der oberste Richter 
im Reiche sei, ist zwar noch theoretisch wahr, praktisch 


2) So O. Gierke, Genossenschaftsrecht II 386ff., insbesondere 
388 zu Anm. 10ff.; Rudorff S. 135 Anm. 10. 

3) Oben S. 168 Anm. 2. 

2) Vgl. Schröder, RG.5 559. 
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aber von keiner durchgreifenden Bedeutung mehr. Zwischen 
den König und den Grafen schiebt sich der neue Reichs- 
fürstenstand ein.!) Von der Besetzung der Gerichte mit 
königlichen Beamten bleibt nur die Bannleihe verein- 
zelt übrig. Seit der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts 
wächst lawinenartig die Zahl der Städtegründungen?); so 
entstehen immer mehr Gerichtsgemeinden, die sich mit 
ihrer selbständigen Gerichtsbarkeit nun in die ehemals ein- 
heitliche Gerichtsverfassung hineindrängen. Daneben be- 
ginnen die sich immer kräftiger entfaltenden Territorien 
auch in der Frage der Gerichtsverfassung ihre Selbständig- 
keit zu entwickeln. Der Erfolg war, daß das gemeinschaft- 
liche Band, das bis dahin alle Gerichtsbezirke umfaßte, 
zetiß: sie stehen nicht mehr als Glieder eines einheitlichen 
Körpers, sondern als selbständige Gebilde nebeneinander, 
dienen nicht mehr einem gemeinsamen, sondern nur noch 
ihren eigenen Interessen, indem sie sich eifersüchtig gegen- 
einander abschließen.?) 

Damit mußten die Fälle der Rechtsverweigerung sich 
außerordentlich vermehren, und es mußte andererseits aus- 
sichtslos erscheinen, sich durch Klage vor dem König gegen 
das rechtsverweigernde Gericht Recht zu verschaffen. Viel 
naheliegender war es der Zeit, unmittelbar zwischen den 
selbständig nebeneinanderstehenden Gerichtsbezirken die 
rechtlich zulässigen Machtmittel zur Anwendung zu bringen. 
Hierzu bot die Handhabe, daß die unbezweifelte Pflicht 
der Gerichtsgemeinde, auch dem Nichtgenossen Recht zu 
gewähren, durch die Rechtsverweigerung verletzt wurde. 
Aus diesem Delikt ging eine relative Friedlosigkeit der Ge- 
richtsmannen der rechtsverweigernden Gerichtsgemeinde 
gegenüber dem vergeblich Recht suchenden Gläubiger her- 
vor, und diese konnte in der Form’ des Repressalienarrestes 


1) Schröder, RG.® 504ff. Vgl. auch Rosenstock, Königshaus 
und Stämme 1914 8. 120ff. 

2) Vgl. Schlüter bei Hoops Reallexikon IV 242 $ 8. 

3) Dazu trug ohne Zweifel in erster Linie der gewaltige wirtschaft- 
liche Aufschwung Deutschlands im 12. Jh. bei, der das Selbstbewußt- 
sein und die Gemeininteressen der deutschen Städte aufs äußerste kräf- 
tigte. Vgl. darüber Rehme in Ehrenbergs HB. 1123. 
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geltend gemacht werden. Freilich wurde der Repressalien- 
arrest praktisch häufig über dieses Maß hinaus gehandhabt ; 
aber in den gekennzeichneten Grenzen beruht er sonach 
auf einer den zeitgemäßen Rechtsanschauungen völlig ent- 
sprechenden straf- und prozeßrechtlichen Grundlage.!) 


87. 
Entwicklungsgeschichte des Fremdenarrests 
und sein Verhältnis zum Fugitivenarrest. 


I. Diese Betrachtungen lassen sich nun aber auch für die 
Geschichte des Fremdenarrestes fruchtbar machen. Auch 
der Fremdenarrest wird erst seit der zweiten Hälfte des 
12. Jahrhunderts von den Quellen bezeugt?), fast gleich- 
zeitig mit dem Repressalienarrest, und es liegt daher die 
Vermutung nahe, daß beide Arrestformen zur gleichen Zeit 
und aus den gleichen Gründen zur Entwicklung gekom- 
men seien. 

Von vornherein besteht ein grundlegender Unterschied 
darin, daß der Fremdenarrest in der weitaus überwiegenden 
Mehrzahl der Quellen die Rechtsverweigerung des Schuld- 
ners nicht zur Voraussetzung hat; das ihn auslösende Delikt 
ist vielmehr schon in der Nichtleistung auf Mahnung ge- 
geben?) Immerhin ist bemerkenswert, daß vereinzelte 
Quellen vom Gegenteil ausgehen. Im 13. Jahrhundert be- 
gegnet das Erfordernis der Rechtsverweigerung freilich 
nur für den Sacharrest gegen den abwesenden Gast?) so- 
wie für den Arrest gegen stadtherrliche oder landesherr- 
liche Ministerialen®): im ersten Falle fehlte nach der älteren 


1) Unrichtig v. Meibom 60. — Auch in der neueren Literatur 
finden sich häufig noch von absoluten ethischen Erwägungen ‚getragene 
Klagen gegen den Repressalienarrest, die seiner geschichtlichen Erschei- 
nung nicht gerecht werden. 

2) Am frühesten im Recht der Hagenstadt Braunschweig, das urm 
1160 anzusetzen ist, vgl. oben S. 92 Anm. 2. Sodann in Hagenau 1161 
10 (Gaupp I 97); Aachen 1166 (Gengler 2). 

3) Vgl. oben S. 88ff., 92. 

*%) Vgl. oben S. 148 zu Anm. 1. 

%) Braunschweig, Otton. Stadtrecht 1250-79 17 (UB.I5): Swe- 
lich dhenistman enen borgere sculdich is, he sal ine verclagen to dheme 
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Auffassung ohne Rechtsverweigerung dem Arrest der Rechts- 
grund), im zweiten Falle handelt es sich um eine Bevor- 
rechtigung der Ministerialen gegenüber dem Stadtgericht. 
Erst seit dem Beginn des 14. Jahrhunderts finden sich ein- 
zelne Belege dafür, daß der Fremdenarrest im allgemeinen, 
auch der gewöhnliche Personalarrest, nur bei Rechtsver- 
weigerung zugelassen wird.?) Hierin ist indessen nur ein 


marscalke mit wetene. Ne richtet ime de marscalk nicht, he mot wol 
sinen wagen ophalden vor sin gelt. Ebenso Huldebrief 1371 15, 16 (das. 58). 
Es handelt sich hier um Realarrest gegen den (abwesenden) Ministerialen, 
der erst nach R.chtsweigerung zulässig sein soll. Der Satz kann also 
nicht verallgemeinert werden; irrig Rudorff 58 Anm.1. — Weiter: 
Augsburg, Priv. des Herzogs von Bayern 1272 (UB. 133): si civis — 
actionem — habeat contra — homines nobis attinentes, — prius — 
eosdem coram iudice nostro debeat convenire et iudicium expetere —; 
quod si eidem denegatum fuerit —, extunc eidem civi licebit de eodem 
iudicio super nostris racione pignoris res — occupare. Bergedort 1275 
(Gengler, Cod. 180): ut servi noetri — dicotis opidanis coram advocato 
nostro super debitorum incusatione respondeant et judicio stent. Quod 
si non fecerint, possunt de nostra licentia, si venerint ad oppidum, occu- 
pari —. Werle Priv. an die Mannen des Landes Gnoien 1276, Güstrow 
1276; Schwerin, Priv. für die Mannen des Landes Wittenburg und Boizen- 
burg 1279 (Meckl. UB. II 554, 610). Diepholz 1318 (Gengler, Cod. 760). 
Vgl. auch den Vertrag der Bischöfe von Münster und Osnabrück 1245 
(Osnabr. UB. II 368). 


1) Vgl. oben S. 148. 

3) Neumarkt, Rechtsb. um 1300 587 (Qu. schles. G. 2 199): Is 
ensal nimant di geste ufhaldin adir pfenden, her enhabe in e beclagit 
in sime lande und von sime richter im nicht recht si getan. Königsfeld 
1360 4 (Gengler 225): quod unumquemque debitorem —, si ipee prin- 
cipalis debitor juri forsitan astare seu parere renueret, occupent licite 
et arrestent —. Otterndorf 1441 2 (Pufendorf II app. 164): Personal- 
arrest gegen Gäste nur, wenn Gerichtsstand des Vertrags oder gewill- 
kürter vorliegt: uthorhalve des mach nemandes — mit kummer rechtlik 
beschwert werden, eth hebbe den sine ordentlicke Overrich it den unsen 
up geborlick ansaken rechtlicher vorhelpinge geweigert. Willkür der 
Sachsen in dem Zips 1505 (94) (Michnay und Lichner 235). Langensalza 
1556 55 (Walch VII 326). Vgl. auch das Kleine Kaiserrecht (um 1340) 
I 34 (Endemann 33). — Nicht hierher gehört Frankfurt-Weilburg 1297 
25 (Keutgen 189): si non iudicaretur ei, extunc ubicumque locorum videt 
illum vel alium de suis concivibus unum, posset eum convenire per iudi- 
cem et occupare, pro e0 quod justicia ipsi est denegata. Hier liegt der 
Schwerpunkt der Bestimmung in der Zulassung des Repressalienarrestes 
im Fall der Rechtsverweigerung. Vgl. Rudorff 62. 
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Ergebnis hochmittelalterlicher Bekämpfung des Fremden- 
arrestes zu sehen.!) Da er die Gefahr der Retorsion im 
Gefolge hatte, erschien es den Städten angezeigt, ihn mög- 
lichst zu beschränken und nur zuzulassen, wenn feststand, 
daß der Gläubiger auf anderem Wege nicht zu seinem 
Gelde zu kommen vermochte. Daß man hierfür die Rechts- 
verweigerung als Kriterium wählte, mag in der Anpassung 
an den Repressalienarrest begründet sein. 

Ist die Rechtsverweigerung nicht Voraussetzung des 
Fremdenarrestes gewesen, so muß doch ein entwicklungs- 
geschichtlicher Zusammenhang zwischen beiden angenom- 
men werden. Auch für die Entwicklung eines Fremden- 
arrestes war kein Anlaß gegeben, solange die alte einheit- 
liche, im Königsgericht zentralisierte Gerichtsverfassung un- 
geschwächt bestand. Der Gläubiger hatte hier nach altem 
Recht vor dem für den Beklagten zuständigen Gerichte 
sein Recht zu suchen; in den Ausnahmefällen, wo es ihm 
nicht wurde, ging sein Weg an das Königsgericht. Kam 
also der Schuldner in den Gerichtsbezirk des Gläubigers, 
so konnte er hier mit Klage nicht angesprochen werden. 
Aber es wurde weiter auch, wenn er, der Mahnung des 
Gläubigers ungehorsam, nicht erfüllte, in dieser Nicht- 
leistung auf Mahnung keine endgültige Leistungsverweige- 
rung, kein deliktisches Verhalten gesehen; denn der Gläu- 
biger konnte und sollte den Schuldner vor seinem Richter 
verklagen, wo ihm im typischen Falle auch sein Recht 
wurde. Das wurde erst mit der oben geschilderten Auf- 
lösung der Gerichtsverfassung und der damit wachsenden 
Gefahr der Rechtsverweigerung anders. Jetzt erst wurde 
erkannt, daß der auswärtige Schuldner, wenn er sich der 
augenblicklichen Leistung weigerte, damit ein Verhalten 
betätigte, das für den Gläubiger die Gefahr endgültiger 
Nichtbefriedigung seines Anspruchs in sich trug. Die Recht:- 
verweigerung war also nicht Voraussetzung des Fremden- 
arrestes, wohl aber war die Gefahr der Rechtsverweigerung 


1) Das tritt besonders in den dahin zielenden Verträgen der Sıäd:e 
hervor. Vgl. Schlettstadt-Straßburg 1356 (ORStR. III ı S. 61); d= 
nach sollen die Bürger zur Klage im forum rei verpflichtet sein, nur ki 
Rechtsverweigerung wird ihnen Arrest gestattet. 
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der Grund, weswegen in der Nichtleistung des auswärtigen 
Schuldners ein Delikt gesehen werden konnte.!) Die äußere 
Abschließung der Gerichtsbezirke untereinander und die 
damit entstandene Unsicherheit der Rechtspflege hat die 
Grundlagen des Fremdenarrestes geschaffen. Sie tritt in 
den Städten besonders früh und stark hervor: so ist der 
Fremdenarrest stadtrechtlicher Abkunft.?) 

Ich stimme sonach Schultze vollkommen bei, wenn 
er auf die Bedeutung der Gerichtsverhältnisse für den 
Fremdenarrest hinweist.) Unzutreffend ist es aber nach 
meiner Auffassung, deshalb die deliktische Natur des Frem- 
denarrestes zu leugnen. Die Gerichtsverhältnisse geben nur 
die Grundlage ab, die es ermöglichte, die Nichterfüllung 
auf Mahnung des auswärtigen Schuldners als endgültige 
Leistungsverweigerung, sonach als Delikt zu behandeln.*) 
Die Meinung, daß der Fremdenarrest gastrechtlicher Her- 
kunft sei, enthält sonach nur die Hälfte der Wahrheit. 
Denn nicht der Gast, auch nicht der schuldige Gast als 
solcher unterliegt dem Arrest. Wie oben nachgewiesen 
wurde®), hat der Gläubiger den fremden Schuldner viel- 
mehr, bevor er zu seiner Festnahme schreiten kann, zu 
freiwilliger Leistung aufzufordern, und nur die Nichtleistung 
auf solche Mahnung hin gewährt als deliktisches Verhalten 


1) Daher konnte durch das gegenseitige Versprechen der Städte, 
Recht nicht verweigern zu wollen, dem Arrest der Boden entzogen wer- 
den. Vgl. z. B. Kocsfeld-Oldensaal 1261 (Westf. UB. III 358). Dortmund- 
Soest-Osnabrück-Lippstadt-Münster 1268, 1277 8 (Dortm. UB., Erg.-Bd. 
177, UB. 186, Osnabr. UB. III 264, 418). Landfr. 1338 (Hans. UB. II 277). 
Worms-Oppenheim 1330 (UB. II 164). 

2) Gegen die Auslegung, die Albrecht 139, Planck 11 270f., 372 
der Stelle Ssp. I 70 $ 2 geben, vgl. Vermögensvollstreckung I 256f.; 
das. 257 Anm. 43 auch gegen Rudorff 55. In diesem Punkte zutreffend 
schon v. Meibom 149. 

3) Hist. Z.101 505f. Indessen liegt nach meiner Ansicht der 
Schwerpunkt nicht in dem machtpolitischen Bestreben der einzelnen 
Stadt, vgl. ZRG. G. 39 S. 282f., 304, 306, sondern in der Zwangslage, 
in die sich die Stadt durch das Auseinanderfallen der Gerichtsverfassung 
gesetzt sah. Vgl. auch oben S. 119£., 188 ff. 

4) Daher der Arrestausschluß, solange die Pfändung auf dem 
Lande genügenden Erfolg versprach, vgl. oben S. 116. 

8) Oben S. 88. 
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des Gastes das Recht zur Festnahme. Freilich diese Nicht- 
leistung würde noch nicht als Delikt gewertet werden, wenn 
der Schuldner nicht ein Gast wäre; darin liegt der Einfluß 
des Gästerechts. Aber der Arrest als ProzeBform ist Un- 
rechtsreaktion, er ist seinem Kern nach deliktsrechtlicher 
Herkunft. 

Man kann eine Prozedurform nicht aus Erwägungen 
rein verfassungsgeschichtlicher Art verstehen wollen. Es 
bedarf hier immer noch der Feststellung, welche prozeß- 
geschichtlichen Gestaltungen ihre letzte Grundlage bilden.!) 
Die Prozeßgeschichte kann in letzter Linie nur aus sich 
selbst heraus verstanden werden. Für den Fremdenarrest 
kann nun der ordentliche Prozeß nicht als Grundlage in 
Betracht kommen, da es einen solchen gegen Fremde nicht 
gab. Es bleibt nur die außergerichtliche Pfandnahme oder 
das Verfahren auf handhafter Tat. Auch die außergericht- 
liche Pfandnahme fällt fort: den Ausgangspunkt des Frem- 
denarrestes bildet der Personalarrest, was mit der Ableitung 
aus der Pfandnahme unvereinbar ist. Der Fremdenarrest 
kann sonach nur dem Verfahren auf handhafter Tat ent- 
stammen: er ist die Reaktion gegen den handhaft Erfüllung 
weigernden fremden Schuldner. 
| II. Nunmehr kann auch das Verhältnis zwischen den 

beiden bisher untersuchten Arrestformen: dem gegen den 
Gast und dem gegen den flüchtigen Bürger festgestellt wer- 
den. Beiden gemeinsam ist, daß sie gegen den erfüllungs- 
weigernden Schuldner gerichtet sind. Aber das Maß der 
Leistungsverweigerung, das als Grundlage des Arrestes er- 
fordert wird, ist in beiden Fällen verschieden. 

Für den Bürger stellt eine Arrest auslösende Leistungs- 
verweigerung nur die Flucht?) dar, d.h. die denkbar 


1) Das ist der durchaus zutrefiende Kern der Wachschen Lehre. 
Um so bedauerlicher ist es, daß sein Schüler Kisch diesen Boden wieder 
verlassen hat. In seltsamem Gegensatz zu seiner Ausführung S. 3 kommt 
er nämlich S. 15 zu dem Ergebnis, daß eine „unmittelbare Umbildunf 
der Privatpfändung zum Sicherungsarrest nicht festgestellt werden kann“ 
und betrachtet nun S.19 ‚‚das Arrestverfahren aes älteren deutschen 
Rechts — in seiner Entstehung als Folge der eigenartigen verfassung*- 
rechtlichen Struktur des frühmittelalterlichen deutschen Rechtsgebiete". 

?:) Vgl. ZRG. G. 34 76fl., 137f. 
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schärfste Manifestation der Absicht, die Schulderfüllung 
zu verweigern. Die Flucht ist das Verbrechen der Er- 
füllungsweigerung in seiner reinsten Form.!) Hier bedarf 
es keines weiteren gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Verfahrens, um die Grundlage für die Deliktsfolgen zu 
schaffen; denn durch sie ist die Erfüllungsweigerung zur 
vollen Offenkundigkeit erhoben. Auf das Verbrechen der 
Flucht reagiert daher das Recht unmittelbar mit absoluter 
und relativer Friedlosigkeit.?) 

Für den Gast bedarf es so hochgesteigerter Erfüllungs- 
weigerung nicht. Schon wenn er auf außergerichtliche 
Mahnung die Erfüllung weigert, setzt er sich relativer, 
wenn auch nicht absoluter?) Friedlosigkeit aus. Aber es 
ist klar, daß dieses geringere Erfordernis jüngerer Rechts- 
entwicklung entspricht: schon die Volksrechte gestatten 
bei Erfüllungsweigerung auf außergerichtliche Mahnung nur 
Pfändung, nicht Festnahme.?) Wie oben ausgeführt, ließ 
erst die mit der Auflösung der Gerichtsverfassung ein- 
tretende Gefahr der Rechtsverweigerung erkennen, daß die 
Nichtleistung des auswärtigen Schuldners auf Mahnung für 
den Gläubiger eine endgültige Erfüllungsweigerung bedeuten 
könne.) Man konnte also erst jetzt dazu übergehen, auch 
die Folgen endgültiger Erfüllungsweigerung auf diesen Fall 
zur Anwendung zu bringen. Die Übertragung konnte aber 
nur geschehen vom Falle der Flucht aus. 

Freilich könnte man einwenden, daß der Fugitiven- 
artest keinesfalls früher als der Fremdenarrest quellenmäßig 
belegt werden kann.) Auch er tritt erst seit der zweiten 
Hälfte des 12. Jahrhunderts auf?) und wird von den frühen 
stadtrechtlichen Quellen sogar weniger oft bezeugt als jener. 
Aber die große Zahl der Bestimmungen über den Fremden- 
artest hat ihren guten Sinn. Mit der Auflösung der Gerichts- 


1) Vgl. ZRG. G. 34 66f. 2) Vgl. ZRG. G. 34 68fl., 7öfl. 

3) Absolute Friedlosigkeit gegen den entflohenen Gast: ’s Graven- 
zande Keure 1448 27 (Vers). en meded. 4 371), vgl. ZRG. G. 34 69 Anm. 3. 

4) Vermögensvollstreckung Illf. und Anm. 29. 

6) Vgl. oben S. 1881. 

©) Vgl. Alfred Schultze in ZRG. G. 37 594. 

?) Zuerst 'm. W. in einer flandrischen Verordnung von 1178 11 


(Warnkönig und Stein, Fl. RG. I UB. S. 38). 
13* 
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verfassung war es für die Stadt eine Frage voneinschneidend- 
ster Bedeutung, daß es den Bürgern gestattet war, gegen 
ihre auswärtigen Schuldner das Zwangsmittel des Arreste 
anwenden zu dürfen. Es widersprach eben der älteren 
Auffassung, in der bloßen Erfüllungsweigerung auf Mahnung 
ein diese Unrechtsreaktion auslösendes deliktisches Ver- 
halten zu sehen. Schon der Wortlaut dieser älteren Be- 
stimmungen zeigt, daß der Fremdenarrest noch um seine 
Anerkennung zu ringen hatte.!) 

Ganz anders lag es beim Fugitivenarrest. Es konnte 
nicht zweifelhaft sein, daß die mit den Merkmalen der Ab- 
sicht dauernder Entfernung?) vom Schuldner vollzogen: 
Flucht als ein dem Diebstahl verwandtes Delikt die Fried- 
losigkeit nach sich zog.?) Eibensowenig war zweifelhaft, 
daß der auf handhafter Tat solcher Flucht erwischte Schuld- 
ner sich Fehdehandlungen aussetzte.*) Ergebnis neuerer 
Entwicklung war nur die Ausdehnung des Handhaftefalle: 
auch auf den erst nach vollendeter Flucht erwischten Schuld- 
ner. Die Zulassung solcher Arrestanwendung sieht schon 
die älteste Quelle des Fugitivenarrestes vor.’) Im übrigen 
bedurfte es also ausdrücklicher Satzungen über den Fugi- 
tivenarrest nicht. Dazu kommt aber noch weiter, daß die 
- Flucht wohl erst spät zu einer so häufigen Erscheinung 
geworden ist. Solange die amtsrechtliche Geschlossenheit 


1) Im Recht der Hagenstadt Braunschweig (um 1160, 13, 14 
UB. I 2) ist der Sinn der fraglichen Bestimmungen, die Zulässigkeit 
des Fremdenarrestes und seine Grenzen festzulegen. Aber auch net 
später finden sich so gefaßte Bestimmungen häufig, vgl. z.B. Bayern. 
Ständ. Priv. 1312 10 (Qu. uw. Erört. VI 186): Vindet aber der purgser 
seinen geltaer in der stat, so mag er darumb wol verbiten darinn. Duder- 
stadt 1314 (UB. 16): Welc man in unseme richte neyn güd enleft, dar 
man up clagen moge, unde eynem unser burgher schuldich is, de madt 
en eder sin güt uphalden vor sin ghelt. 

2) Vgl. ZRG. G. 34 79ff. 

3) Vgl. ZRG. G. 34 64ff., 68ff. Es handelt sich in den hier angezore- 
nen Belegen zum größten Teil um Eintragungen in die Stadtbücher. 
nicht um Stadtrechtssatzungen: der Rechtssatz stand auch ohne au=- 
drücklichen Ausspruch fest. 

4) Vgl. ZRG. G. 34 78ff., insbesondere 82. 

5) Flandrische Verordnung 1178 (oben S.195 Anm. 7): fugitivus 
de aliqua villa pro debito, si in alis villa inventus fuerit, arrestabitur et 
ad villam, de qua fugerat, reducetur. 
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der Gerichtsverfassung unangetastet blieb, war die Flucht 
in ein anderes Gerichtsgebiet für den Schuldner ein aus- 
sichtsloses Beginnen, da er auch hier der sicheren Ver- 
folgung durch den Gläubiger ausgesetzt blieb. Erst mit 
dem Abschluß der Gerichtsgebiete gegeneinander bestand 
für den Schuldner die Hoffnung, durch Flucht sich dem 
Zugriff des Gläubigers völlig entziehen zu können.!) Erst 
jetzt mußten die Fluchtfälle sich so mehren, daß sie gerade- 
zu als die Grundlage eines eigenen Rechtsinstituts der Zeit 
erkennbar werden konnten. So kommt es, daß die Quellen 
sich verhältnismäßig spät, erst seit der Zeit Friedrichs II., 
häufig mit dem Fugitivenarrest befassen?) und ihn als eine 
besondere Prozeßform neben dem Fremdenarrest aus- 
gestalten. | 
“  Sonach erscheinen Fremden- wie Fugitivenarrest der 
Zeit nach koordiniert. Vom höheren Standpunkte der ent- 
wicklungsgeschichtlichen Betrachtung des Arrestes als Pro- 
zeßform aus muß man indessen zu einem anderen Ergeb- 
nisse kommen. Allgemeiner Grundgedanke des Arrestes 
jeder Art ist, wie nachgewiesen, daß er sich als Unrechts- 
reaktion gegen den (handhaft) Erfüllung weigernden Schuld- 
ner darstellt. Die Erfüllungsweigerung liegt in dem Nicht- 
rechtgeben, das in älterer Zeit nur in der Form handhafter 
Flucht die Geltendmachung relativer Friedlosigkeit er- 
möglichte. Daher ist der Arrest im Fluchtfalle entwicklungs- 
geschichtlich der Ausgangspunkt des Arrestes?) Aus ihm 
sind alle anderen Formen des Arrestes abzuleiten. 

Daran kann auch nicht irremachen, daß späte Quellen 
im ‚Gegenteil für den Fugitivenarrest die Grundsätze des 


!) Vgl. ZRG. G. 34 62 und Anm. 3. 

2) So in den Stadtrechten von Riga 1270 27 (Napiersky 9), Lübeck 
1240 49 (Hach 200), Lüneburg 1247 (Kraut 11), Hildesheim 1249 49 
(UB. 105) usw. 

®) Nur das wollte meine Bemerkung sagen: ‚Der Fremdenarrest 
„andererseits ist der Arrest gegen einen stets fluchtbereiten, sonach flucht- 
verdächtigen Mann. Er kann daher unmittelbar nur von dem Arrest 
gegen den fugitivus abgeleitet werden.“ Leider kommt meine Ansicht 
in ihr nicht eindeutig zum Ausdruck. Insbesondere ruft sie das MiB- 
verständnis hervor, als ob nach meiner Meinung der Fremdenarrest 
aus dem Arrest gegen den fluchtverdächtigen Schuldner hervorgegangen 
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Fremdenarrestes als anwendbar erklären.!) Denn die Quellen 
zeigen damit nur, daß zu ihrer Zeit der Fremdenarrest in 
einem gewissen Umfange als der regelgebende auch für den 
Fugitivenarrest betrachtet wurde. Sie können und wollen 
damit nichts über die Entwicklungsgeschichte der beiden 
Arrestformen aussagen.?2) Es handelt sich aber überhaupt 
bei der Anwendung der für den Gast geltenden Sätze auf 
den Bürger um eine über den Arrest hinausreichende Er- 
scheinung: sie werden nicht nur auf den fugitivus, sondern 
auch auf den im prozessualen Ungehorsamsverfahren Ver- 
urteilten angewendet?) 


wäre. Das habe ich nie behaupten wollen, wie sich auch daraus ı gibt, 
daß ich ausdrücklich diesen Arrestfall als Entwicklung erst des aw- 
gehenden 13. Jahrhunderts erklärt habe, vgl. ZRG. G. 34 113. Was 
Alfred Schultze in ZRG. G. 37 593f. gegen die geschichtliche Reiben- 
folge: Arrest gegen den entflohenen — den fluchtverdächtigen — den frem- 
den Schuldner ausführt, entspricht völlig auch meiner Auffassung. 

1) Belege in ZRG. G. 34 S. 71 Anm. 4, S. 85 Anm. 4, S. 123 Anm. 3. 
Nicht vor dem 14. Jh. belegt. 

2) So mit Recht Alfred Schultze in ZRG.G. 37 595 gegen Kisch 3l. 

3) Vgl. Vermögensvollstreckung I 94 und Alfred Schultze in 
dieser Zeitschr. Bd. 33 S. 611. Vgl. weiter Rees um 1400 13 (Westd. 
Zeitechr., Erg. II 90): ist dat he nyet en comet (auf dritte Ladung), so 
mach die clager sijn lijff ende sijn guet besetten g lije enen vremden. 
Interessant auch cap. 32 des Erfurter Bibrabuchs 1332 (Kirchhoff 119). 


Einteilung. 
Einleitung. Diese Zeitschrift Bd. 39 II. Kapitel. Der Fremdenarrest. Oben S.8‘. 
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IV. 


Tertia manus und Intertiation 
im Spurfolge- und Anefangsverfahren 
des fränkischen Rechtes. 


Ein Beitrag zur Geschichte des deutschen Fahrnisprozesses. 


Von 


Herrn Professor Dr. Emil Goldmann 
in Wien.!) 


III. Kapitel. 
Das ribuarische Recht. 


$1. Die „tertia manus“* im Tit. 33 der Lex Ribuaria. 


L; 
Der Anefangsbeklagte als interimistischer 
Besitzer der streitigen Sache. 


Wir dürfen uns nunmehr, nachdem wir die Erörterung 
über die von der Spurfolge und vom Anefang handelnden 
Bestimmungen der Lex Salica zu Ende geführt haben, der 
Untersuchung der dem gleichen Thema geltenden Anord- 
nungen der Lex Ribuaria zuwenden. 

Da auch in den den Anefang erörternden Anordnungen 
der Lex Ribuaria vonder ‚„tertia manus‘‘ die Rede ist?), dürfen 
wir gemäß dem im Eingange dieser Abhandlung entwickelten 
methodischen Leitsatze auch der ‚tertia manus‘“ des 
ribuarischen Volksrechtes die Bedeutung ‚Se- 
questerhand‘ zuschreiben.?) Anders steht es mit der 


1) Vgl. dazu diese Zeitschrift XXXIX 1918, German. Abt. 
8. 145 ff. 

2) L. Rib. 33. 

?) Krammer, der in seiner Untersuchung über die ursprüngliche 
Gestalt und Bedeutung der Titel De filtorto und De vestigio minando 
von der Annahme ausgeht, daß die „tertia manus“ als die Hand eines 
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Nutzanwendung des zweiten Ergebnisses unserer bisherigen 
Forschungen auf die Lex Ribuaria, des Satzes nämlich, daß 
die Lex Salica den Parteien des Spurfolgeverfahrens und 
dem Anefangsbeklagten Sequesterfunktion zuweise. Dieses 
Ergebnis kann nicht ohne weiteres auf die Lex Ribuaria 
übertragen werden. Es muß vielmehr erst auf Grund einer 
besonderen Untersuchung die Zulässigkeit einer solchen 
Übertragung geprüft werden. 

Durchmustern wir im Hinblick auf die eben aufgeworfene 
Frage die in Betracht kommenden Bestimmungen der Lex 
Ribuaria, so darf zunächst einmal konstatiert werden, daß, 
worauf zum ersten Male Siegel!) mit Nachdruck die Auf- 
merksamkeit gelenkt hat, der Lex Ribuaria zufolge beim 
AnefangsprozeB auch nach erfolgtem Anefang der 
„super quem intertiatus fuerit‘ im Besitz der Sache ge- 
lassen wird, sonach von einer Übergabe der Sache an 
einen Fremdsequester keine Rede sein kann. 

Es kommen folgende Stellen der Lex Ribuaria in Be- 


Sequesters zu deuten sei, und, auf dieser Basis weiterbauend, alle von 
der „‚tertia manus‘ handelnden Stellen der Lex Salica zu interpretieren 
versucht, läßt sich bei der Erklärung der ‚‚tertia manus‘‘ der Lex Ribuarıa 
von der Ansicht leiten, daß der Verfasser der entsprechenden Stellen 
der Lex Ribuaria mißverständlicherweise dem Ausdruck „tertis 
-manus“ einen anderen Sinn gegeben und darunter die Hand des Ge- 
währen verstanden habe (vgl. Krammer S. 387). Diese Ansicht 
ist, da sie gezwungen ist, zu dem mißlichen Auskunftsmittel zu greifen, 
der Verfasser der Lex Ribuaria habe das Juristenlatein seiner Zeit nicht 
genügend beherrscht, abzulehnen. Das Mißverständnis dürfte wohl 
eher beim Interpreten als beim Verfasser der Quelle zu suchen 
sein. Ähnlich wird man urteilen dürfen über die gleichfalls bedenkliche 
Annahme Krammers (S. 410 Anm. 1), daß der von ihm supponierte 
Überarbeiter des Urtextes des salischen Gesetzes, dessen Arbeit uns 
nach Krammer angeblich in der dritten Handschriftenklasse der Lex 
Salica (von Krammer mit A bezeichnet) vorliegt, unter dem in L. Sal 
37, 3 erwähnten „offerre per tertia manum‘“ vielleicht einen Schwur 
selbdritt verstanden habe. Es wird somit nicht allein dem Verfasser 
der Lex Ribuaria, sondern auch dem angeblichen Autor der „überarbei- 
teten Fassung des Urtextes der Lex Salica“ zum Vorwurf gemacht, 
er habe nur über mangelhafte Kenntnisse auf dem Gebiete des Juristen- 
lateins seiner Zeit verfügt! 

1) Vgl. Siegel, Geschichte des deutschen Gerichtsverfahrens 
Ss. 88f. 
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tracht!): 1) L. Rib. 72, Sin Verbindung mit cap. legi Rib. 
add. 803, c.12. Nach diesen Stellen?) soll derjenige, bei dem 
die Sache intertiiert worden ist, als Dieb haften, wenn die 
Sache nach erfolgtem ‚‚intertiare‘‘ gestohlen wird. Würde 
man annehmen, daß sich die Sache in der Hand nicht des- 
jenigen befindet, bei dem die Sache angetroffen wurde, 
sondern in der Hand eines Sequesters, so käme man zu 
der kaum wahrscheinlichen Schlußfolgerung, daß derjenige, 
aus dessen Hand die Sache in die Treuhand übergegangen, 
haften müßte, wenn bei dieser die Sache abhanden kommt! 
Es ist deshalb viel wahrscheinlicher anzunehmen, daß die 
Sache im Besitz desjenigen belassen wird, bei dem sie ge- 
troffen wurde?) 2) In L. Rib. 72, 2?) heißt es, daß, wenn 
bei jemandem ein homo intertiiert wurde und dieser homo 
„ei fuga lapsus fuerit‘‘, demjenigen, dem der Sklave ent- 
wichen ist, gewisse Fristen zur Einholung des Sklaven ein- 
geräumt werden sollen. Da ausdrücklich hier zunächst 
davon die Rede ist, daß der Sklave demjenigen entwichen 
sei, bei dem er intertiiert wurde, kann nicht daran gedacht 
werden, daß der Sklave einer dritten Person zur einstwei- 
ligen Verwahrung übergeben worden sei. 3) In L. Rib. 72,3 °) 
wird der Fall gesetzt, daß derjenige, in dessen Besitz der 


1) Ich gehe auf die oben erörterte, m. E. durch Siegel vollständig 
klargestellte Frage nur darum unter Wiederholung der von Siegel 
vorgebrachten Argumente genauer ein, weil neuerdings (vgl. unten 
S. 203, A.1) sich gezeigt hat, daß Siegels Feststellungen noch immer 
nicht vollständig durchgegriffen zu haben scheinen. 

2) IL. Rib. 72, 8: Quod si furtu ablatus fuerit, tunc illi (ille Codd. 
B.), super quem interciatus fuerit, capitale et dilatura cum texaga cul- 
pabilis judicetur; cap. l. Rib. addit. 803 c. 12: Si res interciata furto 
ablata fuerit, liceat ei, super quem res interciata fuerit, sacramentum 
se excusare de furto, nec suae voluntatis aut conscientiae fuisse, quod 
ablatum est; et tantum sine dampno restituat. 

3) Siegel, S. 88. 

4) Die Stelle lautet: Si autem ei fuga lapsus fuerit, si infra du- 
catum, super quattuordecim noctes; si extra ducato, super 40 noctes; 
quod si extra regno, super 80 placitus ei concidatur. Quod si infra pla- 
citum eum repracsentare non potuerit, capitale et dilatura seu texaga 
vel legis beneficio culpabilis judicetur. 

5) L. Rib. 72, 3: Si autem eum interficerit, nisi in quadruvio cum 
retorta sepultus, ipsi (ipse Codd. B) capitale et dilatura cum texaga 
seu cenu werdunia vel legis beneficium culpabilis judicetur. 
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Sklave getroffen wurde, den Sklaven getötet hat; sodann 
werden die Folgen dieser Tötungshandlung normiert. Auch 
hier ist wahrscheinlich stillschweigend vorausgesetzt, daß 
der Sklave sich im Hause desjenigen befand, super quem 
intertiatus fuerit, nicht im Hause eines Dritten.!) 

Die vorstehenden in Anlehnung an Siegel gegebenen 
Ausführungen zeigen mit einer an Gewißheit grenzenden 
Wahrscheinlichkeit, daß nach ribuarischem Rechte der 
Anefangsbeklagte bis zum gerichtlichen Termine 
im Besitze der streitigen Sache verblieb.?) Steht dies 


1) Nicht zu eigen machen möchte. ich mir die Argumentation 
Siegels S. 89: „Nach L. Rib. 72, 6 endlich soll, wenn ein intertiiertes 
Tier umgestanden, der, super quem intertiatur, mit der Haut und dem 
Kopf in der Hand, seinen Vormann weisen; von einem Dritten, der 
Haut und Kopf hätte vorweisen können, wird überall nichts gesagt“. 
Aus diesem Tatbestand kann m. E. nicht der Schluß gezogen werden, 
daß nun auch mit Rücksicht auf ihn angenommen werden müsse, daß 
der ‚super quem intertiatur‘ im Besitz der Sache gelassen worden sei. 
Das Stück Vieh hätte trotzdem sehr wohl sich in der Hand eines ‚‚echten“ 
Sequssters befunden haben können und darum doch der ‚‚super quem 
intertiatur‘‘ und nicht der Sequester verpflichtet sein können, Haut und 
Kopf vorzuweisen. 

2) Nach Krammer, S. 425f. könnte es scheinen, als hätte die 
Decretio Childeberts II. v. J. 596 dem Intertianten die Befugnis 

‚eingeräumt, das von ihm beanspruchte Gut sogleich an sich zu nehmen 
und während des Prozesses zu behalten. Krammer stützt 
sich hierbei auf die Worte ‚res quae male interciavit, amittat‘“. Da 
in diesem Satze bestimmt werde, daß, wenn der Intertiant die Sachen 
unrechtmäßig — nach Ablauf der in der fraglichen Gesetzesbestimmung 
genannten Fristen — geanefangt habe, er sie verlieren solle, müsse 
er sie vorher, d.h. während des Prozesses besessen haben 
Ich halte diese Argumentation und die sich darauf aufbauenden Folge- 
rungen Krammers (S. 426) nicht für schlüssig. Es ist, um unserem 
Satze einen vernünftigen Sinn abzugewinnen, keineswegs notwendig, 
zu der Annahme zu greifen, daß der Intertiant gleich bei der Einleitung 
des Verfahrens die Sache an sich nehmen konnte. Die Wendung ‚,‚res 
quae male intertiavit, amittat‘‘ will m. E. nur besagen, daß durch das 
Urteil ausgesprochen werden solle, daß die Sache aus dem Eigen- 
tum des Intertiierenden infolge seines ‚‚male intertiare‘‘, d. h. seiner 
verspäteten Intertiation, in das Eigentum des bisherigen Besitzers 
übergegangen sei. ‚‚res amittere‘“‘ muß nicht bedeuten: ‚‚verlieren, was 
man bisher besessen hat“, sondern kann auch bedeuten: ‚verlieren, 
was man bisher zu eigen gehabt hat. Im Hinblick auf diesen Umstand 
ist es für die Feststellung der Bedeutung des Wortes ‚„‚amittat‘“ in unserer 
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aber nun so gut wie fest, so wird man schwerlich dem Ergeb- 
nisse ausweichen können, daß die im ribuarischen Ane- 
fangsverfahren (L.Rib. 33) fungierende ‚‚tertia manus“‘, 
d.h. „Sequesterhand‘“, die Hand des Anefangsbe- 
klagten sein müsse. Neben dem Anefangsbeklagten 
als Besitzer der streitigen Sache bis zum gericht- 
lichen Termin ist für einen echten Sequester kein 
Platz mehr! 


2. 
Der interimistische Besitz des Anefangs- 
beklagten — Sequesterbesitz. 


Das eben gewonnene Ergebnis wird nun von anderer 
Seite her in willkommener Weise durch die Tatsache be- 
stätigt, daß, worauf schon seitens anderer Autoren ver- 
wiesen wurde, woraus von ihnen aber nie die notwendig sich 
ergebenden Folgerungen gezogen wurden, die Lex Ribuaria 
in Titel 72 dem mit Anefang Beklagten für den 
Fall des Unterliegens von der Zeit des Anefangs 
an bis zum gerichtlichen Termin die Haftung 
eines Aufbewahrers der streitbefangenen Sache, 
d. h. eines Sequesters zuweist.!) 


Stelle gänzlich irrelevant, daß es in dem unmittelbar vorangehenden 
Paragraphen der Decretio Childeberts II. von dem vom Bischof Ge- 
bannten heißt: „.. .et de palatio nostro sit extraneus et omnes res 
suas parentibus legitimis amittat‘, ‚‚amittere‘‘ sonach hier in der 
Bedeutung ‚‚verlieren, was man bisher besessen hat‘ gebraucht ist. 


1) Vgl. Schupfer, Storia d. dir. Italiano 2. Bd. S. 168f. 3. Bd. 
S. 318; F. Beyerle, Das Entwicklungsproblem im german. Rechtsgang 
S. 295, 297, der ganz richtig sieht, daß der in L. Rib. 72, 1 vorgeschriebene 
Eid ‚mit Sicherheit als Gefährdeeid des Treuhänders anzu- 
sprechen“ ist, jedoch darin irrt, wenn er, wie es den Anschein hat 
(vgl. S. 295: „Ähnlich behandelt das ribuarische Recht denjenigen, der 
einen geanefangten Knecht während der Dauer des Rechtsstreites 
zugewiesen erhielt‘‘ und Anm. 58 daselbst: ‚Daß während des Prozesses 
auch da, wo eine der Parteien die Streitsache zugesprochen erhielt, 
an derselben nur treuhänderischer, nicht Eigenbesitz bestand, ergibt 
schon Cod. Eur. 298), meint, daß der geanefangte Knecht sich bis zum 
Gerichtstermin nicht im Besitze des Beklagten, sondern eines echten 
Sequesters befand; vgl. ferner Hermann, S. 118, 120, 128f., dessen 
Ausführungen in den Einzelheiten, so besonders in den Bemerkungen 
über den Ausdruck ‚‚legis beneficium‘ oft ganz irregehen. — Aus der 
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Wir haben eben unter Berufung auf den Wortlaut des 
Titels 72 der L. Rib. festgestellt, daß die Lex Ribuaria dem 
Beklagten als interimistischem Besitzer der Sache vom Zeit- 
punkte des Anefangs an Sequesterfunktion zuweist. Es 
darf nun darauf aufmerksam gemacht werden, daß, selbst 
wenn wir diesen positiven Beleg des Titels 72 der Lex Rib. 
nicht besäßen, wir auf Grund rein deduktiver Erwägun- 
gen zur Annahme gedrängt würden, daß der Anefangsbe- 
klagte nach ribuarischem Rechte die Sache wie ein Treu- 
händer, also wie eine ‚‚manus tertia“, bis zum gerichtlichen 
Termin innegehabt habe. 

Bekanntlich wurde gemäß der herrschenden Lehre, der 
ich durchaus beipflichte, nach fränkischem Rechte die um- 
strittene Sache am Gerichtstermin vom Besitzer dem 
Auktor zur treuen Hand übergebent), der sie wieder 
seinerseits weiterschieben konnte. Nun ist aber, wie Rauch?) 
treffend ausführt, die prozessuale Stellung des Besitzers der 
Sache und seines unmittelbaren Vordermannes die gleiche. 
Durch die Entgegennahme des Schubes tritt der Gewähre 
vollkommen in die Rolle des ersten Beklagten ein. Ist dies 
nun aber der Fall, dann dürfen wir umgekehrt aus der 


Tatsache, daß die Lex Ribuaria den mit Anefang Beklagten als Ver- 
wahrer der streitbefangenen Sache auffaßt, erklärt es sich, daß ın 
L. Rib. 72, das in den Handschriften der B-Gruppe den Titel ‚De homine 
intertiato vel pecore mortuo“ trägt und das Thema des Untergangs 
der im Besitz des Anefangsbeklagten befindlichen Streitsache behandelt, 
an einer Stelle, nämlich in 72, 5 der „homo commendatus vel fugi- 
tivus“ (zur Treuhänderstellung desjenigen, der einen flüchtigen Knecht 
bei sich aufnahm, vgl. Beyerle, a. a. O. S. 296) dem ‚homo inter- 
tiatus“ gegenübergestellt und für den Fall seines Ablebens 
genau so wie in 72,1 die Bestattung des „commendatus vel 
fugitivus defunctus“ auf dem Kreuzwege ‚cum retorta“ an- 
geordnet wird (vgl. Hermann S. 138). In ähnlicher Weise verfahrt 
die Lex Baiuvariorum XIV, woselbst, worauf Siegel, Gerichtsver- 
fahren, S. 89 aufmerksam macht, ebenfalls nach der commendatio 
(c. 1—4) in c. 5 „de re in contentione posita‘“ gehandelt wird mit der 
Bestimmung: ‚‚rem in contentione positam non liccat donare nec vendere”. 


1) Vgl. Rauch S. 27, 115; Brunner, RG. II. Bd., S. 505, 515; 
Schultze, Gerüfte u. Marktkauf S. 39f., derselbe, Ztschr. d. Sar.- 
Stift. f. R.-G., G. A. 37. Bd. S. 642; Gillis S. 35f.; Rabel, Die Haf- 
tung des Verkäufers wegen Mangels im Recht I (1902) S. 172, 

3) Vgl. Rauch S. 19. 
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Rechtsstellung des Gewähren auf jene des Besitzers zurück- 
schließen.!) 

Besitzt sonach jener die streitige Sache als Treuhänder, 
so wird sie der Intertiationsbeklagte vom Augenblick der 
Erhebung der Klage an bis zum Zeitpunkte der Übernahme 
der Sache durch den Gewähren wohl ebenfalls als ‚„‚wahrende 
Hand“ innegehabt haben.?) 


3. 
Kritik der Versuche, L. Rib. 33, 1 auf Grund 
der Gewährschaftszugstheorie zu deuten. 


Die vorstehenden Ausführungen dürften wohl hin- 
reichen, um den Satz, daß die ‚‚tertia manus‘ in Lex Rib. 33 
mit der Hand des Anefangsbeklagten identisch sei, außer 
Zweifel zu stellen. Sie müßten m. E. als richtig auch dann 
betrachtet werden, wenn es uns, gestützt auf das eben ge- 
wonnene Ergebnis, nicht gelänge, zu einer befriedigenden 
Deutung des Wortlautes des Titels 33, 1 L. Rib. zu gelangen. 
Für ein solches Mißlingen wäre dann m. E. nicht die An- 
nahme, daß der Anefangsbeklagte nach ribuarischem Rechte 
als Sequester, Treuhand fungiert habe, verantwortlich zu 
machen und diese Supposition darum auszuschalten, son- 
dern der fragmentarische Charakter unserer Überlieferung 
über das ribuarische Anefangsverfahren. Indes glaube ich, 
daß es beim Ausgehen von der Annahme, daß der Anefangs- 
beklagte nach ribuarischem Rechte als Sequester fungiert 
habe, möglich ist, zu einer befriedigenden Deutung des 
Titels 33, 1 L. Rib. zu gelangen. 

Die eben genannte Stelle lautet: „Si quis rem suam 
cognoverit, mittat manum super eam. Et sic illi, super 
quem intertiatur, tertia manu quaerat, tunc in prac- 
sente ambo coniurare debent cum dexteras armatas, etcum 


1) Vgl. Rauch, a.a. O. 

3) Bezüglich des westgotischen Rechtes darf auf die bereits von 
F. Beyerle S. 295 Anm. 58 herangezogene Stelle Cod. Eur. 298 ver- 
wiesen werden, aus der hervorgeht, daß die Partei, die während des 
Prozesses die Streitsache zugesprochen erhielt, nur als treuhände- 
rischer, nicht als Eigenbesitzer galt. In diesen Zusammenhang gehört 
auch das ‚„ut eum salva custodia inlesum ducat in anthmallo suo 
ad suam libertatem proportandam‘“‘ der Extravagante z. Lex Salica B, 2. 
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sinixtras ipsam rem teneant. Unus iurit, quod in propriam 
rem manum mittat; et alius iuret, quod ad eam manum 
trahat, qui ei ipsam rem dedit. Et sic infra ducato est, 
super 14 noctes auctorem suum repraesentit. Si foris du- 
cato, super 42. Si autem extra regno, super 84 ad regis 
staffolo, vel ad eo locum, ubi amallus est, auctorem suum 
in praesente habeat.‘‘ Beim Versuch, diese Stelle in befriedi- 
gender Weise zu erklären, kommt nun m. E. alles darauf 
an; welche Deutung man der in dieser Bestimmung vor- 
kommenden Wendung ‚‚tertia manu quaerat“ gibt. Hier 
erhebt sich zunächst die Frage, ob jene Lehre, welche 
in der ‚‚tertia manus‘““ die Hand des Gewährsmannes. 
des Dritten, an den die Sache durch den Gewährschaftszug 
geschoben wird, sieht, dieses ‚tertia manu quaerat‘!) ın 
genügender Weise zu deuten vermag. Ich wage es, diese 
Frage zu verneinen.?) 

Wie hat Rauch sich mit der vorliegenden Quellenstelle 
abgefunden ? Rauch ist, wie er gelegentlich seiner Polemik 
gegen v. Amiras Erklärung des ‚‚in tertiam manum mittere“ 
ausdrücklich sagt, der Meinung, daß dem ‚‚quaerere‘“ un- 
serer Wendung die Bedeutung ‚suchen‘ beizumessen sei.) 
Da nun für ihn die ‚‚tertia manus“ in L. Rib. 33 identisch 


!) Krammer vermutet (S. 387), daß das ‚‚tertia manu quaerat” 
den Einfluß westgotischen Rechtes verrate. Seinen hierauf bezüglichen 
Ausführungen ist, um ein treffendes, sicherlich auch auf Krammer 
gemünztes Wort v. Schwerins (Ztschr. d. Sav.-Stift. f. R.G., G. A 
1915, S. 522) gegen Fr. Beyerle zu wiederholen, entgegenzuhalten, 
daß ‚‚der Verfasser hier in den Grundfehler der Eurizianisierungstendenz 
verfällt, dem Verfasser der Volksrechte eine ungeheuerliche TUn- 
fähigkeit zur Formulierung zuzutrauen“. 

2) Die folgenden Bemerkungen über die Bemühungen der Ver- 
treter der Gewährschaftszugstheorie, unsere Stelle unter Ansetzung der 
Gleichung ‚‚tertia manus‘‘ = auctor zu deuten, wären m. E. eigentlich 
überflüssig, da ja die Gleichung ‚tertia manus“ = ‚‚Sequesterhand“ 
in diesem Stadium der Untersuchung schon als erwiesen gelten kann: 
indes halte ich es für angezeigt, um jeder Anzweifelung zu begegnen. 
auch auf diesem Wege zu zeigen, wie verfehlt die Gleichung ‚‚tertia 
manus“ = ‚‚auctor“ ist. 

3) Vgl. Rauch S.13: „Vom Besitzer verlangt sie (d. h. die 
L. Ribuar.), daß er „‚tercia manu quaerat“, während den dritten Ver- 
käufer doch nur der zweite Gewähre suchen (von mir gesperrt gedruckt) 


müßte“, 
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ist mit der „ea manus, qui ei ipsam rem dedit‘‘ des näm- 
lichen Titels, d. h. die Wendung ‚‚tertia manus‘ seiner 
Meinung nach = ‚‚auctor‘ zu setzen ist, und er, wie wir 
gleich sehen werden, den Fehler begeht, das ‚et sic illi“ 
unserer Stelle nicht = ‚‚et si ıillı““ zu setzen, sondern es = 
„und dann“ faßt, so ist klar, daß er das ‚et sic illi . 
tertia manu quaerat‘ deutet als: ‚Er (d. h. der Inhaber 
der Sache) suche dann seinen unmittelbaren Besitzvor- 
gänger‘‘!), „er begebe sich dann auf die Suche nach seinem 
Gewährsmann“.?) Kann dies wirklich der Sinn unserer 
Stelle sein? Wir dürfen diese Frage ruhig verneinen. 

Zum Zwecke der näheren Begründung dieses Urteils 
darf zunächst darauf verwiesen werden, daß es kaum zu- 
treffend sein dürfte, daß Rauch?) das ‚et sic‘ unserer 
Stelle = ‚und dann“ setzt. Es handelt sich vielmehr bei 
dem mit ‚et sic ille‘“ beginnenden Satze um einen Bedin- 
gungsvordersatz: das „sic“ unserer Stelle ist 
einem ‚si‘ gleichwertig. 

Daß dem Worte „sic“ auch die Bedeutung von ‚,si“ 
zukommen kann, hätte die Erforscher unserer Gesetzes- 
bestimmung ein wenige Zeilen später folgender Satz des 
nämlichen Titels 33 der L. Rib. lehren sollen: ‚et sic infra 
ducato est, super 14 noctes auctorem suum repraesentit“. 
So — und nicht ‚,‚si“‘ — lesen hier nämlich die Handschriften 
der Codd. A, während die Handschriften der B-Reihe ‚,‚et 
si infra ducatum est‘ bringen. Genau entsprechend ver- 
zeichnen auch bei unserem ‚‚et sic ille‘‘ die Handschriften 
der A-Klasse ein ‚‚sic“, die Handschriften der B-Reihe 8—11, 
15—17 „si“. Eine solche Verdrängung des ‚si‘ durch 
„sic“ (—ich emendiere sonach keineswegs ‚sic‘ in „si“, 
sondern deute das ‚‚sic“ = ,,si" —) ist auch sonst unseren 
Quellen nicht fremd. Es handelt sich wohl um einen Ger- 


1) Ähnlich Krammer S. 393, der ja, wovon schon oben die Rede 
war (vgl. oben S. 200), die „tertia manus‘ der Lex Ribuaria = „auctor“ 
setzt. 

2) Ausdrücklich ausgesprochen hat sich Rauch über den Sinn 
der wichtigen Stelle, die m. E. als der eigentliche Brennpunkt einer 
jeglichen Untersuchung über die vom Anefang handelnden Bestim- 
mungen des ribuarischen Rechtes zu gelten hat, nirgends. 

3) Seinem Beispiel folgend Krammer, S. 393. 
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manismus, um eine Übersetzung des deutschen ‚‚und so“ 
im kondizionalen Sinne!) des Wortes ‚so‘.2) So heißt 
es in einer Reihe von Handschriften der Lex S8alica in Ti- 
tel 47: „et sic trans Legerem aut Carbonaria manent cum _ 
quibus res illa agnoscitur“, während die übrigen Hand- 
schriften statt des ‚‚sic‘ ein ‚‚si‘ aufweisen. Einen ähnlichen 
Fall bietet der Titel: De eum qui se de parentilla tollere 
vult‘“ (L. Sal. 60) dar. Hier steht dem: ‚et sic postea 
aliquis de suis parentibus aut occidatur aut moriatur... .“ 
mancher Handschriften ein ‚et si postea ... .““ anderer 
Handschriften gegenüber. So heißt es ferner in L. Rib. 
58, 10 in der Fassung der Handschrift 4: „Sie cum Ribuarıus 
ancillam Ribuariam acciperit . . ..‘“, während die übrigen 
Handschriften folgenden Wortlaut bringen: Si autem tabu- 
larıus ancillam Ribuariam acceperit, etc. 

Ich habe bisher nur von der Möglichkeit gesprochen. 
daß unser ‚et sic ille‘‘ einem ‚,et si ille‘“ gleichgesetzt werden 
dürfe. Diese Möglichkeit verdichtet sich zu einem m. E. 
hohen Grade von Wahrscheinlichkeit, wenn man be- 
denkt, daß der auf den mit ‚et sic illi‘“ beginnenden Satz 
folgende Satz durch ein ‚„tunc“ eingeleitet wird: „tunc 
in praesente ambo coniurare debent cum dexteras armata:, 
et cum sinixtras ipsam rem teneant““. Es ist nämlich eine 
alltägliche Erscheinung in den Handschriften der Lex Ri- 
buaria und der Lex Salica, daß nach dem Bedingungs- 
vordersatze ein pleonastisches „tunc, sic“ auf- 
tritt.?) Um ein solches pleonastisches ‚‚tunc‘‘ nach dem 


1) Vgl. Liebermann, Il. Bd. S. 205 s. v. ‚„‚swa“ III, D. 

2) Anders zu erklären sind die von J. Pirsson, Le latin des for- 
mules m6rovingiennes S. 90 Anm. 2 angeführten Fälle von „sic“ = „a. 

2) Vgl. Schramm S. 136, 139; L. Sal. 40, 10: quod si post tres 
placitos servum noluerit (ad) suppliciis dare et per singulos placıtos 
sol ei culcav., tunc dominus servi.... —L. Sal. 50, 1: si quis inge- 
nuus aut litus alterius fidem fecerit, tunc ille, cuius fides facta est... - 
— L. Sal. 59, 3: si isti non fucrint, tunc soror matris in hereditatem 
succedat; — L, Sal. 44, 2: si vero contra interdictum unius vel duorum 
in villa ipso adsedere presumpserit, tunc testare ille debet. — L Rib. 
33, 2: Quod si auctor suos venerit et rem interciatam recipere rennuent, 
tunc illi, super quem interciata est, capitale et dilatura adque texag% 
solvere studeat; L. Rib. 33, 3: Quod si in ipsa hora, quando res inter- 
ciatur, responderet, quod fordronem suum nesciat, tunc in praesente 
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einem ‚si‘ gleichwertigen ‚sic‘ des Bedingungsvorder- 
satzes handelt es sich, wie die folgenden Erwägungen 
lehren dürften, auch hier. Die Lex Ribuaria kennt 
nämlich, soweit ich sehe, von drei Fällen abge- 
sehen, das Wort ‚„tunc“ nur in dieser „pleonasti- 
schen‘ Verwendung. In diesen drei Ausnahmefällen hat 
das Wort ‚‚tunc‘‘ die Aufgabe, die Aufzählung der in der 
betreffenden Gesetzesbestimmung genannten Handlungen 
weiterzuführen, jedoch steht es hier nicht, wie in 
unserer Stelle, allein, sondern in Verbindung mit dem 
dem gleichen Zwecke dienenden ‚et‘. Die Weiterführung er- 
folgt nicht durch ‚‚tunc‘, sondern durch „et tunc‘“: Vgl. 
L. Rib. 58, 4:.. . aut cum 6 juret, quod ossus fractus non 
fuisset, et tunc uno solido conponat; L.Rib. 77:. . . coram 
testibus in quadruvio in clita eum levare debet, et sic 40 
seu 14 noctes custodire, et tunc ante iudice in harao con- 
iurit...; L. Rib. 33, 2. . . Et tunc ipse de texaga 
securus sit et ille qui interciavit, texaga et dilatura ad eum 
requirat, qui solvere coepit.!) Da nun aber das ‚„tunc“ in 
der in Rede stehenden Stelle nicht in Verbindung mit „et“ 
erscheint, wird kaum ein Einwand dagegen erhoben werden 
können, wenn ich ihm jene Bedeutung zuschreibe, die dem 
ohne ‚‚et‘‘ auftretenden ‚,‚tunc“ in der L. Ribuaria sonst 
überall zukommt, nämlich die Bedeutung einer den 
Bedingungshauptsatz einleitenden pleonastischen 
Partikel. Ist nun aber diese Annahme gerechtfertigt, dann 
ergibt sich die Folgerung, daß das ‚et sic‘ unserer Stelle 
—= „et si‘ zu setzen: sei, von selbst. 

Wir haben eben feststellen zu können vermeint, daß 
ein jeder Versuch zur Deutung der Stelle ‚et sic ille super 


sacramento sibi septima mano fidem faciat........; L.Rib. 55: Si quis 
causam suam prosequitur, et raginburgii inter eos secundum legem 
Ri buariam dicere noluerint, tunc illi, in quem sententiam contrarium 
dixerit, dicat...... _ 

1) Ähnlich wird, wenn zur Weiterführung der Handlung „sic“ = 
„dann“ verwendet wird, in der Regel nicht ‚‚sie“ für sich allein gesetzt, 
sondern ‚,‚et sic“, so in 32, 3: et sic iudex fiscalis ad domum illius accedere 
debet;; 30, 1: et sic eius praesentiam cum fistuca fidem faciat; 30, 2: 
et sic denuo placitus ei concidatur; 72, 1: et sic per ipsa retorta ee 
semper de manu in manu ambulare debet ..... 
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quem intertiatur, tercia manu quaerat‘‘ von der Grundlage 
ausgehen müsse, daß wir es in unserem Satze mit einem 
Bedingungssatze zu tun haben. Setzen wir nun in diesem 
Bedingungssatze für ‚„tertiam manum quaerere‘ entspre- 
chend den Ansichten Rauchs die Bedeutung ‚‚den Gewährs- 
mann suchen“ ein, so zeigt sich, daß auf diesem Wege eine 
befriedigende Deutung unserer Stelle nicht zu gewinnen ist. 

Das ‚Et sic ille super quem intertiatur, tertia manu 
quaerat‘‘ müßte, wenn wirklich ‚‚tertiam manum quaerere“ 
— „den auctor suchen‘ zu setzen wäre, folgendermaßen 
übersetzt werden: ‚‚Und wenn nun jener, bei dem intertiiert 
wird, den Gewährsmann sucht, dann sollen beide Par- 
teien den vorgeschriebenen Eid leisten.“ Dies kann nicht 
der Sinn unserer Stelle sein. Unser Satz, der ja ein Kor- 
dizionalsatz ist, sagt klar, daß die Handlung des quaerere 
der Handlung des coniurare vorausgeht, daß das quae- 
rere des Beklagten die Bedingung ist, die das coniurare 
erst auslöst. Das Suchen des auctor kann aber diese das 
‚„coniurare‘“‘ bedingende Handlung nicht sein, denn dieses 
Suchen erfolgt erst, nachdem die Eideshandlung beendet 
ist und der Kläger sich entfernt hat, in der Regelzahl der 
Fälle wohl gar nicht mehr am gleichen, sondern erst an 
einem späteren Tage innerhalb der vom Gesetze normierten 
Fristen. Der Ausweg, zu sagen, das „Et sic quaerat‘“ «i 
zu deuten als: ‚Und wenn er suchen zu wollen erklärt“, 
ist wohl kaum gangbar, da das Gesetz sich wohl dann auch 
einer anderen Wendung bedient haben dürfte. 

Die vorstehenden Ausführungen dürften gezeigt haben, 
daß man beim Ausgehen von der vonRauch undKram- 
mer!) gewählten Basis: ‚„tertia manus“ = ‚„Gewährsmann“ 
und „quaerere‘“‘ = ‚suchen‘ zu einer befriedigenden Erklä- 
rung des Titels 33 der L. Rib. nicht gelangen kann. Das 
gleiche Resultat ergibt sich, wenn man unter Beibehaltung der 
Gleichung ‚‚tertia manus““ = „Gewährsmann“ auf einem 
anderen als dem von Rauch eingeschlagenen Wege den Sinn 
des Titels 33 vollständig klarstellen will und für ‚‚quaerere“ 


1) Da ich die von Krammer gegebene Deutung des Titels 8 
der L. Rib. für kaum zutreffend halte, muß ich auch alle an diese Deutung 
anknüpfenden Schlußfolgerungen Krammers ablehnen. 
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statt der nicht zum Ziele führenden Bedeutung „suchen“ 
die Bedeutung ‚nach etwas streben“, „verlangen“ ein- 
setzt.!) Unsere Stelle wäre dann folgendermaßen zu über- 
setzen: „und wenn der Besitzer die dritte Hand, d. h. den 
Gewährsmann verlangt‘. Auch diese Übersetzung darf wohl 
als ausgeschlossen gelten, da das Verlangen nach Stellung 
des Gewährsmannes vom Anefangskläger ausgeht. Der 
Anefang gipfelt ja in der Frage an den Anefangsbeklagten: 
woher hast du diese Sache?; nenne und stelle mir jenen, 
von dem du die Sache erworben hast!?) 

Nicht minder bedenklich wie der eben erörterte Lö- 
sungsversuch wäre der Vorschlag, unsere Stelle dadurch zu 
deuten, daß man ‚‚tertia manus“ nicht = ‚‚auctor‘“, sondern 
— „Verfahren, das die Stellung des auctor, der “tertia 
manus’ (im angeblich ursprünglichen Sinne des Wortes) 
zum Zwecke hat‘, setzt. Die übertragene Bedeutung 
„Verfahren, bei dem die “tertia manus’ eine Rolle spielt‘“, 
ist für ‚‚tertia manus“ aus keiner anderen Stelle zu erweisen. 
Darum ist es unzulässig, unsere Stelle mit Hermann?) 
zu übersetzen: „und wenn®) der Besitzer sich durch Ge- 
währschaftszug zu verteidigen sucht . . .““; noch ver- 
fehlter natürlich, wenn Hermann dem Verfasser der Stelle 
den Vorwurf macht, daß die Abfassung des Kapitels in 
„konfuser Weise‘ erfolgt sei. Die ‚Konfusion‘‘ wird wohl 
eher beim Kritiker als beim Kritisierten zu suchen sein. 


4. 
Deutung des Tit. 33, 1 L. Rib. auf der Grund- 
lage der Sequestrationstheorie. 
Wir sehen: Die Gewährschaftszugstheorie ist nicht im- 
stande, der Wendung ‚‚tertia manu quaerat“ einen befriedi- 
genden Sinn abzugewinnen. Anders verhält es sich, wenn 


1) Daß ‚‚tertia manu quaerere“ in unserer Stelle nicht ‚nach dem 
Gewährsmann fragen“ bedeuten kann, zeigt Krammer 8. 393 Anm. 1. 

2) Vgl. Brunner, RG., 2. Bd., S. 499. 

3) Vgl. Hermann, Die Grundelemente usw. S. 57 Ann.]. 

*%) Hermann hat, wie aus obigem Zitat hervorgeht, klar erkannt, 
daß es sich bei unserem Satze um einen Bedingungssatz handle. Die 
hiergegen gerichteten Bemerkungen Rauchs S.5f. Anm. 8 sind nicht 
zutreffend. 

14* 
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man für unser ‚tertia manus‘‘ die oben erschlossene Be- 
deutung ‚Sequesterhand‘“, ‚Treuhand‘ einsetzt. Wir 
brauchen dann nur aus den beiden hier möglichen Bedeu- 
tungen .von ‚quaerere‘‘: ‚suchen‘ oder „nach etwas stre- 
ben“, ‚„verlangen‘‘!) die an zweiter Stelle genannte Be- 
deutung auszuwählen und dürfen nun übersetzen: „Wenn 
er (d. h. der Besitzer der Sache) nach der dritten Hand 
strebt, die dritte Hand verlangt, d.h. fordert, 
daß ihm der Besitz der Sache gelassen werde, 
auf daß er sie gleich einem Sequester, einem 
Treuhänder, verwahre, dann sollen gleich nach 
dem Vorbringen dieses Verlangens beide Parteien 
mit der bewehrten Rechten schwören, während 
sie mit der Linken die Sache halten.“ Ich sehe 
insprachlicher Hinsicht kein Hindernis, eine solche Über- 
setzung vorzuschlagen, ebensowenig aber kann ich eine 
Schwierigkeit in sachlicher Hinsicht entdecken, um 
weniger, als sich m. E. nur auf die eben vorgeschlagene Art 
und Weise, nur wenn man annimmt, daß dem Anefangs- 
beklagten als interimistischem Besitzer der Sache Sequester- 
funktion zugekommen sei, das ‚‚tercia manu quaerat“ in 
die chronologische Reihenfolge der in L. Rib. 33, 1 aufge- 
zählten Parteienhandlungen in ungezwungener Weise ein- 
ordnen läßt. | | 
| Wir haben nunmehr, nachdem sich uns die Bedeutung 
der Wendung ‚‚tertia manu quaerat“ erschlossen zu haben 
scheint, uns, um die Deutung des Titels 33, 1 zu Ende zu 
führen, nur noch mit der Frage zu befassen, warum die 
Handlung des ‚„coniurare cum dexteras armatas‘‘ just von 
der Bedingung des ‚‚tertia manu quaerere‘“ abhängig ge- 
macht wird. Diese Frage ist m. E. dahin zu beantworten, 
daß L. Rib. 33, 1 mit den Worten ‚‚et sic ille, super quem 
interciatur, tercia manu quaerat“ als die das ‚‚coniurare cum 
dexteras armatas‘‘ bedingende Handlung augenscheinlich 
den Fall setzt, daß der Besitzer der Sache sich überhaupt 
in den Streit einläßt, d. h. dem an ihn gestellten Her- 
ausgabebegehren keine Folge leistet, sondern behauptet, 


2) Vgl. Kap. V 8, 2: „si... . fideiussores quesierit‘‘ = „wenn 
er Bürgen verlangt‘; s. Brunner, RG. 2. Bd. S. 340f. 
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rechtmäßiger Besitzer der Sache zu sein und dies im Wege 
eines gerichtlichen Verfahrens dartun zu wollen erklärt.!) 
Dieser Wille findet seinen Ausdruck in der Tatsache, daß 
er verlangt, daß ihm bis zur Entscheidung der An- 
gelegenheit der Besitz der Sache u. z. in der Ei- 
genschaft einer „tertia manus“, einer Treuhand, 
eines Sequesters, gelassen werde. Stellt er dies Ver- 
langen, dann will er die gerichtliche Durchführung der 
Angelegenheit, als deren erster vorbereitender Akt das 
„coniurare‘“ beider Parteien zu gelten hat. Bringt er das 
Verlangen nach Einräumung der Sequesterstellung nicht 
vor, dann ist kein Anlaß vorhanden, den Akt des ‚‚coniurare 
in dexteras armatas‘“ vorzunehmen?) 

Mit den vorstehenden Ausführungen dürfen wir, da 
L. Rib. 33, 1 dem Verständnisse sonst keine nennenswerten 
Schwierigkeiten bereitet, die L. Rib. 33, 1 gewidmeten Be- 
merkungen und damit unsere Erörterungen über das Ane- 
fangsverfahren des ribuarischen Rechtes abschließen. 


& 2. Das „absque intertiato revocare“ des Tit. 47 L. Rib. 


1. 
Kritik der bis zum Erscheinen der Rauchschen 


Untersuchung vorgebrachten Deutungen des 
Tit. 47, ı L. Rib. 


Wir wenden uns nunmehr zur Erörterung einer der be- 
strittensten Stellen des ribuarischen Volksrechtes, zur Be- 
sprechung des von der Spurfolge handelnden Titels 47, 1 
L. Rib.: ‚si quis animal suum per vestigium sequerit et 
usque tercio die ad (al. in) domo cuius vel in qualibet loco 
eum invenerit, liceat ei absque interciato revocare.“ 
Bevor ich dazu übergehe, meine eigene Ansicht über diese 
Bestimmung zu formulieren, wird es erforderlich sein, der 
bisher hierüber geäußerten Meinungen zu gedenken. 


!) Im Wesen übereinstimmend London S. 49 Anm. 28, der eben- 
falls das „‚tertia manu querat‘ als Akt der Streiteinlassung auffaßt. 

2) Waitz S. 157 Anm. sagt, das „‚tertiam manum querat“ deutend, 
treffend, daß es nach L. Rib. 33 vom Beklagten abhängig ge- 
macht wird, ob Sequester eintreten soll. Waitz irrt nur, wenn 
er meint, daß es sich um eine echte Sequestration handle. 
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Mit Rauch!) wird man darin übereinstimmen dürfen, 
daß alle jene Erklärungsversuche aus dem Bereich der Er- 
örterung auszuscheiden haben, die davon ausgehen, daß 
der Text unserer Gesetzesbestimmung ‚‚heillos verderbt“ 
sei, und nun die Stelle zum Tummelplatz der willkürlich- 
sten Interpretationsversuche gemacht haben.?2) Diskutabel 
sind nur jene Deutungsvorschläge, die sich an den über- 
lieferten Wortlaut unserer Vorschrift halten, wie er oben 
angeführt wurde. Somit haben wir uns in der Hauptsache 
nur mit den von Brunner, Zycha, Jobbe-Duval und 
Rauch vorgetragenen Erklärungen zu befassen. Brunner?) 
und Zycha?) meinen, L. Rib. 47, 1 habe zur Voraussetzung, 
daß sich der Inhaber der Sache nicht auf einen Auktor be- 
rufen habe, glauben sonach, daß der Artikel den entgegen- 
gesetzten Tatbestand normiere, der in L. Sal. 37 vorliege. 
Der Spurfolger habe nach L. Rib. 47, 1 das Recht besessen, 
die Sache, sofern er sie innerhalb des Zeitraumes von drei 
Nächten fand, ohne weitere Förmlichkeit an sich zu nehmen, 
vorausgesetzt, daß sich der Inhaber nicht auf 
einen Gewährsmann berief. Andere Autoren wieder, 
als deren Repräsentanten Rauch mit Recht Jobb&-Duval?) 
herausgreift®), meinen, L. Rib. 47 bestimme, daß dem In- 
haber der Sache, falls dieselbe auf der Spurfolge vor dem 
Ablauf von 3 Nächten gefunden wurde, die Berufung auf 
einen Auktor überhaupt versagt gewesen sei. Man 
habe ihn vielmehr als Dieb, vielleicht sogar als handhaften 
Dieb behandelt; der Spurfolger sei berechtigt gewesen, die 
Sache, ohne viel Federlesens zu machen, an sich zu nehmen. 
Gegen die von Brunner und Zycha vertretene Ansicht 
wendet Rauch, gestützt auf eine treffende Bemerkung 


1) Vgl. Rauch, S. 71. 

2) Vgl. den Versuch Gaudenzis, L’antica procedura germanica e le 
legis actiones del diritto romano, 1884, p. 27, den Rauch, S. 71, Anm. I 
mit Recht den krassesten Fall dieser Art genannt hat. 

2) Vgl. Brunner, RG. H, S. 497. 

%) Vgl. Zycha, S. 159f., 168f. 

5) Vgl. Jobb&-Duval, S. 483f. 

®) Vgl. über sonstige Anhänger der in Rede stehenden Ansicht 
Rauch, S. 71 Anm. 5. 
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A. Schultzes!), ein?), daß das ‚absque intertiato‘‘ doch 
gerade auf „einen Fall hinweise, der nach seiner Beschaffen- 
heit an sich Gelegenheit zum ‚Dritthandverfahren‘“ bieten 
würde?) Damit sei die Annahme, daß der gegenwärtige 
Besitzer der Sache sich nicht auf einen Gewährsmann 
bezogen habe, nicht zu vereinen. Als Vorbedingung für 
das Eingreifen unseres Titels sei vielmehr ein Tatbestand 
anzunehmen, auf Grund dessen normalerweise mittelst 
„intertiare‘‘ hätte geklagt werden müssen. Also: Verlust 
der Sache durch Diebstahl oder Raub und Berufung auf 
derivativen Erwerb durch den, in dessen Gewere man 
die Sache gefunden hatte .®) 
Ich bin der Meinung, daß'sich gegen diese Ausführungen 
Rauchs kaum ein triftiger Einwand wird erheben lassen. 
Zutreffiend ist m. E. ferner die Polemik Rauchs gegen 
Jobbe-Duvals Ausführungen), ebenso auch die Kritik, 
die Rauch an der Hauptthese Zychas übt, der, wie bekannt, 
die Meinung) verfochten hatte, der Tit. 47, 1 L. Rib. handle 
gar nicht von der Verfolgung gestohlener Sachen, sondern 
habe nur zum Zwecke die ‚Wiedereinbringung verlaufener 
und infolge Irrtums in fremdem Gewahrsam festgehaltener 
Haustiere‘“.”) 
2. 
Die Deutung des Tit. 47,1. L.Rib. durch Rauch. 


Welche Deutung gibt nun Rauch unserem Titel? 
Rauch®) meint, daß die Worte ‚absque intertiato‘‘ wieder- 
gegeben werden dürfen durch: „ohne die Formalität des 
Anefangs“®°), und tritt der üblichen Ansicht entgegen, daß 


1) Vgl. Schultze, a. a. O., S. 25 Anm. 78. 

2) Vgl. Rauch, S. 73£. s) Worte Schultzes, a. a. O. 

*%) Vgl. Rauch, S. 74. 6) Vgl. Rauch, S. 72. 

6) Vgl. Zycha, S. 1688. 

?) Vgl. Rauch, S. 72. Unter den von Rauch gegen Zycha ange- 
führten Argumenten ist m. E. an sich schon schlagend der Hinweis, 
daB schon der enge Zusammenhang unserer Bestimmung mit den fol- 
genden Paragraphen des Titels, die zweifellos von der Rückgewinnung 
gestohlener Sachen handeln, zeige, daß auch hier ein wirklicher oder 
vermuteter Diebstahl die Veranlassung zur Spurfolge gegeben habe. 

8) Vgl. Rauch, S. 74f. 

®) „Anefang“ im ursprünglichen Sinne des Wortes genommen. 
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unter dem ‚‚revocare“ in L. Rib. 47, 1 ein ‚„Wegnehmen“ 
verstanden werden müsse. Er nimmt vielmehr für ‚‚revo- 
care‘‘ die Bedeutung „zurückfordern‘“ in Anspruch.) 
„revocare absque intertiato‘‘ bedeutet ihm also: ‚‚rückfor- 
dern ohne die Formalität des Anefangs (im engeren Sinne 
des Wortes)“, ,‚das Anefangsverfahren einleiten und 
durchführen mit Hinweglassung gewisser, sonst üblicher 
Einleitungsformalitäten“. Zum Beweis für diese eben 
zitierte Ansicht Rauchs wird von ihm folgendes angeführt: 
Das erste Kapitel seiner Untersuchung habe dargetan, daß 
die Gleichstellung von ‚‚intertiare‘‘ und ‚Anefang“ (im 
ursprünglichen Sinne des Wortes = ‚anfassen‘‘) be- 
rechtigt sei. Dort habe sich aber auch ergeben, daß das 
Anschlagen der Sache (der eigentliche Anefang) und der 
Voreid des Klägers (‚‚quod in propriam rem manum mittat‘‘) 
derart miteinander verbunden waren, daß sie einen einheit- 
lichen Akt bildeten: den Intertiationsakt. Dieser In- 
tertiationsakt wird nun, meint Rauch, im Falle des 
Titels 47, 1 L. Rib. ersetzt durch die Formalitäten, 
die zur Einleitung des Spurfolgeverfahrens gehö- 
ren: die Erhebung des Gerüftes, das rechtzeitige Ver- 
folgen der Diebstahlsspur in Begleitung der Nachbarn und 
die eventuell damit in Verbindung stehende Haussuchung. 
Im übrigen habe die Einleitung des in L. Rib. 47, 1 erwähn- 
ten Verfahrens und auch die weitere Durchführung dieses 
Verfahrens dem sonst üblichen Anefangsverfahren 
vollkommen geglichen. Es kam sonach der sonst?) not- 
wendige Eid des Anefangsbeklagten zur Anwendung. Dies 
und dies allein sei der Inhalt des Tit. 47, 1 L. Rib. Man 
wende vergebliche Mühe auf, sofern man dem Wortlaut 
dieses Titels mehr abringen wolle. Er stehe in vollkommener 
Parallele zu c. 2 des von Aüthelstan zu Exeter erlassenen 
Gesetzes (V, Liebermann, S. 168): „und (wenn) einer die 
Spur (seines verlorenen) Viehs in jemandes Landgut hinein 
verfolgt, so führe der Besitzer dieses Gutes die Spur heraus, 
wenn er kann; wenn er nicht kann, so gilt, wenn Kläger 
darin (im Gute) jemand beschuldigt, die Spur statt des 


!) So übrigens schon vor Rauch Hermann, S. 122 Anm. 2 
2) Vgl. L. Rib. 33, 1. 
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Voreides (des Klägers)“. Der Voreid war nach Rauch 
sonach entbehrlich. Nicht minder entbehrlich aber auch 
der Formalismus, der sonst als Erfordernis für die Erhebung 
der Anefangsklage galt, da ihn die Formalitäten, durch die 
das Spurfolgeverfahren eingeleitet und durchgeführt wurde, 
an Feierlichkeit bei weitem übertrafen.!) So weit Rauch. 


3. 
Kritik der Deutung Rauchs. 


Ich vermag diesen Ausführungen Rauchs, die großen 
Eindruck gemacht haben?), durchaus nicht beizustimmen. 
Sie halten vor einer eindringenderen Untersuchung des 
Tit. 33, 1 L. Rib. und des c. 2 des von Athelstan zu Exeter 
erlassenen Gesetzes nicht stand. 

L. Rib. 33, 1 wird durch die Vorschrift eingeleitet, daß, 
wenn jemand seine Sache bei einem andern findet, er 
„mittat manum super eam“, d. h. er die Sache anschlagen, 
den Anefang im eigentlichen Sinne des Wortes vornehmen 
solle. Das Gesetz fährt dann fort: ‚Et sic ille, super quem 
intertiatur, tertia manu quaerat, tunc in praesente ambo 
coniurare debent cum dexteras armatas, et cum sinixtras 
ipsam rem teneant etc.“, d. h. gemäß den Ergebnissen 
des ersten Abschnittes dieses Kapitels: Und wenn nach dem 
rechtsförmlichen Anschlagen der Sache durch den Ent- 
werten der Besitzer das Verlangen nach Einräumung der 
Sequesterstellung vorbringt, sollen die beiden Parteien so- 
gleich mit der Rechten einen Eid leisten und mit der Linken 
gleichzeitig die Sache halten. Es handelt sich somit, wie 
nachdrücklich hervorgehoben werden muß, auf seiten des 
Klägers um ein zweimaliges Anfassen der Sache: 

l. um ein Ergreifen der Sache beim Finden derselben 
im Besitze des Beklagten. Dieses Anfassen ist der ‚„Ane- 
fang‘ im ursprünglichen Sinne des Wortes; 

2.um ein Anfassen der Sache beim Eide. Zwischen 
diesen beiden Handlungen des Anfassens der 
Sache liegt das „quaerere tertia manu“ seitens 

1) Vgl. Rauch, S. 75. 


2) Vgl. Meyer, Publizitätsprinzip, S. 22; A. Schultze, Ztschr. d. 
Sav.-Stift., 29. Bd., S. 435f.; Fumetti, S. 24 Anm. 3. 
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des Beklagten, die Streiteinlassung, das Verlangen, als 
Treuhänder im Besitze der Sache belassen zu werden, so 
daß es m. E. als ausgeschlossen betrachtet werden darf, 
die klägerische Handlung des Anfassens der Sache beim 
Finden und die gleichfalls vom Kläger vorzunehmende 
Handlung des Voreides, welch letzterer zudem zusammen- 
gespannt erscheint mit dem korrespondierenden Eide des 
Beklagten, als einen einheitlichen, ununterbrochenen 
Akt, den wir darum durch einen Ausdruck ‚‚Intertiations- 
akt‘‘ erfassen dürften, zu bezeichnen. Das an erster 
Stelle genannte Anfassen, das den eigentlichen 
Anefang darstellt, steht mit dem Voreid in keiner 
Verbindung. 

Die eben abgelehnte Anschauung Rauchs von der 
innigen Zusammengehörigkeit der Anefangshandlung im 
e. S. und des Voreides war bereits vor Rauch von Sohm!) 
und v. Bethmann-Hollweg?) vertreten worden. Gegen 
diese von Sohm und v. Bethmann-Hollweg entwickelte 
Auffassung hat seinerzeit schon London?) entschieden 
Stellung genommen. ‚Dieser Ansicht‘, sagt London m.E. 
mit Recht, „kann nicht beigepflichtet werden, da die Ab- 
leistung jenes Eides nicht bloß dem Anefang, sondern auch 
der Einlassung des Beklagten nachfolgt, was daraus 
hervorgeht, daß der Kläger erst dann und anscheinend nur 
dann zum Schwure gelangt, wenn Beklagter zur Gewähr 
gezogen) hat (argum.: „ambo coniurare°) debent‘).” 

Dem eben gewonnenen Ergebnisse unserer Beweisführung 
gegen die Annahmen Rauchs tritt nun noch zur Seite der 
Umstand, daß Rauchs Behauptung, in L. Rib. 33, 1 werde 
das Anschlagen der Sache ‚intertiare‘ genannt, 
ohne zureichende Begründung geblieben ist. 

Rauch hat den Beweis für die eben genannte Ansicht 
in folgendem allzuknappen Satze niedergelegt: „...... . an- 

t) Vgl. Sohm, Prozeß, 8. 74. 

2) Vgl. v. Bethmann-Hollweg, 4. Bd., S. 42 Anm. 8, $. 48. 

°) Vgl. London, S. 49 Anm. 28. 

4) So deutet London fälschlicherweise das ‚‚tertia manu querat” 
in L. Rib. 33, 1. 


5) Aus dem ‚‚con-“ in ‚‚coniurare“ ist die von London verfoch- 
tene Anschauung wohl kaum zu folgern, wohl aber aus dem „ambo“. 
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dererseits wird das Anschlagen selbst ‚‚intertiare‘‘ genannt, 
denn der oben gleich eingangs zitierten Stelle (er meint die 
Worte: „Si quis rem suam cognoverit, mittat manum super 
eam‘‘) wird angefügt: ‚Et sic ille, super quem interciatur, 
tertia manu quaerat, tunc (von Rauch gesperrt gedruckt) 
in praesente ambo coniurare debent . . .“‘t) Rauchs Argu- 
mentation ist, in ihre Elemente zerlegt, allem Anschein nach 
folgende: das ‚‚tunc“ in „‚tunc in praesente ambo coniurare 
debent cum dexteras armatas‘“ heißt soviel wie „dann“; 
folglich geht, was vor dem ‚tunc.. . . . coniurare debent“ 
steht, der Handlung des ‚‚coniurare‘‘ zeitlich vorher, daher, 
da in dem unmittelbar vor ‚„tunc‘“ stehenden Satze 
vem ‚intertiare‘“ die Rede ist, auch das ‚‚intertiare‘“. 

Da nun aber, so meint Rauch augenscheinlich, aus dem 
„Et sic ille, super quem intertiatur, tertia manu quaerat“ 
(von Rauch fälschlich als: ‚und dann soll jener, bei dem 
das „intertiare‘ stattfindet, tertia manu quaerere‘“ gedeutet) 
gefolgert werden darf, daß die Handlung des ‚‚intertiare“ 
in diesem Augenblicke des ‚‚et sic‘“ bereits abgeschlossen ist, 
muß, da in dem Satze, der dem mit ‚‚et sic“ eingeleiteten 
vorhergeht, abgesehen von dem nicht in Betracht kommen- 
den ‚‚cognoscere‘‘, nur vom „mittere manum super rem“ 
die Rede ist, das „mittere manum superrem“ und das 
„intertiare‘ identisch sein. 

Diese Argumentation ist m. E. wohl schwerlich zu- 
treffend. Aus dem unmittelbar vor dem ‚‚tunc ... . .. con- 
iurare debent‘‘ stehenden Satze: „Et sic illi, super quem 
interciatur, tercia manu quaerat‘‘ kann m. E. einzig und 
allein nur gefolgert werden, daß das ‚„‚tertia manu quaerere‘, 
das ja als die das coniurare auslösende Bedingung bezeichnet 
wird, dem .‚coniurare‘“‘, und aus dem Satze: ‚Si quis rem 
suam cognoverit, mittat manum super eam‘ wiederum nur, 
daß dem ‚‚tertia manu quaerere‘“ das ‚„‚mittere manum super 
rem‘ zeitlich unmittelbar vorhergeht. Nichts deutet da- 
rauf hin, daß man sich in dem Augenblicke, in dem das 
„tertia manu quaerere“ stattfindet, die Handlung des ‚‚in- 
tertiare‘‘ als bereits völlig abgeschlossen vorstellen 


ı) Vgl. Rauch, S.5 Anm. 8. 
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müsse. Nichts hindert uns anzunehmen, daß das ‚‚inter- 
tiare“ ein den ganzen Komplex der auf die Prozeb- 
einleitung bezüglichen klägerischen Tätigkeit um- 
fassender Ausdruck sei, sonach zielend sowohl auf die 
Handlung des ‚cognoscere‘‘t), wie auf die des ‚manum 
mittere‘, der Ableistung des Eides, ‚‚quod in propriam rem 
manum mittat‘‘, der Entgegennahme des Eides des Beklag- 
ten und endlich der Überlassung des Besitzes der Sache an 
den Beklagten. 

Es zeigt sich somit, daß die von Rauch vertretene An- 
sicht, daß mit dem Ausdruck ‚‚intertiare‘‘ das Anschlagen 
der Sache und nur dieses Anschlagen bezeichnet werden 
sollte, nicht genügend begründet ist. 


4. 
Ablehnung des von Rauch unternommenen 
Versuches, V Athelst. 2zur Erklärung desTrit. 47,1 
L. Rib. heranzuziehen. 


In den Ausführungen Rauchs über die von ihm propo- 
nierte Deutung der Bestimmung L. Rib. 47, 1 spielt, wie 
wir gesehen haben, auch die Berufung auf c. 2 des von 
Althelstan zu Exeter erlassenen Gesetzes eine große Rolle. 
' Er behauptet, daß diese angelsächsische Bestimmung eine 
„vollkommene“ Parallele zu L. Rib. 47, 1 bilde, und gerade 
diese angeblich vollkommene Parallele hat bei einer Reihe 
von Autoren großen Eindruck gemacht. So sagt Meyer?): 
„Diese (d. h. die von Rauch gegebene) Auslegung wird in 
schönster Weise bestätigt?) durch eine Stelle aus dem 
altenglischen Recht, nämlich V AEthelstan 2, wo es heißt. 
daß beim Spurfolgeverfahren die Spur statt des Vor- 
eides stehe... .“ A. Schultze*) urteilt ähnlich: „Die 
Auslegung überzeugt mich. Ihr fehlt auch nicht eine tref- 


1) Man erwäge hier, daß ‚‚entiercer“ im Altfranzösischen auch d 
Bedeutung: „wiedererkennen‘“ besitzt; vgl. Diez, Etymol. Wbuch der 
roman. Sprachen, 5. Aufl., S. 571; Krammer, S. 426 Anm. 2; GodefroY, 
s.h. v. 

2) Vgl. H. Meyer, Publizitätsprinzip, S. 22. 

®) Von mir gesperrt gedruckt. 

*) Vgl. Ztschr. d. Sav.-Stift., Jg. 1909 S. 435. 


m u sin ne _ iin _  „neiiliien.. 
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fendeangelsächsische Parallele!) in Aithelstan V, 2.‘2) 
Ich vermag nun auch an diesem wichtigen Punkte seiner 
Beweisführung Rauch nicht beizustimmen, da m. E. eine 
Berufung auf die zitierte Bestimmung /Bthelstans schwer- 
lich zulässig ist. 

Unsere Stelle hat folgenden Wortlaut?®): ‚Be don de 
yrfe bespyrige. Se de bespirige yrfe in on ödres land: 
aspyrige hit ut se de pt land age, gif he mage; gif he ne 
mzxge, stande past spör for bone forap, gif hwone 
drinne teo.‘“®) Rauch glaubt nun allem Anscheine nach, 
daß in dieser angelsächsischen Stelle es sich genau so wie 
in L. Rib. 47, 1 um die Herausforderung der Sache von 
jemandem handle, den der Spurfolger eines Diebstahls 
nicht zu bezichtigen wagt und gegen dener darum auch 
nicht die Diebstahlsklage erhebt. Es liege, so meint 
er, ein Verfahren vor, bei dem der Kläger es unterläßt, gegen 
den Besitzer der gefundenen Sache den subjektiven Vor- 
wurf des Diebstahls zu erheben, bei dem vielmehr nur die 
Behauptung der Dieblichkeit der Sache aufgestellt 
wird zu dem Zwecke, um jenen ausfindig zu machen, gegen 
den erst der subjektive Vorwurf des Diebstahls zu erheben 
wäre: sei es gegen den Besitzer, sei es gegen seinen Vormann. 

Betrachtet man unsere Stelle isoliert, so kann das, 
was Rauch aus ihr herausliest, aus ihr vielleicht zur Not 
herausgelesen werden, eine zwingende Veranlassung hierzu 
besteht jedoch keinesfalls. Es kann bei isolierender Betrach- 
tung unserer Stelle m. E. mit größerer Wahrscheinlichkeit 
behauptet werden, daß es sich in ihr um den subjektiven 
Vorwurf des Diebstahls, nicht um die objektive Be- 
hauptung des dieblichen Charaktersder Sache handle: 
„gif he. darinne hwazne teo“ = „si aliquem compellet 

ibi‘ in der Übersetzung des Quadripartitus°), d. h.: „wenn 
Kläger drinnen im Gute jemanden beschuldigt‘, also 
doch wohl des Diebstahls bezichtigt. 


1) Von mir gesperrt gedruckt. 
2) Vgl. Fumetti, S. 24. 
3) Vgl. Liebermann, Ges. d. Angelsachsen, 1. Bd. S. 168. 


*) So Ld, H: „gif he daerinne hwene teo. 
8) Vgl. Liebermann, a. a. O. S. 169. 
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Die Situation verschiebt sich m. E. vollständig zuun- 
gunsten Rauchs, wenn man unsere Stelle nicht: isoliert, 
sondern im Zusammenhange mit einer anderen Stelle be- 
trachtet, nämlich mit c. 6 des Concilium Culintonense aus 
der Zeit Eadmunds!): „Et dictum est de vestigatione et 
quesitione pecoris furati, ut ad villam pervestigetur, et non 
sit foristeallum aliquod illi vel aliqua prohibitio itineris vel 
quesitionis. Et si vestigium illud de terra illa non possit 
educi, queratur ubicunque suspectum fuerit ac du- 
bium. Et si aliquis accusetur illic, adlegiet se 
sicut ad hoc pertinebit, et stet ipsum pro super- 
iuramento. Et qui quesitionem huius modi prohibebit, 
reddat captale et regi UXXs. Et si quis refragaverit vel 
resistat et rectum facere nolit, emendet regi CXXs.“ Der 
Tatbestand der eben zitierten Stelle ist, wie natürlich 
Liebermann nicht entgangen ist?), der nämliche wie in 
der Bestimmung Zthelstan V, 2. Auch hier kann die in 
jemandes Landgut hinein verfolgte Spur nicht aus dem 
Landgut wieder herausgeführt werden. Auch hier wird der 
Fall gesetzt, daß nun jemand im Gute ‚„bezichtigt‘“ wird. 
d. h. doch wohl: des Diebstahls direkt beschuldigt 
wird. Auch hier wird bestimmt, daß im Falle einer solchen 

Bezichtigung die Spur statt des Voreides gelten solle. DaB 
nun wirklich von einer direkten Diebstahlsbezichtigung 
die Rede ist, beweist klar die in Eadmunds Vorschrift ge- 
brauchte Wendung ‚‚adlegiet se“. Das Verbum ‚‚adlegiare“ 
bedeutet nämlich im angelsächsischen und anglonormanni- 
schen Juristenlatein ‚gerichtlich rein schwören, unschuldig 
erweisen‘.?) Um eine gleiche Bezichtigung handelt es sich 


1) Vgl. Liebermann, 1. Bd., S. 191; die Stelle (III. Eadmund: 
„Apud Culintonam“, 6) stammt aus den Jahren 940—6, die Bestimmung 
Athelstans aus d. J. c. 927—937. 

2) Vgl. den Randverweis auf V #thelst. 2 bei der Stelle III Eadm. 61. 

3) Vgl. Liebermann, Ges. d. Angels., II. Bd., S. 4, s. v. adlegiare, 
a) se adlegiare. In allen dort angeführten Stellen: Aelfr. 4, 1, 17; Aelfred 
u. Guthrum, 3; II Eadw., 3 (quod de hoc [sc. furto] se adlegiet): 
II Aethelst. 1, 1; IV, Aethelst. 6, 3; IV Aethelr. 7, 3; I Cn. 5, 1a; II Cnut 
13, 2; Wilh. I, Beweisrecht zwischen Engländern u. Franzosen 1, I 
(= Liebermann 1, S. 483) — handelt es sich um das Reinschwören 
von einem Verbrechen, dessen man direkt beschuldigt wird; s. auch 
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aller Wahrscheinlichkeit nach auch in der von Rauch her- 
angezogenen Stelle. 

Ich stehe mit der eben gegebenen Interpretation der 
fraglichen Anordnung ZAthelstans durchaus nicht allein; 
sie wird vielmehr von den besten Kennern des angelsächsi- 
schen Rechtes geteilt. So scheinen Pollock-Maitland!) 
anzunehmen, daß in unserer Bestimmung vom subjekti- 
ven Vorwurf des Diebstahls die Rede sei: Even if we can 
not catch a thief in the act, the trail is treated as of great 
importance. If it leads into a man’s land, he must show 
that it leads out again; otherwise it will „stand instead of 
foreoath‘‘;itisan accusing fact. Daß es sich in unserer 
Stelle um eine Diebstahlsklage handelt, nimmt auch 
Liebermann?) an, dessen Meinung?) hier wörtlich wicder- 
gegeben sei: ‚Statt des Voreides gilt bei Diebstahlsklage 
der Nachweis der Spur gestohlenen Viehs, die Kläger zu 
dessen Besitzer hinzuleiten vermag (V As. 2 = III Em. 
6, 2)°.%) 

Ich komme somit zu dem Schlusse, daß Rauchs Be- 
rufung auf V Asthelstan c. 2 nicht berechtigt ist. Was 
Rauch®) von Brunner®) gesagt hat, daß es ihm nämlich 


Liebermann, a. a. O., s. v. „adlegatio* = „Reinigungsbeweis“, 
„Unschuldseid‘“. 

1) Vgl. Pollock a. Maitland, History of English law, 2. Bd. S. 157. 

2) Vgl. Liebermann, Gesetze der Angelsachsen, II. Bd., S. 546, 
8. v. Klageeid, 4. 

3) Im Gegensatz zu dieser Äußerung Liebermanns steht jedoch 
seine Bemerkung s. v. Anefang, $. 280, 8: „Der Klageeid wird ersetzt 
durch Nachweisung des Spurfadens bis zum Besitzer hin; V As. 2°. Ich 
habe es für notwendig gehalten, Liebermann auf diesen Widerspruch 
aufmerksam zu machen und ihn zu fragen, welcher von den beiden von 
ihm vorgetragenen Deutungen der Stelle V As. 2 er nun den Vorzug 
gebe. Liebermann entschied sich zugunsten der hier vertretenen 
Behauptung, daß V Zthelstan c. 2 von der Diebstahlsklage 
bandle: „Daß sich V As. 2 auf Ancfang beziehen könne, war eine durch 
die Texte nicht zu rechtfertigende Vermutung, die ich hiermit zu- 
rückziehe‘“. 

*) Vgl. auch London, S. 131, der ausdrücklich bemerkt, daß 
unsere Stelle sich nicht auf die Anefangsklage, sondern auf die schlichte 
Diebstahlsklage beziehe. 

5) Vgl. Rauch, S. 75 Ann. ]l. 

e6) Vgl. Brunner, RG. II, S. 497 Anm. 15. 
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nicht ganz zutreffend erscheine, gleich Brunner L. Rib. 47, ] 
mit Jydske Lov (ed. Thorsen, 1853) c. 122 (II, 106) zu 
vergleichen, weil in der letztgenannten Stelle nicht von der 
Rückforderung einer auf der Spurfolge entdeckten Sache 
gehandelt wird, sondern von der Ergreifung des handhaften. 
flüchtigen Diebes, das trifft bis zu einem gewissen Grade 
auch auf Rauch zu. Auch in c. 2 des von Zthelstan zu 
Exeter erlassenen Gesetzes handelt es sich nicht um die 
Rückforderung einer auf der Spurfolge entdeckten Sache 
ohne eine damit verbundene subjektive Dieb- 
stahlsbeschuldigung, sondern um die Bezeichnung 
einer bestimmten bei der Spurfolge sich als verdächtig 
erweisenden Person als Dieb.!) 


5. 
Der mutmaßliche Inhalt des Tit. 47, 1 L. Rib. 


Somit komme ich zum Ergebnis, daß Rauch das Dunkel. 
das über Tit. 47, 1 L. Rib. gebreitet liegt, nicht zu lichten 
vermocht hat. Wenn ich nun darangehe, selbst einen Bei- 


1) Aus dem Obenstehenden ergibt sich meine Stellungnahme zu 
den Ausführungen H. Meyers, Publizitätsprinzip, S. 34 über V #£thekt.2 
vonselbst. Meyer legtsichdiese Stellefolgendermaßen zurecht: „Zunächst 
kann man dadurch, daß man die Spur aus seinem Lande hinaus verfolgt. 
die Sachverfolgung und die Diebstahlsbeschuldigung von sich abwenden. 
Kann man dies nicht, so hat, falls der Kläger eine Sache im Gute al 
die gestohlene in Anspruch nimmt, der Besitzer dieser Sache die Stel- 
lung eines Beklagten im Dritthandverfahren, d. h. er kam 
sich nur durch Stellung seines Gewährsmannes verteidigen. Wenn 
auch, sagt Meyer, auf das Dritthandverfahren nicht geradezu 
hingewiesen wird, so muß man doch m. E. die Stelle zum mindesten 
auf die unmittelbare Diebstahlsbeschuldigung und auf die eventuelle 
des Anefangsklägers beziehen. In beiden Fällen unterbleibt der 
Voreid und, wie wir wohl nach den Parallelen der anderen Rechte as- 
nehmen müssen, die damit beim Anefang verbundene symbolische 
Handlung.“ An dieser Deutung Meyers ist besonders interessant, daß 
er, in unsere Stelle tiefer eindringend als Rauch, erkennt, daß in V 
Zöthelst. 2 von einer unmittelbaren Diebstahlsbeschuldigung die 
Rede sei. Wenn er in der Stelle auch eine Erwähnung des Anefangs- 
verfahrens finden will, so setzt er sich, wie er ja selbst: wohl fühlt is. 
die Worte Meyers: ‚wenn auch auf dasDritthandvertahren nicht geradezu 
hingewiesen wird“), in Widerspruch zum Wortlaut des Gesetzes, der 
nur die unmittelbare Diebstahlsbeschuldigung im Auge hat. 


Tertia manus u. Intertiation im Spurfolge- u. Anefangsverfahren. 225 


trag zur Lösung dieses Rätsels auf Grundlage der Seque- 
strationshypothese zu liefern, so will ich gleich voraus- 
schicken, daß meiner Ansicht nach das Gelingen oder Nicht- 
gelingen dieses Versuches nicht zugleich entscheidend sein $ 
kann für die Beantwortung der Frage, ob es mir geglückt 
sei, das Problem zu lösen, was denn eigentlich die ‚‚tertia 
manus‘‘ der fränkischen Volksrechte sei und wieso das 
Verbum ‚‚intertiare“ zur Bedeutung ‚anefangen‘“, „die 
Anefangsklage erheben“, ‚das Anefangsverfahren einleiten“ 
gekommen sei. Die hier verteidigte Deutung des Tit. 47 
L. Rib. kann unrichtig, die Ausführungen über die ‚‚tertia 
manus“ und die von der „tertia manus‘ handelnden Stellen, 
sowie über die Etymologie des Wortes ‚intertiare‘‘ können 
daneben jedoch vollkommen zutreffend sein. 

Die Untersuchung über den Inhalt des Tit. 47, 1 L. Rib. 
läuft in der Hauptsache auf die Frage hinaus, welche Be- 
deutung dem in dieser Bestimmung gebrauchten Verbum 
„revocare‘“ zuzuschreiben sei, das ja sowohl im vorvulgär- 
lateinischen wie im vulgärlateinischen Sprachgebrauche in 
verschiedenartiger Verwendung begegnet.!) Die Literatur 
war nun bis zum Erscheinen der Untersuchung Rauchs über 
Spurfolge und Anefang fast einstimmig der Ansicht?), daß 
„revocare“ in L. Rib. 47, 1 = ‚zurücknehmen, weg- 
nehmen“ zu setzen sei.) Rauch hat dieser Ansicht wider- 
sprochen, indem er für „revocare‘ die Bedeutung ‚durch 
Klage zurückverlangen“ ansetzt, und hat mit dieser Be- 
hauptung bei einigen Autoren Gefolgschaft gefunden.) 


1) Über „revocare“ im vorvulgärlateinischen juristischen Sprach- 
gebrauche vgl. Heumann, Handlexikon z. d. Quellen d. römischen 
Rechts, 9. Aufl., hgeg. v. E. Seckel, s.v. revoco; Vocabularium juris- 
prudentiae Romanae, s. v. revoco; Zeitschr. d. Sav.-Stift. f. R. vu 
R. A., 24. Bd., S. 110. 

2) Über die. mit der Rsuehschen Ansicht übereinstimmende Deu- 
tung Hermanns vgl. oben S. 216. 

3) Vgl. Siegel, Gerichtsverfahren, S. 44; Sohm, Prozeß, S. 89; 
v. Amira, Grundriß?, S. 211; Brunner, RG. II, S. 497 zu Anm. 15; 
Schroeder, RG.5, S. 3837 zu Anm. 104; Jobb&-Duval, S. 481. 

4) Vgl. Rauch, S. 74, Anm. 8; ihm folgend Meyer, Publizitäts- 
prinzip, 8. 22; Schultze, a.a. O., S. 435; gegen Rauch wendet sich 
v. Fumetti, S. 23 Anm. 1, indem er gegenüber Rauch behauptet, daß 
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Ziehen wir zur Entscheidung der Frage, welche Bedeutung 
dem Verbum ‚‚revocare“ in L. Rib. 47, 1 zukomme, zunächst 
die Lex Ribuaria heran, so finden wir, daß die Lex Ribuaria 
nur noch an einer Stelle, nämlich im Titel 58, 2 das Wort 
„revocare‘‘ verwendet: ‚Quod si quis tabularium seu eccle- 
siasticum hominem contra episcopum defensare voluerit, 60 
solidos et insuper hominem cum omnibus rebus suis ecclesiae 
restituat. Quia inlicitum dieimus, quod ecclesiis conces- 
simus iterum &ab ecclesiis revocare.‘‘ Das Verbum 
„revocare‘‘ bedeutet in dieser Stelle wohl soviel wie ‚„weg- 
nehmen‘, nicht aber „durch Klage zurückverlangen“, da 
ja als der durch Klage Zurückverlangende der Bischof auf- 
tritt, der die Handlung des ‚‚revocare‘‘ Setzende hingegen 
der „qui hominem tabularium seu ecclesiasticum contra 
episcopum defensare voluerit‘, also der Beklagte, ist. 

Genau zum gleichen Resultate kommen wir, wenn wir 
den Sprachgebrauch der Lex Salica durchmustern. Auch 
hier bedeutet ‚‚revocare‘‘ nirgends ‚durch Klage zurück- 
verlangen“, sondern entweder ‚an sich nehmen‘ oder 
„zurückführen“. Es kommen folgende Stellen in Betracht: 
L. Sal. 39, 3 (,‚revocare‘“ = ‚‚reducere‘‘), L. Sal. 50 (‚‚revo- 
care‘ — ‚an sich nehmen‘), Ed. Chilp. c. 4 (‚‚ad se revocet“ 
— „ad se recolligat‘‘), Decr. Child. c. 16 (‚‚revocare‘“ = ‚an 
sich nehmen‘), Cap. V, 4 (‚ad sacramenta revocaverunt“, 
wo ‚„Tevocare“, mag es in dieser rätselhaften Stelle was 
immer bedeuten, keinesfalls = ‚durch Klage zurückver- 
langen“ gesetzt werden kann), endlich im nämlichen Cap. V, 4 
„ad servitium revocantur‘. In dieser letztgenannten Stelle 
ist „revocare‘‘ wohl = ‚zurückversetzen‘‘, so wie man schon 
im klassischen Latein die Wendung ‚‚wieder zum Sklaven 
machen“ mit ‚revocare ad servitium‘‘ wiedergegeben hatte. 

Die eben angeführten Belege zeigen somit, daß aus dem 
Sprachgebrauche der Lex Salica und der Lex Ribuaria die 
Gleichung ‚‚revocare“ = ‚durch Klage zurückverlangen“ 
nicht zu belegen ist. Wollte man nun sich über das Gewicht 
dieser aus dem Sprachgebrauche der Lex Salica und der 
Lex Ribuaria geholten Argumentation hinwegsetzen und 


dieser für seine Annahme, ‚‚revocare“ sei gleich „zurückverlangen“, keine 
Beweise vorgebracht habe. 
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behaupten, es könne trotzdem ‚revocare‘ im Sprachge- 
brauche der damaligen Zeit noch im Sinne von ‚durch 
Klage zurückverlangen‘ verwendet worden sein, so zeigt 
sich doch, daß beim Ausgehen von dieser Basis eine’ befriedi- 
gende Deutung des Tit. 47, 1 L. Rib. überhaupt nicht zu 
gewinnen ist, womit zugleich dargetan wäre, daß ‚revocare“ 
in unserer Stelle = „zurücknehmen“, ‚wegnehmen‘ ge- 
deutet werden darf, da die sonstigen Bedeutungen des 
Wortes ‚revocare‘ ganz bestimmt nicht in Betracht kommen. 

Wir haben ausgeführt, daß das Wort ‚‚ntertiare‘ 
ursprünglich bedeutete: ‚eine Sache in die Hand eines Se- 
questers, eines Treuhänders legen“ und daß das Anefangs- 
verfahren, weil es damit eingeleitet wurde, daß die strei- 
tige Sache in die Hand eines Sequesters — u. z. des Be- 
klagten in der Eigenschaft eines Sequesters — gelegt wurde, 
ebenfalls durch das Verbum ‚‚intertiare‘“ bezeichnet wurde. 
Nur in diesem übertragenen Sinne: „anefangen“ = ‚‚das 
Anefangsverfahren einleiten‘, ‚die Anefangsklage erheben“, 
nicht aber in seinem ursprünglichen Sinne begegnet uns das 
Wort ‚‚intertiare‘ in der Lex Salica und, wenn wir vorläufig 
von der in Frage stehenden Bestimmung absehen, in der 
Lex Ribuaria sowie an den übrigen Stellen, an denen es 
verwendet erscheint. Somit werden wir wohl kaum einem 
Widerspruche begegnen, wenn wir annehmen, daß dem 
Worte ‚‚intertiare‘‘ auch an unserer Stelle der gleiche Sinn, 
sonach die Bedeutung ‚das Anefangsverfahren einleiten‘ 
zukomme. Ein Gegenbeweis gegen diese Ansicht wird sich 
wohl schwerlich führen lassen. Nimmt man nun aber gemäß 
diesem eben gewonnenen Ergebnisse an, daß ‚‚intertiare‘ 
in L. Rib. 47, 1 ebenfalls ‚das Anefangsverfahren einleiten“ 
schlechtweg bezeichne, ohne, wie Rauch es will, besondere 
Beschränkung auf irgendwelche Details der Einleitungs- 
formalitäten, ‚mit Anefang klagen“, dann läßt sich zwischen 
den an unserer Stelle überhaupt möglichen Bedeutungen 
von ‚‚revocare“ leicht die Wahl treffen. 

Setzen wir nämlich nunmehr für ‚‚revocare‘‘ probeweise 
die Bedeutung ‚durch Klage zurückverlangen“ ein, so 
gelangen wir zu einem in sich unmöglichen Ergebnis, das 
es rätlich erscheinen läßt, von der zu diesem in sich unmög- 
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lichen Ergebnis führenden Basis, das heißt von der Glei- 


chung „revocare“ = „durch Klage zurückverlangen“ 
abzusehen und zu der anderen, jetzt allein noch mög- 
lichen Gleichung: ‚revocare“ = „zurücknehmen“ zu 


greifen. Das in sich unmögliche Ergebnis ist folgendes: 
Die fragliche Stelle (L. Rib. 47, 1) wäre, falls wir von der 
Annahme ausgehen, daß ‚‚revocare:‘ mit „durch Klage 


„er darf die Sache, ohne das Anefangsverfahren einzu- 
leiten, durch Klage zurückverlangen. Dies würde besagen: 
Der Entwerte darf seine Sache mit schlichter Klage 
zurückverlangen. Dies Resultat widerspricht nun aber den 
bisherigen Ergebnissen unserer Forschungen über die Ge- 
schichte der schlichten Klage um entwerte Fahrnis. Es 
gilt als so gut wie feststehend, daß es zu der in Rede ste- 
henden Zeit eine solche schlichte Klage noch nicht gegeben 
habe, dieselbe vielmehr erst in viel späterer Zeit aufge- 
kommen sei.!) Somit müssen wir die Basis, die zu diesem 
widerspruchsvollen Ergebnis führt, nämlich die Gleichung 
„revocare“ —= „durch Klage herausverlangen‘‘ aufgeben 
und zur nunmehr einzig möglichen Annahme, daß ‚‚revocare“ 
hier = ‚wegnehmen‘, „zurücknehmen“ zu setzen sei, 
greifen. 

Setzen wir nun in L. Rib. 47, 1 diese Gleichung ‚,‚revo- 
care“ = ‚wegnehmen‘ ein, so ergibt sich für uns als Sinn 
der vielumstrittenen Gesetzesbestimmung: Wenn jemand 
seine Sache auf der Spurfolge innerhalb der Frist 
von drei Nächten nach dem Verluste der Sache 
findet, dann darf er sie im Wege der Selbsthilfe 
an sich nehmen, ohne das Anefangsverfahren ein- 
leitenzu müssen. Irgendein Einwand gegen dieses Selbst- 
hilfeverfahren ist ausgeschlossen. Der Entwerte erhält die 
Sache definitiv zurück.?) 


1) Vgl. Meyer, Entwerung und Eigentum, S. 80; derselbe, 
Fahrnisverfolgung, $ 16; derselbe, Gırüft, S. 389; Sohm, Prozeß 
d. L. Sal., S. 68; Bethmann-Hollweg, a. a. O. IV, S. 48; Hübner, 
Grundzüge d. deutschen Privatrechtes. 3. Aufl.. S.361; London, 8. 30. 
2) Ähnlich Krusch, Urtext, S. 710, Krammer, S. 402f., der 

aber wohl irrt, wenn er (S. 403) annimmt, daß die Fristbestimmung 
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6. 
Die Genese der Rauchschen Deutung 
" des Tit. 47,1 L.Rib. 


Wir haben eben die von Rauch vorgebrachte Deutung 
der Bestimmung L. Rib. 47, 1 ablehnen zu müssen erklärt. 
Bei einem näheren Eingehen auf das Gesamtgefüge der 
Untersuchung Rauchs zeigt sich nun auch deutlich, welche 
Ursachen Rauch veranlaßt haben, zu der Annahme zu 
greifen, das ‚revocare“ in L. Rib. 47, 1 sei durch ‚klage- 
weise herausverlangen‘‘ wiederzugeben, sowie die These 
aufzustellen, ‚intertiare‘‘ bedeute just das Anfassen der 
Sache, und des weiteren zu behaupten, daß mit diesem 
Anfassen der Voreid des Klägers in innigster Verbindung (,,‚In- 
tertiationsakt‘‘ nach der Rauchschen Terminologie) stand. 

Rauch war im Verlaufe seiner Nachforschungen über 
die hier in Rede stehenden Probleme im Gegensatze zur 
herrschenden Lehre zur Überzeugung gelangt, daß nach 
salfränkischem Rechte das Spurfolgeverfahren und das 
Anefangsverfahren in innigster Beziehung zueinander stan- 
den. Die Rechtsstellung des Beklagten im Spurfolge- 
verfahren auch im Falle des Findens der Sache vor Ablauf 
der Dreinächtefrist und seine Verteidigung sei von der des 
Anefangsbeklagten nicht wesentlich verschieden gewesen. 
Nun mußte sich natürlich für ihn die Frage erheben, wie 
denn im ribuarischen Recht das Verhältnis zwischen 
Spurfolgeverfahren und Anefangsverfahren beschaffen ge- 
wesen sei, ob nicht auch dort ..dies Verhältnis ähnlich ge- 
wesen sei wie im salischen Rechte. Die Versuchung lag 
für ihn sehr nahe, aus den ribuarischen Quellen 
gleiche Schlußfolgerungen zu ziehen wie aus den 
salischen Quellen. Einem solchen Beginnen stand nun 
die bisher vertretene Lehre im Wege, daß unter dem ‚‚in- 
tertiato‘“ in L. Rib. 47, 1 die ‚Anefangsklage‘‘ gemeint sei. 
War diese Lehre richtig, dann bedeutete ‚‚absque intertiato““: 
„ohne Anefangsklage‘‘ und damit wäre der Behauptung, 
daß auch im ribuarischen Rechte die innigsten Beziehungen 


von drei Tagen in L. Rib. 47 erst vom Verfasser der Lex Ribuaria ge- 
schaffen worden sei. 
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zwischen Spurfolgeverfahren und Anefangsverfahren be- 
standen hätten, jeglicher Boden entzogen gewesen. Cha- 
rakteristikum des ribuarischen Spurfolgeverfahrens wäre 
dann, sofern die Sache vor Ablauf des trinoctium gefunden 
wurde, gewesen, daß die Grundsätze des Anefangsverfahrens 
bei ihm ganz außer Spiel blieben. Das salische Recht hätte 
dann vom ribuarischen Recht in diesem Punkte sich schärf- 
stens geschieden: nach ribuarischem Recht wären beim 
Finden der Sache vor dem Ablauf von drei Nächten 
die Grundsätze des Anefangsverfahrens außer Betracht ge- 
lassen worden und zur Anwendung gekommen erst nach 
dem Ablauf des trinoctium. Wir sehen somit deutlich die 
Faktoren, die Rauch bestimmt haben, anzunehmen, nicht 
etwa, was bisher allgemein behauptet worden war, daß 
. nämlich ‚‚intertiare‘‘ = ‚mit Anefang klagen‘, ‚‚das Ane- 
fangsverfahren einleiten‘ schlechthin sei, sondern daß es, 
was sich uns oben als unrichtig erwiesen hat, nur zur Be- 
zeichnung ganz bestimmter Formalitäten der Einleitung 
des Anefangsverfahrens (Anschlagen plus dem mit dem 
Anfassen angeblich in unlösbarem, innigen Konnex stehen- 
den Voreid) verwendet worden sei. So glaubte Rauch für 
„intertiare‘ eine Bedeutung gefunden zu haben, die tauglich 
war, als Fundament seiner These zu dienen, daß auch das 
ribuarische Recht den strengen Parallelismus von Ane- 
fangsverfahren und Spurfolgeverfahren gekannt habe. Nun 
brauchte nur mehr noch aus den beiden an unserer Stelle 
überhaupt möglichen Bedeutungen von ‚revocare‘‘ die Be- 
deutung ‚zurückverlangen‘“, d. h. „klageweise zurück- 
fordern‘‘ ausgewählt zu werden und die Beweiskette war 
geschlossen! Nunmehr war für ‚absque intertiato.revo- 
care‘ die zur Angleichung des ribuarischen Spurfolge- 
verfahrens an das salfränkische Spurfolgeverfahren taug- 
lich scheinende Bedeutung: „das Anefangsverfahren 
mit Hinweglassung gewisser sonst üblicher Ein- 
leitungsformalitäten durchführen“ gewonnen und da- 
mit der Satz: auch im ribuarischen Recht galt, wenn die 
Sache vor Ablauf des trinoctium gefunden worden war, im 
Spurfolgeverfahren, sofern der Besitzer sich auf einen auctor 
berufen hatte, nicht etwa die Norm, daß der Entwerte die 
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Sache im Wege der Selbsthilfe an sich nehmen dürfe; der 
Entwerte mußte vielmehr sein Recht im Wege eines ge- 
richtlichen Verfahrens erkämpfen. Dieses Verfahren war 
nach Rauch dem ribuarischen Anefangsverfahren gleich 
gestaltet!), nur mit dem einen Unterschiede, daß jene 
Einleitungsformalitäten der Anefangsklage, welche Rauch 
mit dem Ausdrucke ‚Intertiationsakt‘‘ bezeichnet, nicht 
vorgenommen zu werden brauchten, ein Resultat, das dann 
von Rauch auch auf das Spurfolgeverfahren des salfränki- 
schen Rechtes übertragen wurde.?) 


T. 


Der Rechtszustand der Lex Salica jünger 
als der der Lex Ribuaria. 


Wir haben eben festgestellt, daß Rauch es für notwendig 
hielt, darzutun, daß seine These, daß im salfränkischen 
Rechte die innigsten Beziehungen zwischen dem Spurfolge- 
verfahren und dem Anefangsverfahren bestanden hätten, 
auch für das ribuarische Recht zutreffe, und konnten 
zeigen, wie dieses in den Tatsachen nicht gegründete Streben 
Rauchs ihn zu weiteren irrigen Folgerungen führen mußte. 
In den Tatsachen verankert liegt vielmehr m. E. nur die 
Annahme, daß das ribuarische Spurfolgeverfahren, soweit 
es sich um die Wegnahme einer vor Ablauf des trinoctium 
gefundenen Sache handelte, ein reines Selbsthilfever- 
fahren gewesen sei, daß jene Beziehung zwischen Spurfolge- 
verfahren und Anefangsverfahren, die auch wir — freilich 
auf Grund einer gänzlich anderen Argumentation als «s 
die Argumentation Rauchs ist — für das salische Recht 
angenommen haben, dem ribuarischen Rechte fremd 
gewesen sei. Ist nun, so erhebt sich jetzt die Frage, der 
Rechtszustand der L. Ribuaria oder jener der L. Salica der 
ältere ? 


1) Es glich dem ribuarischen Anefangsverfahren nach Rauch auch 
darin, daß der ‚‚super quem intertiatur‘ im Gegensatz zum salfränkischen 
Recht auch vor dem Ablauf des trinoctium im Besitze der Sache be- 
lassen wurde. 


?2) Vgl. Rauch, S. 75, 114. 
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Es kann m. E. wohl kaum einem Zweifel unterliegen, 
daß die in Frage stehenden Bestimmungen der L. Ribuaria 
den älteren Rechtszustand repräsentieren, hingegen die 
Vorschriften der L. Salica im Verhältnis zu den Normen 
des ribuarischen Volksrechtes sich als Dokumente einer 
jüngeren Rechtsentwicklung darstellen.!) 

In der ältesten Zeit des fränkischen Rechtes war, so 
werden wir vermuten dürfen, innerhalb des Zeitraumes von 
drei Nächten ?2) nach dem Verluste der Sache derjenige, bei 
dem die Sache gefunden wurde, vorausgesetzt, daß er nicht 
der Haussuchung Widerstand geleistet hatte oder daß die 
Sache nicht etwa in schloßfestem Raume gefunden worden 
war, doch noch insoweit den Grundsätzen des Verfahrens 
auf handhafter Tat unterworfen, daß man ihm die Sache 
ohne weiteres wegnehmen und sie definitiv behalten’) 
durfte.*) Als Dieb galt derjenige, bei dem die Sache inner- 
halb des trinoctium gefunden worden war, zwar nicht, aber 
auf seine Einwendung, daß er die Sache von einem andern 
gekauft habe, wurde nicht Rücksicht genommen. Dies 
konnte, so nahm man wohl an, ja möglich, wenn auch kaum 
wahrscheinlich sein, aber den Entwerten darum zu nötigen. 
die Sache aus der Hand des Besitzers in die Hand des Ge- 


1) Ähnlich Krammer, S. 413, der freilich, wie bereits früher 
festgestellt wurde, darin irrt, daß er meint, daß die streitige Sache nach 
dem Rechte der Lex Salica in die Hand eines unparteiischen Dritten 
gelegt werden mußte, während sie doch, wie oben darzutun versucht 
wurde, in die Hand des Spurfolgers als Sequester gegeben wurde. 

2) Die Dreinächtefrist des fränkischen Rechts erweckt (vgl. auch 
H. Meyer, Gerüft, S. 421, derselbe, Fahrnisverfolgung $ 6) den An- 
schein hoher Altertümlichkeit. Vgl. die Dreitagefrist des angelsächsischen 
Rechtes (Liebermann, 2. Bd., S. 354, s. v. „drei Tage‘), die „tres 
noctes“ im Ed. Roth. c. 255 (hierzu s. Grimm, R.A., I. Bd., S. 289). 
Auf außsrgermanische Parallelen gehe ich hier nicht ein. 

®) Ich stimme hier mit Krammer (vgl. Krammer, S. 413) völlig 
überein. 

4) Daß zwischen dem Verfahren auf handhafter Tat und dem 
Spurfolgeverfahren ein enger Zusammenhang bestehe und das Spur- 
folgeverfahren im engeren Sinne des Wortes, d. h. das Spurfolgever- 
fahren, das zur Voraussetzung hat, daß die Sache vor Ablauf de: 
trinoctium gefunden wird, nichts anderes ist als eine Ausweitung des 
Verfahrens auf handhafter Tat, hat in letzter Zeit besonders v. Fumetti, 
S. 22f. betont. 
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währsmannes gehen zu lassen und nun gegen diesen im Wege 
des gerichtlichen Verfahrens vorzugehen, dazu konnte man 
sich nicht verstehen. Das Recht des Entwerten war ja voll- 
ständig außer Zweifel gestellt. Mit Meyer!) werden wir 
sagen dürfen: „Eine Brücke, an der jeder Stein der Ge- 
samtheit der Dorfgenossen, den Schreimannen, bekannt ist, 
verbindet den dieblichen Verlust der Sache mit der Wieder- 
auffindung. Klar auf der Hand liegt hier die Pflicht zur 
Rückerstattung, die beim Anefang erst durch ein schwieriges 
und umständliches Beweisverfahren erhärtet werden muß.“ 
Mit der Frage, von wem möglicherweise die Sache dem In- 
haber, falls er nicht selbst der Dieb war, zugekommen sei, 
hatte sich der Entwerte nicht zu befassen. Diese Frage 
berührte einzig und allein denjenigen, bei dem die Sache 
gefunden worden war. Er war, wenn nicht der Dieb, so 
diebstahlsverdächtig. Seine Sache war es, diesen ihm an- 
haftenden Diebstahlsverdacht dadurch zu zerstreuen, daß 
er gegen jenen, von dem er die Sache erhalten hatte (Ver- 
kauf, Tausch etc.), vorging. 

Wir werden ferner für die älteste Zeit des fränkischen 
Rechtes annehmen dürfen, daß, wenn die Sache nach drei 
Nächten auf der Spurfolge oder zufällig gefunden wurde, 
der Besitzer den Einwand des originären oder derivativen 
Erwerbes vorbringen durfte und die Sache im letzten Falle 
dem Gewährenzug unterworfen wurde. Man ging hier von 
der Voraussetzung aus, daß die Zwischenzeit zwischen 
Verlust und Wiederfinden doch zu groß sei, als daß nicht 
ein Irrtum seitens des Reklamierenden stattgefunden haben 
könnte. Die Rechtslage war in diesem Falle für den Su- 
chenden oder zufällig Findenden keineswegs so günstig ge- 
staltet wie im Falle des Findens der Sache vor dem Ablaufe 
des trinoctium. Nur bezüglich dieses Falles könnte man 
sagen, daß das Spurfolgeverfahren ein der Anefangsklage 
ähnliches Verfahren gewesen sei. 

Je dichter nun der Verkehr wurde, je häufiger Kauf- 
und Tauschgeschäfte stattfanden, desto öfter mußte sich 
der Fall ereignen, daß Diebe sogleich nach dem Diebstahl 


1) Vgl. Meyer, Das Publizitätsprinzip, S. 23. 
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die gestohlene Sache veräußerten. Ein entwickelter Verkehr 
mußte auf solche Fälle Rücksicht nehmen, während sie in 
früherer Zeit nur sehr selten vorgekommen sein mochten 
und darum vom Rechte, das nur mit den typischen Tat- 
beständen und nicht mit den Ausnahmen rechnete?), ver- 
nachlässigt werden konnten. In eine solche Zeit entwickel- 
teren Verkehrslebens und mehr differenzierenden Rechtes 
fällt nun die L. Salica. Sie findet es für notwendig, den 
Einwand derivativen Erwerbs — nicht, wie ich betonen 
“ möchte, auch den des originären Erwerbs — im Falle 
des Findens der Sache vor dem Ablauf des trinoctium zu 
berücksichtigen und diesen Tatbestand den Grund- 
 sätzen über das Anefangsverfahren zu unter- 
stellen. Nur wird — und hier wirkt der Gedanke ein, 
daß vor Ablauf des trinoctium der Rechtsschein gegen den 
Inhaber der Sache spricht — der Spurfolger bis zum ge- 
richtlichen Termin in den Besitz der Sache gesetzt gegen 
Übernahme der Verpflichtung, sie von nun an gleich einem 
Sequester zu halten und mit der Sache zum vereinbarten 
Zeitpunkt vor Gericht zu erscheinen. 

Ausführungen wie den vorstehenden hätte man vor 
wenigen Jahren noch den Einwand entgegenhalten können, 
daß ja die L. Salica gegenüber der L. Ribuaria den älteren 
Rechtszustand darstelle, die Vermutung also gegen meine 
Hypothese spreche. Ein solcher Einwand ist nunmehr, nach 
den Forschungen Mayer-Hombergs über die fränkischen 
Volksrechte im Mittelalter, nicht mehr möglich. Den For- 
schungen Mayer-Hombergs zufolge?) steht die ältere L. 
Salica der jüngeren L. Ribuaria gegenüber in der Regel 
auf dem fortgeschritteneren, moderneren Stand- 
punkte. 

Damit darf ich die Besprechung der für unsere Unter- 
suchung in Betracht kommenden Stellen der Lex Ribuaria 
abschließen.?) Das Resultat unserer Untersuchung über das 


t) Vgl. Brunner, Rechtsgeschichte der Urkunde, S. 278. 

2) Vgl. Mayer-Homberg, Die fränkischen Volksrechte im Mittel- 
alter, I. B., 1912, S. 374; Köstler. Ztschr. d. Sav.-Stift., Germ. Abt. 
1913 (34) S. 462; H. Meyer, ebenda S. 610. 

®) Die Bestimmungen des Tit. 72 L. Rib. geben zu besonderer. 
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ribuarische Recht ist kurzgefaßt folgendes: Das ribuarische 
Anefangsverfahren gleicht in den Grundzügen dem 
salfränkischen, das ribuarische Spurfolgeverfahren 
ist, soweit es sich um eine vor Ablauf der Dreinächtefrist 
gefundene Sache handelt, von dem salfränkischen ver- 
schieden. Es berechtigt den Spurfolger zur eigenmächtigen 
definitiven Wegnahme der Sache. Dieser Satz des ribuari- 
schen Rechts bezeichnet den älteren Rechtszustand gegen- 
über den Bestimmungen des Tit. 37 L. Sal. Wir dürfen, 
gestützt auf ihn, vermuten, daß nach ältestem deutschen 
Rechte vor Ablauf der Frist von drei Nächten der Spur- 
folger, gleichviel ob der Einwand derivativen Erwerbs er- 
hoben worden war oder nicht, die Sache ohne weiteres an 
sich nehmen und definitiv behalten durfte. Es zeigt sich 
somit, daß die vor dem Erscheinen des Rauchschen Werkes 
herrschende Lehre, daß erst nach Ablauf von drei Tagen 
seit dem Verluste der Sache das Spurfolgeverfahren in das 
Anefangsverfahren übergeht, wieder, allerdings nur für die 
älteste Zeit des salfränkischen Rechtes, d. h. für die Zeit 
vor der Abfassung der Lex Salica, und für das ribuarische 
Recht in integrum restituiert wird. Die „strikt durchführ- 
bare Parallele zwischen beiden Verfahrensarten‘‘!) erscheint, 
nur im späteren salfränkischen, aber nicht im alter- 
tümlicheren ribuarischen Rechte. Das Spurfolgeverfahren 
des ribuarischen und des ältesten salischen Rechts ist, um 
mit Rauchs Worten gegen Rauch zu polemisieren, sofern 
die Sache vor Ablauf des trinoetium gefunden wurde, 
„ausschließlich ein Akt rechtlich geregelter Selbsthilfe, die 
ihre Rechtfertigung allein aus der Analogie mit der hand- 
haften Tat zu schöpfen gezwungen ist‘‘.?) 


Erörterungen an dieser Stelle keinen Anlaß. Sie handeln nur von der 
sequesterartigen Stellung des Besitzers der Sache, geben aber sonst über 
unser Problem keinen weiteren Aufschluß. 

1) Vgl. Meyer, Publizitätsprinzip, S. 21. 

2) Vgl. Rauch, S. 118. 
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V. 
Studien zur spanischen Rechtsgeschichte. 


Von 


Herrn Professor Dr. Ernst Mayer 
in Würzburg. 


I. Der fuero de Sobrarbe. 


I. Einleitung. 1. Während die nordgermanischen 
und die meisten südgermanischen Rechtsaufzeichnungen 
bis in ihre feinsten Zusammenhänge bekannt und durch- 
forscht sind, steht es mit den ostgermanischen ganz anders. 
Freilich: Das Recht der Ostgoten bleibt uns im wesent- 
lichen für alle Zeit verloren und ich bezweifle, daß es je 
gelingen wird, aus den späteren Nachrichten für das deutsche 
und französische Siedelungsgebiet der Burgunder deren 
Recht auch nur mit einiger Sicherheit abzulösen. Da- 
gegen bietet der westgotische Quellenkreis eine Fülle von 
unverwerteten Angaben, die allemal — entsprechend den 
allgemeinen Beziehungen von Abstammung und Sprache — 
das gotische Recht in die besondere Nähe des götisch- 
schwedischen rücken.!) Nicht die l. Visigothorum, welche 
weithin romanisiert und so für die Germanen die germani- 
schen Elemente preisgibt, aber übrigens niemals eine Rechts- 
einheit zwischen Goten und Romanen hergestellt hat). 


1) Einzelnes habe ich in meinem Geschworenengericht und In- 
quisitionsprozeß S. 88f., S. 260f., S. 339 beigebracht; anderes und mehr 
wird in meinem Altspanischen Obligationenrecht, das im Drucke sich 
befindet, vorgeführt werden. 


2) Das ganze spätere spanische Recht beruht auf dem alle Materien 
durchziehenden Gegensatz zwischen den infanzones — den Goten — 
auf der einen Seite, den cives und villani — den Nichtgoten, insbesondere 
den Romanen — auf der andern; ich hoffe, diese Verhältnisse bak 
darstellen zu können. Es ist auch niemals das römische Rscht bsseitiet 
worden. Das, was man dafür ohne jedo weitere Untersuchung (so z B. 
Brunner R.G. I? S.49] N.40) anführt (1. Vie. II1. 8), sagt nur, daß die 
Rechte eines fremden Volkes, was man natürlich nicht im Sinne der 
gegenwärtigen Völkerlehre verstehen darf, nicht mehr angewendet werden 
sollen. Die Ordnungen des Breviers hat man aber gewiß nicht als solche 
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sondern die späteren Rechtsaufzeichnungen, wie sie in den 
nördlichen Teilen der Halbinsel entstanden sind, enthalten 
die ursprünglichen gotischen Formen. Das gilt ebenso für 
die kurzen fora der einzelnen Orte, auf die ja schon von 
andern in gleichem Sinn hingewiesen worden ist!), wie für 
die größeren Rechtsbücher. Allein es fehlt bisher noch 
weitgehend an einer kritischen Untersuchung dieses Mate- 
rials. Für die kürzeren fora ist freilich sehr Erhebliches 
von Llorente in seinen noticias de las tres provincias 
vascongadas 1806ff., von T. Mufüoz y Romero in der 
coleccion de fueros municipales 1847 und in den Monum. 
Portugaliae leges I 1856 geleistet. Im Anschluß an die 
noch heute wertvolle spanische Literatur vom 16. bis 
18. Jahrhundert sind ferner durch Martinez Marina die 
großen Aufzeichnungen für Kastilien und Leon in seinem 
ensayo sobre la legislacion (3. ed. 1845) nach dem Maß 
seiner Zeit mustergültig behandelt worden. Aber das sind 
nur Anfänge. Denn im großen ganzen steckt Kritik und 
Edition auch dieser Rechtsbücher des spanischen Westens 
noch in den Anfängen. So ist man für den grundlegenden 
fuero viejo über die Ergebnisse von Asso und Manuel 
(1771) nicht hinausgekommen, und es ist bezeichnend, wenn 
noch in der letzten Zeit R. Urea y Smenjaud, der 
Herausgeber des wichtigen fuero de Usagre (Caceres) (1907), 
nicht erkannt hat, daß dieses Rechtsbuch nur eine andere 
Form von Zusammenstellungen ist, wie sie längst in den 
monumenta Portugaliae leges I S. 745—939 gedruckt sind. 

Noch übler steht es mit den ostspanischen Rechts- 
quellen. Die Ausgabe der usatici von Barcelona in den 
cortes de Cataluna I (1896) 8. 10ff. bedeutet den älteren 
Drucken gegenüber freilich einen großen Fortschritt; aber 
es fehlt — trotz Ficker?) — noch immer an einer aus- 


alienae institutiones gefaßt, sondern es ist besonders an die byzantini- 
schen Einrichtungen von Südspanien zu denken, die allerdings mit 
die Austreibung der Byzantiner gefallen sein werden. Namentlich könnte 
es sich gerade um Aufrechterhaltung des Breviers gegenüber der justi- 
nianischen Gesetzgebung handeln. 

1) So namentlich von Ficker: Mitt. des Instituts für österr. Ge 
schichtsforschung, Ergb. II S. 455 ff. 

2) Mitt. des Instituts f. österr. Geschichtsforschung, Ergb. II S. 236 ff. 
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reichenden Entstehungsgeschichte der wertvollen Urkunde. 
— Ganz schlimm aber ist es mit dem rechtlichen Material 
beschaffen, das in einer Reihe von verwandten Texten für 
Aragon, Navarra, den Nordteil von Altkastilien und die 
baskischen Provinzen begegnet und — vollkommen quellen- 
mäßig — unter der Gesamtbezeichnung des fuero de So- 
brarbe geht. Inhaltlich gehört derselbe zum Kostbarsten 
und Altertümlichsten, was uns überhaupt von germanischen 
Rechtsaufzeichnungen überliefert ist. Aber zunächst fehlt 
es an einigermaßen ausreichenden Ausgaben: ein Teil der 
Texte ist überhaupt noch nicht gedruckt, und auch die Zu- 
sammenhänge der gedruckten werden weithin nicht erkannt. 
Man ist in der Kritik über das, was L. Cortesius (fälsch- 
lich Frankenau sacra themidis Hispaniae arcana 1780) 
S.98ff. sagt, nicht wesentlich hinausgekommen. Unter 
den späteren Beobachtungen kommt am ehesten noch das 
in Betracht, was Zuaznavar in seinem ensayo sobre la 
legislacion de Navarra 1827ff. und die freilich in ihrer 
Weitschichtigkeit doch wieder oberflächliche, jedes Beleges 
entbehrende Kompilation Marichalars und Manriques 
historia de la legislacion de Espaüa (IV S. 121 ff., VS. 379 ff.) 
beibringt. Das Buch von Lasala examen ... .. de la con- 
‚stitucion aragonesa 1868 ff. gibt zwar Fragmente — leider 
nicht mehr — zweier für die Textgeschichte sehr wichtiger 
Handschriften, aber versteht dieselben nicht zu gebrauchen. 
sondern erstickt alles Tatsächliche unter Rhetorik. So soll 
im folgenden versucht werden, aus dem, was an gedrucktem 
Material zur Verfügung steht, von neuem ein Bild dieser 
Aufzeichnungen zu gewinnen. Natürlich kann eine solche 
Arbeit, da ihr die handschriftlichen Unterlagen fehlen, nur 
vorläufige Bedeutung haben und soll lediglich eine gründ- 
liche Ausgabe des ganzen Materials nahelegen. Spanien. 
welches glücklicher als so viele andere Völker die Not 
unserer Zeit übersteht, schuldet sie seiner großen Ver- 
gangenheit und großen Zukunft. 

2. Damit die Kritik der Texte, welche den fuero de 
Sobrarbe enthalten, zu einem sichern Ende geführt werden 
kann, ist es aber notwendig, daß vorher noch eine Über- 
sicht über die nordöstlichen Territorialverhältnisse von 
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Anfang des 11. bis Anfang des 13. Jahrhunderts gegeben 
wird.!) 

Aus den kleinen Einzelnherrschaften, welche am Süd- 
rand der Pyrenäen die christlichen Einwohner gegenüber den 
Arabern zusammenfassen, sind allmählich große zusammen- 
hängende Komplexe entstanden. So bildet im 10. Jahr- 
hundert Navarra und der Grundstock des späteren Aragon 
ein Königreich.?) Diesem werden im Anfang des 11. Jahr- 
hunderts die östlich davon gelegenen Bergländer Sobrarbe 
und Ribagorza angeschlossen.?) Gleichzeitig erscheint Na- 
jera, also das Bergland der Cameros südlich des Ebro, ferner 
Alava, ja sogar das damals kleine Kastilien von Navarra 
abhängig; daß der Herr von Funes — am Zusammenfluß 
der Arga und des Aragon — damals als ein navarresischer 
Großer erscheint, ist ja eigentlich etwas Selbstverständ- 
liches.) ‘Alava und Najera ist also mit Navarra schon 
verbunden, lange bevor Sancho III. zu Ende seiner Regie- 
rung auch die Herrschaft über (ganz Kastilien und Leon 
erlangt hat; dann wird das gleiche auch für die beiden 
andern baskischen Provinzen — Guipozcoa und Vizcaja — 
gelten®), während im 10. Jahrhundert Alava anscheinend 
bald in Abhängigkeit von Leon (und Kastilien), bald von 


1) Die für ihre Zeit ausgezeichneten Untersuchungen von Moret in- 
vestigaciones historicas de las antiguedades del reyno de Navarra 1665; 
anales del reyno de Navarra 1684f. haben schon sehr vieles klargelegt. 
Später vor allem Llorente in seinen noticias de las provincias vascon- 
gadas 1806f. und T. Ximenez de Embun ensayo acerca de los origines 
de Aragon y Navarra 1878 Zaragoza. Für den östlichsten Teil des hier 
in Betracht kommenden Gebiets die vortrefflliche Forschung von M. 
Serrano y Sanz noticias y documentos historicos del condado de Riba- 
gorza hasta la muerte de Sancho Garces (ano 1035). Madrid ln 

2) Embun a.a.0. S. 187f. 

°) Moret anales I S. 531; Serrano a.a. O0. 8. 403f. 

*) Moret anales IS. 535 1015 unter den Bischöfen um Sancho III. 
dem Großen von Navarra: D. Garcia de Nagera, D. Munio de Alara; 
unter den senores:-D. Fortunio Blasquez en Funes. Nach der Urkunde 
scheint ein Prinz des königlichen Hauses eine Zeitlang Unterkönig in 
Najera gewesen zu sein. — Magallön col. dipl. de S. Juan de Peüia 
n. 27 1016 Et ego Sancius rex tenens culmen potestatis mee in Pam- 
pilona et in Aragona ct in Suprarbi, in Ribagorza, in Nagera, in Castela 
et ın Alava; ähnlich 31 1025; 32 1025. 

5) Llorente I S. 106. 6 1007. 
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Navarra steht.!) Endlich gehört auch Katalonien, d.h. zu- 
nächst die Grafschaften Paliares und Barcelona sowie die 
ganze Gaskonia, also auch das Gebiet nördlich der Pyre- 
näen, unter die Herrschaft Sanchos des Großen.?) 

Der Zusammenhang dieses großen Gebiets blieb be- 
stehen, bis Sancho III., der Große, um 1034 sein Reich unter 
seine Söhne teilt und an Garcia Navarra mit Najera und den 
baskischen Provinzen, an Ramiro I. Aragon, an Gonzalo die 
Herrschaft über Sobrarbe und Ribagorza, allen aber den 
Königstitel gibt?); nach 1039 jedoch ist durch den Tod des 
Gonzalo Sobrarbe und Ribagorza mit Aragonien vereinigt 
und ebendorthin gehört auch die mit französischen 
Ansprüchen zusammenstoßende ÖOberhoheit über alle 
katalonischen Grafschaften — mag das nun ursprünglich 
zu Ramiro I. oder Gonzalo gehört haben.*) — Die beiden 
Königreiche Navarra und Aragon sind dann wieder seit 
1076 verbunden, aber so, daß damals Najera und die baski- 
schen Provinzen an Kastilien kamen.?) Das ändert sich 
von neuem mit dem Tod Alfons VI. von Kastilien (1109), 
dessen Tochter Uraca ja Alfons I., „den Kämpfer“, von 


I) Die von Llorente I S. 86—118 gesammelten Belege ergeben 
festes nur für Alava; aber auch hier muß die große Urkunde von ar- 
‚geblich 939 (Llorente III S. 191f.) ausgeschieden werden; denn Cala- 
horra und Tudela waren 939 noch lange nicht christlich. 

2) Magallon col. dipl. de S. Juan de Pefia 31 1025 regnante irc. 
Sancho rege in Aragona, in Paliares, in Pampilona, in Alava et in C»- 
stella; 32 1025 ebenso; unter den Großen steht Sancius Guilelmus comes 
de Guasconia ... . Velingerus comes de Barchinona; 37 1033 regnante 
rex Sancio Garcianis in Aragone et in Castella et in Legione, de Zamora 
usque in Barcinona et cunta Guasconia imperante. 

3) Moret aüales I S. 616; Serrano a.a.0. S. 416. 

%) Das erste: Moret anales I S. 678; Embun a.a. 0. S. %; cel. 
de docum. para el estudio de la historia de Aragon In. 15 1039 rege 
Ranimiro cum uxore sua domna Ermisenda regina regnante in Aragıne, 
fratre suo Gundisalvo in Ripacurcia et in Superarvi. — Das zweite 
col.... para... Aragon I 32 1045 regnante Ranimiro rege, Sancionis 
regis filio in Aragone, in Suprarbe, in Ripacurzia; daher bestimmt aber 
comes n. senior de Aragone sive de Ripacurzia, sive de Paliares, sive de 
Urgello, sive de Barchinona I 69 1055 et misserunt rogatores rege donıpn? 
Ranimiro de illo comite de Bargalona Ramon Belengero usw.; ähnlich 
1123. 

6) Moret anales II S. 1ff.; Llorente I S. 145 ff. 
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Aragon-Navarra heiratet. In den Kriegen der beiden Ehe- 
gatten, in denen Alfons I. als emperador die Herrschaft 
über ganz Spanien beansprucht?), treten Najera und die 
baskischen Provinzen auf seine Seite.2) Es ist dann weiter 
für unsere Untersuchung von Bedeutung, daß noch das 
‘ Königtum Alfons I. sich auf Paliares erstreckt?), wiewohl 
dort ein mit dem Grafenhaus von Ripagorza zusammen- 
hängendes Grafengeschlecht regiert.*) In derselben Urkunde, 
die Paliares dem König Alfons I. zuweist, wird seine Ge- 
walt auch auf Bastan, also auf die Gegend nördlich der 
Pyrenäen um Bayonne — die Landschaft nördlich der 
Küste (oltra puertos) — bezogen.°) — Mit dem Tod Alfons I. 
(1134) löst sich dann freilich das durch Eroberungen im 
arabischen Gebiet groß gewordene Aragon mit Sobrarbe 
und Ribagorza endgültig von Navarra ab und kommt 
alsbald (1137) zu der folgenreichen Vereinigung mit Kata- 
lonien.®) — Von Navarra aber wird gleichzeitig das Gebiet 
von Najera getrennt 'und zu Kastilien geschlagen’); da- 
gegen bleiben die drei baskischen Provinzen zunächst bei 
Navarra, wenn auch Kastilien in Vizcaja einbricht®); erst 
1200 kommen auch diese Teile an Kastilien?) und Navarra 
bleibt auf seinen späteren kleinen Bereich eingeschränkt. 


II. Die Texte. 


1. Lange nicht alles Material, das in Frage steht, ist 
gedruckt oder wenigstens beschrieben.1%) Von gedrucktem 
oder beschriebenem aber kommt folgendes in Betracht. 

a) fuero general de Navarra. a) Der fuero general 
de Navarra ist zuerst 1686 und danach unverändert 1815 


1) Moret anales IL 8. 110 B. 1117. 2) Lilorente I S. 164 ff. 

3) Moret aüales II S. 141 1132. 

4) Serrano 8.429; von Früheren Marca marca hispanica 1688 
n. 244, 409 usw. 

5) Das erste oben N. 3, das zweite in Moret anales II S. 141 1132. 

©) Moret aöüales II S. 153f.; Schäfer, Geschichte von Spanien 
1861 III S. 21f. 

?) Moret II S. 173f. 1136. 8) Llorente II S. 179—238. 

®) Moret II S. 331f.; Llorente II S. 205f. 

10) Andeutungen bei Lasala ex. de la constitucion aragonesa III 
S. 8. Angabe über einzelne Handschriften bei Embun S. 113 N. 1, S. 117. 
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gedruckt worden und zwar damals mit Weglassung vieler 
Stellen, die man als veraltet oder anstößig ansah. Schon 
Yanguas in seinem ausgezeichneten diccionario de antigue- 
dades de Navarra 1840 I S. 529 ff. hat alle diese Auslassungen 
zusammengestellt und 1869 haben dann P. Ilarregni und 
P. Lapuerta den unveränderten Text abgedruckt, freilich 
ohne jeden kritischen Apparat. — So wie der Text un 
vorliegt, ist er romanisch, aber ein junges Romanisch, weit 
über die eigentümliche Mischung lateinischer und romani- 
scher Formen hinaus entwickelt, welche den Aufzeichnungen 
des 12. Jahrhunderts eigentümlich ist. — Hinter dem Text 
des Rechtsbuchs findet sich in mehreren Handschriften!) 
die große Novelle König Philipps III., des’ Grafen von 
Evreux. | 

ß) In den gleichen Zusammenhang gehören dann ein 
paar Handschriften, die nur beschrieben sind. 

Einmal ein Text in 16 Kapiteln, der zuerst bei Sotelo?) 
und dann bei Zuaznavar°) geschildert wird. 

Dann ein Text, über den nur Zuaznavar®) berichtet. 
Er ist noch nicht in Bücher, Titel und Kapitel zerlegt wie 
der gedruckte fuero general, sondern nur nach Rubriken 
geschieden. Die ersten 19 Kapitel, über die allein Zuaz- 
navar genauere Angaben macht, treffen im Inhalt und.in 
der Reihenfolge mit dem vorher erwähnten Text von 16 Ka- 
piteln weithin zusammen, so daß beides auf eine verbreitete 
Textform zurückgeht. Was dann hinter den 19 Kapiteln 
folgt, entspricht offenbar dem Inhalt des gedruckten fuero 
general, ohne daß über Form und Reihenfolge im einzelnen 
etwas ersichtlich wird. Für die Entstehungszeit ergibt 
sich eines: jenes Gesetz des Königs Philipp von 1330 ist 
durch eine jüngere Hand nachgetragen ; so muß der Grund- 
stock vor 1330 geschrieben sein.®) 

1) Embun S. 117 N.]. 

2) historia del derecho real de Espaüa (1738) S. 277f. 

2) A.A.O. IIL1 8. 37 ft. 

%) A.a.O.IIIl S. 169f.; in manchen hat er anscheinend bessere 
Lesungen wie der gedruckte fuero general de Navarra: so besonder 
in I 2. 5 statt des unverständlichen Wortes reg(l)ateria das verständ- 


liche rogaria. 
$) Zuaznavar III1 S. 170/171 N. 
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b) fuerode Aragon von 1247. a) In seiner ursprüng- 
lichen Fassung ist das Rechtsbuch leider noch immer nicht 
gedruckt, sondern liegt lediglich in der 1547 veranstalteten 
und gedruckten recopilacion der aragonesischen Gesetze 
vor!)?2), wo in den einzelnen Büchern und Titeln den Be- 
stimmungen von 1247 die späteren Novellen angefügt sind. 
— Verfaßt ist das in acht Bücher und Titel geteilte Rechts- 
buch auf Befehl Jaimes I., des Eroberers®), durch den 
Bischof Vitalis de Canellas von Hueska, und zwar in roma- 
nischer Sprache. Das ergibt sich nicht nur aus den Angaben 
des späteren Foristen Ustarrozius, der einen Teil der 
Vorrede überliefert und behauptet, die ursprüngliche Fas- 
sung sei katalonisch gewesen.?) Sondern vor allem hat 
Lasala eine Handschrift der Madrider biblioteca nacional 
beschrieben und Bruchstücke daraus gedruckt, die nach 
ihm das vorbereitende Projekt des Bischofs Vitalis sein 
soll.) Allein auch hier findet sich, und zwar natürlich 
in aragonischer, nicht in katalonischer Sprache, wie Ustar- 
rozius behauptet, die schon von letzterem teilweis und 
in lateinischer Übersetzung wiedergegebene Vorrede, in der 
König Jaime im Januar 1247 dem Bischof Vitalis die Re- 
daktion des am 9. März in Kraft tretenden Gesetzbuchs 
überträgt, dieser aber dann die Erfüllung des Auftrags 
beschreibt und dabei erklärt, daß®er — als Kleriker — die 
durch Blutstrafe gedeckten Normen nicht geordnet, son- 
dern der unmittelbaren Regelung durch den König über- 
lassen habe®): Diese spanische Vorrede entspricht voll- 


I) Marichalar y Manrique historia de la legislacion y recita- 
eiones del derecho civil de Espafia V S. 517f. 

2) Ich zitiere die Kompilation nach P. Savall y Dronda y S. 
Penen y Debesa fueros, observancias y actos de corte del reyno de 
Aragon (zitiert Arag.). 

8) Die Lebensbeschreibung des Königs Jaime I. (Biblioteca Cata- 
lana 37, 38: 1877) erwähnt diese Gesetzgebung nicht, sondern spricht 
lediglich von den Beschwerden, die nach 1250 in Aragon erhoben werden, 
weil das geschriebene einheimische, bereits von furistes gepflegte Recht 
durch Dekretisten und Legisten des Königsgerichts verletzt werde: 
c. 395, 396. 

*) Frankenau S. 116f. $) Lasala III S. 481-495. 

%) Lasala III S. 485 ‚de los fueros de Aragon nenguna scriptura 
cierta o autenticada fuesse trobada en tanto, que los foristas cobdiciosos 
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kommen den lateinischen Fragmenten, die bei Frankenau 
nach Ustarrozius schon längst gedruckt sind, ist freilich 
viel vollständiger als diese. Was dann aus dem Text der 
Handschrift von Lasala abgedruckt wird, weicht so wenig 
von dem lateinischen Text der fueros von 1247 ab!), daß 
soweit von keinem bloßen Projekt die Rede sein kann: 
vielmehr stellt die Handschrift das romanische Original 


apperecer sawios en los meollos ( ?) de las gentes escondiendo envidioss- 
miente algunos de los libros de los fueros, iutgando de coracon menos 
de libro de fueros et dasent los iudicios, por la qual cosa se contendian 
los iuges (?) en los pleitos, por estremarse de la carrera de dreito por 
amor 0 por pao (pavor). El piadoso rey don Jaime a salut de los cuerpos 
et de las almas de los presentes habitantes et que habitaran daqui enant 
en todo el regno de Aragon fizo et establio aquest: libro por el qual libro 
desde nuev de mag (wohl marg) todas iusticias iudguen assi como fuero 
manda. Et si por aventura en alguna cosa el fuero non abastasse, que 
fuese iudgado lealmiente por naturales sesos de buenos onmes et leakes. 
El qual libro fo feito et ordonado en la ciudat de Huesca o el rey fizo 
plegar toda su cort de bispes et de ricos onmes, de cavalleros et de reli- 
giones et de ciudadanos et de las villas et de muytos otros barones en 
el anno de la era de MCCLXXXV en el mes de janero. Et mando et 
rogo consello et con voluntat de todos al bispe de Huesca, que fiziese 

. aplegamiento de los fueros assi como sabio onme. Done nos 
D. Vidal por la gra. de Dios vispe de Huescha por mandamiento del 
piadoso rey devandito ordenamos los fueros segund Dios con buens 
conogienga, catando nos muyt Bien, que no oy pusiessemos algun iudicio 
que se podiese estender a pena corpal (?) (corporal) ni que ficiesse a 
asagne (wohl a sangne) en nenguna Cosa; xas (? wohl mas) todo aquello 
complio et ordenö el sennor rey devantdito menos de nostro (con!ello. 
Et es asaber, que nos avemos ordenado aquestos fueros en 8 libros et 
por sendos titulos en tal manera, que quiscadaun letrado mas ayna 
truebe lo que querra, cuando querra dar iudicio por esto quel (?) muitas 
veces los mesquinos onmes pierden seu dreito por aloungamiento de 
iudicio. Mas de oy adelant quiscadaun iusticia o galmedinia oye el clamo, 
puede entender en qual logar del libro es, et si non fore letrado, fagalv 
guardar ad algun letrado, porque podra ayna trobar lo que demandars, 
si bien entre los titulos en el ordenamiento, que se sigue (?). Et prima- 
ment porque a Dios place et a todos los cristianos deve placer, comen- 
samos a decir de los feitos de sca madre eglesia assi como pudrede: 


- entender. 


!) Lasala II S. 487/88 = Arag. II S. 109a V; II S. 489 = Arag. 
188 S.279b1;S. 490 = Arag. IS. 2323 I; S. 490 unt. — Arag. IS. 319al: 
S.491 = I S.82b II (Navarra I 5. 12), I S. 225a IV; S. 492/493 = 
Arag. II S. 100a I; S.494 = 18. 111b II; S.495 = I S. 282a IL 


, 
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des Rechtsbuchs von 1247 dar, das dann später in das 
Lateinische übersetzt ist.!) Zu der Vorrede im Text des 
Lasala, wie sie fragmentarisch schon bei Frankenau 
wiedergegeben wird, kommt dann noch die in der Reco- 
pilacion von 1547 vorgedruckte lateinische Vorrede.?) Diese 
ist dann als das Publikationspatent des Königs, nachdem 
von Vitalis das Gesetzbuch ausgearbeitet war, zu betrachten. 

ß) Lasala hat auch noch Fragmente. eines zweiten, 
wiederum spanisch geschriebenen Textes des fuero von Ara- 
gon überliefert, der in einer Handschrift des Archivs del 
Pilar in Saragossa enthalten ist.?) Lasala behauptet, daB 
dieser Text bereits aus der ersten Hälfte des 12. Jahr- 
hunderts stamme und so eine der Vorstufen des Gesetz- 
buchs von 1247 darstelle. In Wahrheit fehlt jeder Anhalt 
für die Behauptung. Der Text entspricht vollständig dem 
vorher beschriebenen Madrider Text und deckt sich im 
wesentlichen auch mit der lateinischen Übersetzung. So 
ist er nichts anderes als eine zweite Handschrift der ur- 
sprünglichen spanischen Fassung des Rechtsbuchs von 1247. 

y) Vitalis de Canellas war zwischen 1237 und 1252 
Bischof von Huesca und zeitweise Kanzler von König 
Jaime I.) Seine politische Rolle interessiert hier nicht 
weiter. Aber wichtig ist für uns, daß er außer der Redak- 
tion jenes Rechtsbuchs von 1247, die ja nur die Bearbeitung 
überkommenen Materials ist, eine umfassende selbständige 
Darstellung des aragonischen Rechts in neun Büchern ver- 
faßt hat. Nach dem Anfang wird das Buch als ‚‚In excelsis‘ 
betitelt.) Leider ist das Werk irgendwie verschwunden 
und im ganzen noch nicht gedruckt, so sehr einzelne Mit- 
teilungen bei dem älteren aragonischen Geschichtschreiber 


1) Ob wirklich der justicia Ximenez Perez de Salanova um die 
Wende des 13. und 14. Jahrhunderts die Übersetzung vorgenommen 
hat, wie die älteren Schriftsteller glauben (die Belege bei Frankenau 
S. 121), ist mehr als unsicher: Savall y Penen discurso preliminar 
S. 174 zu Arag.; Embun a.a.0. S. 141. 

?2) Aragon I 8. VII. 

3) Lasala II S. 487ff.; dazu I S. 425, 485. 

*%) Fr. D. de Aynsa fundacion de la antiquissima cindad de Huesca 
1619 S. 398-400; Tourtoulon Jaime I. le conquerant 1867 IT S. 405. 

6) Frankenau S. 117f. 
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Blancas den hohen Wert dieser mit reifer und bewußter 
Gelehrsamkeit gearbeiteter Darstellung erkennen lassen.) 
— Nach dem Buch des Vitalis kommt dann auch noch 
ein ebenfalls nicht veröffentlichtes späteres Werk von Exi- 
minus Petri de Salanova unter dem Titel observancias in 
Betracht.?2) — Gedruckt sind dagegen die observantiae con- 
suetudinesque regni Aragonum von 1428.?) Aber einzelne 
uns erhaltene Fragmente aus dem Rechtsbuch des Vitalis 
und dem des Eximinus de Salanova entsprechen derart 
den observantiae und die Bücherfolge dieser observantiae 
stimmt so sehr mit der uns überlieferten Bücherfolge des 
Rechtsbuchs des Vitalis überein®), daß aller Wahrschein- 
lichkeit nach die observantiae nichts anderes als eine Über- 
arbeitung der Werke des Vitalis und des Salanova sind. 
Für unsere unmittelbaren Zwecke scheiden ja diese Dar- 
stellungen aus. Aber immerhin darf betont werden, welche 
Förderung die spanische Rechtsgeschichte aus der Wieder- 
auffindung derselben und ihrer kritischen Vergleichung mit 
den gedruckten observantiae ziehen würde. 

c) Rechtsbuch von Tudela. Dasselbe wird in der 
spanischen Literatur sehr gern und vornehmlich als fuero 
de Sobrarbe bezeichnet.?) Leider ist derselbe noch immer 
nicht ediert; aber man kann einen Teil des Inhalts aus den 
Angaben bei Marichalar y Manrique®), einzelnes auch 
den antiguedades des Yanguas entnehmen.’) Entstanden 
ist die Aufzeichnung, so wie sie vorliegt, nach 1247, da 


I) So die groß> Mitteilung über aragonisches Ständerecht bei 
Blancas Aragonensium rerum comm. (Hispaniae ill. t. III) S. 727-729; 
über Ämter S. 782—784. — Eine kleine Stelle aus dem .‚in excelsis“ 
ist unmittelbar in den observantiae von 1427, 1428 (obe. VIl de venat $ 1) 
zitiert (Arag. II S. 54). 

1) Auszüge bei Blancas (Hisp. ill. III) S. 729f.; dazu Marichalar 
y Manrique V S. 424. 

3) Arag. II S. 3f. 

*) Für das erste Blancas II S. 729 (Vitalis) = Aragon IIS.4$9 
II 729 (Salanova) = Aragon II S.40 $ 1 bis $3. — Für das zweite Fran- 
kenau S. 118. . 

5) Z.B. Yanguas I S. 563f. Über diese Übung wie überhaupt 
den Text sehr zutreffend Embun S. 117. 

*, IV S. 295-303. ”) I S. 563f. und das dort Zitierte. 
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ein judicium von 1247 zitiert ist!), und vermutlich vor 
1270, weil ein Gesetz König Theobalds II. von 1270 sach- 
lich jünger ist als die Bestimmung des Rechtsbuchs über 
kasuelle Tötung.?) Sehr wichtig ist es nun, daß der Text 
sich wiederholt als fuero de Sobrarbe?) oder als fuero de 
Aragon oder fuero de Aragon e Navarra®) oder als fuero 
de los (mellores) infanzones de Aragon oder von los in- 
fanzones de Sobrarbe°) oder als fuero de Zaragoza e de 
Tudela®) gibt. — Man darf dieses ausführliche Rechts- 
buch nicht mit dem kurzen Privileg”) von 1117 verwechseln, 
wonach den populatores von Tudela illos bonos fueros de 
Superarbe, ut habeant eos sicut meliores infanzones totius 
regni nostri gewährt werden, und auch nicht mit dem etwas 
längeren®) von 1127. 

d) Das Rechtsbuch von Viguera-Funes Viguera 
liegt an der Tregua in den Cameros südlich von Logrono 
und sein Recht ist also das Recht des altnavarresischen 
Gebiets südlich des Ebro; Funes aber ist am Zusam- | 
menflußB von Arga und Aragon erbaut. Für diesen 
Bereich besitzen wir nun in allerdings höchst ungenügender 
Ausgabe zwei Rechtsaufzeichnungen, eine umfassende in 
482 Kapiteln — die Numerierung ist von dem Herausgeber 
zugefügt — und eine knappere in 81 Kapiteln.?) Der kurze 
Text hat mit dem, was man fuero de Sobrarbe nennt, 
weiter nichts zu tun und ist mit den etwas größeren 
lokalen fueros zu vergleichen, wie sie gerade aus der Nach- 
barschaft auch sonst überliefert sind: ich denke an Najera, 
Logrono, Calatayud, Lara.!%) — Dagegen gehört der Text 
in 482 Kapiteln in den Zusammenhang des fuero de So- 
brarbe. Er wird von den Worten eingeleitet: aqueste es 
el fuero de Vigueira et de val de Funes. En el nombre 


ı) Marichalar y Manrique IV S. 294. 

%) Yanguas I S. 564f. ®) Yanguas I S. 565. 

*%) Yanguas I S. 565; Marichalar y Manrique IV S. 294. 

5) Yanguas I S. 565; letzteres besonders bezeichnend in c. 137 
establimos e damcs por fuero a los infanzones de Sobrarbe. 

*) Marichalar y Manrique V S. 294. 

?) Yanguas III S. 397f.;, Munoz S. 418. °s) Munoz 8. 420f. 

®) Boletin de la r. academia de la historia 37 1900 S. 368f., S. 449. 

10) Muüoz S. 287f., S. 534, S. 457£.,; S. 518f. 
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de Dios, que estrinidad non departida, padre, figo et espiritu 
sancto. Esto es la carta del fuero, que yo don Alonso 
emperador di a los homes de val de Funes para toda su 
vallia. Am Schluß heißt es: et yo don Alfonso emperador 
otorgo a los hombres de Funes e de su val de todas fir- 
manzas 6 de fueros e de otras fidalguias de Bigoera a los 
infanzones e de Osma a los villanos. Die Handschrift, 
welche den spanischen Text überliefert, stammt nach dem 
Urteil des so verlässigen T. Muüoz y Romero aus dem 
15. oder dem Beginn des 16. Jahrhunderts.!) Der Text 
selber aber ist offenbar sprachlich jünger als die aus 
Lateinischem und Romanischem gemischten Aufzeich- 
nungen des 11. und 12. Jahrhunderts, wird also, wenn das 
Rechtsbuch auf Alfons den Kämpfer zurückgeht, eine 
Jüngere Bearbeitung sein. 

e) Rechtsbuch von Estella und S. Sebastian. 

Wir besitzen eine für Estella erlassene Rechtsaufzeich- 
nung, welche ausdrücklich auf König Sancho den Weisen, 
den Sohn von Garcia Ramirez, zurückgeht und 1164 er- 
lassen ist.?) 

Von demselben Sancho stammt auch der mit der Auf- 
zeichnung von Estella vielfach gleichlautende fuero von 
S. Sebastian.?) So wie der Text vorliegt, ist er mit späteren 
Zusätzen ausgestattet worden.) Einmal heißt es: bene 
debet pignorari sicut est fuerum Martini regis. Für ganz 
Spanien kommt nur der eine König Martin von Aragon 
in Betracht, der vorher König von Sizilien war und 1395 
bis 1410 in Aragon regierte. Dieser hat in der Tat 1401 
eine Tochter des Königs Karls III. von Navarra geheiratet°), 
aber mein Material reicht nicht aus zu ermitteln, ob er 
dadurch irgendein zeitweiliges, etwa auf Aussteuer be- 
ruhendes Recht an S. Sebastian erlangte. 

f) Endlich muß auch das Recht von Vizcaja in Betracht 
gezogen werden. So wie es uns vorliegt, ist es eine Kom- 
pilation von 1527. Allein t. 11 c. 18 verweist auf einen 


1) Boletin XXXVII S. 457. 2) Yanguas I S. 431-467. 
3) Yanguas III S. 302ff.; dazu Moret aäüales II S. 302b. 
4) Besonders von Yanguas III S. 314 ab. 

6) Moret anales IV S. 317. 
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fuero antiguo de Navarra. In der Tat existieren Texte 
von 1342 und von 1452, die aber leider nicht publiziert 
sind und über deren Inhalt fast alle Angaben fehlen.!) 


g) Nicht in Betracht kommen die sechs leges von So- 
brarbe, die Blancas in seinem Kommentar?) veröffent- 
licht hat und von denen die ersten fünf?) nichts anderes 
als eine in die Form eines altrömischen Gesetzes gebrachte 
spielerische Umstellung von Navarra I 1. 1; I 2. 1 sind, 
während die sechste?) geradeso wie die berühmte zuerst 
bei Fr. Hotomannus gedruckte angebliche Erklärung 
der aragonischen Königswähler freier erfunden scheint.) 
Vor der Renaissancezeit sind diese kurzen Sätze nicht ent- 
standen. 


2. Abgesehen von fuero de Vizcaja beruhen alle bis- 
her geschilderten Aufzeichnungen weithin auf gemeinsamem 
Material. Das gilt im Verhältnis zwischen fuero general 
de Navarra und dem aragonischen Rechtsbuch von 1247, 
wobei zum ersteren auch die Handschriften des Sotelo und 
Zuaznavar zählen. Beide Texte oder wenigstens einer von 
beiden kommen dann weithin mit dem Rechtsbuch von 
Tudela überein. Soweit sind die Zusammenhänge in der 
Literatur bereits bekannt, wenn sie auch niemals genauer 
untersucht worden sind. Aber darüber hinaus geht auch 
das Recht von Viguera und Funes sowie von Estella und 
S. Sebastian auf dasselbe Material zurück. — Die Tabellen 
am Schluß des Aufsatzes verzeichnen die Gleichheiten und 
Ähnlichkeiten, beweisen aber zugleich, daß jeder Text auch 
beträchtliche selbständige Stücke enthält; besonders gilt 
das für den fuero von Viguera-Funes., 

Das Rechtsbuch von Vizcaja sieht so, wie es uns vor- 
liegt, ganz anders wie die übrigen Texte aus. Die Titelfolge 
aber klingt doch in manchem an das Recht von Navarra 


_ 


I) Über den Text von 1342 Llorente II S. 39; über das, was 
über den Text von 1452 bekannt ist, Marichalar y Manrique VIII 
8. 110f. 


?) Hispaniae ill.t. III S. 588, S. 590. 
’) A.a. 0. S. 588f. *) A.a.0O. S. 590. 
5) Ausgezeichnet Embun 8. 119ff. 
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an und so wäre es denkbar, daß die Formen von 1342, 
von 1452 und 1525 auf einer alten, dem navarresischen 
Rechtsbuch ähnlichen Form sich aufbauten. Zu irgend- 
welchem Schluß reicht mein Material nicht aus und des- 
halb unterlasse ich es, der Spur zu folgen. 


III. Die Entstehung. 


1. Der fuero general de Navarra, so wie er uns vor- 
liegt, eingeteilt in Bücher, Titel, Kapitel mit ausführlichen 
und oft sehr wertvollen Kapitelüberschriften, ist eine junge 
Form. Denn die Handschrift des Zuaznavar, die vor 1330 
entstanden ist, hat diese Abteilung noch nicht.!) Man 
kann, wie ich glaube, noch einmal eine Spur der älteren 
Abteilung erkennen. In V 8. 24 folgen nach der Kapitels- 
überschrift (que calonnia ha, qui furtare piedra en pedrera 
et quoanto deve ser) zu Anfang des Textes die Worte fuero 
de pedrera; das scheint mir ein stehengebliebener Rest 
einer früheren, einfachen Rubrizierung. Die gegenwärtige 
Form muß auf. einer vollständigen systematischen Um- 
stellung beruhen: nur so ist es erklärlich, wenn — durch 
ein Versehen bei dieser Umstellung — dieselbe Stelle in 
fuero general mehrfach wiederkehrt.?) Damit stimmt dann 
auch, daß die Handschriften des Sotelo und Zuaznavar 
eine Reihe von Rubriken in offenbar sehr altem Zusammen- 
hang enthalten, wie er sich im fuero general nicht mehr 
findet. Der Text desZuaznavar spricht dagegen, daß der fuero 
general vor 1330 kompiliert wurde. Auch sonst kann man 
erkennen, daß der fuero general erst nach 1330 entstanden 
ist. Denn in III 5. 3 beruht das: esto es emendado por 
la capitula de don Philip, que comienza esto mesmo: todo 
loal (?) deven fincar en parientes prosmanos, qui heredan 
lo suyo, wie es scheint auf dem Schluß von c. 3 der Novelle 
von 1330; jedenfalls aber ist der Schluß des fuero general 


1) Oben 8. 242 N. 5. 

2) Navarra 15. 2 = III 8. 2; III 4. 10 = von et solarigo bis zu 
infanzon in III 4. 5; III4. 9 nur eine etwas andere Fassung von II19. 3. 
die vom Kompilator nicht als solche erkannt wird; das gleiche gilt für 
V 4. 1 mit V 4. 2; vermutlich für III 6. 1 mit III 6. 2. 
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II 3. 1 durch c.4 der gleichen Novelle veranlaßt.!) — 
Wie mit dem Rechtsbuch für Navarra verhält es sich auch 
mit dem Rechtsbuch von 1247 für Aragon. Denn die 
Ordnung in acht Bücher und Titel hat erst Bischof Vitalis 
eingeführt.2) Deshalb zeugen auch hier Wiederholungen 
von einer erfolgten Umstellung.®) Überschriften der ein- 
zelnen Kapitel fehlen in der recopilacion von 1547; da- 
gegen finden sich knappe Rubriken in den Handschriften 
des Rechtsbuchs von 1247, nämlich den beiden von Lasala 
fragmentarisch veröffentlichten Texten. 

Dasselbe gilt denn geradeso für das Recht von Viguera- 
Funes wie für das von Estella, während allerdings die Auf- 
zeichnung von S. Sebastian keine Rubriken hat. Das Rechts- 
buch von Tudela wiederum scheint solche zu verwenden.) 

Darum darf man sich den Grundtext so denken, daß er 
des systematischen Aufbaues entbehrt und lediglich durch 
kurze Rubriken zerlegt wird. 

2. Über die Entstehungsweise und Entstehungszeit 
liegen verschiedene Angaben vor. 

a) Zunächst kommen die Prologe und Epiloge der 
einzelnen Texte in Betracht. 

a) Am unzweideutigsten sind hier die beiden Patente, 
welche dem aragonesischen Rechtsbuch von 1247 voraus- 
gehen. Nach der spanisch überlieferten Vorrede ergibt 
sich, daß schon früher geschriebene allgemeine fueros de 
Aragon vorlagen, daß es aber an einer scriptura cierta o 
autenticada fehlt.) Nach der lateinischen Vorrede aber 
waren diese älteren Texte trotz ihrer Unsicherheit durch- 
aus keine bloßen Privatarbeiten, sondern sind von 'den 
Regierungsvorgängern Jaimes I. erlassen.®) 


1) Gehört die angebliche Übersetzung des Pedro Laquitain von 
1349 (Marichalar y Manrique IV S. 202) hierher ? 

2) S. 243 N.6; Frankenau 8. 117. 

3) Aragon I S.1llal = IS. 11la Il; IS. 271b UI » IS. 73al. 

*) Marichalar y Manrique IV S. 294. 5) S.243 N. 6. 

©) Arag. I S. VII foros Aragonum (prout ex variis praedecessorum 
nostrorum scriptis collegimus) in nostro fecimus auditor.o recitari; quo- 
rum singulis collationibus, di-cussa omnia subtilius (?) et detractis 
supervacuis et inutilibus, completis minus bene loquentibus et obscvris 
competentibus interpretationibus expositis sub volumine et certis titulis 
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ß) Anders steht es mit dem Prolog des fuero de Navarra. 

Der Prolog bezeichnet zunächst das Rechtsbuch al 
fueros de Sobrarbe. Dann schildert er den Untergang des 
Reiches unter Roderich, den angeblichen Widerstand von 
300 Reitern im Gebirgsland von Aynsa und Sobrarbe — 
die Befragung des apostoligo Aldebano, der in der Lom- 
bardei mit ihren berühmten Juristen und in Frankreich 
sich befand, über die neu zu wählende Staatsform — dann 
auf den Rat des Papstes hin die Niederschrift und Be- 
schwörung der fueros und die Wahl des Königs Pelayo. 
Natürlich ist das alles, so wie es dasteht, barste Legende, 
und es hat keinen Sinn, die älteren Erklärungen zu wieder- 
holen und zu kritisieren, welche in dem Prolog Geschichte 
des 8. Jahrhunderts suchten.?) 

Aber immerhin ist folgendes sicher. Es spricht der 
Prolog von dem rey D. Rodrigo, qui a tiempos fue trobado 
el cuerpo en Portugal en un sepulero. Nun ist nach Rode- 
rich von Toledo, der 1243 seine Geschichte beendete, das 
Grab des Roderich in Viseu erst modernis temporibus ge 
funden worden.?) So kann jedenfalls der Prolog nicht vor 
der Mitte des 13. Jahrhunderts, wohl aber kann er erheb- 
lich später entstanden sein.?) — Der Papst Aldeb(r}ano 
aber ist nichts anderes als der Papst Gregor VII., der 
gerade in Spanien häufig unter seinem Privatnamen vor- 
kommt.?) Natürlich hat dieser unmöglich auf das welt- 
liche Recht von Navarra eine Einwirkung geübt. Alleın 


antiquorum fororum, quosdam amovimus, correximus, supplevimus & 
eorum obscuritatem elucidamus ... per hos foros in pluribus, quo 
antiqui fori ... . ambitiosa malitia infligebant. 


!) Solches noch bei Marichalar y Manrique IV S. 287f.— Eur 
Befragung von sapientes a Gallia et Italia findet sich auch bei Rode 
rıcus Toletensis VII 34 (Hisp. ill. II S. 128) und daraus primera 
cronica general ed. R. Menendez Pidal:1007: envio por sabios a Francıa 
et a Lombardia. 

2) III 20 (Hisp. ill. II S. 65). 

?) So schon Moret (dessen Ausführungen mir soweit nicht zur 
Hand sind) und Yanguas I S. 576. 

4) Moret anal. I app. S. 44; dazu primera cronica general 84 et 
pusieron en su lugar a Aldebrando et fuel mudado este nombre et llama- 
ronte Gregorio el seteno. 
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vielleicht läßt sich die Entstehung der Legende doch er- 
klären. Es ist nämlich in Verhandlungen zwischen ihm 
und den spanischen Königen, und hier gerade auch dem 
König von Navarra-Aragon, die Beseitigung des mozarabi- 
schen Ritus bestimmt worden.!) In einer fast gleichzeitigen 
Nachricht wird nun die Aufhebung der mozarabischen 
und die Einführung der römischen Liturgie mit den Worten 
ausgedrückt: lex Toletana obliterata est et lex Romana 
recepta est oder Romanam legem Romanasque consuetu- 
dines Hispanis contradidit.?) Es ist sehr wahrscheinlich, 
daß dem Verfasser des Prologs zum fuero general eine 
solche Nachricht vorlag und er sie erklärlich genug auf 
das weltliche Recht von Navarra deutete.?) 


y) Auf viel Positiveres führt der Epilog zum fuero 
general. Er beginnt mit den Subskriptionen einer Urkunde 
Alfons des Kämpfers von 1117 und fügt daran ein mit 
historischen Notizen durchsetztes Verzeichnis der navarre- 
sischen und aragonesischen Könige seit Garcia Sanchez und 
Ramiro Sanchez (1035) bis zu König Peter II. von Ara- 
gonien (1196). — Dann folgt ein Stück, das ausführlich 
die Vorfahren und Nachkommen des Cid Campeador schil- 
dert. — Dann eine lange Chronik, die mit der Ära des 
Caesar anhebt und wieder bis zum Tod des aragonesischen 
Königs Alfons II., also dem Regierungsbeginn Peters 11. 
(1196) geführt ist. — Daran schließt sich eine kurze navar- 
resische Chronik, 1054 von dem Tod des Garcia Sanchez 
ausgehend und bis zum Tod König Heinrichs 1274 geführt. 

Es ist klar, daß es sich hier um eine Kompilation aus 


1) Moret an. I S. 791ff.; oberflächlich Gams, Kirchengeschichte 
Spaniens II S. 457f. — Wie einschneidertl dem Könige selber der Vor- 
gang erschien, beweist die Erwähnung in Escalona hist. del r. monast. 
de Sahagun S. 477 N. 114. 

2) Hist. Compostellana I 3. 12; II 1 (Espana sagr. XX S. 16, 
S. 253). 

3) Daß der Prolog auch das Vorgehen Rodrigos gegen den Grafen 
Julian erwähnt, würde, für sich allein genommen, als Anfangstermin 
für Entstehung des Prologs den Beginn des 12. Jahrhunderts ergeben: 
Bedier les legendes epiques III S. 151. Da aber die andern Merkmale 
ohnedies viel weiter herunter führen, so hat diese Beobachtung keine 
selbständige Bedeutung. 
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verschiedenartigem Material handelt und das ist doch wohl 
nur so zu verstehen, daß die Epiloge mehrerer Texte zu- 
sammengeschmolzen sind, also überhaupt eine Vielzahl von 
Handschriften, anscheinend vier, für die Herstellung des 
fuero general verwendet wurden. 

Von diesen Texten muß einer oder müssen zwei aus 
Aragon stammen und am Ende mit einem Königsverzeich- 
nis und einer Chronik bis 1196 versehen sein. 

Ein weiterer Text, dem die Chronik bis 1274 angehängt 
ist und der dann — etwa wie die Handschrift des Zuaznavar 
— nach 1274 geschrieben ist, stammt aus Navarra. 

Ein Text aber trifft, wie längst erkannt ist, in den 
Worten Signum regis Aldefonsi, Yspanie imperator — sub 
era 1152 exeunte.mense Augusto vollständig mit dem Schluß 
der Urkunde von 1117 zusammen, in der Alfons der Kämpfer 
an Tudela den fuero von Sobrarbe verleiht!), nur daß in 
den Text des fuero general sich einige Flüchtigkeitsfehler 
eingeschlichen haben.?2) Das läßt sich doch nicht anders 
deuten als dahin, daß 1117 nicht nur ganz allgemein an 
Tudela die fueros de Sobrarbe verliehen sind, sondern daß 
im gleichen Akt und vor den gleichen Zeugen ein voll- 
ständiger Text dieser fueros mitgeteilt und gerade dieser 
Text von Tudela später von den Kompilatoren des 
gegenwärtigen fuero general herangezogen wurde. — Dem 
signum Aldefonsi folgt dabei noch signum regis Garsie 
Pampilona, qui in elevatione sua forum iuravit et con- 
firmavit. Signum regis Sanci Navarre divitis, qui in ele- 
vatione sua forum iuravit et confirmavit. Das kann nichts 
anderes heißen als daß, wie auch sonst häufig bei lokalen 
fueros®), jener fuero de Tudela den beiden Königen, die 
Alfons dem Kämpfer nachfolgten, vorgelegt, von diesen 
beeidet und bestätigt wurde. Das ist ein abermaliger Beleg 
für einen amtlichen Ursprung des fuero de Tudela. 

1) 8.247 N. 7. 

2) Auch das ist von keiner Bedeutung, daß die Urkunde von 111; 
am Schluß die Worte ‘hat: signum regine Margarite; signum comitis 
de Pertica, während im fuero general das gleiche zu Anfang hinter 
signum regis Alfonsi Yspaniae imperator steht. 


°) Z.B. der fuero von Logroüo (Munoz S. 341f.) oder Mirands 
(Munoz S. 352f.) oder Jaca (Mufoz S. 234—250). 
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ö) Wieder auf die Zeit von Alfons dem Kämpfer führt 
das Recht von Viguera-Funes, das nach der Einleitung 
eine carta, also ein amtliche Aufzeichnung ist, que yo 
don Alfonso emperador di a los homes de val de Funes 
para toda su vallia.!) 

€) Dagegen ist der fuero von Estella und S. Sebastian 
später, unter dem König von Navarra, Sancho dem Weisen 
(1150— 1194), und zwar der von Estella im Jahr 1164 
entstanden. 

b) Dasselbe Resultat gewinnt man nun aber auch aus 
den zeitlichen Merkmalen, welche einzelne Stellen im Text 
an die Hand geben. 

a) In dem Rechtsbuch von Navarra wird eine Be- 
stimmung auf König Tibald I. und in das Jahr 1237 zu- 
rückgeführt (III 3. 2). Anderes wird Sancho dem Guten?) 
beigelegt: III 5. 3; III 15. 17; III 22. 1; IV 1.7;V 2.43) 
— Dann aber kommt ein Urteil (eine fazana) in Betracht, 
das gleichzeitig in Arag. II S. 110a/b und in Navarra VI 9. 2 
überliefert ist, dort viel deutlicher wie hier: es ist ein klarer 
Beleg für eine Form des Mobiliarpfands, bei dem für die 
Schuld lediglich das Pfand haftet und infolgedessen die 
Schuldsumme nicht zurückgezahlt werden muß, wenn der 
Gläubiger aus irgendeinem Zufall das Pfand nicht erstatten 
kann. Mit dem Urteil ist nun aber offenbar auch die fazana 
in c. 250 des Rechtsbuchs von Tudela identisch #); dieses 
aber geht hier auf den König Alfons, wiederum Alfons den 
Kämpfer, zurück. | 

Eine letzte Stelle aber ist sogar noch vor Alfons I. 
entstanden. Denn im Rechtsbuch von Navarra wie von 
Aragon begegnet eine fazaha, die unter König Pedro 1092 
bis 1104 gefällt wurde.°) 

1) 8.248 vor N.|. 

2) Über den III 15. 17; III 22. 1; IV 1. 7 erwähnten Bischof Don 
Pedro de Paris: Moret anales II S. 265 e.4, S. 311 c. 13. Er ist 1193 
gestorben. 

3) Dieses Gesetz erwähnte auch die cronica de los reyes de Navarra 
por el principe de Viana II c. 12 (ed. Yanguas 8. 101). Danach ist 
der Text ursprünglich lateinisch, wurde also bei der Einfügung in das 
Gesetzbuch übersetzt. 


4) Marichalar y Manrique IV S. 301f. 
5) Navarra 1I 1. 2; Aragon I S. 244b II. 
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ß) Führen so die Zeitangaben der einzelnen Stellen 
einmal sogar über Alfons den Kämpfer zurück, so leitet 
eine andere Erscheinung gerade wieder auf diesen König. 
Wiederholt (Navarra I 1. 1; 12. 1; 12. 5; II 1. 1) wird 
nämlich von einem fuero de Espaüa gesprochen.!) In der 
letzten Stelle wird ein Reich vorausgesetzt, das Navarra. 
Kastilien, Aragon, Katalonien, Leon, Portugal und Gebiete 
nördlich der Pyrenäen (oltra puertos) befaßt. Unmöglich 
können diese Bestimmungen in einem Teilstaat entstanden 
sein. Das setzt eine Zeit voraus, in der ganz Spanien bis 
hinüber nach Portugal, mit Einschluß von katalonischen 
Gebieten und von Landschaften nördlich der Pyrenäen. 
unter der Oberhoheit eines Königs steht. Nun ist es un- 
möglich, das auf Sancho Ill., den Großen, zu beziehen. 
an den man auch denken könnte. Allerdings hat schon 
dieser König über Katalonien und die baskischen Gebiete 
nördlich der Pyrenäen eine Oberhoheit besessen und ein 
Jahr lang (1034—1035) hat er auch die Herrschaft über 
Kastilien und Leon ausgeübt.?2) Aber es ist nicht nur 
wenig wahrscheinlich, daß die Rechtsaufzeichnung gerade 
in jenem knappen Zwischenraum entstand ; sondern es ist 
auch die Nennung von Portugal als einer selbständigen 
Landschaft neben Leon und Kastilien damals noch nicht 
denkbar.?) Dann aber bleibt nur mehr die Zeit von Alfon- 
dem Kämpfer, der in der Tat über alle Landesteile, wie 
sie Navarra II 1. I nennt, die Oberhoheit beansprucht .*) 


c) Nun ist nicht nur in der Urkunde von 1117 für 
Tudela das Recht von Sobrarbe verliehen und das Rechts- 
buch von Tudela bezeichnet sich wiederholt als fuero de 
Sobrarbe. Vielmehr gilt das gleiche für den fuero general’) 
und dementsprechend erscheint noch 1412 das ander Grenze 
zwischen Navarra und Aragon liegende Hochtal Roncal 
mit den fueros de Sobrarbe bewidmet.®) Nun hängt Tudela. 


!) Zuaznavar 1Il1 S. 68 ff. 

2) Für das erste oben S. 240 N. 2; für das zweite Schäfer, (r- 
schichte Spaniens II S. 281f. 

°2) Herculano Historia de Portugal I S. 191fl. 

4) S.240 N.5 — S.241 N.5. 5) S.247 N.3,8; S. 252 vor \. 1. 

®) Moret I app. S.47; Embun S. 137 ff. 
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wie ganz Navarra, mit dem östlich von Aragon liegenden 
Sobrarbe nicht im mindesten zusammen und es ist also 
nicht so, als ob in dem fuero de Sobrarbe etwa das Recht 
einer navarresischen Landschaft auf Tudela übertragen 
wäre. So bleibt nur die Deutung übrig, daß 1117 ein be- 
reits vorher für Sobrarbe schriftlich fixiertes Recht auf 
das nicht zu Sobrarbe gehörende Tudela übertragen wurde, 
wie die gleiche Erstreckung auf Viguera-Funes und Na- 
varra überhaupt stattfand; überall sind dann dort be- 
sondere Rezensionen erwachsen. Daß die Aufzeichnung 
nach Sobrarbe genannt wird, kann nur dahin erklärt wer- 
den, daß das für den ganzen spanischen Nordosten gemein- 
same Recht — das Recht der infanzones (hidalgos), wie später 
noch zu erörtern ist — zufällig gerade zuerst für Sobrarbe 
schriftlich fixiert ist, vielleicht weil diese Landschaft ja 
erst zu Anfang des 11. Jahrhunderts mit dem aragone- 
sisch-navarresischen Verband vereinigt wurde und deshalb 
gerade dort eine Aufzeichnung des geltenden Rechtes sich 
zuerst als nötig erwies. 

Diese Rechtsaufzeichnung muß bereits vor Alfons dem 
Kämpfer entstanden sein, hat aber unter Alfons eine Um- 
bildung erfahren, auf der dann wieder die späteren ab- 
weichenden landschaftlichen Rezensionen beruhen. 

d) Mit diesen Ergebnissen aus der Textgestaltung 
stimmt nun ganz überraschend eine bereits öfters be- 
sprochene Nachricht überein, deren Bedeutung aber nie- 
mals richtig erkannt worden ist. Ich meine den Bericht 
über den Reichstag von Huarte von 1090 unter dem 
König von Navarra und Aragonien, Sancho Ramirez.!) 
Zunächst heißt es: convenerunt ad me in eadem villa 
Huarte omnes principes Pampilonenses, viri, pauperes et 
feminae super malos iudicios et super malos plectos, quos 
habebant. Et placuit mihi et ad omnes Aragonenses et 
Panmipilonenses atque Suprarbienses, ut faceremus testa- 
mentum et iuramentum firmum et iuratum et finiremus 
omnes querelas diversas et omnes clamores per usos malos, 


1) Der Text bei Moret investigaciones de las antiguedades de 
Navarra S. 496; damit Moret aäü. II S. 3If; unter den Späteren etwa 
Marichalar y Manriqgue IV S. 138f. 
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qui erant inter illos in tempore illo.. Wir wissen nun aus 
dem Epilog zum fuero general, daß die Könige bei ihrer 
Thronerhebung das forum von Tudela (Sobrarbiae) be- 
stätigten und beschworen, genau so, wie sich auch ander- 
wärts in Spanien die Gesetzgebung durch Beeidigung sei- 
tens des Königs und der Untertanen vollzieht!) und wie 
das auch im übrigen germanischen Rechtsgebiet — man 
denke nur an die Landfrieden — Übung ist. Die generelle 
Erledigung aller Klagen über usus mali, wie sie auf dem 
Reichstag von Huarte erfolgt, kann nicht durch einzelne 
Urteile, sondern nur durch eine Gesetzgebung erfolgen: 
auf eine Rechtsaufzeichnung, die denn auch der König 
beschwört, gehen die Worte: testamentum et iuramentum 
firmum. Nun fährt die Urkunde über den Reichstag von 
Huarte nach einigen für uns gleichgültigen Sätzen fort: 
Et rogaverunt Pampilonenses principes, ut adducerent Ars- 
gonenses ad me cartam et testamentum, quod feceram 
cum illis in S. Ioanne, ut esset firmata et roborata in mes 
presentia et Petri filii mei et in facie de omnibus Arago- 
nensibus et Pampilonensibus et Suprarbiensibus, ut amplius 
non inquietarent se et perturbarent in supradictas querelas; 
d.h. damit die Navarresen zu der von ihnen gewünschten 
Rechtsaufzeichnung (testamentum et iuramentum) kommen, 
welche die bisherigen mali usus abstellen soll, fordern sie, 
daß der König ein testamentum übermittelt, das er vorher 
mit den Aragonesen, genauer den Aragonesen und den 
Leuten von Sobrarbe vereinbart hat. Hier ist also die 
Übertragung einer Rechtsaufzeichnung aus dem Osten in 
den Westen unmittelbar bezeugt und auf den Reichstag 
von 1090 eingestellt. Im Osten ist die Aufzeichnung unter 
Sancho Ramirez (1063—1094) entstanden; die genauere 
Zeit läßt sich nicht unmittelbar bestimmen. Aber freilich 
wird jetzt die Angabe des Prologs zum fuero general, der 
von einer Gesetzgebung unter Papst Gregor VII. spricht, 


!) Esp. sagr. XXXVIII S.267 $ 6 1115 regina autem domins 
Urraca cum omnibus filiis et filiabus suis hanc praescriptam oonstitu- 
tionem confirmavit et iuravit eam et fecit iurare et confirmare eam 
omnibus hominibus habitantibus in omni regno eius, tam ecclesiastici 
ordinis, quam seculares. 
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von Bedeutung; daß so, wie die Sache im Prolog geschildert 
wird, sie auf einen Irrtum hinausläuft, ist oben gesagt.!) 
Allein es wäre immerhin sehr wohl möglich, daß die eine 
Nachricht über eine weltliche Gesetzgebung in Sobrarbe 
unter Sancho Ramirez mit der andern über die Einführung 
der 1. Romana, d.h. der römischen Liturgie, unter dem 
gleichen König verwechselt wurde und so jene mit dieser 
gleichzeitig ist. 

e) So gelangt man zu einer offiziellen Rechtsaufzeich- 
nung, die für den Osten schon vor 1090 vorhanden war, 
1090 in den Westen gebracht, dort unter Pedro I. (1094 
bis 1104) mit Zusätzen versehen und unter Alfons dem 
Kämpfer (1104—1134) von neuem überarbeitet wurde. 
Nach Alfons I. beginnen dann die selbständigen landschaft- 
lichen Textformen. Das entspricht dem gesamten Ent- 
‚ wicklungsgang des spanischen Rechts. Jener fuero de 
Sobrarbe vor 1090 steht zeitlich in einer Reihe mit den 
Gesetzen von Leon von 1020?) und dem Grundstock der 
usatici von Barcelona, der aus der Mitte des 11. Jahr- 
hunderts stammt, und geht der 1128 auf den Cortes 
von Najera entstandenen kastilischen Rechtsaufzeichnung, 
die später in den fuero viejo des 14. Jahrhunderts und 
in das ordenamiento de Alcala von 1348 aufgenommen 
wurde, ganz entsprechend dem, daß der ältere östliche 
fuero in den fuero general de Navarra eingesetzt ist, 
nicht so sehr voraus. 

3. Das Bisherige führt von selber zu der weiteren Frage, 
was alles zu jener Kodifikation für Sobrarbe gehört. Das 
muß hier der Grundstock sein, was dem fuero de Aragon 
von 1247 einerseits und andererseits dem fuero general 
oder dem fuero de Viguera-Funes oder dem fuero de 
Tudela oder dem von Estella-S. Sebastian gemeinsam 
ist und so in den Tabellen am Schluß des Aufsatzes 
angeführt wird. Was sich nur zugleich in dem fuero general 
und dem fuero von Viguera oder Tudela oder Estella-S. Se- 
bastian findet oder was nur im fuero de Aragon von 1247 
vorkommt, kann leicht späterer Zusatz sein, muß es aber 


1) 8.252 N.4. 3) Muüoz S. 60f. 
17* 
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nicht sein; denn es ist natürlich möglich, daß da oder dort 
Stücke des gemeinsamen Grundstocks ausgelassen und so 
nur in einer Textform aufbewahrt wurden; gerade die so 
ursprünglichen Stellen des fuero general, die von einem 
fuero de Espafa reden, kehren erklärlich genug in dem 
offiziellen Rechtsbuch von Aragon nicht wieder. Jener 
Grundstock aber muß aus der Zeit stammen, in der Aragon 
mit seinen Nebenländern und Navarra mit seinen Neben- 
ländern zusammengehörte.. Was dann dabei der Fassung 
unter Alfons dem Kämpfer oder früheren Redaktionen zu- 
zuweisen ist, läßt sich weiter nicht ermitteln. Hier könnte 
nur eine erneute Prüfung und kritische Ausgabe der Texte 
weiterhelfen. — Immerhin kann man schon jetzt auf Grund 
der allen Aufzeichnungen gemeinsamen Stücke sagen, dab 
der fuero de Sobrarbe sowohl die Gesetze von Leon wie 
den ursprünglichen Bestand der usatici Barcinonenses an 
Umfang übertrifft. 

4. Die Urkunde von 1117 verleiht Tudela mit dem 
Recht von Sobrarbe, das Recht der meliores infanzones 
totiusregninostri.!) Geradeso erhält 1115 Saragossa das Recht 
der bonos infanzones de Aragon?) und auf der andern Seite 
weiß man, daB auch in Saragossa das Recht von Sobrarbe 
galt.?2) Nach dem Recht von Viguera-Funes aber wird den in- 
fanzones das Recht von Viguera, den villanos das Recht von 
Osma gegeben.*) Und geradeso wird noch 1330 in Navarra 
zwischen einer Rechtsaufzeichnung für die fidalgos, einer für 
die ruanos (die nichtgotischen Grundeigentümer) und für die 
lavradores (die abhängigen Bauern) unterschieden.®) So sind 
also örtlich Rechtsaufzeichnungen, die für die hidalgos oder 
infanzones, also für die Germanen bestimmt sind, mit andern 
kompiliert, die für die nicht germanischen — also die römi- 

!) Muüoz S. 418. 2) Munoz S. 448; dazu Embun S. 889. 

») 8.247 N. 6. 4) 8.248 vor N. 1. 

5) Novelle von 1330 c. 25 entendiendo, que el regno de Navarrs 
ay muytos fueros et diversos et contrarios los unos de los otros, dont 
se seguezen muytos males et daynos & los del regno; nos queriendo pro- 
veer a los del nuestro regno de remedio convenible, mandamus, que segnst 
las 3 condiciones de gentes, que son en el regno, es a saber fidalgos, ruanos 


et lavradores, sean ordenados 3 fueros: luno es clamado de los fidalgos, 
el otro de los ruanos et lotro de los lavradoree. 
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schen, da und dort auch baskischen — Schichten erlassen 
wurden. Denn das spanische Recht hat, wie schon gesagt, 
den Gegensatz zwischen dem Recht der Goten und der 
übrigen Bevölkerung niemals aufgegeben.!) In dem fuero 
general de Navarra werden wohl vor allem der Titel über 
die bäuerlichen Güter und Abgaben (III 4-10), und 
einzelne Bestimmungen über Wergeld (V 4. 7—12) aus 
nichtgotischem, und zwar zum Teil aus baskischem Recht 
eingeschoben sein. Eine genauere Ermittelung dieser ein- 
zelnen Elemente kann aber ohne Prüfung des handschrift- 
lichen Materials nicht vor sich gehen. — 


Tabellen. 


I. Gleichheiten (=) und Ähnlichkeiten (») 
zwischen dem fuero de Navarra und den fori 
regni Aragonum. 


f.de Navarra forir. Aragonum f.d. Navarra forir. Aragonum 
11.4a.A » IS.246 al II 5. 2 o IS8S.96bII 
.11.6 » I18.251bIV II 5. 3 = 198.254al 
13. 2 & 1S8.278bI II5.9a..A = IS.113al 
15. 12 = I18.82blIl II 6. 12.A = IIS.111bIU 
I6 o» 18.79al I61aE = IS.242bIll 
II 6. 2a..A. » IIS.111bI 
1.2 = IS.244bl 
: 2a r II 6. 3 vielleicht umgebildet 
II 1.3 = I18S.95b1 
zulS. 182 al 
II 1. 10 = I18.83b1 
116. 7 = IS8.18 all 
II 2. 4 1S.159 ala. A. 
II 2. 6 » II 8.104al ne mal 
U II 6. 11 = 18.325bl 
II 2.7 = II S.104all ; 
En 11 6. 13 umgebildet zu I S. 183 
1 2. 8 = II S.104all Einfluß 
II 4. 9 — I18.110blla.E an 
14.12 = ISMlalıM von ln en 
aE II 6. 14 —= 18.73al 
II 4 148..A.= IS.112all III 14 = IS.1bl 
II5.1 o 18.254bI III 2. 3 v IS.10bI 


1) Oben S. 286 N. 2. Hier kann der Gegensatz nicht. genauer ver- 
folgt werden und so beschränke ich mich auf einige besonders schlagende 
Beispiele: Navarra III 19. 6 der yfanzon haftet aus bloßem Versprechen 
nicht, wohl aber der villano; IV 1. 1 estas arras son dadas a yfanzonas 
et no aninguna villana. — fuero viejo IV 4. 4 gegen hidalgo gilt 30 jährige 
Verjährung; gegen villano bereits die — römische — 10jährige Ver- 
jährung. — Der villano (lavrador) hat nicht das Recht des Erbenretrakts. 
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f. de Navarra forir. Aragonum f. de Navarra- fori r. Aragonum 
HI 3. 1 o I S.246aIV IV 3. 13 
M32.3 =- 18.246bl IV 4 | NS 
HI 9. 3 = I1S8S.230bI v12 = 18.339 a IV 
IH 10. 2 = 18.204 alll Vl1..3a.E = 18339 all 
II ıl. 1 = I18.208b III v1.9 » IS.2235bUI 
II 12. 7 » IS.238all ven = II S.109bII 
III 12. 8 & IS.215all v1ı.12 = IS.1l0alll 
III 12. 15 = IS11bI v11313 = IS.110al 
UI 12. 16 = IS.280a.IlI v1.14 = IS.1l0al 
II 12. 17 = IS.1ll1bI V2.2 = I1S8S.318a4 IV 
I 12. 20 = IS.1llal(=S v2.3 = 1S.325all 

ill aIl)a. E. 24 & I S.352a Ill 

III 15. 2 o II S.95all V26 = IIS.111al 
II 15. 3 V3.7 = IS. 111bU 
IH 15. 4 (= ?» II S.107bV- V4laE IS. 318 a Il, III wohl 

III 16. 8) V4 2a Ej 1n bewußtem Gegen- 
II 15.5 o IIS.986a II (cf. II i satz dazu entstanden 
mes S. 96 b II) va4 » IS.319s IV 
III 15. 6 & 18.339 aI v45 » TS.318bI 
III 15. 13 = IIS.97all v47 
II 15. 14 2 = Ä ne e | . i i « (leicht) 18.319 a1 
III 15. 15 = IS.112bIl V 4.10 
II 15. 18 o II S.95bI V4 16 — IS1WbIaA 
II 15. 19 & II S.96al V 7.2(undl)x (N IIS. 111aW 
UI 15. 21 = I1S8.278bIIl vV7.14 o (T!) IS. 19a V 
II 15. 24 a (P)IS.82all V7.15 v(TN) IS 239a Tl 
III 15. 28 = IS.109bIV V 7.16 = IS.239bIl 
DI 17. 3 = I8.283b III V 7.17 = 1S.238bI 
III 17. 4 & IS.283 al V 7.18 
117.5 = I82383allaA| v7. r: Den 
III 17. 9 = I18.77a1IV v7. 20 — Il S.11l1la’b 
III 17. 18 w IS.284al v7. 21 = I S.239b1ll 
III 19. 1 = II S.108bII v7 23 = 1S8.249al 
DI 19. 5 = IS.8al v7. 26 = I18S.239al 
III 20. 3 = I18.240bII v82 » II S.105alll 
IT 20. 42..E.—= I8.2lal v93 » (N IS. 325 b IV 
II 20. 5a.E. x IS.24lall vV10. 2 = 18S.107s1l 
III 20.9 (Et » IS.24lall V 10. 3 = IS.107alV 
todo — como v1138 = IS.lal 

en las cartaes) vV1.10 "&(NIS.175alll 
IV 2. 1 (vom » IS.232aIll(vom vn.13 = IS.106bl 
zweitenSatz ab zweiten Satz ab) v1.15 = 1S.19alll 
IV 2.2 = 18.232bIlI vı21 = I18.23lal 
IV 2.3 (von » IS.234bI v12.4 ® IS.112b1N 

si est yfanzon V 12.6 o IS.312all 


dixiere ab) 
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f, de Navarra forir. Aragonum f. de Navarra fori r. Aragonum 
v116 = I1S.106bI VI 6. 6 = 18.106a Ill 
24 = IS.1061I vI9. 2 = II S.110a/p IV 
V16.3 o (N) IS.106aII 


II. 1. Gleichheiten und Ähnlichkeiten zwischen 
fori regni Aragonum und fueros de Navarra. 


forir. Aragonum f. de Navarra forir. Aragonum f. de Navarra 

IS 1aI = V1.3 IS.113a III = VI2. 10 (etsi arbor 
IS 1bI = IM1l14 — deve ser suyo) 
IS 10bI III 2 3 IS1989a1 = I24 

IS. 3alI = I6. 14 IS.174bIIIl © (?) III 22. 1 

IS. 7aIV = II 17.9 IS. 175aIIll 0» (Pf) V 11. 10 

IS Wal O% 16 IS. 18lal o 1II 3. 1 

IS 2al = III 19.5 IS.18laIlI » II6. 3 

1S. 2bII = I5. 12 IS.181bIV » II 6. 3 

IS 865bII = IIl.3 IS. 132all = I67 

IS $bII » 15.2 IS.183b III » II 6. 13 (aber über- 
IS165bI „ v1.133 *arbeitet) 
1S.106aIIl » (?) VI 6. 3 IS200al 15.4 
IS.16alllı = VI6. 6 IS. 204 a Ill = III 10. 2 
IS106bI = VIl.6 IS.208bIII= III ll. 1 
IS.106bII = VI2.4 1S.215alIl = III 12 8 
IS.106bIII » (N) VI 2.11 IS225bIl = V1.9 
IS.1Y7alll= VI0 2 IS.23>0bIl = III9. 3 
IS107alIV = V103 IS23l1alI = IV 2 1aA 
IS190allI= V1l15 IS.2322allIl » IV 2.1 
ISs1WaIV=- V11.14 IS.2322bII = IV 2. 2 
IS.18aV »()V7.14 IS234bI » IV 2.3a.E. 
IS1WbI = 12.8 1S.236aIl » (?) II 4. 22; IV 3. 
IS.18bII = VA. 16 13; IV4 
IS.109bIV = III 1ö. 28 I1S.238alI „ III 12. 7 
IS10aI = V1B3 IS2383bI = V7 17 
ISs.10all = V1.14 IS.29 al = V7. 26 
IS.10alI= V113 I S.239aIIlI » VI 3.6 
IS10alIV © II2. 6 IS.239blII = V 7. 16 
ISs10bII = I49 IS.239pbIII= V7. 21 
IS.10aI = I4 12 1IS.2081 = V7.23 
IS.111alII = II 12. 20 _ IS240aII = V7.18. 19 
IS.11bI = II 12. 17 IS.240bII = III 20. 3 
ISs.NMIbI = II 12. 15 IS.24lal » III 20. 4 
IS.12alI » (P) III 12. 14 IS.241laIl „ III 20. 5 
IS.12alIl = I 4. 14 IS24bI =IIl.2 
IS.12bI = III 15. 14 IS246as1I = Il 4 
IS.12bII = III1l5. 15 1 8.246aIV = III 3.1 
IS.12blI= V12.4 IS.246bI = III3. 3 
IS.13alI = 15.9 IS23laI = V]12.1 
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forir. Aragonum f.de Navarra forir. Aragonum f. de Navarra 
IS.21bIV » TI1l.6 IS325bI = II6 1 
IS2531bV „ I1.4aE. 1S.339aI » III 15. 6 
IS.254a1I = 115.3 IS.339salIl= V1.3 
1S.24bI © I51 18.339aIV= V1l2 
I1IS.27%8bI „ 132 1S352allI= V24 
IS.29alI = IIl5; 16. 14a. A. 
IS.280aII = IILA2. 16 o 1II 15. 2 
IS.281bII = IN 17. 3 ser: 
18.23a1I = II 174 IS. 6aI » (NIT 15.19 
1S.2833alIlI = II 17.5 IIS 986alI = II 15. 5,7 
IS.283aIIlIl — III 17. 3 IS.101bI „ I69 
IS.234aI II 17. 18 II S.102aIIlI = II 6. 13 
IS.3l2alI „ V12.6 1IS.104aIl = II2. 7,8 
IS.318aIlIAMo V4la.E;2a. | 1IS105all = V82 
I S. 318 a IIl E. (verändert) II S108bI = II 19. 1 
IS318bI » V45 II S.110aIV = VI9Q. 2 
I S.319 a], IS.110bI = III 24 
offenbar er- II S.111aVI = V7. 2% 
setzt durch V 4. 7—10 IIS.11bI » I62 
IS39aIV » V44 IIS.11bI = V3.7 
IS.325alIl = V23 II S.111bII = II 6. 1 


2. Keine Entsprechungen haben imaragonischen 
Rechtsbuch von 1247 folgende Stellen. 


225 all 


IS. 10al I S.107aI IS.181bIUI I S. 225 alll 
IS 76saLII | IS.107all I S.182al I S. 225b1 
IS. 76bI 1 S.108bII I S. 182 a Ill IS. 231bI 
IS. 76bII I S. 108b III I S.183 al IS.231bI 
18. 76bIII IS.109al IS.183a II I S. 232 al 
IS. 7al IS. 109b IV I S.183 a Ill I S. 232 a II 
IS 77all IS.110bI I S.183bI I S. 232b III 
IS. 77alll IS. 112a III I S.183b1l 1S. 234 al 
IS. 82all IS. 112aIV I S.184al I S. 236al 
IS. 83al IS.113 al 1 S.184 all IS.236bI 
IS. 85bII IS. 159bI IS.184bI I S. 236b II 
IS. 94all IS.174bII IS.189al IS. 239 all 
IS. 94allIl IS.175al I S. 204 a IV I S.239bI 
IS. 94bI IS.175all IS.208bI I S. 239 b IV 
IS. 94bII IS. 175bI I S.221bII I S.239b V 
IS. 94bIII IS. 175bII I S. 222bI I S. 242b II 
IS. 96al IS.180alI I S. 222b Il I S. 242b ll 
IS. 9%6all IS.180alI I S. 222b III I S.243a ll 
IS 9alll IS.180b1I I S. 222bIV 1 S.245al 
IS. 96bIl IS.180b1I I S. 223 al IS.246all 
IS.104bI IS.181a Ill I S. 223 all I S. 246 a Ill 
IS.106aIV IS.181bI IS. IS. 246bIl 


Studien zur spanischen Rechtsgeschichte. 265 
1S.249b1 1S.3l4bII IS. 98al II S.104aI 
18. 251all IS.318b II IIS. 98all II S.104bI 
IS.2531IbH 1S.319aV ITS. 98alll |IIS.104bH 
I S.251 bIII 1S.325allI |IIS. 98aIV |ITS.104bII 
18.253b1I I S.325b II IS. 98aV II S.104b IV 
IS.2533bIl 1S.325b III |IIS. 98bI II S.104b V 
IS.254 all IS.325bIV |IIS. 98b1II II S.105al 
IS. 256 al I S.338b II IIS. 9al II S. 105 a Ill 
I S. 257 al 1S.338b III |IIS. Wall II 8. 106 
i I S. 278 al 1 S. 339 a II IIS. 99bI II S.107 al 
I S. 278a Il 1 S.339 a V ITS. 99b II II S.107 all 
1S.278bII 1S.339b1 IIS. 99b1AII |IIS.107bI 
18.279bI 1 S.339b II Il S.100al II S. 107 bII 
1S.20al 1S.339hb IIT |ILS.100aII U S.107bIII 
1S.280a1lllI IS. 34 al II S.100allI |IL S.107bIV 
1S.280b1I 1S.344aIII |IIS.100bI II S.107bV 
i IS.280b1I 1S.344bI IT S.100b II II S.108a1 
I S. 280 b Ill IS.345 al II S.101al II S.108 a Il 
IS.281al IS.346b1 II S.101bI II S. 108 aIll 
18281all IS.346bII II S.101bII II S.108bI 
I 8.281 a III I S.347bI IIS.101bIII [II S.108b III 
I S. 281 a IV IS.351bI II S.101bIV II S.108b IV 
IS.281bl 1S.351bII II S.102a1 II S.109al 
I1S.281bII I S. 362 al II S.102a1I II S.109a Il 
IS.281bIV IIS. 9alll I S.102bI II S.109 a Ill 
IS. 282 a1 IIS. 96bI II S.102bIl II S.109a IV 
1 S.282a Il IIS. 96bII II S.102bIII |IIS.109aV 
IS. 283 all IIS 96bII |IIS.103al II S. 109bI 
I S. 283 a IV IIS. 96bIV II S.103 a II II S.109b11 
I S. 283b1l IIS. 965bV II S. 103 a Ill II S.109b III 
1S.283b II IS. 97al II S. 103 aIV II S.110al 
I8S.283b IV IIS. 97alll II S.103bI II S.110al 
I S. 284 all IIS. 97aIV II S.103bII II S. 110 a III 
1 8.286 a Il IIS. 97aV II S.103b III II S.110b III 
IS.30lal IIS. 97bI II S.103b IV II S.11lalI 
I S.312al IS. 9Y7bHO II S.103b V II S.111a Ill 
IS.312a1lll II S. 97bIII |[IIS.103b VI II S.111bIV 


III. Gleichheiten und Ähnlichkeiten zwischen 


faero de ! fuero de fori r. fuero de fuero de 
Estella Navarra Aragonum Tudela nee 2 
Le) elar.ac.deo 
u FT) | Astoria AIXVE 
S. 435 III &® VI 2. 11. 12 i ou 422. 425 
$.439f. (si non & IS. 236b II 


sunt ibi cabe- 
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fuero de 
Viguera 


(Marichalar y Man- | (Boletin delar. 
rique IV S. 295 f.) | ac. de historis 


fuero de 
Tudela 


fori r. 
Aragonum 


fuero de 
Navarra 


fuero de 
Estella 
(Yanguas I S. 431 ff.) 


zaleros . . 
quemadmo- 
dum de cabe- 
zaleribus) 

S. 440f. (si filius 
remanserit — 
dabit) 

S. 441 (et si filii 
faciunt . . . 
non habebit 
stabilitatem) 

S. 441 II 

S. 4421 


S. 442 II 

S. 444 I 

S. 445 II 

S. 446 

S. 447 (et si ali- 
qua fidancia 
pignerata fue- 
rit) — 448 2.3 

8. 4492.2 — 2.6 

8. 449f. 1 : 

S. 4501 

8. 455 I 

S. 4565 III 

S. 456 1 

S. 456 II 

8. 457 II 


» III 17. 3 


III 15. 22 


LI 15. 22 a.E. 
II 17. 10 
III 13 

III 12. 2 


II 6. 6 


I 


v7. 21 


» V 7. 18. 19. 


= 1IS.112a IV 


—=1S.236bI 


—= IS. 281 b III 

vo (N) IS. 225 
all 

= IS. 31bI 

a(NIIS.103b 


wo IS. 282 a II 


&sI1IS.1l0alll 
= 18S.83bl 
—= IS. 181bUI 
= IIS. 100b1I 
—=1S. 239 bIU 
=1S. 239 b IV 
= 18. 239b V 
= 18.240 all 


| 


S. 3682) 
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fuero de fuero de fori r. fuero de fuero de 
Estella Navarra Aragonum Tudela Viguera 
Yanguas I 8, 431 ff.) & "| (Marichalar y Man- | (Boletin delar. 
rique IV S, 395 f.)|j ac. de historia 
XXXVU 
S. 368 ff.) 
3.463 II BE 443 
3. 463 III „4645 
464 I „ JII12.6a. A 
.464 Ill a. E. i a (?)IS. 257 al 
. 465 III : = IS. 251bIV 


IV. Gleichungen zwischen fuero de Estella 
und fuero de San Sebastian. 


Estella (Yanguas I S. 432) S. Sebastian (Yanguas III S. 302 ff.) 


S. 302—304 ohne Gegenstück 
et quod non fecissent — de suo pede | S. 304 similiter dono . . . de suo pede 


reddere 
8. 432 (f.) et si aliquis . . . post dies | S. 305f. et si aliquis . . . post dies 
transactos nihil ei valuisset transactos nihil valeat ei 
3. 433 et si aliquis — pariet. 200 solidos | S. 305 et si aliquis . . . pariasset 250 
solidos 
). 433 et si aliquis in domo vicini | S. 305 et si aliquis in domo vicini .. . 
.. . intra in Estella intus in Sancto Sebastiano 
3. 433f. et si homo de Stella — pro- | S. 305f. et si homo de Sancto Seba- 
pter idem non dabunt caluniam stiano . . . non est ibi calupnia 
.434f. III, 8.4351 = S. 306 (de orto, ubi portas.. . . mo- 
lendino aut regis solidos) 
. 435 II = 8. 306 II 
. 435 III — 8. 306 III 
. 436 II = 8. 3071 
411 = 8.308 1 
.448 I = 8.309 I 
4521 = 83101 
‚438f. 11 = 8. 310f. II 


V. Gleichungen zwischen dem fuero de Tudela 
(Marichalar y Manrique IV S. 295f. und einzelnes bei 
Yanguas) und den übrigen Quellen. 
de Tudela | f. de Navarra f. Arag. Zuazna- f. de f. de 


var III 1| Viguera | Estella 


S. 73f. 
(= Sotelo 
S. 377.) 


(Yanguas I Ss. 77 IV 
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f. de Tudela | f. de Navarra f. Arag. Zuazna- if. de | {.& 
var III 1| Viguera | Estel 


S. 73. 
(== Sotelo 
S. 77T.) 
8 F ; S. 78 IX 
9 j : % Ss. 78X 
11 (Yanguas I 
S. 351) 
15 (Yanguas I|! » IV 1.5 
S. 351) 
20 (Yanguas I|= III 18. 2 
S. 351) 
39 = UI 17.7 
42 S48 
53 = IV4.1la.E 3 
54 304 — 30 
57 s(NV3 13 355 
58 o (9) V 3.8 
59 wo (1) V 3. 2 
64 (Yanguas II 
8.63) 
64 
67 
73 
14 
76 
90 (Yanguas II 
S. 351) 
96 ; IS.96b 1Ila. A. 
137 (Yanguas I A II S.103al 
S. 374) 
196 — 12,3 18.339 aIV, III 
229 — UI 12. 14 
233 (YanguaslIlI 
S. 482) 
238 (erwähntvon |— V 2. 4 
Yanguas in 
seiner Aus- 
gabe der cro- 
nica de las 
reyes de Na- | 
varra por el 
principe de 
Viana S. 101 | 
N.) 
245 » (IE 1 | 
250 = V19. 2 = II S. 110 a/b 


{, de Tudela 


3 
u 
S& 


312 (wohl die 
Zahl ver- 


druckt) 


f. 
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de Navarra f. Arag. Zuazna- f. de f. de 
var III 1|j Viguera | Estella 
S. 73 f. 
(= Sotelo 
S. 977 2.) 
II 6. ıl = IS 325bI 
V 7. 20 = IIS. 111 a/b 
= IIS.104bIl 
= IS 112 al 
& IS. 232 a II 
o 389 
s IIS.98b1I 
v12.]1 = IS. 23lal 
II 4 8a.E. 


VI. Gleichung zwischendem TextvonZuaznavar 
ensayo sobre la legislacion de Navarra III 1 S. 73ff. 


Zuaznavar 


und den übrigen Texten. 


fuero de Navarra | for. r. Aragon. | fuero de Tudela 


= pref. a.E. 
=1I1l]l 
= 12. 6 
=12.5 
5 
= 114.1 
= 11.5 
8 
9 
= 121 
= 114 2 
= rl. 
=V/24 
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VII. Gleichungen zwischen dem Text bei Zuı 
navar UI1 S.169f. N.2 und den übrigen Texten. 


Zuaznavar fuero de Navarra | for. r. Arag. 
S. 169f. 
1 (pref.) Ipref. 
2 Ilı 
3 I 2.6 
4 I25 
5 II 4 1 
6 115 
7 121 
8 II 4. 2 
9 111.1 
10 11 4. 4 
1l 
13 wohl II 4. 3 
14 etwa III 3. 1 in 
Grundform 
15 2 etwa IS. 347 al 
16 11.2; 11.1 
17 
18 
19 11 7. 2 
das nun Folgende) = V 2. 4 


VII. Gleichungen zwischen dem fuero de 
Viguera (Boletin XXXVII S. 368ff.) und den 


f. de Viguera 


5 


übrigen Quellen. 


f. de Navarra f. r. Arag. f. de Estella 
u V 12..3 
o III 19. 3 
“ IIS.11lal 
- 8.471238 
»11S.97b ILIH 


(N II S. 100 
alll 
s(NUI21 


rn Til 


f. de Viguera 


167 


168 
171 


a. A. 
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f. de Navarra f. r. Arag. 
» (?) ILS. 102 
bII 
» IIS. 100 a II 
» IIS. 101 bI 
: » IS. 339 b. III 
= 144 
= 143 
w14.]1 
ß = ITI1S.9%8 al 
= I 19.5 = IS.82 al 
= III 12. 19 
» IIS. 194 al 
—- I1S.096all 
IS.96alIl 
w 15. 12 ou I S.82bIlI 
o IV 15 
A — 18.283 all 
; o IIS.99bI 
*»» III 17. 3 1 S.283b III 
11. 4 
: —- IS. 21bI 
11.6 o 1S.251 b1V 
I6a.E. — 18.82 all 
ß o IIS. 10lal 
(»114;1IV3.13; | = IS. 236 a II 
IV 4) 
i o IS. 242 blI 
+ 112.3 » 1 S.10bI 
: = IS. 243 a Ill 
» V1l15 »1S.109 a Ill 
» I1 2. 8 » IIS. 104 a Il 
o II4 148.A. | » 1S. 112 a II 
» (1) V 10. 1 
» VIl. 16 
o15.5 
s(N)IV1.1aA. 
ou IV 21 &1S. 232 a III 
o IV 3.7 
: —- IS. 231bIH 
o I S. 232 a II 
alla.E. 
+ V7.14 » (?) ITS. 104 


bII, III 


971 


f. de Estella 


= 442 II 
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f. de Viguera 


f. de Navarra 
o VI 2. 11 
o VI 2. 12 
= VI1l.8 
= VI1l.89 
&® V 7. 21, 22 


vv V 11. 18; 
V86 


f. r. Arag. 


&1S.239 b III 


S. 312 a III 


= IS. 242b Ill 
IV;S. 243 al 


f. de Estella 


S. 457 I 


+“ 
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[Nikolaus von Cues und die deutsche Rechtsgeschichte.) Die 
rechtsgeschichtlichen Neigungen des deutschen Mittelalters sind gering: 
Die karolingische Renaissance, die auch den deutschen Rechtsdenkmälern 
zugute kam, ist etwas Künstliches und Vorübergehendes gewesen. Der 
gegen Ende des Mittelalters aufkommende geschichtliche Geist wendet 
sich dem römischen Recht zu. Doch war das keineswegs ausnahmslos 
der Fall, wie das B>ispiel des bekannten späteren Kardinals Nikolaus 
von Cues zeigt. 

Obwohl er seine Rechtsausbildung in Padua empfangen hat, wo 
er 1424 das Doktorat erlangte, also vermutlich entsprechend der damali- 
gen Zeitströmung ganz mit dem Geiste des römischen Rechtes genährt 
worden ist, ist er anscheinend gerade dadurch angeregt worden, nach 
seiner Rückkehr nach Deutschland sich dem einheimischen Rechte zu- 
zuwenden, das ihm allerdings nach den wenige Jahre später in der 
Konzilsschrift De concordantia catholica entwickelten Gedanken auch 
erheblich näher liegen mochte als das starre römische Recht. Be- 
stimmte Beweise dafür, daß er in der Heimat praktisch als Sachwalter 
tätig war, wie Scharpff: Der Cardinal und Bischof Nicolaus von Cusa 
1. TI, Mainz 1843, S. 20 und Düx: Der deutsche Cardinal Nicolaus 
von Cusa und die Kirche seiner Zeit, Bd. 1, Regensburg 1847, S. 105 
im Anschluß an Joh. v. Müller behaupten, sind nicht ersichtlich. 

Aber jedenfalls hat er bei der Abfassung der für das Baseler Konzil 
bestimmten Schrift De concordantia catholica eingehende rechtsge- 
schichtliche Studien gemacht, um in den gegenwärtigen Streitigkeiten 
zurückzugreifen auf ‚„aliqua peritiora veterum ingenia vetustate jam 
dudum abolita“, wie es in der Vorrede der angeführten Schrift heißt. 
Gawissermaßen entschuldigend fügt er an einer andern Stelle derselben 
Vorrede hinzu: „Non admirentur igitur nationes ceterae, si inscripta 
testimonia certorum mandatorum legerint. Originalia enim multa longe 
abusu perdita per veterum coenobiorum armaria non sine magna dili- 
gentia collegi. Credant igitur, qui legerint, quod omnia ex antiquis 
originalibus non ex cuiusquam abbreviata collectione huc attracta 
sunt.‘‘“ Vornehmlich sind natürlich mit Rücksicht auf den gerade vor- 
liegenden Zweck die früheren Konzilien Gegenstand seiner Forschungen 
gewesen, wie die Anführungen in seiner Schrift zeigen. Doch kommen, 
da die Schrift bekanntlich auch die Reichsverfassung sehr weitgehend 
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in den Kreis ihrer Betrachtungen zieht, daneben auch die deutschen 
Rechtsdenkmäler in Frage. Wieweit diese seine Forschungen reichen, 
ergeben insbesondere die Kapitel 2ff. und 25ff. des 3. Buches, die oft 
eine für damalige Zeit überraschende Geschichtskritik erkennen lassen. 
Herausgehoben sei hier nur folgende Stelle des 25. Kapitels: „‚Reperi 
ego in libris antiquis quaedam imperialia concilia universalia celebrata, 
in quibus se principes post imperatorem propria manu perpetua firmi- 
tate subscripsere .. . . . Concilium etiam Dagoberti regis Coloniae 24 
principibus habitum legi, in quo multa necessaria et pro conservanda 
justicia et pace optima dietata omnium consensu fuere. Leges etiam 
Caroli Magni, quae consultu fidelium statuebantur.......... et 
Childeberti ac aliorum universale illud concilium examinavit, coadunarit 
et juxta opportunitatem correxit et addidit, dans distinctis imperii 
nostri locis distinetas observationes. Alemannis quidem alias quam 
Bajovariis, quos hodie Bavaros nominamus, Riboariis, etiam Burgun- 
dionibus et Longobardis alias et alias edidit leges, quas salicas dixit, 
pro Saxonum et illarum regionum populis. Has ego vidi seriatim omnes 
collectas et expertus sum multas de illis et maxime potiores in vulgari 
usu ex antiqua introductione cum suis formis maxime in judiciis rura- 
libus potius quam in oppidis et civitatibus propter forte supervenientia 
statuta municipalia haberi.““ Diese Angabe, daß er die alten Recht-- 
quellen damals noch in praktischem Gebrauch gesehen hat, wird auch 
durch Kapitel 35 des 3. Buchs bestätigt, wo er die Reformen bespricht. 
die auf den von ihm vorgeschlagenen jährlichen Reichstagen auch mit 
dem Rechte vorzunehmen seien. Es heißt da: „Examinentur ibi pre- 
vincialium consuetudines et redigantur, quantum fieri potest, ad com- 
munes observantias et maxime captiosae formae omnino undique tollan- 
tur, quoniam saepe simplices pauperes injustissime per cavillationes 
causidicorum extra formam dicuntur et a tota causa cadunt, quoniam. 
qui cadit a syllaba, cadit a causa, ut saepe vidi per Treverensem dioccesim 
accidere. Deinde tollantur pessimae consuetudines, quae admittunt 
juramentum contra quoscumque et cuiuscumque numeri testes. Et 
sunt tales pessimae observantiae multae per Germaniam contra justi- 
ciam veram ac etiam peccata nutrientes, quae particulariter enumerare 
nemo sciret.““ [Abgedr. nach S. Schardius: Syntagma tractatuum 
de imperiali jurisdictione, Straßburg 1609.) 

Diese Stellen zeigen, daß Nikolaus von Cues keineswegs frei war 
von Geschichtsirrtümern, obwohl er in dieser Hinsicht die meisten seiner 
Zeitgenossen weit überragte, und daß ihm auch, was für jene Zeit keines 
wegs verwunderlich ist, das Verständnis für die geschichtliche Entwicklung 
des Rechts noch abging. Dieser Umstand wurde später das Verhängnis 
seines Lebens, indem er ihn als Bischof von Brixen zu dem erbitterten 
Streit mit Herzog Sigismund von Tirol über die Vogtei trieb, in dem 
er auf Grund alter Urkunden einen Standpunkt vertrat, der für da 
12. und 13. Jahrhundert zutreffen mochte, aber der inzwischen ausge 
bildeten Landeshoheit nicht gerecht wurde. Vergl. Jäger: Der Streit 
des Kardinals Nikolaus von Cusa mit Herzog Sigmund von Österreich. 
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Bd. 1, 1861, S. 175ff., S. 199ff., S. 237 ff., S. 250 und S. 370. Auch das 
ergibt sich aus der letztangeführten Stelle, daß die von ihm noch im 
Gebrauch beobachteten deutschen Rechtsquellen nicht mehr seinem 
am römischen Rechte und der italienischen Praxis geschulten Rechts- 
empfinden entsprachen. Aber im Gegensatz zu den meisten auf den 
italienischen Schulen gebildeten Rechtsgelehrten seiner Zeit wollte er 
nicht das einheimische Recht durch das fremde ersetzt, sondern es der 
Rechtsanschauung seiner Zeit angepaßt wissen. 


Münster i. W. E. Molitor. 


[Zur Geschichte des deutschen Rechtes im Osten.] Die verdienst- 
volle Neubearbeitung von Schröders „Lehrbuch der deutschen Rechts- 
geschichte‘ (6. Aufl. 1919) von Künßberg hat erfreulicherweise auch 
die Geschichte des deutschen Rechtes im Osten stärker berücksichtigt. 
Immerhin ist es bei dem gewaltigen Umfange des Stoffes unmöglich, 
daß einzelnes nicht übersehen würde. Daher dürften folgende Bemer- 
kungen und Hinweise nicht überflüssig sein. Eine von mir geplante 
ausführliche Darstellung muß ich auf einen späteren Zeitpunkt ver- 
schieben. 


1. Zur Verbreitung des Sachsenspiegels. 


a) Weitere Nachweise über die Verwendung in Polen (Galizien) 
findet man in meiner Gesch. d. Deutschen in den Karpathenländern 
I. 275f. und Beiträge zur Gesch. d. deutschen Rechtes in Galizien I 
(Wien 1906) $ 7. Weitere Nachrichten über die starke Benützung dieses 
Rechtsbuches bieten die mehrfachen Erwähnungen in Inventaren der 
Krakauer Buchhändler und Bürger aus dem 16. Jahrh., worauf ich in 
Nagl-Zeidlers Österr. Literaturgesch. II. 1. S. 1003 hingewiesen habe.!) 
Interessant ist, daß in einem Inventar?) des Serafim Jaskier sich allerlei 
deutsche Rechtsbücher, darunter auch 2 Exemplare des Sachsenspiegels 
befanden, die er von seinem Vater, dem bekannten polnischen Rechtes- 
gelehrten Nikolaus Jaskier geerbt hatte. Nik. Jaskier hat 1535 auf 
Veranlassung König Siegmunds eine neue lateinische Übersetzung deut- 
scher Rechtebücher verfaßt. 

b) Der Sachsenspiegel war auch in Böhmen und Mähren in 
Benutzung. So wurde der Sachsenspiegel im sogenannten Altprager 
Stadtrecht Ottokars II. benützt (vgl. Zycha, Prag [Prag 1912] S. 223.) 
Wir kennen auch eine tschechische Übersetzung des Sachsenspiegels, 
die 1481/2 in Gewitsch in Mähren entstanden ist. Man benutzte also 
die deutschen Rechtsquellen auch in den schon tschechisierten Städten. 
Die Übersetzung fällt in jene Zeit, da das Deutsche aus der Amtssprache 


1) In den zitierten Inventaren werden genannt: „Saxen -Spigiel*, 
„Speculum Saxonum“, „Lanspigel“ „Speculum germanicum*, „Sententiae 
magdeburgenses scriptae“, „ Weichbilt germanicum scriptum“, „Klachspiegel*, 
„Processus iuris in Germania usitatus“, „liber Melchior Kling“ usw. 

5) Vgl. Archiw dziejöw lit. i o6wiaty w Polsce Bd. 7 8. 211. 

18" 
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in Böhmen verdrängt wurde. Vgl. v. Prasek, Cesky Sachsenspiegel 
(Casopis moravsk&ho musea zemsk&ho XI u. XII, Brünn 1911/2) 


c) In Ungarn. Über die (zweifelhaften) Beziehungen des Sachsen- 
spiegels zum Ofener Stadtrecht, ferner über seine Verwendung in der 
Leutschauer Redaktion von 1585 der Zipser Willkür und in dem im 
Kirchdraufer Archiv gefundenen Rechtsbuch der Zipser von 1688, 
ferner über Exemplare des Sachsenspiegels im Zipser Orte Kniesen 
und in Hermannstadt (Augsburger Ausgabe von 1484) vgl. man meine 
Studien zur Gesch. d. deutschen Rechtes in Ungarn I (Wien 1%8) $5. 
Daraus ist zu ersehen, daß vor allem in der Zips wie im benachbarten 
Polen der Sachsenspiegel eine viel verwendete Quelle war. Im Recht- 
buch von 1628 ist der Sachsenspiegel bei 63 Titeln ausdrücklich ange- 
führt. 

d) Zum Gebrauch des Sachsenspiegels in Rußland (in Kosaker- 
gerichten erfolgten Verurteilungen zu sibirischer Bergwerksarbeit auf 
Grund des Sachsenspiegels) ist neben Halban, Zur Gesch. d. deutschen 
Rechtes in Podolien, Wolhynien und Ukraina (Berlin 1896) auch de 
selben Abhandlung ‚Zur Gesch. d. deutschen Rechtes in Tscherniguw 
und Poltawa“ (Ztschr. d. Savigny-Stiftung f. Rechtsgesch. XIX, Germ. 
Abt.) herbeizuziehen. 


2. Der Deutschenspiegel wird, soweit ich sehe, nur in den ui- 
tierten Krakauer Inventaren erwähnt (Speculum germanicum). Er war 
also infolge seiner starken Verwandtschaft mit dem Sachsenspiegel in 
Polen verbreitet. In Ungarn finde ich den Deutschspiegel nicht erwähnt. 


Ä 3. Der Schwabenspiegel ist in Polen nicht nachweisbar. In 
den österreichischen Ländern, in Mähren und Böhmen sind sehr zahl- 
reiche Handschriften (darunter 26 tschechische) gefunden worden. Inden 
österreichischen Ländern ist die Benützung auch sonst nachweisbar. 
(Hasenöhrl im Archiv f. Österr. Gesch. Bd. 93 S. 283.) In Ungam finden 
sich Exemplare in Pest, Kaschau (von 1430) und in der Kapellenbibliothek 
in Hermannstadt (Augsburger Druck um 1470). Vgl. meine Studien 
z. Gesch. d. deutschen Rechtes in Ungarn I $ 5. 


4. Das Kaiserrecht ist in dem schon erwähnten Rechtsbuch der 
Zipser v. 1628 aus Kirchdrauf bei einer kleinen Anzahl von Titeln ar- 
geführt. 

5. Landrecht. Außer dem im „Lehrbuch“ S. 738 genannten 
Rechte (Willkür) der Zipser und dessen Redaktionen und Auszügen. 
wäre auch auf die Siebenbürgischen Landrechte (‚‚der Sachsen in Siebr- 
bürgen Statuten oder eigen Landrecht‘‘) hinzuweisen. Dazu vgl. mei 
Gesch. d. Deutschen in d. Karpathenländern II. S. 280f. und 415. 


6. Lehnsrecht. Deutsches Lehnsrecht war in Galizien wz 
14. bis zum 16. Jahrh. im Gebrauch. Daher gab es auch Lehnsgerichte. 
Vgl. Beiträge z. Gesch. d. deutschen Rechtes in Galizien I $8. Außr 
den hier zitierten Quellenstellen sei noch genannt Akta grodzkie i 
ziemskie (Lemberg) Bd. XVII Nr. 2916-(aus 1501): quia tu exsisten: 
omagialis perpetualis alias man (d. h. Lehensmann) ipsius Joannis Fred 
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de villa Clokowsky non vis servire nec obediens esse nec sibi bellicam 
expedicionem servisti ...... vicium omagiale. — Nr. 2970 (1502): 
pro servicio omagiali alias o manysthwo (Ableitung von Mann). — 
Nr. 4019 (1502): wie in Nr. 2970. Über deutsches Lehnsrecht in Ungarn 
vgl. man meine „Studien z. Gesch. d. deutschen Rechtesin Ungarn“ I$6. 

7. Stadtrechte. 

A) Magdeburger Recht. 

‘a) Zur Verbreitung des Magdeburger Rechtes in Polen sind die 
oben zitierten ‚„‚Beiträge z. Gesch. d. deutschen Rechtes in Galizien“ 
I—-XIH einzusehen, wo auch die Verbreitung der verwandten Rechte 
(Breslau, Neumarkt (Szroda), Löwenberg, Kulm) ausführlich dargetan 
wird und über 700 Orte aufgezählt werden, in denen es galt (auch in 
dörflichen Siedlungen). Hier und in der Gesch. d. Deutschen in d. Kar- 
pathenländern findet man auch Aufzählungen der mit dem Gebrauthe 
dieses Rechtes im Zusammenhang stehenden Rechtsbücher, Schöffen- 
sprüche usw. er 

b) In den Sudetenländern war das Magdeburger Recht nicht 
nur in Schlesien und Mähren, sondern auch in Böhmen verbreitet (Leit- 
meritz, Prag Kleinseite, Königgrätz). 

c) In Ungarn war es in den nördlichen Landesteilen (im Anschluß 
an Polen) sehr verbreitet und übte seinen Einfluß, wie in Böhmen bis 
in das Zentrum des Reiches (Ofener Rechtsbuch). In meinen Studien 
zur Gesch. d. deutschen Rechtes in Ungarn I $ 3 sind genügend Nach- 
weise gegeben, wenn ich auch jetzt davon absehe, daß Orte, die die- 
selben Freiheiten besitzen, wie wir sie in Orten mit nachweislichem 
Magdeburger Recht finden, auch immer Magdeburger Recht hatten. 
Dabei bleibt aber doch die Bemerkung aufrecht, daß in allen Orten, 
die ihr Gericht nach Magdeburger Recht hielten, auch andre Einrich- 
tungen (z. B. Erblichkeit d. Richter usw.) zutreffen. 

d) Über die Verbreitung in Rußland (die letzten Spuren des 
Magdeburger Rechtes wurden in Kiew erst 1835 beseitigt) ist Halban 
a. a. O. zu vergleichen. 

B) Wiener Stadtrechtskreis. 

Das älteste Wiener Recht ist nach Voltelini, Die Anfänge der Stadt 
Wien (1913) S. 113 jedenfalls zwischen 1192—1208 entstanden und zwar 
wahrscheinlich 1198, wie Laz angibt. Es liegt etwas abgeändert im 
Ennser Recht von 1212 vor. Der Einfluß des flämischen Rechtes auf 
das österreichische und sudetenländische Stadtrecht wird jetzt wohl 
überhaupt geleugnet. Vgl. zuletzt Voltelini a. a. O. S. 113ff., der da- 
gegen Beziehungen zu den rheinischen Stadtrechten Worms und Speicr, 
vor allem aber mit Freiburg im Breisgau und den sächsischen Gründungen 
Heinrichs des Löwen annimmt. 

Stärker muß die weite Verbreitung des Einflusses des Wiener 
Rechtes betont werden. Es war zwar nicht ‚in den meisten Städten 
Österreichs“ in Anwendung (denn nur Enns, Hainburg, Krems, Stein, 
Korneuburg, Eggenburg, Wiener Neustadt und vielleicht Mautern be- 
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saßen es). Aber dafür kannte man es auch in Judenburg in der Steier- 
mark, und es übte ferner nicht nur in den Sudetenländern, sondern auch 
in. Ungarn Einfluß, worüber man meine Schriften: Böhmen (Leipzig 
1919), ferner Geschichte d. Deutschen in d. Karpathenländern II S. 231. 
und meine Studien z. Gesch. d. deutschen Rechtes in Ungam I $ 2 ver- 
gleichen mag. 

Ebenso ging der Einfluß des zum Wiener Stadtrechtskreis gehö- 
rigen Iglauer Rechtes in Ungarn weit über Schemnitz hinaus, wozu 
meine zuletzt zitierten Arbeiten einiges bieten. Es galt in den nieder- 
ungarischen Bergstädten. in der Zips und drang bis Hermannstadt vor. 
Den nach Turoczk6 in Siebenbürgen aus Österreich eingewanderten 
Eisenarbeitern (13. Jahrh.) ließ man ihre heimatlichen Rechte. 

Mit dem Wiener Rechtskreis (Verwendung des Brünner und Ig- 
lauer Rechtes) hängt auch das sog. Altprager Stadtrecht zusammen. 
Darüber ist jetzt Zycha „Prag“ S. 218ff. zu vergleichen, wo es als erster 
Versuch (vor 1300) das gemeine Stadtrecht Böhmens festzustellen er- 
klärt wird. Über das spätere einheitliche böhmische Stadtrecht bietet 
Grunzel, „Deutsches Stadtrecht in Böhmen und Mähren“ (Mitt. zur 
Gesch. Böhmens und Mährens Bd. 30) das Nähere. 

C) Nürnberger Recht. 

In Böhmen ist neben dem Einfluß des Magdeburger Rechtes und 
des Österreichischen Stadtrechtes auch das Nürnberger Recht stärker 
zu betonen; da dieses nicht nur in Prag Altstadt, sondern auch in Eger, 
Elbogen, Schlackenwert, Falkenau und Karlsbad u. a. galt. Boresch 
von Riesenberg verlieh 1375 das Egerer Stadtrecht seinen Städten 
Luditz und Buchau. Eger war Oberhof für die Städte im westlichen 
Böhmen; Eger selbst wandte sich in zweifelhaften Fällen nach Nürn- 
berg. So fragten die Egerer einmal in Nürnberg an, wie lange die Gläu- 
biger eines flüchtigen Bürgers, dessen Haus und Erbe sie in Besitz ge- 
nommen, mit dem Verkaufe warten müssen, oder wie man nach Nürn- 
berger Recht mit einem Gerichtsdiener verfahre, der einen Bürger „von 
Gerichtes wegen“ erschlagen hat.!) 

D) Beziehungen zum bayrischen Stadtrecht. Wie die 
Tiroler Stadt Kitzbühel, so weist auch Innsbruck Verwandtschaft mit 
Münchener Recht auf (Voltelini in Festschr. d. Akad. Historikerklubes, 
Innsbruck 1913). 

E) In Südtirol hat dagegen das italienische Stadtrecht 
Eingang gefunden (Voltelini, Das älteste Stadtrecht von Trient [Archiv 
f. Österr. Gesch. Bd. 92]). 

8. „Deutsches Recht.“ 

Im östlichen Ansiedlungsgebiet (besonders in den Sudetenländern 
und in Polen) ist ‚Deutsches Recht“ (ius, mos, libertas Teutonicorum 


!) Kürschner, Das Stadtrecht von Eger und seine Verbreitung. 
Mitt. d. Ver. Gesch. Deutschen Böhm. 6 (1868), 8. 197. F. Khull, Die 
Stadtgesetze von Eger 1352—1460. Graz, Gymn.-Progr. 1881. K. Siegl, 
Das Egerer Achtbuch 1310—1390 und derselbe, Das Egerer Achtbuch 
1391—1668. Mitt. Ver. Gesch. Deutschen Böhm. Bd. 39 und 41 (1901/8). 
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und dergl.) ein sehr weitläufiger und vieldeutiger Begriff, mır dem der 
gesamte Umfang der den Deutschen gewährten Rechte bezeichnet wird. 
Es umfaßt also einesteils alle Freiheiten, Gerechtsame, Begünstigungen 
der deutschen Orte (Selbstverwaltung, eigene Gerichtsbarkeit, Markt- 
recht, Stapelrecht, Braugerechtigkeit, Zollfreiheit, Freijahre von Ab- 
gaben, erbliche Überlassung von Grundstücken usw.), anderseits das 
bei der Gerichtsbarkeit beobachtete Recht. Als letzteres wurde den An- 
siedlungen irgendeines der bestehenden Stadtrechte bestimmt, damit 
die Bürger in zweifelhaften Fällen sich an den Mutterort wenden.!) 
Ein Unterschied zwischen ‚deutschem Recht“ und ‚‚Stadtrecht‘‘ (das 
auch Dörfern verlieben wird), wie ihn etwa Stencel annehmen wollte, 
besteht nicht. Das „Deutsche Recht“ ist auch identisch mit ius fran- 
conicum und wird mitunter auch als lantrecht bezeichnet, womit aber 
wieder nicht etwa Dorfrecht zu verstehen ist, sondern eben nichts 
anderes als ‚Deutsches Recht“. Näheres darüber in d. Beiträgen z. 
Gesch. d. deutschen Rechtes in Galizien II u. III, ferner in meinem 
„Böhmen“ S. 30f. Deutsches Recht in diesem Sinne, deutsche Ort- 
einrichtung, Verwaltung und Rechtsprechung durch 'einen Schulzen, 
Grafen, Vogt oder Richter mit geschworenen Räten war auch in der 
alten Moldau und Walachei (Rumänien) seit dem 14. Jahrhundert 
verbreitet. Gesch. d. Deutschen in den Karpathenländern II S. 392ff. 
und Studien z. Gssch. d. deutschen Rechts in Ungarn und seinen Neben- 
ländern III (Urkunden). Selbstverständlich hängen diese Einrichtungen 
hier teils mit Siebenbürgen, teils mit Galizien zusammen. Deutsches 
Recht muß über Ungarn auch in die mittelalterlichen Deutschsied- 
lungen am Balkan (meist Bergwerksorte) gelangt sein. Vgl. meine 
Schrift „Die Deutschen in Osteuropa“ (Leipzig 1916) S. 46fl. 


9. Deutsches Zunftrecht. 


Mit dem deutschen Handwerker, der erst nach dem Osten das 
ordentliche Gewerbe brachte, verbreitete sich das deutsche Zunftrecht. 

So in Polen-Galizien (Gesch. d. Deutschen in den Karpathen- 
ländern I S. 334ff.); in Ungarn (ebenda II S. 337ff.); in Rußland, 
Halban, Zur Gesch. d. deutschen Rechtes in Tschernigow u. Poltawa 
(deutsches Zunftrecht ist bis Charkow nachweisbar); in Rumänien 
(Gesch. d. Deutschen II S. 404f. und Studien z. Gesch. d. deutschen 
Rechtes in Ungarn III. Urk. Nr. 3 u. 7). 


10. Deutsches Bergrecht. Die Verbreitung österreichischen 
(und sudetenländischen) Bergrechts in Ungarn ist schon oben erwähnt 
worden. Über den starken deutschen Einfluß der Deutschen auf die Ent- 
wicklung des Bergwerksrechtes in Ungarn vgl. man Gesch. d. Deutschen 
in Ungarn II S. 139 ff., 330f. und 348f. Dasselbe gilt für Polen- 
Galizien (vgl. ebenda I S.317ff.). Die Frage nach dem Einflusse des 
deutschen Bergrechts auf das polnische müßte jedenfalls noch unter- 


1) Krakau erhält 1257 das Magdeburger Recht, ut si quando ad hoc 
dubitatum fuerit, ad ius scriptum a dubitantibus recurratur (Cod. Dip. 
Crac. I Nr. 1). 
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sucht werden. Was M. Rosenberg darüber im Przeglad Hist. Bd. 13 
(1911). und gesondert in „Zarys urzadzen prawnych görniotwa w Polsoe“ 
(Lemberg 1911) sagt, ist völlig unzureichend. Rosenberg nimmt sehr 
zweifelhafte Einflüsse des römischen Bergrechts, ferner des böhmischen 
und ungarischen an, übersieht aber den Einfluß des deutschen auf 
die letztgenannten, ebenso die Fülle der deutschen technischen Aus 
drücke in der polnischen Bergwerkssprache. (Vgl meinen Bericht 
„Deutsche Erde‘ 1914/5 S. 154.) Deutsches Bergrecht galt offenbar 
auch in den oben erwähnten Bergwerksansiedlungen am Balkan und 
ebenso in ähnlichen Ansiedlungen in der Moldau. 


1l. Schließlich sei erwähnt, daß meine zitierten Schriften auch 
weitere Beiträge zur deutschen Rechtsgeschichte (Handelsrecht, Nach- 
barschaftsartikel, allerlei Rechtsgewohnheiten, Sühnwalifahrten, Begns- 
digung zum Tode Verurteilter durch Heirat, Beziehungen des deut- 
schen Rechtes zum ‚walachischen Recht‘ usw.) bieten. Besonderes 
Interesse erweckt noch der Umstand, daß in Ungarn und Polen die 
Müller deutscher Herkunft ein Sonderrecht auf deutscher Grundlage 
besaßen. Darüber vgl. man Gesch. d. Deutschen in den Karpatben- 
ländern I S.816 und II S. 330. Der Pole Ostrorog bekämpfte um 14% 
dieses Sonderrecht der Müller. (Vgl. meine Polen-Quelleneammlung 
f. d. geschichtlichen Unterricht II, Nr. 144, Leipzig, S.18. Hier auch 
andere Quellen zur Kenntnis des deutschen Rechtes in Polen.) Bruch- 
stücke aus rechtshistorischen Quellen aus den Karpathenländern findet 
man ferner in meinem Büchlein ‚‚Die deutsche Ansiedlung in den Kar- 
pathenländern‘ (Prag 1917). Hier auch einiges aus den Nachbarschafts- 
und Bruderschaftsartikeln der Siebenbürger Sachsen. 


Graz. Raimund Friedr. Kaindl. 


[Die Bedeutung der Gelöbnisgebärde.] Die Gelöbnisgebärde more 
Saxonum, das sog. Stupfen oder Stippen, bei dem bekanntlich der 
Zeigefinger der einwärts gedrebten rechten Hand aufgereckt wurde, 
ist von Grimm und anderen älteren Schriftstellern wegen der gleich- 
zeitigen Krümmung der übrigen Finger mit der ebenfalls sächsischen 
abnegatio curvatis digitis zusammengestellt und ihr gleichgesetzt worden. 
Erst Karl v. Amira hat die Unterschiede aufgezeigt.!) Sein Nachweis, 
daß die abnegatio tatsächlich durch einen Verneinungsgestus begleitet 
war, macht selbstverständlich eine derartige Gleichscetzung völlig un- 
möglich. Aber der Gegensatz ist noch schärfer, als wie v. Amira an- 
nimmt: Der verneinenden (ablehnenden) ‚‚abnegatio‘ steht die ‚‚con- 
firmatio“ als eine ebenso zweifellose Bejahung (Zustimmung) gegenüber. 
Die Auffassung ist dabei entweder so, daß der Finger das bestätigt oder 


!) Karl v. Amira, Die Handgelrärden in den Bilderhandschriften 
des Sachsenspiegels: Abhandlungen der philosophisch-philologischen Klasse 
ie! ns bayrischen Akademie der Wissenschaften Bd. XXIII, 1%9, 
ınsbes. 8. 219, 
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dem zustimmt, was der Mund sagt, oder so, daß der Finger in Über- 
einstimmung mit dem Munde oder gar an dessen Stelle eine gestellte 
Frage mit Ja beantwortet. An.die erste Auffassung ist wohl zu denken bei 
den oft angeführten Stellen der Urkunden Liemars von Hamburg-Bremen 
über die Stumpenhusenschen Güter vom Jahre 1091!): mater donati- 
onem eius ore laudavit et digito confirmavit; confirmationem digito, 
ut mos est Saxsonibus, fecit, matre eius confirmante sicut iustum 
erat; frater laudavit, quamquam ad eum laudare non pertineret; per 
digitorum extensionem promissionem confirmationis accepit. Wenn cs 
dagegen in der bekannten Soester Gerichtsordnung heißt?): dann sol 
der Gogreve fragen, ob er den gelove, und ein jeder aufrichten einen 
Finger, so liegt sicher die zweite Auffassung zugrunde; es scheint sogar 
zweifelhaft, ob mit dem Gestus überhaupt ein Wort verbunden war. 
Das gleiche gilt von einer Reihe von Belegstellen aus der nichtjuristischen 
Literatur, die das Grimmsche Wörterbuch unter ‚„Fingeraufrecken‘“ 
zusammenstellt..) Bei Huldigungen war es vielfach üblich, daß der 
Bürgermeister oder sonstige Vertreter der Untertanenschaft vor Leistung 
des Treueides dem IÄndesherrn die Frage vorlegte, ob er die Privilegien 
seiner Vorfahren halten wolle, und dieser durch Aufrecken des Fingers 
bejahend antwortete. Am unzweideutigsten ist aber wohl folgender 
Beleg, den ich dem immer noch nicht genügend beachteten, rechtsge- 
schichtlich so hochwichtigen Brünner Schöffenbuch entnehme.?) Es ist 
dort in cap. 659 die Rede von einem totkranken Testator, dem von 
den Schöffen ein Schriftstück vorgelesen wird mit der Frage, ob dies 
sein letzter Wille sei; qui (der Testator) ad interrogationem scabinorum 
prae vicinae mortis amaritudine®) loqui non valens per digitorum exten- 
sionem innuebat quod Sic!“ 

Hieraus ergibt sich weiter, daß die confirmatio per digiti extensi- 
onem von der Handreichung (hanttastinge) auch begriffllich durchaus 
zu unterscheiden ist. Eine fides facta, eine Verpfändung der Treue 
kann im bloßen Aufrecken des Fingers nicht erblickt werden. 

Ebensowenig hat die Gelöbnisgebärde mit dem Schwurritvs etwas 
zu tun. Das Brünner Schöffenbuch stellt fest: Wer unter Aufrecken 
nur Eines Fingers Schwurformeln ausspricht, leistet damit keinen Eid!®) 


!) Ich zitiere nach dem Hamburgischen Urkundenbuch Bd. I Nr. 118 
und 119 8. 111ff. 

?) So bei Emminghaus, Memorabilia Susatensia.. Abweichend die 
im allgemeinen bessere Überlieferung einer Handschrift des 15. Jahrhunderts 
(Forschungen zur deutschen Geschichte Bd. 7 8. 625). 
f Bd. 3 Spalte 1654. 
%) Ausgabe von Rößler. 

6) Rößler liest praevicinae (in Einem Wort). Gemeint ist: er konnte 
vor Bitternis des nahen Todes nicht sprechen. 

©) Cap. 453: Qui uno digito elevato vel cruci supposito iurat, non 
obtinet intentum, quia semper in iuribus originalibus civitatum scribitur, 
quod iuramenta fierent cum duobus digitis vel cum sola manu. Der Zusatz: 
Et hoc est tractum de scriptura sacra, ubi dicitur quod in ore duorum vel 
trium testium stat omne verbum ist natürlich nachträgliche christliche Um- 
deutung. 
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Schwören ist nicht etwa verstärktes Geloben, sondern eine Sache für 
sich, ist Inanspruchnehmen überirdischer Kräfte, ist Zaubern. Schwören, 
Beschwören und Segnen gehört zusammen, wie begrifflich, so im Gestus. 
Rein äußerlich wird nun freilich in späteren Zeiten der Unterschied 
zwischen zauberischem Eid und einseitig bejahendem Gelöbnis dadurch 
verwischt, daß ein Geloben mit zwei Fingern, mit Zeige- und Mittel- 
finger aufkommt.!) Es ist indessen wohl kein bloßer Zufall, wenn unge- 
fähr gleichzeitig das Schwören mit drei Fingern (Daumen und den beiden 
Vorderfingern) üblich wird.?2) Jedenfalls ergibt sich auch hieraus und 
nach dieser Seite hin eine völlige Selbständigkeit der Gelöbnisgebärde, 
und unsere These bleibt bestehen: Stupfen ist feierlich bejahen ! 


Hamburg. Dr. Heinrich Reincke. 


[Zweitbesthaupt.) ‚Und ist der val das best hopt än eines““, liest 
man in einem von mir, Die Rechtsquellen von Höngg, Basel 1897, S. 21 
Z. 7 abgedruckten späteren Zusatz zu der Höngger Stiftsoffnung vom 
Mai 1338, während an anderer Stelle im lateinisc und im deutschen 
Urtext (S.15 2.4v.u,16Z. lu. 2 v. o.) gesagt ist, wer beliehen werde, 
solle dem Propst des Großmünsters in Zürich geben quatuor ciphos 
vini melioris excepto uno, quod Thuregi venditur oder vier köpff des 
besten wins, so man denn ze Zürich verkoufft, &n einen. Was gemeint 
ist, steht außer Zweifel: das zweitbeste Haupt Vieh, Wein zweitbester 
Art. Es fehlt ja auch sonst nicht an Belegen. So z. B. im großen habse- 
burgischen Urbar von 1303—1308 an verschiedenen Stellen, etwa im 9., 
das Amt Schwarzwald und zu Waldshut betreffenden Stück hinsichtlich 
der Freien zu Gais bei Waldkirch (Ausgabe von Rudolf Maag I, Basel 
1894, S. 71): Des selben sol der wiebel nemen die besten schulter äne 
eine und das best brot än eins. Oder im Weistum von Pillersee $ 10 
(Österreichische Weistümer II 1, Tiroler Weistümer, herausgegeben von 
Ignaz v. Zingerle und K. Theodor v. Inama-Sternegg, Wien 1875 
S. 93, vgl. auch Hans Fehr, Die Rechtsstellung der Frau und der 
Kinder in den Weistümem, Jena 1912 S. 34): Auch ist ze merken, wer 
hinter meinem herren sitzt, und der abget mit dem tod, so ist meinem 
herren der todfall verfallen, das beste haubt an ains. Die Erklärung 
hat schon Jacob Grimm gegeben in seinen Rechtsaltertümern, 4. Aufl, 
besorgt durch Andreas Heusler und Rudolf Hübner I, Leipzig 189 
S. 515—517, 512, wozu man jetzt auch Alfred Schultze, Seelgerät und 
Besthaupt, Z? f. RG. German. Abt. XXXVIII 1917 S. 302 vergleichen 
möge. Es handelt sich dabei um ein Herabsteigen, um eine Minderung vom 


') Beispiele: Homeyer, Richtsteig Landrechts 8. 388f; Reincke, 
Die Bilderhandschrift des Hamburgischen Stadtrechts von 1497 8. 178. 

2) Vgl. Reincke a. a. O. 8.177f. Nach den mystischen Spielereien 
der Scholastik sollten, wie die 2 Finger die 2 kanonischen Zeugen, so die 
8 Finger die beim Eide anzurufenden 3 Personen Gottes darstellen! Näheres 
hoffe ich in den Anmerkungen zu der Ausgabe der Bilderhandschrift des 
Hamburgischen Stadtrechts bringen zu können, deren Druck bisher wegen 
Ungunst der Verhältnisse zurückgestellt werden mußte, 
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Besten auf das Nächstbeste, die ganz im Sinne des deutschen Rechtes 
lag, das überhaupt gerne Maß hielt und die Dinge nicht auf die Spitze 
trieb.Y) Gelegentlich finden sich noch genauere Angaben über das Ver- 
fahren bei der Wegnahme des Zweitbesthauptes. Andreas Heusler 
in Basel machte mich bald nach dem Erscheinen meiner Höngger Rechts- 
quellen auf einen bei Robert Hoppeler, Das Unterwallis und dessen 
Beziehungen zum Hochstift Sitten während des 13. Jahrhunderts, Zür- 
cher phil. Diss. (auch unter dem Titel: Beiträge zur Geschichte des 
Wallis im Mittelalter) Zürich 1897 S. 93 mitgeteilten Walliser Brauch 
aufmerksam, nach welchem, falls ein Trager eines fallpflichtigen Zins- 
gutes starb, seine Erben ein Stück Vieh aus dessen Nachlaß auslesen 
durften; aus dem Rest konnte sich dann der Herr das zweitbeste aus- 
suchen: illud secundum animal, quod magis in animalibus mortui duxerit 
eligendum. Noch ausführlicher ist eine Stelle aus den im Cartular von 
Rüeggisberg enthaltenen Rechten und Pflichten der Lehensleute und 
Hintersassen von Rüeggisberg, auf die ich bei Franz Wäger, Geschichte 
des Kluniazenser-Priorates Rüeggisberg, Freiburg (Schweiz) 1917 S. 153 
mit Anm. 26 (vgl. ebenda S. 155) stoße: Quando tenens dicta bona 
hindersetz moritur, eodem sepulto, heres sine aliquo intervallo venire 
tenetur de ecclesia ad priorem et secum ducere meliora animalia dimissa 
per mortuum, postulando predicta bona sibi prestari. Quo sic presentato 
prior eidem heredem (!) debet dicere, quod de illis animalibus per eun- 
dem adductis recipiat. Idem heres primum illud animal, quod voluerit, 
[recipiat], quo recepto prior recipere debet secundum animal, quod 
voluerit. Man kann diese Bestimmung so verstehen wie die oben an- 
geführte aus dem Wallis. Möglich ist aber auch die Deutung von Wäger, 
wonach der Prior von Rüeggisberg das beste Stück auszusuchen gehabt 
hätte, das ihm dann der Erbe gewissermaßen vorweggenommen haben 
würde. Das würde eine ähnliche Verteilung der Rollen sein wie bei 
Erbteilungen nach dem Satze „Der Ältere soll teilen und der Jüngere 
küren“ (Rudolf Hübner, Grundzüge des deutschen Privatrechts, 
3. Aufl, Leipzig 1919 S. 623), wäre jedoch, weil in der praktischen An- 
wendung für den Erben von etwas zweifelhaftem Werte, nur historisch zu 
erklären, nämlich als ein Brauch, der ein zunächst gegebenes wirkliches 
Besthauptrecht nachträglich zugunsten des Erben abschwächte und einen 
Übergangszustand dauernd festhielt, der vernünftigerweise in das in der 
Walliser Bestimmung geschilderte Verfahren hätte ausmünden müssen. 
Ulrich Stutz. 


!) Die Offnung von Hedingen im heutigen Kanton Zürich aus dem 
Anfang des 15. Jahrhunderts bestimmt in $ 7 (Jacob Grimm, Weis- 
thümer IV, Göttingen 1863, 8. 293; siehe auch Richard H.Simon, Rechts- 
geschichte der Benediktinerabtei Pfäfers und ihres Gebietes, Berner jur. Diss., 
Ragaz 1918, 8. 39), beim Tode eines Gotteshaus- oder Pfüferser Lehensmanns 
zu H. solle das Besthaupt oder ein Harnisch oder das Bestgewand als Fall 
entrichtet werden. „Wer aber, daz ieman daz best hopt versaite, daz wer 
dem gotzhusz geuallen, vnd muest ain anders daz best geben ön gnad.* 
Hier kommt also zur Strafe für die Verweigerung zum Besthaupt das Zweit- 
besthaupt hinzu wie in alter Zeit bei gewissen Prekarien zur decima die nona. 
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[Berichtigung.] Nach Erscheinen des vorigen Bandes dieser Zeit- 
schrift stellte sich heraus, daß zwei Eilbriefe mit der letzten Korrektur 
meiner beiden Miszellen „Schöffenspruchsammlungen“ (S. 346fL) und 
„Eine Torgauer Glossenhandschrift zum Sächsischen Landrecht“ (S. 
365ff.) im November 1918 auf dem Wege von Leipzig nach Weimar 
verlorengegangen sind. Daher hat eine Anzahl wesentlicher Korrek- 
turen bzw. Ergänzungen beim Abdruck der beiden Aufsätze keine Be- 
rücksichtigung gefunden. Ich teile sie im folgenden mit?): 


Seite 347 Note 3 ist zu ergänzen: Vgl. Richard Behrend, Göttingi- 
sche gelehrte Anzeigen 165 (1903), S. 671ff. 
Seite 350 Note 1 ist vor „Jecht‘ zu ergänzen: Homeyer, Ssp. Il, 
S. 376. 
Seite 352 Zeile 24 von unten: Statt „seinen“ ist zu lesen: dessen. 
Seite 352 Zeile 3 von unten ist nach „Behrends Ausgabe“ einzu- 
schalten: sowie bei Ferdinand von Martitz, ZRG. 11 (1873), 
S. 401ff. 
Seite 358 Zeilen 1—3 lauten richtig: .... gemeinsamen Quelle ge- 
schöpft, mit welcher auch die übereinstimmende Auswahl in der 
Hs. M 20 der Landesbibliothek zu Dresden in Zusammenhang steht. 
Seite 362 unter 8 „Bl. 258*-263®: Stücke verschiedenen Inhalts“ 
fällt der erste Absatz weg. Statt dessen ist zu lesen: Bl 258* 
bis 2606: Einzelne Sätze Görlitzer Gewohnheitsrechts, 
belegt mit romanistischen Allegaten. Eingestreut finden sich 
Auszüge aus der Glosse zum a Hervorgehoben 
seien folgende Stücke. 
Seite 362 Zeile 6 von unten: Nach „Mühlenrechts“ ist zu ergänzen: 
Glosse zu Ssp. Lehnr. 11; vgl. Homeyer, Ssp. II 1, S. 359, Nr. 17. 
Seite 362 Zeilen 5 bis 3 von unten fallen weg. 
Seite 363 Note 2: Statt „Richtiges Zitat“ ist zu lesen: Homeyer, 
Ssp. 1? Ldr. 165 $ 4. 
Seite 367 Zeile 15 von oben ist vor „Glosse“ einzuschalten: Buchsche. 
Bei dieser Gelegenheit sei noch angemerkt, daß es den fortgesetzten 
Bemühungen gelungen ist, die in der Einleitung zu meiner Ausgabe der 
Leipziger Schöffenspruchsammlung S. 79*f. Anmerkung 5 unter A4 (vgl. 
daselbst S. 83* Anmerkung 3 a. E.) als verschollen bezeichnete Quedlin- 
burger Glossenhandschrift des Sächsischen Weichbildes (Homeyer, 
Rechtsbücher, Nr. 577) auszuforschen. Sie wird gegenwärtig ohne Si- 
gnatur im städtischen Museum zu Quedlinburg verwahrt, wo sie als 
Schaustück ausliegt. Die genaue Untersuchung der Handschrift, die 
mir durch Übersendung des Kodex nach Leipzig ermöglicht wurde, 
hat zu einer Änderung oder Ergänzung meiner Angaben in der Einlei- 
tung zur Leipziger Schöffenspruchsammlung keine Veranlassung geboten- 


Leipzig. Guido Kisceh. 


N) Vgl. jetzt auch R. Jecht im Neuen Lausitzischen Magazin XV 
1919 8. 104 ff. — Sttutz. 
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Verf. gibt in einem Vorwort V—IX Aufschluß über die Entwick- 
lung des Planes der vorliegenden Arbeit. Die ursprüngliche ldee, eine 
zusammenfassende Darstellung des altbabylonischen Privat- und Pro- 
zeßrechts zu geben, hat er aufgegeben, als das „hier in reichem Maße 
zugewachsene Quellenmaterial Bescheidenheit in den Zielen lehrte“. 
„An Stelle einer zusammenfassenden Darstellung“ bietet er ‚nur einen 
kleinen Ausschnitt aus dem altbabylonischen Privatrecht‘. Der Druck 
der Arbeit wurde zunächst durch den Krieg verzögert, Frühjahr 1915 
war das Buch im wesentlichen ausgedruckt, Nachträge wurden dann 
(S. 215—234) bis März 1916 beigefügt. Einige ausländische Literatur 
konnte dabei berücksichtigt werden. 

Die Arbeit beschäftigt sich (S. VII) mit der Entstehungsgeschichte 
des Kodex Hammurapi und sucht die Existenz sumerischer Vorlagen 
zum Gesetz nachzuweisen. Das Buch wird beherrscht von der rechts- 
vergleichenden Methode (S. VIII), vor allem sind die germanischen 
Rechte herangezogen worden (S. IX). 

In der „Einleitung“ S. 1—6 wird der Gegenstand der Unter- 
suchung noch näher fixiert. Die Hochflut an Literatur über den K. H. 
hat gegenwärtig abgeebbt; da ist es Zeit für „anspruchslose Detail- 
untersuchungen“ (S. 1). Gerade diese fehlen. Auf breitere Basis wird 
diese Detailuntersuchung geführt durch die ‚Frage nach dem Charakter 
des Gesetzgebungswerks des großen Königs.“ Es ist keine völlig origi- 
nale Schöpfung, aber was? „‚Präjudiziensammlung, Kodifizierung des 
Gewohnheitsrechts, Sammlung älterer Gesetze mit Neuerungen? Die 
herrschende Meinung nimmt das letzte an.“ Verf. hält das für richtig. 
Es gilt hierfür den Nachweis zu führen und das alte und neue Recht zu 
scheiden (S.2). „Mit dieser Aufgabe beschäftigt sich die folgende Unter- 
suchung. Allerdings versucht sie die Sonderung älteren und jüngeren 
Rechts nur für einzelne Stellen des Gesetzes durchzuführen, und ich 
möchte zweifeln, ob bei dem gegenwärtigen Stand der Forschung über- 
haupt mehr zu erreichen ist.‘ 

Die wichtigste Handhabe sind Widersprüche im Gesetz (S. 3). 
Dazu bedarf es eingehender Untersuchung der Rechtsinstitute. Das 
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Resultat ist: „Hammurapi hat ältere Gesetze in ursprünglicher Fassung 
in sein Werk aufgenommen, sie durch neue Bestimmungen ergänzt 
und teilweise abgeändert; diese Neuerungen treten — und dies ist meines 
Wissens bisher noch nicht bemerkt worden —, mitunter auch in Gestalt 
von Interpolationen in der Vorlage auf“ (S. 3). Der K. H. ist eine Kom- 
pilation, ähnlich dem Gesetzgebungswerk Justinians (S. 4). Im Zu- 
sammenhang damit steht die Frage nach der Herkunft der von H. über- 
nommenen Gesetze. Sind sie semitisch oder sumerisch ? (S. 4). „Es 
hat in der Tat sumerische Gesetze gegeben, die H. für einzelne seiner 
Rechtssatzungen zum Vorbild dienten.“ In welchem Umfang das statt- 
gefunden hat, ist freilich zur Zeit nicht vollständig zu bestimmen (S. 5}. 

Diese Ziele verfolgt Verf., indem er in 2 Kapiteln 2 Stoffgruppen 
herausgreift. 

Das 1. Kap. (S. 7—110) behandelt ‚„Depositum und Eigentum:- 
verfolgung (Anefang)‘“. 

Die Untersuchung geht aus von $$ 122, 123 des K. H. Die Frage 
ist: welche Form ist hier für das Depositum vorgeschrieben ? Die Un- 
tersuchung knüpft an an den Wortlaut. Was ist „riksäti“ ? (S. 8) Verf. 
sieht darin einen ‚schriftlichen‘‘ Vertrag (S. 8-10). Daß man das 
darin sehen kann, ist zuzugeben. Ob man das aber muß, ist mir zwei- 
felhaft. Verf. meint (S. 8), riksäti nur mit „Vertrag‘‘ zu übersetzen, 
bedeute eine ‚„Trivialität, die man dem Gesetzgeber nicht zumuten 
kann. Ein Vertrag im Sinne einer Willenseinigung ist ja das Depositum 
immer.“ Das ist richtig. Aber daraus folgt noch nicht notwendig die 
Auffassung des Verf. Wenn jemand etwas „zur Aufbewahrung gibt“, 
so ist das seine Absicht, und wenn er bloß zum Geben Zeugen zuzieht, 
so können diese nichts anderes bezeugen als bloß das Geben. Daß das 
aber ein Geben zu Depositum ist, muß sich ebenfalls vor den Zeugen 
abspielen. Und das ist nur gegeben, wenn die Absicht sich in einer Wil- 
lenserklärung des Gebenden und Nehmenden äußert. Die Willens 
äußerungen sind dann Gegenstand der sinnlichen Wahrnehmung der 
Zeugen. Die Üblichkeit von Depotscheinen beweist dagegen nichts 
(S. 11, 13). Die S. 14 erwähnte Urkunde würde damit übereinstimmen. 

Aber es ist: nicht zu leugnen, daß die Auffassung des Verf. richtig 
sein kann. Ist sie richtig, dann freilich verdient der Gesetzgeber den 
Vorwurf S. 17, daß es sich um eine ‚„rechtspolitisch wenig durchdachte 
Neuerung“ handle (S. 17). Dann ergibt eich auch ein Widerspruch 
mit $ 124 (S. 20). Dieser $ 124 ist nach Verf. älteres Recht. Die Strafe 
des doppelten Ersatzes für den treulosen Depositar wird als älteres Recht 
durch die Rechtsvergleichung erwiesen. Verf. gibt da sehr interessante 
Belege aus den verschiedensten Rechtsgebieten (S. 22f.). 

S. 26f. ($ 2) geht Verf. ein auf die Haftung des Depoeitars für 
Diebstahl ($ 125, 126, K. H.) Eine reiche rechtsvergleichende Unter- 
suchung gibt feine dogmatische Gedanken, die für die Gesetzgebung H. 
in geistvoller Weise verwertet werden (S. 39f£.). Hier ist der Beweis 
m. E. erbracht, daß eine „ziemlich weitgehende Überarbeitung durch 
die Redaktion“ stattgefunden hat (S. 43). 
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$ 3 (S. 46—54) behandelt den Rückgriff des Verwahrers gegen 
den Dieb nach $ 125K.H. u. das Prinzip von „Hand wahre Hand“. Hier 
ist die Parallele zum deutschen Recht eine ganz auffällige. Verf. führt 
das im einzelnen in interessanter und eingehender Weise aus. Der Be- 
weis für mehrere Rechtsschichten (S. 53) ist m. E. auch hier erbracht. 

Der $ 4 (S. 5öff.) führt diese Gedanken in rechtsvergleichender 
Weise näher aus. Im alten Recht ist die Haftung aus dem Depositum 
eine deliktische, erst später wird sie eine kontraktliche. Der Polemik 
gegen Meister (S. 57 Anm. 5) stimme ich zu. Dem reichen Material, 
das Verf. bearbeitet hat, möchte ich den Hinweis auf das englische 
Recht beifügen. Der Beweis der Interpolation ist m. E. auch hier erbracht. 

$ 5 (8. 73ff.) untersucht den $7 desK. H. Ob hier die Schriftform 
für das Depositum vorgeschrieben ist, ist nicht ganz sicher. Aber 
die Annahme liegt hier jedenfalls sehr nahe. Der $ handelt von der 
Hehlerei. Darin ist Verf. beizustimmen. Seine Kritik an dem Inhalt 
erscheint mir gerechtfertigt. Nur zu S. 75 Anm. 4 wäre zu bemerken, 
daß hier nach der herrschenden deutschen Auffassung wohl nicht Unter- 
schlagung, sondern Diebstahl anzunehmen wäre, da es sich um Fälle 
von „Besitzdienerschaft‘‘ ($ 855 BGB.) handelt. Freilich: man kann 
die Richtigkeit dieser Auffassung bezweifeln. Die Interpretation des 
$ 7, wonach er in die Lehre vom Anefang gehört, ist geistvoll (S. 76). 
Der Beweis der Interpolation ist auch hier m. E. erbracht. 

Die beiden letzten $$ (6und 7) dieses Kapitels beschäftigen sich 
mit dem Kauf von Sklaven in und nach dem Ausland (i-na ma-at nu- 
ku-ur-tim, im Lande der Feindschaft). $ 280, $ 281 K.H. Der Lösungs- 
anspruch des $ 281 ergibt interessante Parallelen zu germanischen 
Rechten. Hinzuweisen wäre da auch auf das schwedische Recht in Zu- 
sammenhang mit dem lübischen. Besonders interessant ist der Vergleich 
mit dem altrussischen Recht, den Verf. S. 93f. gibt. Die zwei Zeugen 
dürften wohl Vertragszeugen sein. Vidok ist „Augenzeuge“, posluch 
Ohrenzeuge. Der Gebrauch kann promiscue stattfinden: einen Kaufab- 
schluß kann man schließlich sehen und hören. 

Die Kritik des $ 280 (S. 105) erscheint mir gerechtfertigt, der 
Nachweis der Interpolation erbracht. 

Das 2. Kapitel (S. 111—214) bringt Beiträge „zum Eherecht“. 
Hier bringt Verf. viel mehr terminologisches und philologisches Material 
als im ersten Teil. Das liegt am Stoff. Ausgangspunkt ist auch hier 
„riksäti“ (S. 111), nach Verf. ein ‚schriftlicher‘ Vertrag. ‚Ehevertrag‘ 
sagt Verf. Es ist nicht der „Ehevertrag“ in dem engeren Sinne des 
deutschen Rechts, sondern der „Eheschließungsvertrag‘‘ (vgl. die Ter- 
minologie des österr. Rechts), freilich unter Einschluß vermögensrecht- 
licher Elemente. Frage: ist die Ehe ‚‚Kaufehe‘‘ oder schon über dieses 
Stadium hinaus? Die Meinungen sind geteilt (S. 113). Verf. kommt 
zum Ergebnis: sie ist „Kaufehe‘“, was durch scharfsinnige Untersuchung 
der Terminologie näher belegt wird. Die Entwicklung ist analog dem 
deutschen Recht. Sponsatio und traditio puellae (S. 134). Es finden 
Anwendung die kaufrechtlichen Grundsätze (S. 137). 
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Aber es gibt Ehen auch ohne tirhatum. Hier setzt eine sehr scharf- 
sinnige Untersuchung S. 152 ein. Verf. kommt zu der Annahme, daß 
neben dem semitischen Recht des Nordens, der die Kaufehe noch kennt, 
das Recht der Sumerer schon darüber hinaus gediehen ist zu der reinen 
„Konsensehe‘“ (S. 153) und daß das Verlöbnis des semitischen Rechts 
mit seiner Sachhaftung (arrha sponsalicia) dem sumerischen Verlöbnis 
mit persönlicher Haftung auf Grundlage des Eides gegenüberstehe 
(S. 160). Die Hypothese ist bestechend und verführerisch. Das beige- 
brachte Material scheint sie in der Tat zu stützen (S. 182). Nimmt man 
nun Kaufehe für den semitischen Norden an, so darf man ‚‚freilich die 
Auffassung nicht zu Tode hetzen‘. Dassind richtige und beachtenswerte 
Worte. 

Verf. hat sich nach Vorrede und Einleitung ein Ziel gesteckt, da: 
sich lediglich auf den Kodex Hammurapi zu beschränken scheint. Er 
hat m. E. dabei bewiesen, was er beweisen wollte. Aber weit darüber 
hinaus: durch die rechtsvergleichenden Untersuchungen ist der G- 
sichtskreis außerordentlich erweitert und das Problem vertieft. Dr 
dogmatischen Ausführungen geben weiteste Perspektiven. An manchen 
Stellen wird insbesondere das altdeutsche Recht zum Vergleich heran- 
gezogen und mit Erfolg zu besserem Verständnis des altbabylonischen 
verwertet und umgekehrt, was den Hinweis auf das Buch in dieser j3 
nicht der Rechtsvergleichung als solcher gewidmeten, sondern allein 
für die germanische Rechtsgeschichte und ihre Beziehungen zu an- 
deren Rechten bestimmten Zeitschrift rechtfertigen mag. 

Bei aller Kühnheit der Hypothesen zeigt Verf. sorgfältigste Ab- 
wägung, genaues Eingehen auf alle Möglichkeiten, scharfsinniges Durch- 
denken der praktischen Gestaltung, wie das nur bei voller Beherrschung 
des Stoffes möglich ist. Es ist ein Genuß, auch ohne Kenntnis der philc- 
logischen Seite, das Werk zu studieren. Es bedeutet eine Förderung 
nicht nur des Studiums des babylonischen Rechts, sondern der Un:- 
versalrechtsgeschichte überhaupt und auch der Rechtsdogmatik. Es :st 
ein Beleg dafür, wie segensreich die Dogmatik durch rechtsgeschichtliche: 
und rechtsvergleichendes Denken befruchtet werden kann, wie inniz 
Dogmatik und Rechtsgeschichte verwachsen sind. Das Buch ist ein 
Muster von Sorgfalt und Scharfsinn, und eine Lockung zum Studium 
des interessanten Rechtskreises, seiner Sprache und seiner Kultar. 
Solcher Monographien kann es gar nicht genug geben. 


Heidelberg. F. K. Neubecker. 


Dr. H.M.R. Leopold, De spiegel van het verleden. Be- 
schouwingen over den ondergang van het Romeinsche rıjk 
waar aanleiding van het huidige wereldgebeuren. Rotterdam, 
W.L.u.J.Brusse's uitgever maatschapij, 1918. VIII, 808. 5®. 


Die übermäßigen Eindrücke des Weltkrieges haben auch dem 
Altertumsforscher die Augen für die Zeitprobleme geschärft. In der 
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Geschichte des römischen Reiches findet er sie alle wieder: den Wohl- 
stand der langen Friedenszeit seit Augustus, die kapitalistische Wirt- 
schaft, den Klassenstreit, einen beginnenden Staatssozialismus, den 
großen Krieg — die 100 Jahre von Marc Aurel bis Diokletian — und 
endlich die Zwangswirtschaft, die er notwendig im Gefolge hat. Dahin 
lief es hinaus, daß unerhörte Bindungen, des Bauers an die Scholle, 
des Handwerkers an die Werkstatt, des Kurialen an das Amt, notwendig 
wurden, um den Staat mit seiner schweren Rüstung und dem unge- 
heuerlichen Beamtenheere überhaupt nur am Leben zu erhalten. Kom- 
munistische Ideen dämmern auf. Das Christentum, das sie vertritt, 
gibt sie auf, sobald es Staatsreligion geworden. Geistig leitet es aus 
dem Gefängnis des allmächtigen Staates hinaus. Wirtschaftlich hat auf 
dem Wege über den Staatssozialismus und die Zwangswirtschaft nicht 
der Kommunismus, sondern ein Rückschritt fast bis zur ausschließlichen 
Naturalwirtschaft den Kapitalismus abgelöst. — Das Bild des „Zucht- 
hausstaates“ vor allem wollte L. der Welt vor Augen halten, welche 
im großen Krieg einem ähnlichen Schicksal entgegenging. Wo die fein- 
sinnige Skizze, die mit der überlegenen Ironie des Ben Akiba und doch 
auch mit Schmerzen geschrieben ist, um des geschichtlichen Paralle- 
lismus willen einmal zu viel moderne Probleme ins Altertum hinein 
trägt, bleiben wir ihr für die Anregung dankbar. 


Bonn a. Rh. Hermann Aubin. 


Alfons Dopsch, Wirtschaftliche und soziale Grundlagen der 
europäischen Kulturentwicklung aus der Zeit von Cäsar 
bis auf Karl den Großen. I. Teil. Wien, C.W. Seidel und 
Sohn, 1918. XI, 404 8. 8°. 


Das große, prächtig ausgestattete Werk, in dem Alfons Dopsch 
seine Forschungen über die ‚„‚Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit‘“ 
rückwärts weiter bis zu den ersten Nachrichten über die Germanen 
zu verfolgen beginnt, erscheint mir in noch höherem Grade wie jenes 
erste Buch als ein typisches Denkmal der Geschichtsschreibung der 
G:genwart oder, um mich vorsichtiger auszudrücken, der Epoche vor‘ 
dem Weltkrieg. Der Grundzug dieser Epoche, die weiteste Ausbildung 
der einzelwissenschaftlichen Erfahrung unabhängig von und meist in 
scharfem skeptischem Gegensatz zu der theoretischen Denkweise des 
früheren 19. Jahrhunderts, unterwirft hier die Geschichte des deutschen 
Frühmittelalters, deren Überlieferung in der Tat bis heute noch die 
entschiedene Prägung jenes theoretischen Zeitalters trägt, einer Neu- 
bearbeitung von großer Kühnheit und Folgerichtigkeit. Und selbst 
wer einer solchen Umwälzung als Ganzem mit starken Bedenken gegen- 
übersteht, wird anerkennen müssen, daß dabei vielfach die erprobten 
Grundsätze, noch mehr vielleicht der gesunde Instinkt der modernen 
Forschung mit Glück schlechthin unhaltbare Seiten des Überlieferungs- 
bildes bloßlegen. Dazu möchte ich vor allem den grundsätzlichen Wider- 
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spruch rechnen, in den die romantische Idealisierung des germanischen 
Altertums unbestreitbar mit einer der wesentlichsten Maximen aller neu- 
zeitlichen Wissenschaft, der Stetigkeit räumlicher und zeitlicher Ent- 
wicklungen, gekommen ist. Wie es auch im übrigen mit all den tie. 
greifenden Unterschieden bestellt sei, die die Lehre von der abendländi- 
schen Rechts-, Staats- und Gesellschaftsentwicklung seit dem 18. Jahr- 
hundert zwischen der Verfassung der germanischen Stämme und der 
aller übrigen Zeiten und Völker zu erkennen glaubte: Die nähere Ver- 
gleichung mit andern ursprünglichen Kulturkreisen, die deren genauere 
Untersuchung durch Romanistik, Orientalistik, Slavistik ermöglichte, 
ließ längst keinen Zweifel darüber, und Dopsch spricht es nur mit be- 
rechtigtem Nachdruck aus, daß die herkömmliche Auffassung der Ger- 
manen neben wissenschaftlich richtigen Beschreibungen nicht selten 
mystisch unzuverlässige Erklärungen aus der Zufälligkeit des Volk- 
charakters statt aus der Notwendigkeit der Entwicklungsstufe enthielt. 
Es ist eine methodisch gesunde Reaktion, wenn Dopsch mit Bethge in 
der vermeintlich fränkischen Markensetzung einen „Zwang“ sieht, der 
ebensogut in jedem anderen Lande und jedem andern Zeitraum zu dem 
gleichen Verfahren hätte führen müssen (S. 364), oder in der grund: 
herrschaftlichen Rodung ‚‚natürliche Wirtschaftsinteressen, die sich zu 
allen Zeiten und bei allen Völkern in gleicher Weise Geltung verschafft 
haben“ (S. 360), Diese Einsicht wendet Dopsch nun aber besonders 
auch auf das Verhältnis der Germanen zu demjenigen Kulturkreis an, 
mit dem sie nicht bloß in örtlich oder zeitlich ferner Parallele, sondern 
in engster Berührung und Aufeinanderfolge stehen, nämlich dem römi- 
schen: Und er gelangt zu dem Ergebnis, daß auch an diesem Punkt 
ein Eckstein der Weltgeschichtsauffassung seit den Tagen des Rationa- 
lismus, die Trennung von Antike und Mittelalter durch die Völkerwande- 
rung, als dogmatischer Sprung in einem in Wahrheit ununterbrochnen 
Naturgeschehen verdächtig wird. Bei äußerster Durchführung dieser 
Skepsis verfiele die vermeintliche Eigenart des germanischen Volkstums 
sozusagen einer Aufteilung in eine Gruppe von Merkmalen, die zwar 
ursprünglich, ihm aber mit einer Reihe entwicklungsgeschichtlich ent- 
sprechender Kulturen gemeinsam, und in eine andre, die weder ursprüng- 
lich noch ihm eigentümlich, sondern aus der reifen Kultur Spätroms 
übernommen wäre. 

Gegen diese Übertreibung, von der Dopsch durchaus nicht so weit 
entfernt ist, möchte ich nicht geltend machen, daß sie unbewußt im 
Grunde aus derselben unindividualistischen, soziologisch-naturwissen- 
schaftlichen Geschichtsansicht stammen würde, die er als Schöpferin 
der Theorie von primitiven Verfassungen überhaupt verabscheut.!) Für 


t) Es ist doch kein Zufall, daß Dopsch einmal (8. 50) seine eigne 
Theorie mit den Worten zusammenfaßt: „Die frühmittelalterliche Kultur tritt 
nicht neu, als primitive roher Barbaren neben eine absterbende, von ihnen 
selbst vernichtete, oder gar an Stelle dieser auf, sondern ist ein organisch 
sich einfügendes Glied voller Anpassung in der Kette einer uralten, von 
Volk zu Volk weiter überlieferten, durchlaufenden Gesamtentwicklung‘“. 
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wissenschaftlich wichtiger halte ich, dieser Ansicht gegen die Hypo- 
thesen einer mystisch individualisierenden Romantik überall gerade zu 
ihrem methodischen Recht zu verhelfen. Allein keine Methode trägt 
die Sicherheit ihres richtigen Gebrauchs in der Welt der Tatsachen bei 
sich. Wer uns aus der Bequemlichkeit heraysführen wollte, im deutschen 
Altertum jede nicht weiter ableitbare Besonderheit als ‚„germanisch“ 
anzusprechen, müßte m. E. dennoch zunächst von den durch die Schrift 
nun einmal die Tradition beherrschenden römischen Quellen aus über 
die Gesamtheit der Überlieferung hin die Grenze festzustellen versuchen, 
bis zu der auch bei engster Auslegung die Übereinstimmung zwischen 
Römer- und Germanentum höchstens reicht und wo die von den Römern 
selbst so stark empfundenen Gegensätze anfangen. Dopsch schlägt den 
umgekehrten Weg ein: Sehr charakteristisch mit einem Überblick über 
die „Kulturgeschichtstheorien im Wandel der Zeitrichtungen‘““ beginnend, 
geht er allenthalben von den krassesten germanistischen Dogmen der 
neueren Darstellungen aus, um daraus in der Regel gewissermaßen mit 
der Kraft des Rückstoßes den Schluß zu ziehen, daß das deutsche Früh- 
mittelalter nichts weiter gewesen sei als eine geradlinige Fortführung 
römischer Wirtschaft und Kultur gleichsam mit verändertem oder er- 
neuertem Subjekt. Ich erlaube mir, im folgenden die Momente kurz 
zusammenzustellen, in denen dies Verfahren dem Quellenbestand und 
seiner begrifflichen, namentlich rechtsbegrifflichen Deutung allzu wenig 
gerecht werden dürfte. 
Zunächst steht, glaube ich, Dopschs Abgrenzung seines Erkenntnis- 
stoffs in grundsätzlichem Gegensatz zu der Vorurteilslosigkeit seiner 
Erkenntnis selbst. Er macht sozusagen Revolution mit konservativen, 
wenn nicht reaktionären Mitteln. ‚‚Es geht nicht an,‘ schreibt er (S. 49), 
„daß wir im 20. Jahrhundert die Grundlagen der Kultur, die Vorgänge 
vom 1. bis zum 6. Jahrhundert n. Chr., auf Grund von Quellen des 
späten Mittelalters, insbesondere der sogenannten Weistümer, oder gar 
von Beobachtungen beurteilen, die aus Zuständen des 18. Jahrhunderts 
von wissenschaftlich ungeschulten Praktikern der Verwaltung, oder von 
Feldmessern des 19. Jahrhunderts aus der Gegenwart gewonnen worden 
sind.“ Und die Widmung seines Werks an die deutschen Altertums- 
und Geschichtsvereine bedeutet wohl hauptsächlich, daß er selbst ver- 
sucht hat, die frühesten Zeiten überall möglichst aus den gleichzeitigen 
Grabungsresten oder gar vorgeschichtlichen Funden zu erkennen. Ohne 
den hohen Wert dieser Zeugnisse und der mühsamen Arbeit ihrer Ent- 
decker an sich im mindesten zu verkennen, muß m. E. doch im Namen 
der allgemeinen wissenschaftlichen Methodik gegen ein solches Dogma 
vom unbedingten Vorrang der chronologischen Quellenordnung und 
dementsprechenden Ausschluß zeitlich entlegener Quellen entschiedene 
Einsprache erhoben werden. Unbedenklich durchgeführt würde es sehr 
wahrscheinlich dem Dilettantismus, den es in den späten Zeugnissen ver- 
meiden will!), auf andrem Wege Tür und Tor öffnen; denn man braucht 
1) Die übertriebene Vorstellung, die Dopsch von der dilettantischen 


Anwendung der vergleichenden Methode durch die Aufklärer hat, rächt sich 
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kaum ausdrücklich zu sagen, daß es neben den äußerlichen Ordnungen 
des Raumes und der Zeit die beherrschenden inneren der tausendfachen 
Sachzusammenhänge übersieht, die doch jene erst mit Sinn erfüllen. 
Z. B. besagt das von Dopsch bei jeder einzelnen deutschen Orts- und 
Landschaftsüberlieferung immer wieder angeführte Argument der Ste- 
tigkeit von Siedlungen und Siedlungsbereichen aus vorgeschichtlicher 
durch römische bis zu germanischer Zeit über den eigentlichen Gegen- 
stand seiner Untersuchung, die Art und Selbständigkeit germanischer 
Staats-, Gesellschafts- und Wirtschaftsverfassung für sich allein nichts; 
nur im Lichte seiner anderweitigen Überzeugungen wird es zum Beweis 
auch für eine stetige Entwicklung dieser Verfassungen.!) Und schlimmer 
noch als der entstehende Schaden, weil ihn ins Unbestimmte steigernd, 
scheint mir der entgehende Gewinn bei Dopschs Methode. Glücklicher- 
weise ist ja die Rechtsgeschichte durch die Gewöhnung an ein im ge- 
schichtlichen Wechsel beharrendes System von Begriffen weit weniger 
als die allgemeine Geschichte in Versuchung, aufschlußreichen Stoff 
bloß deswegen zu verschmähen, weil er zeitlich oder örtlich von ihrem 
zufälligen Standpunkte abliegt. Aber auch ihr, namentlich ihrem so 
dringend notwendigen Ausbau in die neueren Jahrhunderte hinein, 
würden unersetzliche Verluste daraus erwachsen, wenn sie nach dem 
Willen von Dopsch die räumliche und zeitliche Breite ihres eignen Ver- 
gleichsmaterials, den ganz allgemeinen Wert etwa der Weistumsforschung 
oder der soziologischen Untersuchung lebender primitiver Rechte unter- 
schätzte. 

Dopsch erwähnt kurz vor der zuletzt angeführten Äußerung die 
Erschließung ‚‚reicher Quellen“ durch die Sprachwissenschaft und denkt 
dabei vermutlich an die dann so häufig, und zwar meist in skeptischem 
Sinn, von ihm verwertete Ortsnamenforschung. Aber es gibt auch eine 
aufbauende Sprachwissenschaft, die er sichtlich vergessen hat: ‚Kenntnis 
der Sprache“, sagt einer der feinsinnigsten unter den heutigen germanı- 
 stischen Philologen ?), „ist Kenntnis der sprechenden Menschen, ibrer 
Denkweise und ihrer Kultur. Seit vorgeschichtlicher Zeit von einem 
Geschlecht zum andern überliefert, enthält die Sprache unerschöpfliche 
Zeugnisse vom Denken der Vorfahren und vermag oft Aufschluß zu geben, 


durch einen seltsamen kleinen Irrtum (8. 39f. Anm. 142): Zum Beweis, daß 
sie die Germanen der Völkerwanderung „auf eine Stufe mit den Indianern 
und anderen wilden Völkern ihrer Zeit“ stellten, wird Voltaires Ausspruch 
angeführt: „Il est tres vraisemblable que l'homme a dt& agreste pendant des 
miliers de siecles comme sont encore aujourd’hui une infinite de paysans.“ 
Dopsch scheint paiens verlesen zu haben. 

s 1) Z. B. möchte ich bei der Frage der Ortsnamen auf -ing grundsätzlich. 
darauf aufmerksam machen, daß weder vorgermanisches Alter der so genannten 
Orte noch der Eigenname als Wurzel mit Notwendigkeit gegen Sippensiede- 
lung und für grundherrliche sprechen (8. 267, 284, 298, 809); Sippen können 
nn alte Stätten besiedelt und ihre Niederlassung nach Führern genanat 

aben. 

2) A.Götze, Wege des Geistes in der Sprache (Prag-Leipzig-Wien 1913? 
28. A. A.Dopsch, der 8.308 für die Auffindung germanischen Wesens ir 
England die englische Sprache nur bis zum 11. Jh. als maßgebend ansieht. 
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wo jede andere Quelle geistesgeschichtlicher Kenntnis versagt. Die 
körperlichen Urkunden und Denkmäler, aus denen die Wissenschaft 
Schlüsse auf das geistige Leben unserer Vorzeit zu ziehen vermag, reichen 
nicht allzu weit zurück. Ein geistiges Leben hat bei den Deutschen 
bestanden, längst vordem das älteste uns erhaltene Bauwerk errichtet, 
das älteste uns noch vorliegende Blatt beschrieben ist. Gerade die grund- 
legende Zeit bleibt uns auf dem unmittelbaren Weg verschlossen. Um 
Kunde aus jenen Jahrtausenden ohne urkundliche Beglaubigung zu 
erhalten, müssen wir uns ari Zeugen anderer Art wenden, und seltsam: 
während die gemauerten und gebildeten, gemalten und geschriebenen 
Denkmäler nach langem Todesschlaf zu neuem Leben erweckt werden 
mußten, leben von jenen anderen Zeugen ältesten Geisteslebens nicht 
wenige in täglicher Nachbarschaft und ungebrochener Entwicklung bei 
uns und mit uns fort. Sie brauchen nur ins Bewußtsein gerufen zu 
werden, um ihr Zeugnis abzulegen.‘‘ Und was hier von der bewahrenden 
Macht der sprachlichen Übung gesagt ist, gilt in fast noch stärkerem 
Maße von allen den sachlichen Gewohnheiten, die das Wirtschafts- und 
Rechtsleben der Völker durch die Jahrhunderte begleiten und in ge- 
schichtlich aufmerksamen Führern dieser Lebensweise wie namentlich 
weltlichen und kirchlichen Ortsbeamten vielleicht keine idealen, zum 
mindesten jedoch bessere Sammler und Ausleger zu finden pflegen als 
am grünen Tisch der allgemeinen Geschichtswissenschaft. Der große, 
von aller Verfeinerung moderner Arbeitsweisen kaum jemals einzu- 
holende Vorsprung der ersten Germanistengenerationen, die ja für ihre 
Zeit genau an derselben Stelle standen wie heute die Spatenarbeit der 
Altertums- und Geschichtsvereine, lag darin, daß sie vor der kapitalisti- 
schen Auflösung besonders der ländlichen Wirtschafts- und Rechtsver- 
hältnisse, das dürfte heute trotz aller Zweifel von Dopsch feststehen, 
aus der ganzen Fülle unmittelbarer sozialer Anschauung und Erfahrung 
eine damals noch unendlich gegenwärtige Vergangenheit zu begreifen 
vermochten. 

Nicht die Tendenz, d. h. die bewußte wissenschaftliche oder prakti- 
sche Beweisabsicht ist, wenn ich richtig sehe, der maßgebende Zug dieser 
älteren Theorie, die mit so überraschender Einstimmigkeit dazu gelangte, 
in den germanischen Verfassungsgebilden Erzeugnisse einer vor-indivi- 
dualistischen, „genossenschaftlichen‘ Kultur zu sehen; wie hätte auch 
eine nach Volkstum, Herkunft und schließlich doch auch Lebenszeit 
so mannigfach unterschiedene Zahl von Forschern in einer solchen 
Tendenz zusammentreffen sollen. Irre ich nicht, ist vielmehr das Be- 
zeichnendste an dem ganzen Vorgang umgekehrt gerade die Art und 
Weise, wie sich völlig unbewußt die Erkenntnis einer überindividuellen . 
Zuständlichkeit in das Zeitgewand individualistischer Begriffe kleidete, 
um doch durch dies brechende und trübende Medium an allen entschei- 
denden Punkten siegreich durchzudringen. Sehr merkwürdig und bei 
Dopsch keineswegs nach Gebühr gewürdigt ist in dieser Beziehung 
vor allen der Begründer der Lehre in Deutschland, Justus Möser. Von 
ihm hat schon sein posthumer Herausgeber, der spätere hannöversche 
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Minister J. C. B. Stüve (7, XXV der Nicolaischen Gesamtausgabe 1824) 
mit Recht bemerkt, daß das Verständnis seiner vielfach widerspruchs- 
vollen Anschauungen vom deutschen Altertum ‚ein sehr scharfes eignes 
Forschen‘ voraussetze: Eben in der von Dopsch herausgehobenen Frage 
des Verhältnisses von Freiheit und Grundherrlichkeit, Hofsiedlung und 
Markgenossenschaft haben sie nicht nur in den späteren Überarbeitungen 
der Osnabrückischen Geschichte stark gewechselt (a. a. O. XVf£L), sondern 
sind schon in der ersten Ausgabe (ebd. 4,7) mit dem Vorbehalt mitge- 
teilt, daß darin ein Unterschied zwischen der alten Verfassung von 
Mösers niedersächsischer Heimat und der von den römischen Schrift- 
stellern geschilderten allgemein germanischen stattzufinden scheine. Der 
von hier aus durch drei Generationen, namentlich auch auf Maurer 
und Gierke vererbte Zwiespalt zwischen der Genossenschaftlichkeit des 
gesamten deutschen Rechtssystems und dem anscheinenden Individu- 
alismus einer staatsfreien, kommunalen Sphäre hat mit der von Dopsch 
(S. 24, 31) daraus abgeleiteten Gegenüberstellung von grundherrschaft- 
licher und genossenschaftlicher Wirtschaftsverfassung durchaus nichts 
zu tun. Bis auf Maurer und Gierke wurde die Grundherrschaft durchweg 
als ein späteres Gebilde auf den Schultern des genossenschaftlichen 
Wirtschaftszusammenhangs betrachtet. 

Wenn ich nun dazu übergehe, die Deutung des so eingeengten 
Quellenstoffs durch Dopsch einigen systematischen Proben zu unter- 
ziehen, so bemerke ich, daß meine Absicht nicht ist, seine hervorragend 
emsigen und als Ganzes unbestreitbar großzügigen Übersichten von 
der Seite zu bekritteln, sondern auch hier nur allenthalben im Geist 
seiner eignen, modern wissenschaftlichen Forschung (0. S.2f.) die metbo- 
dischen Ursachen für das finden zu helfen, was ich für Verstöße gegen 
diesen Geist selbst halten muß. In der Durchsuchung der römischen 
Autoren nach römisch-germanischen Übergängen hat Dopsch bekannt- 
lich an Fustel de Coulanges, Schulten, Zulueta u. a. die trefflichsten 
Vorgänger. Aber die radikalsten dieser vom Altertum herkommenden 
Forscher übertrifft der mittelalterliche durch die Einseitigkeit, mit der 
er jene Denkmäler im Sinne seiner Theorie liest. Jeder kleinste Anhalts- 
punkt wird, sei es auch nur vorübergehend, verwertet, teils um Spuren 
‚der hochentwickelten römischen Privatrechts- und Privatwirtschafts- 
verfassung bei den Germanen, teils um umgekehrt genossenschaftlich- 
primitive Elemente in der römischen Kultur dieser Lebensgebiete zu 
entdecken. In der Schilderung des Tacitus von der Niederlassung der 
Friesen am Niederrhein soll der Vergleich ‚‚ut patrium solum excolebant“ 
den ‚„‚Rechtsbegriff des ererbten (väterlichen) Grundeigentums“ bei den 
Germanen zeigen (S. 72), während doch m. E. das Beiwort patrius 
hier nichts weiter als eine Taciteische Umschreibung des Genetivs patrise 
bildet. Cäsars bekannter Ausdruck, die „bonitas agrorum‘“ habe die 
Germanen über den Rhein in die Schweiz gelockt, wird zum Beweis 
für ihren stehenden Ackerbau gegen ihren Nomadismus gepreßt (S. 60); 
gleich darauf aber begegnet mit ausdrücklicher Wendung gegen Müllen- 
hoff die Definition: „Unter agri ist nicht nur das Ackerland, oder das 
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bebaute, anbaufähige Land zu verstehen, sondern der gesamte Siede- 
lungsbezirk einschließlich der unbebauten Flächen sowie des Ödlandes“ 
(S. 68), und weiterhin wird im Sprachgebrauch des Tacitus ager sogar 
als unbebautes Land den arva als eigentlicher Bezeichnung der Äcker 
entgegengesetzt (S. 70). In den Worten Cäsars vom Herabsinken der 
nach Germanien ausgewanderten Gallier auf den Kulturzustand der 
Germanen selbst: ‚in eadem inopia, egestate, patientia qua ante Ger- 
mani permanent‘, versteht Dopsch die „Geduld“, mit der offenbar der 
Römer dasselbe meint wie der heutige Kapitalismus mit der (subjektiven) 
„Bedürfnislosigkeit‘“ und (objektiven) ‚„Faulheit‘‘ der Naturvölker, ge- 
rade umgekehrt als die Arbeit, die „dem Boden kärglichen Unterhalt 
abringt‘‘ und also die Taciteische Vorstellung des Bärenhäuters wider- 
legt (S. 87). Völlig unklar bleibt bei Dopsch die für das Verständnis 
der römischen Schriftsteller grundlegende Doppelseitigkeit des „Bar- 
baren“-Begrifis, für die er doch selbst so ausgezeichnetes Material auch 
gesellschaftsvergleichender Beschaffenheit (S. 189) beibringt: Damit 
nur ja kein Schluß daraus auf die „Kulturlosigkeit“ der Germanen 
gezogen werde, wird ein Zeugnis wie das des Apollinaris Sidonius „ganz 
persönlich“ erklärt (S. 190f.) und die in dem Namen lebendige Ver- 
achtung bald überhaupt geleugnet (S. 188), bald dem Umstand zuge- 
schrieben, daß Germanen zuerst in den niederen Eigenschaften des 
Kolonen oder des Hausgesindes das Römerreich betraten (S. 100); als 
wenn nicht aus der ganz eindeutigen Übereinstimmung aller Quellen 
von Cäsar bis Gregor von Tours zur Genüge hervorginge, welcher furcht- 
same oder sehnsüchtige Schauer vor den wandernden Heeren an ihren 
Grenzen den Untergrund für jenen Gefühlskomplex der Römer (wie 
jedes andern überreifen Kulturkreises) abgab. 

Unter den Nachweisen, durch die Dopsch dann umgekehrt nicht 
so sehr die Germanen den Römern als diese jenen anzunähern sucht, 
steht obenan eine Zergliederung der römischen Feldmesser, die weit 
übar die Ansichten Schultens (Die Landgemeinden im Römischen Reich, 
Philologus 53) hinaus dem römischen Grundbesitz und Landwirtschafts- 
betricb kommunale Formen, ja eigentlich sonderbarerweise alle jene 
dem germanischen abgesprochenen genossenschaftlichen Elemente zu- 
erkennt. Ohne selbstverständlich auf die Eipzelheiten eines solchen, 
der Altertumswissenschaft angehörenden Problems hier näher eingehen 
zu können, darf ich doch mein Bedenken aussprechen, ob Dopschs Beweis- 
führung ausreicht, um alle Hauptmomente der germanischen Landbesitz- 
und Bitriebsverfassung aus der römischen Landwirtschaft abzuleiten, 
z. B. geradezu von römischen Hufen, Gewannen oder Marken zu sprechen. 
Dazu scheint mir seine Benutzung und Interpretation der Quellen nicht 
frei genug von Flüchtigkeiten und Widersprüchen. Trotz engen Anschlusses 
an die maßgebenden Artikel von Kubitschek über ager und von Leon- 
hard über confinium und finis in Pauly-Wissowas Realenzyklopädie 
ist z. B. von dem grundsätzlichen rechtlichen, nicht nur technischen 
Unterschied zwischen den Landteilungen durch Centuriation und Scanı- 
nation, von denen nur die erste quiritisches Eigentum begründete (a. 
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&. O. 1, 787), mit keinem Wort die Rede. Bei der Nachricht des Siculus 
Flaccus (Thulin 116) über Streulage von Ackeranteilen wird der Nach- 
druck auf dieselben Feldwege (viae vicinales) gelegt (S. 333), von denen 
es bei der Erörterung der germanischen Flurverfassung hieß, nur ihr 
gänzliches Fehlen mache die Annahme eines genossenschaftlichen Fiur- 
zwanges unabweislich (S. 75). Die namenvergleichenden Ausführungen 
über das Hufenmaß dürften wenigstens in einem wesentlichen Punkt, 
der Wiederentdeckung der römischen ‚‚accepta‘‘ in den Fuldaer Traditi- 
onen (S. 342f.) nicht Stich halten: Die fragliche Stelle in der Urkunde 
Dronke 156 nr. 323 gibt auch ohne Waitzens Emendation von ‚‚acceptis“ 
in „exceptisservorum bonis“‘ einen guten Sinn; denn es handelt sich nicht, 
wie Dopsch glaubt, um eine Schenkung, sondern um eine der häufigen 
Zehntenteilungen zwischen dem Abt und dem Bischof von Würzburg, 
und da wird accipere einfach „hinzunehmen“, also dieselbe Sachlage 
bedeuten, die nach Dopschs eigner Feststellung (S. 343 Anm. 111) auch 
bei den andern Ortschaften die Regel ist. 

Damit bin ich schon bei der zweiten großen Gruppe von Dopschs 
Quellen, den germanischen Eigenzeugnissen, angekommen. Hier ver- 
engert sich seine Auslegung in demselben Maße, in dem sie sich für die 
römischen Zeugnisse erweiterte. Dafür bieten nun freilich an sich die 
vielen Sünden, die ein loser Sprachgebrauch und eine unklare Begrifk- 
bildung über die germanische Verfassung begangen haben, triftige Gründe. 
Aber diesem Zustand wird doch nur dann abgeholfen, wenn die Kritik 
selber jene Fehler vermeidet, nicht durch übertriebenen Skeptizismus 
unvermerkt noch tiefer in sie verfällt. Und gerade von diesem Hang 
dürfte Dopsch nicht immer freizusprechen sein. Versuche ich auch 
hier zu einer obersten Fehlerquelle vorzudringen, so ist es, glaube ich, 
wieder, wenn auch in sehr verstärktem Grade, die alte Neigung, die 
Gebilde eines nicht individualistisch gebauten Rechts- und Gesell- 
schaftszustandes individualistisch aufzufassen und zu bezeichnen (vgl. 
m. Freiheit und Staatlichkeit, Vorwort). Vor allem ist da der Ausdruck 
„Gesamteigentum“ oder ‚Gemeineigentum“, strenggenommen selbst 
die kontradiktorische Vereinigung eines genossenschaftlichen Begriffs 
ınit einem individualistischen, wenigstens überall da verhängnisvoll, 
wo nicht von einem ganz®%anfänglichen, in staatliche und außerstaatliche 
Sphären noch nicht gespaltenen Hordendasein der Gesellschaft die 
Rede ist. Sobald auf jeder höheren Stufe die Übereinanderschichtung 
zweier grundsätzlich verschiedener Verfügungrgewalten über Sachen, 
nennen wir sie kurz eine „öffentliche“ und eine ‚‚private“, zur Regel 
wird, fängt auch die Zweideutigkeit jedes solche Gewalten bezeichnenden 
Namens an. Das staatliche Obereigentum am Boden, in das sich dakeı 
die Elemente eines „Gesamteigentums“ immer mehr zurückziehen, wird 
von Dopsch sehr mit Unrecht ‚heute gänzlich verworfen‘‘ genannt 
(S. 226); Brunner, auf den er sich dafür beruft, wendet sich an der ange- 
zogenen Stelle (DRG. 2, 237) lediglich gegen die Ableitung der Steuer- 
pflicht aus dem Bodenregal, dieses selbst ist in seinen Grundzügen unter 
allen früheren Staatsbildungen, sei es auch nicht so klar wie in Skar- 
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dinavien und Rußland (vgl. jetzt m. Abhandlung in HistVjs. 18, 53), 
zu erkennen. Je mehr sich nun aber auch (und bald ausschließlich) am 
andern Pol des gesellschaftlichen Lebens, in der Einzelperson oder der 
von ihr bestimmten Kleinfamilie, die Voraussetzungen des Eigentums- 
rechts sammeln, desto unbestimmter bleibt rechtlich der Mittelraum 
der örtlichen oder (das geht ja ineinander über) der landschaftlichen 
Siedlungsgemeinschaft zurück: Es ist von vornherein zu erwarten, daß 
der, der dort nach strengen, individualistisch gedachten Gebilden des 
Eigentums- und Besitzrechts sucht, wenig oder nichts davon finden wird. 
So geht es denn Dopsch in der Tat. Bei ihm wird man erst recht inne, 
wie verhältnismäßig vorsichtig doch selbst ein Liebhaber des geistvoll 
Paradoxen gleich Fustel sein Urteil über den germanischen Eigentums- 
begriff (Recherches 315f.) oder den germanischen Staatscharakter 
(Institutions 23, 285f.) in der Schwebe gelassen hatte.!) 

Eine der häufigsten Formen, in die sich bei Dopsch die Leugnung 
möglichst jedes überindividuellen Moments in der germanischen Ver- 
fassung kleidet, ist die offenbare Verwechslung von Grundbesitz und 
Landwirtschaftsbetrieb bzw. der Schluß aus dem Individualismus des 
ersten auf den des zweiten. So stellt er für die Langobarden mit Ta- 
massia und Hartmann fest, ‚daß die Ansiedelung durchaus auf dem 
fest abgegrenzten Privateigentum beruhte und Reste von Gemein- 
eigen nirgends nachweisbar sind“, um fortzufahren: „Wo gemeinsame 
Wirtschaft vorkommt, wie bei den Hauskommunionen, waren offen- 
sichtlich wirtschaftliche Motive [d. h. keine Rechtsgewohnheiten] dafür 
maßgebend“ (S. 202). Die friesischen ‚‚Gemeinländereien“ ‚‚stellen kein 
Gesamteigentum freier Markgenossenschaften dar, sondern sind un- 
fruchtbare und wenig ertragreiche Flurteile, die zu gemeinsamer Be- 
nützung der Dorfinsassen nach Maßgabe ihres Sondereigens unauf- 
geteilt belassen wurden‘ (S. 299). Das von Seebohm sogen. ‚open field 
system‘ in England sei, so wird Maitland nachgeschrieben, ‚‚kein Beweis 
für Feldgemeinschaft, da es auch dort noch in neuerer Zeit vorkomme, 
wo Sondereigentum am Ackerboden sicher nachzuweisen sei‘ (S. 311). 
Und wie um jeden Zweifel am Vorliegen eines systematischen Quidproquo 
auszuschließen, vermißt Dopsch gleich darauf die Belege für „die Be- 
hauptung Vinogradoffs, daß die einzelnen Ackerbeete nach der Ernte 
wieder in die offene Gemeindeflur zurückgefallen seien‘ (S. 313) — ein 
MißBverständnis, das die zweideutigen Ausdrücke ‚Gemeindeflur‘‘ und 
„zurückfallen‘“ verschuldet haben; denn sie bedeuten in Wahrheit natür- 
lich nur die (tausendfach belegte und fortlebende) Aufhebung des Feld- 
schlusses für die Gemeinweide auf der Brache, nicht aber irgendein ger- 
manisches Halljahr mit Heimfall des Privateigentums (obwohl ja auch 
dafür das skandinavische Reebnings- und russische Pered£lverfahren 
Beispiele bieten). 

Der gleiche Mangel an, ich möchte sagen, sozialisierender An- 


1) Übrigens scheint Dopsch den keltomanen und germanophoben Cha- 
rakter der Fustelschen Theorien ganz vergessen zu haben. 
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schauung und Vorstellungsgabe wie bei der Statik tritt auch bei Dopschs 
Dynamik des germanischen Rechts- und Wirtschaftslebens zutage. Gleich 
zu Anfang gibt ihr eine (allerdings sehr geläufige) Deutung der germani- 
schen „Freiheit“, Cäsars „libertas vitae nullo officio aut disciplina assue- 
facta“‘ eine m. E. falsche Grundlage (S. 63): Wer die „‚Zuchtlosigkeit“ 
des urzeitlichen und mittelalterlichen Menschen, von dem Römer (wie 
von uns) aus einer mechanisierten und bureaukratisierten Kultur heraus 
gesehen, für unvereinbar mit „kommunistischem Zusammenleben“ und 
„starker sozialer Gebundenheit“ hält, der verfehlt im vorhinein alle Ent- 
wicklungslinien, die den Weg zwischen dem antiken und dem modernen 
Individualismus überhaupt verständlich machen könnten. Denn er steht 
in der Tat vor Rätseln, wenn er das Genossenschaftsrecht der germani- 
schen Wirtschaft zwar bemüht sieht, „eine Ungleichheit oder Übervor- 
teilung des Einzelnen hintanzuhalten‘“ (S. 313), wenn er dann aber fest- 
stellen muß, ‚innerhalb eines Wirtschaftsverbandes freier Wirte‘ wäre 
die „Form markgenossenschaftlicher Wirtschaft nichts anderes gewesen, 
als eine Prämie für die ökonomische Rückständigkeit und Minderwertig- 
keit‘ (8.82), „jeder einzelne Ganosse‘‘ müßte deshalb „alsbald aus der- 
selben hinausgestrebt haben“ (S. 81), und wenn sich daher schließlich 
eine „Kluft“ vor ihm auftut zwischen der zerstückelten Flur schon 
der ältesten deutschen Dörfer!) und der „herrschenden Juristenlehre“ 
vom Einspruchsrecht der Markgenossen gegen die Niederlassung von 
Ausmärkern, weil bei diesem Recht „sich eine solche Zerstückelung ja 
gar nicht‘ hätte ‚‚ergeben können“ (S. 249). Erst eine Kritik, die das 
Wesen mittelalterlicher Freiheit und Gebundenheit wieder tief genug 
erfaßt, um zu erkennen, daß alle diese vermeintlichen Widersprüche 
gar keine sind, weil der mittelalterliche Mensch gerade da frei war, wo 
wir gebunden, und gerade da gebunden, wo wir frei sind — erst eine 
solche Kritik wird einmal den großen Plan Dopschs, in der deutschen 
Rechtsgeschichte an Stelle der Romantik moderne Entwicklungslehre 
zu setzen, jener wie dieser würdig verwirklichen können. 


Freiburg i. Br. Carl Brinkmann. 


Leges Saxonum und Lex Thuringorum, herausgegeben von 
Claudius Freiherrn von Schwerin (Fontes iuris Germa- 
nici antiqui in usum scholarum). Hannover und Leipzig, 
Hahnsche Buchhandlung, 1918. 75 8. 8°. 


Die seit geraumer Zeit erwartete Neuausgabe der sächsischen und 
thüringischen Volksrechte ist erschienen. Sie schlägt in mehrfacher 
Hinsicht neue Wege ein. Zunächst hinsichtlich des äußeren Gewandes: 
Einleitungen und Apparat bedienen sich der deutschen Sprache. Weiter 


1) Dabei ist noch anzumerken, daß Dopsch auch hier die Parzellierang 
nanı mit der wirtschaftlichen Teilung der Gewanne zusammen- 
wirft. 
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bezüglich der Einrichtung: Ziemlich umfangreiche Anmerkungen bringen 
erläuterndes Quellenmaterial und eine nicht karg bemessene Literatur- 
auswahl bei. Endlich auch in der Textgestaltung: Es wird darauf ver- 
zichtet, aus den verschiedenen Überlieferungen einen Text zu kon- 
struieren, vielmehr eine Handschrift, unter mehreren die beste, zu- 
grunde gelegt, für die Lex Saxonum der CodexCorveiensis (was eine andere 
Fassung von c. 66 bedingt), ebenso für das andere Rechtsdenkmal (das 
infolgedessen als Lex Thuringorum, nicht wie bisher Angliorum et Weri- 
norum bezeichnet ist und eine andere Kapitelzählung als bei Richthofen 
erhalten mußte). Konkordanzen, Namen-, Wort- und Sachverzeichnis 
sind beigefügt. 

Über diese Änderungen soll hier weiter kein Wort verloren werden. 
Sie gehen ja wohl auch nicht auf die Herausgeber zurück und dürften 
als zweckmäßig zu bezeichnen sein, ‚vielleicht mit Ausnahme der Aufgabe 
des Lateins für die Beigaben, die aber wohl eine Notwendigkeit war. 
Über den Umfang des Apparats kann man verschiedener Ansicht sein. 
Dem Fachmann ist er wohl so, wie er vorliegt, erwünscht: für die Zwecke 
des Unterrichts scheint mir des Guten fast etwas zuviel geschehengeind 
die Spreu zuwenig vom Weizen getrennt zu sein. Die Hauptsache ist, 
daß die Ausgabe, wie das von diesem Herausgeber nicht anders zu er- 
warten war, mit großer Liebe und peinlicher Sorgfalt gearbeitet ist, 
und daß wir mit ihr eine handliche, den heutigen Anforderungen ent- 
sprechende und billige Ausgabe dieser beiden Leges bekommen haben. 


Ulrich Stutz. 


Dr. Anton Pfalz und Dr. Hans Voltelini, Forschungen 
zu den deutschen Rechtsbüchern I: A. Pfalz, Die Über- 
lieferung des Deutschenspiegels (Sitzungsberichte derWiener 
Akademie 191. Bd., Abh. 1, Wien 1919) 8.1—48 in 8°. 


Wer bisher in einer quellengeschichtlichen oder rechtshistorischen 
Arbeit es mit dem Schwabenspiegel zu thun hatte, fühlte sich überall 
gehemmt durch den Mangel einer wissenschaftlich ausreichenden Aus- 
gabe. Die seit einigen vierzig Jahren im Gange befindlichen Unter- 
suchungen Rockingers eröffneten ihm aber die Aussicht auf das end- 
liche Zustandekonmen einer solchen Edition des süddeutschen Rechts- 
buches und ließen ihn hoffen, aus dem Nachlasse des hochverdienten, 
1914 verstorbenen Forschers ein Werk erstehen zu sehen, das den Ger- 
manisten eine verläßliche Grundlage zu bieten imstande sein würde. 
Statt dessen erhalten wir in der vorliegenden Abhandlung die Aussicht 
auf eine neue Ausgabe des Deutschenspiegels. Wir glaubten aın Ziele 
oder nahe beim Ziele zu sein und werden auf den Anfang zurückgeworfen! 
Man ist begierig zu erfahren, was dazu nötigte. Der Name des Heraus- 
gebers des Deutschenspiegels bürgt dafür, daß nicht die Mangelhaftigkeit 
seiner Ausgabe den Grund abgeben konnte. Dr. Pfalz erkennt selbst 
an, Fickers Edition gewähre ein richtiges Bild des Originals und 
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bedürfe nur geringfügiger Verbesserungen; und Professor Voltelini, 
der Fortsetzer der Arbeiten Rockingers, nennt sie einen im großen 
und ganzen wohl recht getreuen Abdruck der einzig erhaltenen Ha. des 
Dsp. (J). Und doch eine neue Ausgabe, eine „lesbare Handausgabe des 
Dsp.“?t Es ist nichts an Material hinzugekommen; es ist nach wie vor 
die einzige Hs. geblieben, und gewiß sieht mancher Bemutzer mit mir 
in ihr ein vollgültiges Beispiel, „quantilla sapientia‘“ mittelalterliche 
Handschriften mitunter hergestellt sind. Die Untersuchung zerfalt mn 
zwei Hauptabschnitte. Der erste behandelt die Sprache des Dsp. (7—21)}; 
der zweite die Stellung von J in der Überlieferung des Dsp. (21—44) 

Das Ergebnis der ersten Untersuchung ist Abfassung in bairischer 
Mundart. Fickers Annahme, der Dsp. sei in Augsburg entstanden, 
wird eventuell das Zugeständnis gemacht, daß J eine Übertragung aus 
dem Alemannisch - Schwäbischen in das Bairische darstelle. Die zahl- 
reichen Mißverständnisse der niederdeutschen Vorlage, deren sich der 
Bearbeiter schuldig macht, treten aus der überaus sorgfältigen Zusammen- 
stellung des Verf. hoch stärker hervor, als Fickers und Homeyers 
Arb#@ten, die alsbald nach der Entdeckung des Dsp. erschienen, erkennen 
ließen. Wichtiger noch als die Vergleichung einzelner Worte und Wen- 
dungen erscheint mir, daß der Bearbeiter den Satzbau des Sep. gar 
nicht verstand. Er verkennt die Bedeutung der Konjunktionen und 
stellt Satzteile, die in einem bestimmten Abhängigkeitsverhältnis zu- 
einander stehen, als gleichwertig nebeneinander. Dabei kann es vor- 
kommen, daß der Dsp., da er nur auf das Ja oder Nein achtet, sich 
einen richtigen Rechtssatz herausschält. Ein Beispiel liefert der S. 12 
unten behandelte Fall des c. 165 (Schlußsatz) aus Ssp. II 54, 6 Der 
Sinn der Vorlage ist ohne weiteres verständlich, wenn man nur beachtet, 
daß eine Komparation (bat — den) beabsichtigt ist: der mit zwei Augen- 
zeugen geleistete Eid des Vieheigentümers ist besser als der Unschuldsend 
des Hirten. Der Dsp., obschon er ‚den‘ (lat. quam) nicht versteht 
und durch ‚‚da“ ersetzt, gelangt zu dem richtigen Ergebnis: der Eid 
des Hirten ist ausgeschlossen. Die Rettung von c. 270 (aus Sep. IH 
38, 4) und seinem enslihte anstatt ne slitet af, die der Verf. versucht 
(14 unten), halte ich für mißlungen. Sliten, afsliten versteht der Dep. 
nicht und ersetzt es nach seiner mechanischen Weise durch ein mit 
denselben Buchstaben anfangendes Wort. Daß eine einzelne Ssp.-Hx. 
nicht Hss., denselben Fehler macht, liefert keinen Gegenbeweis. Zahl- 
reiche Hss., denen das sliten Schwierigkeiten bereitet, suchen es sich 
durch Schlagen oder Brechen verständlich zu machen, verfallen aber 
nicht auf Schlichten. Den abgebrochenen Leibgedingsbau (Leibzucht= 
kathe) muß die Frau, die ihn auf ihren Erben vererben will, auf ıbr 
Eigen oder ihr Lehn versetzt haben, bestimmt richtig der Dsp.; ich 
verstehe nicht, wo darin ein Mißverständnis stecken soll (15). 

Im zweiten Abschnitt versucht der Verf., ob sich nicht die Trgestalt 
ermitteln lasse, die der Dsp. im 13. Jahrhundert hatte. Seine Voraus 
sicht, die Aufgabe sei schwierig. ja kaum lösbar (6), bestätigt sich voll- 
kommen. Sein Resultat übertrifft das Fickers nur noch. Die Mängel, 
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welche unser heutiger Dsp. zeigt, erklären sich nicht aus einer korrum- 
pierten Hs., sondern waren schon die des Archetypus (38). J hat den 
Archetypus aufbewahrt (40). Wir kommen über die Wertlosigkeit des 
Dep. als Rechtsbuch nicht hinaus. Ein Buch, wie das in J enthaltene 
kann nicht in gerichtlichem Gebrauch gestanden haben. Es ist kein 
Zufall, daß es sich bloß in einer einzigen Hs. erhalten hat. Sie war nicht 
mehr als ein Entwurf, ein erster Anlauf zu einem Rechtsbuch allgemeiner, 
nicht bloß partikulärer, Tendenz, und dieser mißglückte. Der Dsp. 
hat literarische, nicht rechtshistorische Bedeutung. Sein Wert liegt 
allein in der Benutzung durch den Schwabenspiegel. Ob diese so exklusiv 
war, wie der Verf. mit der herrschenden Lehre annimmt (21), ist mir 
doch sehr zweifelhaft. Die S. 38 ff. gesammelten lehrreichen Beispiele er- 
weisen, daß der Dsp. auf eigene Hand Lssarten erfand und Zusätze machte, 
brauchbare und verkehrte, und der Schwabenspiegel eklektisch verfuhr, 
den Sachsenspiegel vorzog oder Neues aus dem Dsp. aufnahm. Dsp. 67 
vgl. mit Ssp. 147 und Schwsp. 75 L (Schluß) gewährt ein gutes Beispiel. 

Was ist das Ergebnis der ‚„Nachprüfung‘‘? Auf mehr als 6 Seiten 
(41—47) sind „Verbesserungen und Ergänzungen zu Fickers Text- 
abdruck“ zusammengestellt. Es ist keine einzige darunter, die den 
Inhalt, den Sinn einer Stelle des Rechtsbuches änderte. Einzelne Kor- 
rekturen seines Textes hatte Ficker schon im Vorwort seiner Ausgabe 
S. XV gegeben. Was der Verf. aufzählt, sind nichts als Verbesserungen 
der Schreibung: er unterscheidet übergeschriebenes e und o, angehängtes 
e oder übergeschriebenes e und dergleichen. Sprachlich mag das von 
Wichtigkeit sein; eine Neuausgabe des Dsp. darauf zu gründen, wird 
das kaum für ein Sprachdenkmal ausreichen, geschweige denn für ein 
Rechtsdenkmal. Eine lexikalische Behandlung, von der sich eher ein 
Ertrag erwarten ließe, würde doch nur in Verbindung mit dem Schwsp. 
fruchtbar werden. Es ist schade, daß soviel Scharfsinn und redlicher 
Fleiß an cinen Gegenstand gewandt worden ist, der als ein gesichertes 
Bssitztum der Wissenschaft angeschen werden konnte und angesehen 
bleiben wird. Der Verf. hat doch in allem nur die Resultate der Ficker- 
schen Forschung zu bestätigen vermocht. Die Hoffnung, einen besseren 
Text des Dsp. aufzufinden, hat sich trügerisch erwiesen. Und so bleibt 
eine wissensckaftliche Ausgabe des Schwabenspiegels die Forderung nach 
wie vor. Die deutsche Rechtsgeschichte muß sich m. E. davor hüten, 
ihren Apparat, der schon umfänglich genug ist, unnötig zu vermehren. 


Göttingen. F. Frensdorff. 


Alfons Dopsch, Neue Forschungen über das österreichi- 
sche Landesrecht (Separatabdruck aus dem „Archiv für 
österreichische Geschichte“ 106. Bd., 2. Hälfte). Wien, in 
Kommission bei Alfred Hölder, 1918. 67 8. 8°. 


Schon wieder hat das österreichische Landrecht des 13. Jahr- 
hunderts seine alte Anziehungskraft auf die neue Forschung bewährt. 
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In der vorliegenden Untersuchung setzt sich Dopsch mit der im vorigen 
Band (38 S. 382f.) dieser Zeitschrift besprochenen Abhandlung Stein- 
ackers auseinander, der eine umfassende Kritik der bisherigen Lösuns- 
versuche des Problems durchgeführt hat. 

Während Steinacker LR. II der habsburgischen Periode — erste 
Regierungshälfte Albrechts II. — zuweist, vertritt Dopsch die Au. 
fassung, daß Ldr. I und II Aufzeichnungen des Rechtes seien, wie es 
um 1276 in Österreich bestand, die kürzere Fassung (Ldr. I) sei viel- 
leicht 1281 ausgearbeitet und beide Teile seien durch das Zusammen- 
wirken König Rudolfs und der Landherren zustande gekommen. Dopsch 
hält an dem Hauptergebnis seiner ersten Arbeit über das Landrecht 
(1892) fest, die den Mittelteil von LR. II als den Überrest einer Lande- 
ordnung König Ottokars von 1266 bezeichnet. Demgegenüber möchte 
ich doch dem von Steinacker betonten testimonium ex ailentio Ge- 
wicht beilegen, daß die reichhaltige österreichische Geschichtsschreibung 
der Zeiten Ottokars nichts von einer solchen Landesordnung weiß, 
die doch ein politisches Ereignis erster Ordnung gewesen wäre. 

Die eindringlichen, auf umfassender Quellenkunde ruhenden Einze!- 
ausführungen des gelehrten Verfassers bringen eine weitere Klärung 
der Streitfrage, die einer abschließenden Lösung noch harrt. 


Jena. Eduard Rosenthal. 


Quellen zur Rechts- und Wirtschaftsgeschichte der Rheini- 
schen Städte. Kurtrierische Städte I. Trier. Gesammelt und 
herausgegeben von F.Rudolph. Mit einer Einleitung von 
G. Kentenich und zwei Stadtplänen. (Publikationen der 
Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde XXIX.) Bonn, 
P. Hansteins Verlag, 1915. IV, 96*, 866 S. 8° mit 2 Plänen. 


In der Reihe ihrer mit dem Recht der Klostergründung Siegburg 
1907 durch Fr. Lau eröffneten „‚Quellen zur Rechts- und Wirtschafts- 
geschichte der Rheinischen Städte‘ hat die Gesellschaft für Rheinische 
Geschichtskunde 1915 die Rechtsdenkmäler der nächst Köln wichtigsten 
Stadt der Rheinlande, diejenigen Triers, herausgebracht. Die Bearbe:- 
tung erfolgte unter Oberleitung des bisherigen Koblenzer Archivdirektors 
Geheimrat Reimer, durch Professor Dr. Rudolph in Homburg v.d.H. 
Eine verfassungsgeschichtliche Einleitung von nahezu 100 Seiten steuerte 
der Trierer Stadtbibliothekar Dr. Kentenich bei, zur Zeit der beste 
Kenner der Trierer Geschichte, dem wir die unlängst erschienene um- 
fangreiche Darstellung derselben verdanken. Auf Kentenichs An 
regung sind der Ausgabe zwei Stadtpläne beigegeben worden: eine 
übersichtliche Karte zur älteren Verfassungsgeschichte von Trier (im 
Anschluß an G. Lehner und W. Fabricius) und, in Teilwiedergabe 
von Blatt VI (Karte von 1789) des geschichtlichen Atlas der Rhein- 
provinz, ein Kartenbild von Stadt und Umgebung im genannten Jahr. 
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Die Vorbedingungen für die Veröffentlichung der Trierer Quellen 
waren demnach günstige. Zu lange hatte die deutsche Rechtsgeschichte 
auf ihre gründliche Bekanntgabe warten müssen. Wer die Stadtrechts- 
forschung des letzten Menschenalters verfolgt hat, weiß, wie unsicher 
und tastend die Vorstellungsinhalte waren, in welchen man die Rechts- 
vergangenheit der moselländischen Metropole zu umspannen versuchte. 
Lamprecht und Schoop hatten bedeutsame Vorarbeiten geliefert, 
Rietschel und Keutgen in wichtigen Grundfragen die Bahn gebrochen. 
Heute liegt nun ein stattlicher Band (XXIV 96* [Einleitung Dr. Kente- 
nich] und 875 Seiten Text) vor, der Benutzung erschlossen durch sorg- 
fältige Namen- und Sachregister. Man möchte gerne die Hoffnung aus- 
sprechen, daß Trier mit dieser Quellenausgabe sich den ihm gebührenden 
Platz in der rechtsgeschichtlichen Forschung erringen werde. In drei 
Abteilungen wird der Stoff vorgelegt: I. Stadtrechte und Ordnungen 
(24 Stücke, 266 Seiten); II. Urkunden und Aktenstücke (508 Stücke, 
447 Seiten); III. Stadtrechnungen, Amtslisten, Statistisches. Diese 
Einteilung, jedenfalls ihre Durchführung befriedigt nicht vollkommen, 
da auch die Abteilung II eine große Anzahl von Zunftsatzungen und 
anderen Stücken rechtssatzmäßiger Natur enthält, die man mit dem- 
selben Recht in Abteilung I sucht. Für die rechtsgeschichtliche Hand- 
lichkeit dürfte nur eine Stoffanordnung angemessen sein, welche als 
Verfassungsurkunde alles unmittelbar auf die Entwicklung der Stadt- 
verfassung abzielende Material (von den Privilegien und Handfesten 
angefangen bis zu den späten weitschichtigen Verhandlungen und Schie- 
den über sich widerstreitende Hoheitsrechte) zusammenfaßt und sodann 
als,, Stadtrechte und Ordnungen‘ die eigentlichen Rechtssatzungen des 
städtischen Gemeinwesens folgen läßt. Ist der Stoff zu groß, so mag 
man von etwaigen Stadtrechten großen Stiles die Masse der städtischen 
Ordnungen abtrennen oder, im Hinblick auf die verschiedenen Interessen- 
kreise der rechts- und wirtschaftsgeschichtlichen Forschung, einer Unter- 
teilung der zweiten Gruppe Platz geben, die alle auf das Wirtschafts- 
leben, besonders auf Handel und Zünfte bezüglichen Stücke vom übrigen 
Stadtrechtstoffe abtrennt. Die vorliegende Veröffentlichung des Trierer 
Materiales ist denn auch nicht sehr übersichtlich geraten, um so 
fühlbarer, als ein Inhaltsverzeichnis der teils im Abdruck, teils im 
Regest mitgeteilten Stücke, ebenso aber auch eine chronologische Ge- 
samttabelle sämtlicher in den drei Abteilungen aufgenommener Doku- 
mente fehlen. 

Die verfassungsgeschichtliche Einleitung Dr. Kentenichs ist eine 
beachtliche, tiefschürfende Studie. Über den Rahmen der vielfach 
üblichen verfassungsgeschichtlichen Einleitungen geht sie erheblich hin- 
aus und ist in Wahrheit der erste Versuch einer Gesamtdarstellung der 
Trierer Verfassungsgeschichte. Freilich vermag ihre Beigabe die an- 
gedeuteten Mängel ebensowenig zu beheben, wie das völlige Fehlen 
einer quellenkritischen Einleitung, die uns über die Entwicklung der 
Trierer Rechtsquellen, ihren Erhaltungsgrad, ihre Überlieferung und 
Bedeutung näher unterrichtet haben müßte. Wie die Dinge jetzt liegen, 
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muß der Benutzer aus mühsamer Überschau des umfangreichen Bandes 
die grundlegende Tatsache selbst ablesen, daß der eigentlich rechts- 
geschichtliche Quellenschatz von Trier beklagenswert dürftig ist. Seben 
wir von dem altertümlichen, durch sein agrarisches Gefüge immer 
wieder verblüffenden ältesten sog. Trierer Stadtrecht (Nr. 1 des Bandes. 
von Prof. Rudolph um 1190, von Dr. Kentenich — im nämlichen 
Buche! — richtiger um 1164 datiert) ab, zu dem der Liber annalium 
jurium archiepiscopi et ecclesise Trevirensis (Nr. 2) mit seinem auf 
die Stadt Trier bezüglichen Abschnitt eine wertvolle Ergänzung bildet. 
so enthält die ganze Abteilung „Stadtrechte und Ordnungen“, außer 
einigen Gerichtssatzungen (die älteste Erzbischof Werners ‚Ordnung 
des weltlichen Gerichts zu Trier von 1400°“ und Amtsinstruktionen 
aus jüngerer Zeit) nur vier „Stadtordnungen‘“ seit 1540, die sich im 
wesentlichen in Ämterordnungen und Polizeiordnungen bekannten Ge- 
präges erschöpfen. Insbesondere ist das an sich umfangreiche „Sta- 
tutenbuch der Stadt Trier“ von 1594 (Nr. 16 Seite 85 bis 204) eine ver- 
hältnismäßig späte Zusammenstellung von Stadtsatzungen, die sich 
zunächst auf die Ratsverfassung und den Bürgereid, sodann in den 
zwei ersten Hauptteilen, einem regelrechten Ämterbuch, auf die Amts- 
obliegenheiten der einzelnen Stadtbediensteten, endlich in einem dritten 
Teil (‚dero Statt Trier Statuten und allerhand Policey-Ordnungen‘') 
auf Bürgerrecht sowie auf die übrigen buntgewürfelten Inhalte stadti- 
scher Polizeiordnungen nach der Seite der Feuer-, Sicherheits-, Rein- 
lichkeits-, Sitten-, Gewerbepolizei usw. erstreckt, ohne durch Stof- 
anordnung oder besondere Ursprünglichkeit des Inhalts hervorzuragen. 
Materielles Stadtrecht (Straf-, Prozeß-, Privatrecht) ist in dem ganzen 
Statutenbuch überhaupt nicht enthalten. 

Doch entschädigt in nicht unbeträchtlichem Maße der zweite Haupt- 
teil der Edition. Er enthält außer den wichtigsten verfassungsgeschicht- 
lichen Urkunden seit dem 10. Jahrhundert zur Geschichte der Trierer 
Gewerbsämter und Zünfte, für deren Erkenntnis wir Keutgen 
viel verdanken, manches wertvolle Stück. Hervorgehoben seien die 
Zunftsätze Erzbischof Balduins von 1350 über die gewerbeherrlichen 
Befugnisse gegenüber den je sieben sog. Kämmerern unter den Gerbemn 
und Schustern (Nr. 52 Seite 313), denen sich gewerbegeschichtlich höchst 
bemerkenswerte Auseinandersetzungen zwischen diesen sog. Kämmerer 
und den freien Handwerkern beider Zünfte in den Jahren 1378 und ‘9 
(Nr. 87, 88 Seite 362, 364) anschließen. Das erzbischöfliche Fischerei- 
regal erführt eine Beleuchtung durch ein altes Fischereirecht der Mosel- 
fischer von 1340 (Nr. 43 Seite 305f.), die heftigen und grundsätzlichen 
Auseinandersetzungen zwischen Erzbischof und Stadt über die dortigen 
Hoheitsrechte, die zwischen 1351 und 1377 stattfanden und dem Stadt- 
herrn schließlich doch das Übergewicht beließen, werfen zahlreiche 
verfassungsgeschichtliche Einzelpunkte auf und haben in einer Reibe 
wertvoller Stücke (Nr. 5öf.) ihren Niederschlag gefunden. Ein Zolltanf 
von um 1400 (Nr. 102) sei noch hervorgehoben; er enthält für die Ge 
schichte des westeuropäischen Pfundzolls belangreiche Sätze. Manchbs 
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andere im einzelnen wertvolle Stück zur Verfassungs- und Gewerbe- 
geschichte übergehen wir. 

So haben Verfassungs- und Wirtschaftsgeschichte, insbesondere 
Gewerbegeschichte, den Hauptanteil an der Sammlung und ihrer neu- 
gehobenen Ausbeute. Im Gegensatz zur ersten Abteilung lassen die 
im zweiten Teil mitgeteilten Stücke des 12. bis 14. Jahrhunderts die 
Bedeutung der moselländischen Bischofsstadt besser erkennen. Doch 
muß, wie Kentenichs Einleitung zeigt, das mittelrheinische Urkunden- 
buch begreiflich immer mit herangezogen werden. Für die fernere Ver- 
fassungsentwicklung Triers bis zum Ende des Kurstifts sind dagegen 
in dem Bande alle Entwicklungsphasen des Verfassungslebens so gut 
belegt, daß Kentenich danach ein sicheres Bild dieser Verfassungs- 
entwicklung von Trier zeichnen konnte. Es sei gestattet, in Kürze auf 
einige Hauptpunkte seiner Verfassungsskizze hinzuweisen. Die schwie- 
rigen Fragen liegen nach wie vor in der Frühzeit des alten Trier. Hier 
steht die Dürftigkeit des überlieferten Materials überall sehr hinderlich 
im Wege. Man wird gleichwohl Kentenich, der stets nach quellenmäßig 
gesicherten Ergebnissen strebt, mit dem Beifall folgen, den ein so ernst- 
haft unternommener Versuch, trotz dieser Hemmungen endgültig ein 
geschlossenes Bild zu geben, verdient. Wir wissen heute besser als zuvor, 
daß das mittelalterliche Trier als Handelsplatz jahrhundertelang gegen- 
über anderen Städten, etwa im Vergleich mit Mainz und Köln oder mit 
Metz und Lüttich, zurücksteht. Es bewahrte länger jene eigentümliche 
Beimischung grundherrlich-agrarischer Zustände, die aus seinem ältesten 
Rechtedenkmal zu uns sprechen, als jene führenden Handelsstädte. 
Darum gingen auch nicht von Trier schöpferische Antriebe in der städti- 
schen Verfassungs- und Rechtsentwicklung Westdeutschlands aus. Natür- 
lich bleibt auch in und nach Kentenichs Zeichnung manches zweifelhaft. 
Für die bischöfliche Stadtherrschaft, für die Entwicklung von Königsgut 
und Grafschaft zur Immunität und Vogtei, für die schon von Rietschel 
ins Licht gestellte Burggrafschaft, für die Entwicklung von Markt und 
Münze bieten die Nachrichten des 8. bis 11. Jahrhunderts genügende 
Unterlagen. Der Erzbischof, schon in der Figur des großen Niketius 
im 6. Jahrhundert in machtgebietender Stellung, wird mit den ihn früh 
umgebenden reichen Klöstern Herr im Land; der bedeutende königliche 
Grundbesitz geht auf ihn über. Für die Entwicklung des Handels nimmt 
Kentenich als erste Phase eine ins 6. Jahrhundert zurückreichende 
bischöfliche Schöpfung eines basarartigen Warenstapels zwischen Mosel 
und Dom, innerhalb der alten Römerstadt, im Zusammenhang mit der 
damals erfolgten Gründung der St. Martinskirche an. Freilich dürfte 
jenes frühe Handelsleben Triers sich nicht mit Köln und anderen Plätzen 
haben messen können. Eine eigentliche Marktgründung erfolgt erst in 
der Mitte des 10. Jahrhunderts; ihr einzigartiges Denkmal ist das heute 
noch stehende Trierer Marktkreuz Erzbischof Heinrichs. Daß das Markt- 
land gegen Hofstättenzins nach Gründerleihe ausgetan worden sei, wie 
Kentenich annimmt, muß bei dem heutigen Stand der städtevergleichen- 
den Forschung im Hinblick auf Köln und andere Städte als möglich 
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zugegeben werden. Bewiesen hat er es freilich nicht, denn die von Kente- 
nich herangezogenen Jahreszinsen von einigen Fleisch- und Brotbänken 
in den stadtherrlichen Gewerbeplätzen sagen nichts Entscheidendes für 
allgemeines Vorliegen der Zinsleihe und gegen freies Eigen aus, soweit 
die Hausgrundstücke der Marktansiedler in Betracht kommen. Auch 
geht Kentenich fehl, wenn er für eine solch frühe Zeit Leihegut und 
Eigen gleichsetzt. Sehr beachtenswert ist die Identifizierung des alten 
Gerichtsbezirks von Trier mit einem Unterbezirk der Trierer (Eurener) 
Hundertschaft, die Kentenich mit viel Scharfsinn verficht. Die Sache 
wird aber noch rechtsvergleichender Vertiefung bedürfen. Wir hätten 
dann in Trier eine ähnliche Entwicklung vor uns, wie sie Philippi für 
die westfälischen Bischofsstädte herausgestellt hat. Durch den frühen 
Übergang der Gerichtshoheit auf den geistlichen Stadtherrnm in einem 
größeren Landbezirke wäre der Exemtionsprozeß des Stadtgebietes 
auf rein immunitätsrechtlicher Grundlage überflüssig geworden; es 
konnten sich dann vielmehr ältere Dingverbände in engerer Beziehung 
mit der werdenden Stadt erhalten. Der Gegensatz des Euricher Hundert- 
schaftsgerichts, an dem die Stadt Trier selbst sicher teilhatte und das 
sich durch seine Zenturionenverfassung und durch seine Zuständigkeit 
in Hoch- und Rügegerichtssachen charakterisiert, zum Burding der 
Stadt Trier selbst als agrarischem Märkerding, mit dem Trierer Zenturio 
(Zender) und einer Schöffenbank an der Spitze, wird von Kentenich 
sicher festgestellt. Zu der Hundertschaftstreitfrage harren in den Sätzen 
der Eurener „‚Gondelgedings‘‘ merkwürdige Quellenstellen weiterer Ver- 
wertung. Auf die Untersuchung der Gerichtsgrenzen des alten Hundert- 
schaftsbezirks, der engeren Trierer Mark, der karolingischen Grafschaft 
und der späteren Vogtei sei hingewiesen. Danach scheinen in der Tat 
Trierer Vogtei und alter Hundertschaftsbezirk zusammenzufallen, wobei 
allerdings der Vogt für Stadt und Land getrennte Dingtage hielt. Die 
Bildung des Trierer Schöffenkollegs mit 14 Mitgliedern glaubt Kentenich 
aus einer Vereinigung der Marktschöffen mit der Schöffenbank des 
agrarischen Märkerdings, die er in die Zeit des mittelalterlichen Mauer- 
baus zu Beginn des 12. Jahrhunderts legt, erklären zu können. Im 
Aufbau der Gemeindeorganisation von Trier bleibt die Stellung der 
Conjuratio des 12. Jahrhunderts, die aus Friedrichs L Verbot seit langem 
bekannt ist und die Kentenich jetzt lediglich als eine gegen das altfreie 
Schöffenkolleg gerichtete politische Organisation deutet, deren Haupt- 
träger Ministerialen, besonders Münzerhausgenossen gewesen seien, trotz 
der plausiblen Argumentation Kentenichs noch eine offene Frage. Ihre 
weitere Aufhellung wird von den 18 bis 19 Conjurati, die in den Zeugen- 
reihen des 13. Jahrhunderts neben den Schöffen begegnen, ausgehen 
müssen. Im ganzen dürfte Kentenich dem agrarischen Unterbau des 
mittelalterlichen Trier für die weitere Verfassungsentwicklung eine etwas 
zu große Bedeutung beilegen. Die öffentlich-rechtlichen Elemente, be- 
sonders das Marktgericht des Schultheißen, treten zu sehr zurück. Und 
wenn auch das alte Burding des Trierer Centurio dauernd ein Element 
der städtischen Verfassung blieb, so muß doch auch seine Stellung mit 
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der Entwicklung des eigentlich städtischen Lebens allmählich ge- 
sunken sein. 

Diese Andeutungen, denen sich noch vieles über die Entwicklung 
der Rateverfassung usw. anreihen ließe, mögen genügen, um nachdrück- 
lich die Aufmerksamkeit der Fachgenossen auf diese verfassungsgeschicht- 
liche Studie zu lenken. Sie im einzelnen kritisch zu verfolgen, dazu ist 
hier nicht der Ort, wo es gilt, im wesentlichen die Ausgabe als Ganzes, 
als Quellenausgabe in ihrer Bedeutung für die rechtsgeschichtliche 
Forschung zu würdigen. 

Die Behandlung der Texte mag im allgemeinen Billigung finden, 
besonders was die Grenzziehung zwischen Vollabdruck und Regest an- 
langt. Manchmal ist freilich das Regest, das den Druck doch nie ersetzen 
kann, zu lang (vgl. Nr. 11 Seite 279), anderwärts zu knapp (vgl. z. B- 
Nr. 289 Seite 537f.) geraten. Nicht immer ist Textwiedergabe und Reges.t 
referat sauber auseinandergehalten (z. B. Seite 56), Verweisungen in 
Anmerkungen sind angesichts des Fehlens eines Inhaltsverzeichnisses 
zu ungenau (z. B. Seite 350, 351); nicht unbedenklich ist die vom Heraus- 
geber gelegentlich vorgenommene Änderung in der Textfolge der Vor- 
lage (z. B. in der Amtsordnung Nr. 14 Seite 59f.). Durch Wechsel im 
Druck, Sperren von Überschriften, Abheben der neuen Absätze hätte 
sich vielfach eine höhere Übersichtlichkeit unschwer erzielen lassen. 
Zur Erleichterung der Benutzung vermißt man in größeren Stücken 
‚ungern die Bezifferung der Abschnitte (z. B. im Statutenbuch von 1593/94, 
etwa Seite 196f.). Nur vereinzelt hat der Herausgeber größeren Stücken 
eine Inhaltsübersicht vorangestellt (so Nr. 171 Seite 444), Doch sollen 
diese Ausstellungen dem Verdienst der Publikation nicht in den Weg 
treten. 

Für den Fachrechtshistoriker ist die folgende Bemerkung des Be- 
arbeiters nur ein geringer Trost. Er sagt einleitend: „Bei der Auswahl 
der einzelnen Stücke war ich bestrebt, alles, was ein rein privates Ge- 
präge trägt, auszuschließen und nur das, was die Trierer Gemeinde, 
d. h. die Öffentlichkeit angeht, in die Sammlung aufzunehmen.“ Es ist 
zu hoffen, daß Professor Rudolph mit den Stücken „rein privaten Ge- . 
präges“ nur Urkunden über Privatrechtsakte ausschließen wollte, nicht 
auch privatrechtliche Statuten. Dann steht die beklagenswerte Dürre 
des Trierer Materials, soweit geschriebene Satzung in Betracht kommt, 
für. Privatrecht und Strafrecht endgültig fest. Der Rechtezustand be- 
ruht hier also nahezu völlig auf gewohnheitsrechtlicher Entwicklung, 
wenn man nicht annehmen will, daß wichtige alte Rechtsaufzeichnungen 
unwiederbringlich verlorengegangen sind. Dann bleibt aber nur übrig, 
an der Hand des Privaturkundenmaterials, zu dem schon die alten 
Traditionen, dann aber besonders die Stadtbücher seit dem 15. Jahr- 
bundert Material beisteuern, die Privatrechtsgeschichte der Hauptstadt 
des Mosellandes aufzubauen, während für die Strafrechtsentwicklung 
die Unterlagen dürftiger zu sein scheinen. 

München. Konrad Beyerle. 
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Die Bilderhandschrift des hamburgischen Stadtrechts von 
1497 im hamburgischen Staatsarchiv, herausgegeben von 
der Gesellschaft der Bücherfreunde zu Hamburg 1917. 
215 S. in 2° nebst 25 Tafeln in Lichtdruck und 2 Holz- 
schnitten. Mit einem Beiheft: Wörterverzeichnis zu dem 
hamburgischen Stadtrecht von 1497 von Conrad Borch- 
ling. 50 8. in 2°. . 


Unter den vielen Handschriften des im Jahre 1497 revidierten 
Hamburger Stadtrechts ist das sog. ‚„‚Ratsexemplar‘ die am prächtigsten 
ausgestattete, auch die meist bekannte. Schon J. M. Lappenberg 
“ hatte im I. Band seiner „Hamburgischen Bechtsaltertümer‘‘ (1845) den 
Text des Stadtrechts auf der Grundlage dieser Handschrift herausgegeben 
und gleichzeitig hatte er ihren Bilderschmuck in Lithographien nach 
Zeichnungen von O. Spekter unter dem Titel „Die Miniaturen zu dem 
Hamburgischen Stadtrechte vom Jahr 1497“ mit einem Kommentar ver- 
öffentlicht. Aber sein Textabdruck war nicht vollständig genug, und die 
Lithographien verschafften keine Vorstellung von den Farben der Ma- 
lereien, gaben die Bilder überdies nicht in der Originalgröße wieder, 
ermangelten auch mehrfach der Genauigkeit im Gegenständlichen. Auch 
spätere Reproduktionen einzelner Blätter, die sich gelegentlich in Hla- 
strationswerken einfanden, blieben unzulänglich. Selbst DLappenbergs 
Kommentar zu den Bildern, wie achtbar auch für seine Zeit, ließ doch 
noch mancherlei zu tun übrig, und auch die „‚rechtshistorischen Notizen“, 
die alsbald nachher C. Trummer dazu veröffentlichte (Vorträge II 1847 
S. 57—60, 218), trugen nichts Wesentliches zu ihrer Erklärung bei. 

So war es denn für die Gesellschaft der Bücherfreunde zu Hamburg 
eine dankbare Aufgabe, jenem bedeutenden Denkmal heimatlicher 
Rechtsgeschichte eine modernen Ansprüchen genügende Publikation 
zu widmen. Daß sie schon im Jahre 1909 an das kostspielige Unter- 
nehmen herantrat und hierzu die Unterstützung des hamburgischen 
Senats erlangte, darf als ein Glück betrachtet werden. Unter den gegen- 
wärtigen Verhältnissen wäre kaum mehr an seine Ausführung, wenigstens 
nicht mehr an eine so splendide Ausführung, wie sie selbst das Auge 
des verwöhnten Bibliophilen erfreuen wird, zu denken. 

Der Plan war hauptsächlich auf eine genaue Reproduktion der 
Miniaturen zum Stadtrecht von 1497 in farbigem Faksimile gerichtet. 
Wie er sich jedoch schließlich gestaltet hat, umfaßte er auch ein farbiges 
Faksimile des Titelbildes vom sog. „rothen Buch“, d. h. dem früher ins 
Jahr 1292 gesetzten Stadtrecht, sowie Schriftproben von diesem Stadt- 
recht und von dem Ratsexemplar des Stadtrechts von 1497, ferner 
einen vollständigen Textabdruck des letzteren nebst einem Glossar, 
einen Kommentar zu den sämtlichen Bildern und eine Einleitung. 
Die Herstellung des Glossars wurde einem der ersten Kenner des Nieder- 
sächsischen, über die man in Hamburg verfügte, Conrad Borch- 
ling, die ganze übrige wissenschaftliche Arbeit einem jüngeren ham- 
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burgischen Publizisten, Herrn Dr. Heinrich Reincke, jetzt wissen- 
schaftlichem Assistenten am Staatsarchiv, übertragen. 

Die Tafeln sind im Weg des Farbenlichtdruckes hergestellt. Leider 
beweisen sie nur allzu schlagend, wie wenig mechanisch dieses ‚„photo- 
mechanische‘ Verfahren ist, wieviel dabei von der Individualität, ins- 
besondere von dem wissenschaftlichen Verständnis des Photographen, 
des Retoucheurs, des Druckers abhängt, wenn ein wissenschaftlich voll- 
wertiges Faksimile herauskommen soll. Es ist in dieser Hinsicht nicht 
erreicht worden, was hätte erreicht werden sollen und können. Die 
genannten Arbeiter waren nicht streng genug beaufsichtigt. Gewiß 
darf nicht gerügt werden, daß die Tafeln den Glanz des überreich an 
den Bildern verwendeten Blattgoldes nicht wiedergeben. Aber der 
Retoucheur hat nicht immer genau genug gearbeitet, zum Teil, weil ihm 
unbegreiflicherweise die Aufgabe gestellt war, alles abzudecken, was 
weder Malerei noch Schrift war. Davon die Folge war, daß die Struktur 
des Malgrundes vollständig verschwand und niemand auf den Anblick 
der Tafeln hin zu sagen vermag, auf welchem Material die Originale 
ausgeführt sind. Statt des Pergamentcharakters tragen die Blätter 
in der Regel einen oder mehrere sog. Schmiertöne, die sich über den 
ganzen bildfreien Rand verbreiten. Sie rühren von dem Vorherrschen 
einzelner Farbenplatten her. Diese paßten auch nicht immer mit absoluter 
Genauigkeit aufeinander, so daß Linienduplierungen eintraten, die 
roten Buchstaben z. B. wie mit einem gelben Hof eingefaßt, Umrisse 
der Zeichnung verwischt, Farben ineinandergelaufen erscheinen. Die 
Farbentöne sind nicht in allen Exemplaren die gleichen. Inwieweit sie 
in den besseren originalgetreu, vermag ich nicht zu beurteilen, da mir 
die Handschrift nicht vorliegt. 

Was die Textbeigaben betrifft, so darf zunächst über das Borch- 
lingsche Glossar eine so anerkennende als kurze Bemerkung genügen. 
Mit ungemeiner Sorgfalt verzeichnet es alle Wörter des Textes von 1497 
unter Angabe aller Fundstellen und Bedeutungen. Soweit erforderlich 
sind auch Verweise auf Parallelen und auf literarische Behelfe beigefügt. 
Das Wörterbuch der deutschen Rechtssprache wird in diesem Wörter- 
verzeichnis eine sehr wesentliche Vorarbeit zu begrüßen haben. 

Wir beschäftigen uns fortan mit dem, was Reincke zu dem Werk 
beigesteuert hat. Seine Einleitung (S. 3—60) berichtet vorerst über die 
dem Stadtrecht von 1497 vorangegangenen Hamburger Rechtsaufzeich- 
nungen, wobei er, im Gegensatz zur herrschenden Meinung, die Ansicht 
vertritt, das Stadtrecht des sog. rothen Buches sei kein Gesetzbuch, 
sondern nur ein Entwurf, und stamme nicht aus 1292, sondern sei erst- 
mals in den Jahren 1301 und 1302 niedergeschrieben, 1305 oder 1306 
aber einer erneuten Durchsicht unterzogen worden. Man mag zugeben, 
daß der Zeitansatz auf 1292 auf einer wenig begründeten Hypothese 
beruht. Was jedoch Reincke zugunsten der von ihm behaupteten Ab- 
fassungs- und Revisionszeit anführt — ein paar praktische Fälle aus 
1301 und 1305 —, scheint mir wenig überzeugend. Wenn er ferner den 
Text des rothen Buches nur für einen Entwurf gelten lassen will, weil 
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weder aus dem 14. noch aus dem 15. Jahrhundert eine Abschrift davon 
erhalten, dagegen das sog. Ordelbok von 1270 bis zur Reformationszeit 
immer wieder abgeschrieben worden sei, scheint mir auch diese Argu- 
mentation nicht schlüssig. Bei der nahen Verwandtschaft zwischen 
dem ursprünglichen Text des rothen Buches und dem Ordelbok von 
1270 erklären sich die späten Abschriften des letzteren hinlänglich. 
Ist es doch auch noch nach dem Gesetzbuch von 1497 abgeschrieben 
worden! Eine genauere Prüfung des rothen Buches ergibt ferner, daß 
nicht etwa nur einmal, etwa vor 1307, sondern auch in der Folge noch 
öfter Nachträge hinter den einzelnen Abschnitten und Abänderungen 
einzelner Artikel eingeschrieben wurden — ganz ähnlich, wie dies auch 
beim Augsburger Stadtbuch von 1276 geschah. Die Lappenbergsche 
Ausgabe erteilt hierüber genügenden Aufschluß, und Reincke, der sich 
(S. 25f.) mit einläßlichen Hypothesen zu diesen Nachträgen äußert, 
nimmt zwischen 1330 und 1490 rund ein Dutzend verschiedener Schreiber 
an. Was hätte die Schreiber der Nachträge — nach Reincke meist Rats- 
sekretäre und Protonotare — dazu bestimmen sollen, sie gerade dem 
rothen Buch einzuverleiben, wenn sie in dessen Haupttext nur einen 
Entwurf vor sich hatten? Doch nicht bloß der Umstand, daß dieser 
Haupttext eigens so verteilt war, um Räume für Nachträge frei zu lassen. 
Auch das systematisch geordnete Register, das im rothen Buch dem 
Stadtrechtstext vorangeht, müßte in diesem Zusammenhang gewürdigt 
werden. Ich kann darauf nicht eingehen, weise aber noch auf den mit 
zwei Schlüsseln verschließbaren Einband und die für ihre Zeit prächtige 
Ausstattung des rothen Buches hin, die man sich um eines bloßen Ent- 
wurfs willen schwerlich hätte kosten lassen. Gerade die vorliegende 
Publikation gibt davon eine deutliche Anschauung mit ihrer einläß- 
lichen Beschreibung, ihren vier ganzseitigen Schriftproben, ihrem farbigen 
Faksimile des Titelbildes und ihren Abbildungen des Einbandes. Reincke 
dürfte wohl an die ganze hier behandelte Frage unter allzu modernen 
Gesichtspunkten herangetreten sein, wenn er sagt, der Inhalt des rotben 
Stadtbuchs habe „die Kraft eines offiziellen Stadtrechts nicht erlangt“, 
nur das Schiffrecht und die Polizeiverordnungen seien „publiziert“ 
“worden. Er selbst meint doch gleich auf der nächsten Seite (8), das 
rothe Stadtbuch sei zwar „nur dem Rate bekannt‘ gewesen, aber ein 
jeder habe die in seinen Händen befindliche Fassung des Stadtrechts 
für die beste gehalten und sich auf sie berufen. Wenn so, dann galt 
eben dem Rat der Inhalt des rothen Buches als Gesetz. Und was soll 
bei einem Gesetz jener Zeit unter Publikation verstanden werden? 
Es gab noch lange keine festen Formen dafür. 

So ausführlich wie sachgemäß ergeht sich Reinckes Einleitung 
(S. 9—20) über die Stadtrechtsreformation von 1497, wobei eine an- 
ziehende Lebensskizze ihres Urhebers und ersten Glossators, des Bürger- 
meisters Hermann Langenbeck mit einfließt, ohne daß freilich das 
letzte Wort über diesen Juristen gesprochen wird. Es folgt (S. 26f£) 
eine allgemeine Beschreibung und Erörterung der Bilderhandschrift, 
genauer und besser als bei Lappenberg. R. macht wahrscheinlich, daß 
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sie zwischen 1503 und 1508 angefertigt und — was übrigens schon Lappen- 
berg und Trummer vermuteten — von Langenbeck gestiftet sei. Ge- 
wißB mit bestem Fug nimmt er auch an, daß Langenbeck das Programm 
der Malereien aufgestellt habe. Die Inschriften auf den Bildern können 
nur von einem sowohl bibelfesten, als auch im Corpus juris civilis be- 
wanderten Manne angegeben sein. Beide Bedingungen waren in der 
Person Langenbecks erfüllt, der zuerst Theologe, dann zu Perugia zum 
Doktor beider Rechte promoviert worden war. Wir werden sehen, daß 
diese Beziehungen nicht gleichgültig für das Verständnis der Bilder 
sind. Deren Kunstwert schätzt Reincke gering ein, wobei er sich mit 
dem neuesten Historiker der niedersächsischen Malerei, C. G. Heise 
(Norddeutsche Malerei 1918) begegnet. Er schreibt sie Gesellen in den 
Werkstätten der hamburgischen Maler Dedeke und Hornebostel zu und 
nimmt — in dieser Hinsicht weitergehend als Lappenberg und Heise — 
mindestens sechs bis acht verschiedene Hände an. Ich halte diese An- 
nahme für sehr gewagt. Stilkritische Gründe, insbesondere wenn man 
wie Reincke auf das Technische gar nicht eingeht, haben einer so ge- 
ringen Menge der zu vergleichenden Arbeiten gegenüber, die zur selben 
Zeit und in nächster Nachbarschaft zustande kamen und in bezug auf 
Zweck, Gegenstand und Darstellungsweise doch einander aufs engste 
berühren, immer ihr Mißliches. Ich möchte es bei der Unterscheidung 
von zwei Gruppen bewenden lassen, die sich ungefähr so abgrenzen 
lassen wie die Hauptgruppen, die Reincke einander gegenüberstellt, 
wobei ich jedoch weniger das Gewicht auf das Ornamentale oder auf 
das Kompositionelle legen möchte, das allzu abhängig von der besonderen 
Aufgabe des einzelnen Blattes war, als auf solche technische Dinge, wie 
etwa den Auftrag der Farben, die Modellierung der Gesichter, die Zeich- 
nung des Gefältes, die Behandlung der Lichter, das Nachziehen der Um- 
risse. Verdienstlich ist der Nachweis, den Reincke für die Benützung 
fremder Meister, insbesondere von Holzschnitten Dürers, erbringt. Wenn 
er aber alle Vorbildlichkeit des Meisters Stumme abzulehnen scheint, 
go möchte ich nicht mit ihm gehen. Er verweist auf ‚‚die kurzen dicken, 
oft knolligen Nasen“ in den vorliegenden Bildern im Gegensatz zu den 
„langen, fast übermäßig schmalen, feinen‘, wie sie Stumme bildet. 
Allein lange und schmale Nasen, zuweilen mit entschiedenem Rücken, 
sehen wir auch auf Taf. 2, 4, 9, 10, 14, 15, 16, 18, und die Modellierung 
der Gesichter mit stark betontem Jochbein wie auf Taf. 4, 8, 9—12, 
14—16, 18 liebte auch Stumme. Für die Zuweisung der „Gesellen“ 
an eine oder mehrere bestimmte Werkstätten fehlt es indes zur Zeit 
an jedem triftigen Grunde, weswegen sich von hier aus auch nichts für 
die Zeitbestimmung der Malereien gewinnen läßt. Der Herausgeber 
freilich nimmt, was er in dieser Frage auf S. 39 nur für wahrscheinlich 
gehalten, auf S. 208 schon für Gewißheit. 

Vortrefflich handelt er (8. 41—51) über den kostümgeschichtlichen 
Ertrag der Illustrationen. Was in dieser Hinsicht seit Lappenberg an 
Vergleichungsstoff und an Hilfsmitteln zugänglich geworden, hat er 
sich nicht entgehen lassen. Nur in einem rechtsarchäologischen Punkte, 
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der hier einschlägt, möchte ich seinen Äußerungen nicht ohne weiteres 
beipflichten. Er betrifft die Amtstracht. Im Anschluß an Lappenberg 
glaubt er, daß außer der geistlichen Gewandung eigentliche Amtstrachten 
in den Miniaturen fehlen, daß sich insbesondere von einem Ratshabit 
nicht die geringste Spur finde. Richtig ist, daß die Ratsmitglieder und 
ein paarmal auch die Mitglieder des Niedergerichts in sehr verschiedenen 
Trachten auftreten. Aber es gibt doch Bilder, die eine gewisse Gleich- 
förmigkeit und Gleichfarbigkeit der Gewandung beobachten. Das zum 
Abschnitt D. Van vormunderen zeigt als Vormundschaftsbehörde ein 
Kolleg, bestehend aus einem alten Herrn als Vorsitzendem und zwei 
jüngeren Beisitzern. Jener, wahrscheinlich ein Bürgermeister, trägt 
einen roten Brokatrock mit grünlichem Pelzkragen und zugehöriges 
Pelzbarett, die Beisitzer rote Röcke mit weißen Kragen und rote Barette. 
Das nächste Bild, zu Abschnitt E. Van allerhande bewise, führt uns das 
Niedergericht vor, nämlich den Vogt und zu seinen beiden Seiten die 
„Bichteherrn‘“,. Jener trägt einen roten Rock mit dunkelbraunem Pelz- 
kragen und zugehöriges Pelzbarett mit Sendelbinde, die „Richteberm“ 
dunkelgrüne Röcke mit weißen Kragen und rote Barette. Die Dar- 
stellung des Niedergerichts zu Abschnitt M. Van wedde vnde bote und 
des Straßenrechts zu Abschnitt O. Van pynliken saken zeigen den Vogt 
wieder im roten Rock, die Richteherrn in blauen Röcken; nur in bezug 
auf Kragen und Kopfbedeckung ist beidemal keine Gleichförmigkeit 
festgehalten. Tritt so namentlich der Richter mehrmals ir roter Kleidung 
auf, so dürfte es auch kaum auf bloßem Belieben des Malers der Initiale 
J beim Beginn von Abschnitt A beruhen, wenn hier der Richter eben- 
falls den roten Rock (mit übergebundenem weißem Kragen) und das 
rote Barett trägt. Sollte es in Hamburg zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
schon eine Gerichtskleidung für Ratmannen und Vogt gegeben haben, 
so würde das zu jener Zeit nicht unerhört gewesen sein. In Köln muß 
spätestens damals die schwarzrote Ratstracht aufgekommen sein, wie 
sie die Bildnisse der Bürgermeister Johann v. Ryht (1525, zu Berlin) 
und Arnold Browiller (1535, zu Köln), beide vom älteren Barth. Bruyn, 
zeigen. Die rote Richterkleidung begegnet auf Gemälden seit dem 
15. Jahrhundert oft genug, so z.B. in einer Miniatur (Initiale D) des 
Regensburger Privilegienbuches im bayerischen Reichsarchiv — hier be- 
sonders ähnlich wie in der zuletzt angeführten Hamburger Miniatur —, 
ferner in den Malereien der Chroniken des Bemer Diebold Schilling 
und seines Luzerner Namensvetters, und wird bestätigt durch einen 
Spruch auf einem Stich des Israel v. Meckenem (B. 222, bei Mummen.- 
hoff, Der Handwerker, Abb. 18), der den roten Scharlach als Richter- 
farbe angibt. Zu alledem würde sich gut fügen, daß die Kleidung des 
Hamburger Vogtes einschließlich des Pelzwerks auf städtische Kosten 
ging (Lappenberg, Rechisalter. S.XXV). Anfänge von amtlichem 
Trachtenwesen zeigen sich in unserer Handschrift auch sonst. Der 
rote Rock und Mantel des schwerttragenden Fronboten beim Straßen- 
recht auf dem Titelbild zu Abschnitt O (Taf. 18) ist schon Lappenberg 
aufgefallen, und ebendort scheint selbst Reincke die rote Kleidung des 
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öffentlichen Anklägers (Fiskals) nicht für gleichgültig zu erachten. Daß 
endlich in viel weiterer Verbreitung die städtischen Unterbedienten 
schon seit dem Ausgang des Mittelalters Amtstrachten hatten, bedarf 
als eine bekannte Sache hier keiner Nachweise, und sowohl Reincke 
wie Lappenberg finden in der Hamburger Bilderhs. eine (grüne) Dienst- 
kleidung wenigstens bei den (Unter-) Bütteln. 

Mit seinem Vorgänger einig geht der Herausgeber auch in der Grund- 
auffassung der dargestellten Baulichkeiten. Auch er spricht den Illu- 
stratoren die Absicht einer Wiedergabe der wirklichen Lokalität ab. 
Im allgemeinen trifft dies sicherlich zu, so namentlich dort, wo die in 
geschlossenen Räumen sich abspielenden Szenen vor Goldgrund gestellt 
oder wo jene in ornamentale Rahmen aufgelöst sind. Und wie auch, ab- 
gesehen davon, die Willkür der Dlustratoren schaltete, zeigt Reincke 
bei Bl. 86, wo alles Räumliche Stichen des Israel v. Meckenem entlehnt 
ist. Immerhin erkennt er mit Lappenberg an, daß dem Zeichner von 
Bl. 73a der Ausblick auf den Dom und dessen Umgebung von der Halle 
des Niedergerichts aus vorschwebte, und auf Bl. 245a meint er sogar 
das Eimbecksche Haus vor sich zu sehen (hierüber s. jedoch unten S. 318). 
Auch andere Reminiszenzen an die Wirklichkeit sollten nicht übersehen 
werden. Ein hölzörnes Tonnengewölbe z. B., wie es die Gerichtshalle 
auf dem Marktbild Bl. 213 überspannt, deckte die Bürgerhalle im alten 
Rathaus (C. F. Gaedechens @esch. des hamb. Rathauses S. 10). Wahr- 
scheinlich hat also der Zeichner diese im Sinn gehabt, womit auch wahr- 
scheinlich wird, daß so wie im 17. Jahrhundert schon um 1500 die Markt- 
gerichtsbarkeit vom Rat ausgeübt wurde. Auf BI. 252 erscheint das 
Niedergerichtshaus als ein mit Schiefer gedeckter Backsteinbau mit 
Holzständern zu beiden Seiten eines rechteckigen Fensters, dessen Holz- 
laden heruntergeklappt ist, so daß man die Gerichtsszene im Innern 
beobachten kann. Das nimmt sich aus wie eine Abbreviatur des Nieder- 
gerichtshauses beim alten Rathaus, wie es noch im ersten Viertel des 
18. Jahrhunderts zu sehen war. Es war ein Ziegelbau mit reichgeschnitz- 
tem Fachwerk und Holzständern zwischen den viereckigen Fenstern, 
vor deren unterer Hälfte die Läden heruntergeklappt wurden, wenn 
Sitzungen stattfanden (s. die Lithographie nach einer Zeichnung von 
1716 bei D. H. Jacobi, Gesch. des Hamb. Niedergerichts Taf. I). Dieses 
Haus war nun freilich erst 1559 errichtet, doch, wie es scheint, nach 
dem Muster eines älteren Niedergerichtshauses, von dem wir auch wissen, 
daß es mit Schiefer gedeckt war. 

Auf die Einleitung folgen die schon erwähnten Schriftproben, 
dann S. 62—139 der Text des Stadtrechts von 1497 nach dem Rats- 
exemplar. Sein Abdruck ist zwar nicht diplomatisch genau, aber voll- 
ständig und auch der Anordnung nach dem Original getreuer als bei 
Lappenberg. Wo der Herausgeber eigene Wege ging, hat er in einem 
Anhang zum Textabdruck Rechenschaft abgelegt. Eine „Konkordanz- 
tafel‘“ (S. 144—152) belehrt über die Quellen, woraus die Bestimmungen 
des Gesetzes geflossen sind. 

Doch dasjenige, wovon an dem gegenwärtigen Werk außer den 


bu 
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Faksimiletafeln der Rechtshistoriker sich vielleicht das Beste ver- 
sprechen wird, das sind die Erläuterungen zu den Miniaturen des Stadt- 
rechts (S. 154—215). Da muß nun vorweg jedem, der eine derartige 
Arbeit unternimmt, zugestanden werden, daß er mit ungewöhnlichen 
Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Die Absichten der Dlustratoren sind 
nicht eindeutig wie etwa bei den Sachsenspiegelbildern oder auch nur 
bei den Miniaturen zu Beaumanoir, zu den Digesten oder Dekretalen. 
zur Goldenen Bulle oder bei den mit den Hamburger Malereien gleich- 
zeitigen Katzheimerschen Holzschnitten zur Bambergensis,. Es ver- 
flechten sich vielmehr die dekorativen Tendenzen mit den sachlichen. 
und zwar nicht nur bei den verschiedenen Malern in verschiedener Stärke, 
sondern auch bei einem und demselben so, daß bald die eine, bak 
die andere vorherrscht. Daher wird wohl der diskursive Stil der Er- 
zählung, wie ihn die mittelalterliche Buchillustration überhaupt liebt. 
festgehalten. Die Komposition stellt Vorgänge, die zeitlich und raum- 
lich auseinanderliegen, nebeneinander, weil der Inhalt des Abschnittes, 
dem das Bild vorgesetzt werden soll, sich auf sie bezieht oder doch be- 
ziehen könnte. Das Verhältnis zu diesem Inhalt bleibt aber stet= ober- 
flächlich. Nur ausnahmsweise entnimmt der Zeichner seinen Vorwurf 
einer bestimmten Textsatzung. Gewöhnlich begnügt er sich mit den 
Anregungen, die ihm die Überschrift des Abschnittes oder ein von seinem 
Besteller gelieferter Sinnspruch gibt. Daneben sollen das Bedürfnis 
nach Raumfüllung und das Zusammenstimmen und die Abwechselung 
der Farben in ihr Recht treten. Nicht immer ist die Notwendigkeit 
einer Figur, nicht immer die Bsziehung unter mehreren Figuren klar. 
nicht selten die Deutlichkeit der Aktionen und, wie wir schon saben, 
die Konsequenz im Kostüm vernachlässigt. So begreift sich, daß Reinckes 
Bildererklärungen, so gut er sich auch in seine Aufgabe hineingelebt 
hat, doch sowenig wie die Lappenbergschen alle Bedenken ausschließen 
können. Wenn ich einige nebst ein paar anderen Anmerkungen hier 
vorbringe, so geschieht es nur, um die rechtsarchäologische Benützbar- 
keit der Publikation zu fördern und ihren Wert ans Licht zu stellen. 
Ich bemerke zu Bl. 53a (Taf. 5): Mit Lappenberg und Trummer glaubt 
Reincke, es sei eine sog. Dielen- oder Hausaudienz des Bürgermeisters 
Langenbeck dargestellt. Dazu gebricht es m. E. an jedem durchschlagen- 
den Grund. Eine Verhandlung spielt sich ab vor einem auf erhöhtem 
Sitz thronenden Richter, von dessen Tracht oben 8. 312 die Rede war. 
Es braucht nicht, wie Reincke meint, die Tracht des ‚‚juristischen Dok- 
tors“‘ zu sein, und daß kein Bürgermeister daran dachte, „auf seiner 
Diele einen erhöhten Thron mit Rückenlehne und Baldachin aufzubauen”, 
gibt er selbst zu. Es würde sich auch schwerlich gut gemacht haben, 
wenn Langenbeck in einem von ihm dem Rat gestifteten Buch sich 
selbst auf einem solchen Thron hätte konterfeien lassen. Es wird sich 
also wohl nur um eine Repräsentation des Rechts und des Richten: 
handeln. Wenn dem Richter keine Urteiler beigegeben sind, so beruht 
das auf dem abbreviatorischen Charakter der Darstellung, wie sie nicht 
nur durch die ganze Sachsenspiegelillustration hindurchgeht, sondern 
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auch noch die Hamburger Bilder beherrscht. Haben doch auch diese 
nur einmal (auf BI. 73a Taf. 6) ae Anwesenheit von Dingleuten bei 
Gericht berücksichtigt. 

Zu BI. 73a (Taf. 6): Ob wir in den beiden Männern, die links vom 
Vogt und den Richteherrn vor dem Gerichtstisch stehen, die Gegen- 
partei der rechtsstehenden zu erkennen haben, halte ich für zweifelhaft. 
Die beiden Gruppen sind nämlich durch eine dritte voneinander getrennt, 
die vom Tische weg nach dem Vordergrund zuschreitet und die Ab- 
führung eines Verurteilten darstellt. Die Männerschar sodann, die am 
linken Ende des Gerichtstisches sichtbar wird, halte ich nicht mit Reincke 
für Kläger, die auf Einladung des Fronboten ‚‚von der Straße heran- 
drängen“, sondern mit Lappenberg und Jacobi für Dingmannen, die 
dem Ruf zur Urteilfindung folgen. An sie wendet sich auch mit dem 
Redegestus der vorsitzende Vogt. Er scheint ein Urteil zu erfragen. 
Der gelb gekleidete Mann, der sich auf das linke Tischende lehnt und 
Mit der rechten Hand rückwärts weist, würde dann nicht, wie Reincke 
meint, der Fronbote, sondern der zunächst befragte Urteiler sein. Keine 
Dingmannen hingegen, sondern, wie schon Lappenberg bemerkte, das 
„Publikum“ stellt die Menge vor, die rechts im Vordergrund über einer 
Fensterbrüstung in die Halle hereinschaut. 

Zu Bl. 86a (Taf. 7): Den Gestus des barhäuptigen Alten am linken 
Bildrand beim Gerichtstisch halte ich nicht mit unserm Kommentator 
für die Gelöbnisgebärde des „Stippens“, sondern mit Lappenberg für 
die Schwurgebärde. Reincke hat hier nicht beachtet, worauf Lappenberg 
“ aufmerksam macht, daß nicht nur die fragliche Person, sondern auch 
ihr Gegner das Haupt entblößt hat. Die Gruppe illustriert den $ 2 von 
Art. 5 des Abschn. C, wonach der Gast, der keinen Klagbürgen findet, 
sich unter Umständen mit seinem Eid soll helfen können. Einen solchen 
Eid brauchte er auch nicht auf die Heiligen zu leisten (vgl. Reincke S. 177). 

Zu Bl. 102a (Taf. 8): Daß der junge Mann in zerschlissenen Kleidern, 
der mit seinem Vormund rechts im Vordergrund steht, ein „Unsinniger“ sei 
(fariosus), scheint mir nichts weniger als „offenbar“. Unmittelbar über 
seinem Kopf liest man das Wort pauper aus der Inschrift T'ibz derelictus 
est pauper. Reincke legt überhaupt wohl zuwenig Gewicht auf die zweifel- 
los von Langenbeck angegebenen Worte der Spruchbänder. Auch die 
Buchinschrift, worauf der Vorsitzende des obervormundschaftlichen 
Kollegs mit dem linken Zeigefinger deutet: Nam e tulelam et curam 
constat puplicum munus esse hatte der Maler seinem Auftraggeber Langen- 
beck zu verdanken. Sie stammt aus pr. J. I 25. Daß das dreigliedrige 
Kolleg abkürzend den ganzen Rat vorstellen soll, halte ich nicht für 
so sicher, wie Reincke annimmt. Denken ließe sich, um 1500 habe im 
Gegensatz zu dem strengeren Recht von 1481 eine Deputation in Vor- 
mundschaftssachen den Rat vertreten. Das Kolleg sitzt an einem rot 
gedeckten Tisch innerhalb einer Einfriedigung aus grünen Quadermauern, 
während der Rat auf Bl. 52a (Taf. 4) und 144a (Taf. 11) an einem mit 
grüner Brokatdecke belegten viereckigen Tisch in einem Gestühl seinen 
Platz hat, wie es auch geschichtlich begründet ist. 
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Zu Bl. 110a (Taf. 9): In der schmaleren Bildhälfte, wo der Schreiber 
mit Eintragungen in ein Buch beschäftigt ist, sieht man zu seinen beiden 
Seiten zwei Gruppen von Männern. Links hat eine Geldzahlung statt- 
gefunden, die der Schreiber eben protokolliert. Rechts (im Vordergrund) 
stehen drei Männer an einem Tisch, die der Erklärung bedürfen. Reincke 
glaubt in dem mittleren einen Beweispflichtigen zu erkennen, der den 
Nebenmann zu seiner Rechten als Zeugen ‚‚leitet‘ (Art. 9 von Abschn. E), 
indem er ihn „formgerecht‘‘ am Unterarm faßt. Ich vermag leider mit 
bestem Willen nichts von diesem Ritus zu entdecken. Der vermeint- 
liche Zeuge drückt mit dem linken Ellenbogen den aufgenommenen 
Mantel an sich und richtet in ziemlich gezwungener Haltung den Unter- 
arm zum Redegestus auf. Der Zeugenführer müßte mit seiner rechten 
Hand danach greifen. Aber nicht diese Hand, sondern nur sein Ellen- 
bogen ist sichtbar. Wahrscheinlich handelt es sich überhaupt nicht um 
einen Zeugenbeweis. Vor dem Schreiber fand ein solcher nicht statt. Ich 
denke, man wird hinter der ganzen Komposition nicht mehr suchen dürfen 
als eine Schilderung des Treibens in der Kanzlei zur Illustration der alle- 
gala ei probata, auf deren Grund nach der Überschrift geurteilt werden soll 

Zu Bl. 144a (Taf. 11): In der schmaleren Bildhälfte, der Kanzlei des 
Stadtschreibers, unter dem aus Ssp. I 52 $1 stammenden Satz Sine prori- 
morum consensu non veniei quando possessio hereditaria est, begibt sich 
vor dem Erbebuch die Übereignung eines Hauses. Vier Personen sind 
beteiligt: die Kontrahenten, der nächste Erbe des Veräußerers und der 
Buchführer. Undeutlich ist die Handlung des Erben — ob er zustimmt 
oder ob er einspricht? In der breiteren Bildhälfte, vor dem Rat, soll 
nach Reincke die Auflassung des Hauses vor sich gehen. Der „bisherige 
Eigentümer“ soll zum Zeichen seines Eigenbesitzes die Wände des Hauses 
mit der rechten Hand „umfassen“. Allein dies beruht auf einem Miß- 
verständnis der Zeichnung. Die Hauswände werden nicht nur nicht 
umfaßt, sondern nicht einmal berührt. Die Hand überschneidet nur 
den Pfeiler der Ratshalle, indem sie hinaus auf das verkaufte Gebäude 
weist. Damit entfällt die Erklärung der Figur für den Veräußerer. Eher 
wird man in ihr den Erben zu erkennen haben, der das Haus an sich 
löst, gemäß dem über ihm stehenden Spruch aus Lev. 25: Si alttenualus 
vendiderit possessionem suam, proximus ejus redimere polest. Unter dieser 
Voraussetzung geht die Szene vor dem Rat nicht der beim Erbebuch 
voran, sondern sie folgt ihr nach, wie schon Lappenberg annahm, der 
nur bei ihrer Auslegung auf Abwege geriet. 

Zu Bl. 161a (Taf. 12): Im Vordergrund (heraldisch) rechts an dem 
runden Tisch wird ein Geschäft (Verkauf eines Erbzinses) abgeschlossen, 
das durch das Spruchband Pecuniam iuam non dabis ad usuras usw. in 
Beziehung zu Art. 1 des Abschn. H gesetzt ist. In Verbindung mit 
diesem berücksichtigte der Künstler auch Art. 4, indem er das Geschäft 
vor den Rat verlegte, dessen Vertreter weiter rückwärts in einem er- 
höhten Gestühl Platz genommen haben. Insoweit kann ich mich mit 
Reincke einverstanden erklären, während Lappenberg die Herren im 
Gestühl, wahrscheinlich wegen ihrer Dreizahl, für das Niedergericht hält. 
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Zu Betrachtungen darüber jedoch, wie sie Lappenberg und Reincke 
anstellen — warum die Sitzung „im Freien“ stattfinde, scheint mir 
kein Anlaß. Das Gestühl mit seinem der ganzen Länge nach sich hin- 
ziehenden gotischen Baldachin, ganz von der Art, wie noch im 18. Jahr- 
hundert eines in der Niedergerichtsstube erhalten war (Jacobi a. a. O. 
Taf. 3), hätte sich nicht für einen Standort unter freiem Himmel ge- 
eignet. Der Zeichner hat auch eine Sitzungshalle angedeutet, nämlich 
durch die Bogenstellung, die er nur in seiner stilisierenden Manier als 
Rahmen der beiden Bildhälften benutzte. Im Vordergrund der linken 
Bildhälfte spielt sich, veranlaßt durch Art. 3 und 9 $ 2, die Vollstreckung 
in ein Erbe ab, und zwar, wie Reincke richtig sieht, zuerst das Räumungs- 
gebot und nachher die Räumung selbst. Nur möchte ich in dem Grün- 
rock, der mit dem Stab das Haus berührt, nicht gerade den Vogt er- 
kennen, der sonst nie in solcher Tracht auftritt, eher einen Gerichts- 
diener, bei dem nur auffallen kann, daß sein Stab diesmal nicht wie 
auf BI. 73 weiß, sondern schwarz ist. Der sein Haus räumende Schuldner 
hat den Schuh vom rechten Fuß gezogen und überreicht ihn dem Gläu- 
biger, nicht wie Reincke meint, indem er sich mit der linken Hand die 
Augen wischt, sondern mit dem allbekannten Trauergestus, der ihn als 
den leidenden Teil kennzeichnet. Den symbolischen Akt erörtert unser 
Kommentator weitläufig auf Grund der von J. Grimm zusammen- 
gestellten Materialien, auf die schon Lappenberg verwiesen hatte — ohne 
sicheres Ergebnis. Wäre als eigentlicher Erfinder der Komposition nicht 
Langenbeck zu vermuten, so hätten wir in ihr einen höchst wertvollen 
Beleg für die Bodenständigkeit jenes Schuhsymbols im deutschen Recht. 
So aber liegt doch die Annahme näher, daß es dem Buch Ruth IV 7, 8 
entlehnt sei. Mit dem ‚Verfolgen eines Erbes für Schuld‘ in Zusammen- 
hang steht auch die Gruppe im Hintergrund. Lappenberg hat richtig 
gesehen, daß sie sich auf Art. 6 bezieht. Eine Ratskommission beschäftigt 
sich damit, das Erbe zu warderen, bevor es verkauft werden darf. Mit 
einem Streit über ein Traufrecht, wie Reincke will, hat die Gruppe nichts 
zu schaffen. Der Inhalt des Abschnitts H berührt diesen Gegenstand 
nirgends. Auch wird ja nicht der Abstand der Trauf- von der Grund- 
stücksgrenze, sondern die Senkrechte der Mauer mit dem Lot untersucht. 
Zu BI. 174a (Taf. 13): Was sich in dem Gemach beim linken Bild- 
rand begibt, soll nach Reincke wie nach Lappenberg eine Brautwerbung 
sein. Beide fassen die Frauengestalt irrig auf. Die Haube kennzeichnet 
diese als eine verheiratete Frau, und diese hält sich mit ihrer rechten 
. Hand nicht etwa ‚‚verschämt das Ohr zu“, legt auch nicht unentschlossen 
die Hand an die Wange, sondern führt einfach den Trauergestus aus. 
Der ihr gegenüberstehende Mann ist ihr Gatte, der sie ob ihrer Kinder- 
losigkeit zu trösten sucht. Die Szene ist wie der Anordnung, so der Zeit- 
folge nach die dritte in der ganzen Reihe und gehört zu dem letzten, 
am unteren Rand des Blattes sich hinschlingenden Spruchband: Beatus 
qui non passus est deficere successionem familiae Würde es sich um eine 
Werbung oder ein Verlöbnis handeln, wäre die Reihenfolge bis hin zur 
Trauung rechts durch das Mittelbild, die Wochenstube, gestört. 
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| Zu Bl. 213a (Taf. 15): Beachtung verdient hätte die Zusammen: 
setzung der beiden mit Viehkauf beschäftigten Gruppen. Links, wo der 
Handel mittels Gottespfennigs zustande kommt, sieht man zwischen 
den Kontrahenten noch einen Dritten, der auf den Käufer einspricht. 
Es ist der Gewährschaftsbürge, der uns hier zum erstenmal im ham- 
burgischen Recht vorgestellt wird. Rechts dagegen, wo der Vertrag 
mittels Handschlags abgeschlossen wird, stehen zwei Männer den Kor- 
trahenten zur Seite. Es sind die Zeugen, die notwendig sind, weil das 
Geschäft kein Arrhalvertrag ist. 

Zu Bl. 245a (Taf. 17): Die Gebäude rechts und in der Mitte ge» 
hören, wie Farbe und Dachkonstruktion zeigen, nicht zusammen. Nur 
das perspektivische Ungeschick des Zeichners läßt sie aneinanderstoßen. 
Damit entfällt die Vermutung, er habe ‚„Eigentümlichkeiten des Eim- 
beckschen Hauses“ wiedergeben wollen, und folglich die Vermutung, 
das Niedergericht, vor dem verhandelt wird, sei als in diesem Hau:e 
tagend zu denken. 

Zu BL 252a (Taf. 18) kann ich nicht einräumen, daß der Staupen- 
schlag beim Kaak an einem Weibe vollzogen werde. Schon die Ge 
sichtszüge sind nichts weniger als weiblich, und das ungeschorene Haar 
hängt wie sonst bei Männern nach der Mode der Zeit in Locken bis zu 
den Schultern herab. Die vermeintlich „hängenden Brüste‘ sind nichts 
anderes als die übertrieben modellierten Bogen der falschen Rippen. 
— Das Fadenkunststück, womit sich die Hexe in ihrer Stube abgibt, 
sucht Reincke unter Heranziehung volkstümlichen Stoffes zu ergründen. 
Der Erfolg muß bei der Undeutlichkeit der Malerei wohl zweifelhaft 
bleiben. Mit Lappenberg halte ich immer noch den Trudenfuß für das 
Wahrscheinlichste. 

. Dem Verdienst, das den Darlegungen des Herausgebers zukommt, 
kann keiner der hier vorgebrachten Einwände Abtrag tun. Manche 
feinsinnige Beobachtung von ihm wird ihren Wert behalten. Und im 
übrigen bleibt ja ihm selbst „unumstößlich gewiß allein die Erfahrung. 
daß es oft leichter ist, ein Bild zu malen, als es nachher zu erklären“. 
Was der wissenschaftliche Leser viel mehr bedauern wird, das ist der 
gänzliche Mangel von Angaben der benützten Quellen und literarischen 
Hilfsmittel. Man scheint geglaubt zu haben, mit Rücksicht auf einen 
populären Nebenzweck das Werk nicht damit belasten zu dürfen. 


München, Mai 1919. K. v. Amira. 


Quellen zur Geschichte der Rezeption. I. Band: Leipziger 
Schöffenspruchsammlung, herausgegeben, eingeleitet und 
bearbeitet von Dr. Guido Kisch, Privatdozent an der 
Universität Leipzig. Leipzig, Hirzel, 1919. 126*, 655 8. 8°. 

I. Mit diesem schön ausgestatteten Bande führt sich ein neues 


weitsusschauendes wissenschaftliches Unternehmen ein, das auf de 
Initiative der Leipziger Juristenfakultät zurückgeht. Sie hat sich ein 
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Forschungsinstitut für Rechtsgeschichte angegliedert, dem sie die Auf- 
gabe stellte, den „Vorgang der sogenannten Rezeption des römischen 
Rechts in Deutschland als Gesamterscheinung und in ihren einzelnen 
Wirkungen mit besonderer Berücksichtigung des Einflusses des sächsi- 
schen Rechts auf die Rechtsentwicklung‘‘ zu erforschen und zur Dar- 
stellung zu bringen. Diesem Zwecke soll eine Abhandlungsreihe: „Unter- 
suchungen zur Geschichte der Rezeption‘ dienen, die durch eine zweite: 
„Beiträge zur Geschichte der Rezeption‘ ihre Ergänzung finden soll. 
Die erste und wichtigste Aufgabe aber mußte es sein, die Basis für alle 
diese Forschungen durch Klarlegung des Quellenbestandes zu schaffen. 
Hierfür ist die Publikationsreihe: ‚Quellen zur Geschichte der Rezep- 
tion“ vorgesehen, deren erster Band nunmehr vorgelegt wird. 

Ein solches Unternehmen bedarf keines Wortes der Rechtfertigung. 
Das Wunder der Synthese deutschen und römischen Rechts in das Licht 
wissenschaftlicher Betrachtung zu stellen, ist für die Geschichte des 
Privatrechts wie des Prozesses die drängendste Aufgabe. Die deutsche 
Privatrechts- und Prozeßgeschichte endet heute mit dem 14., kaum 
dem 15. Jahrhundert und setzt erst mit dem 19. wieder ein. Die 300 
Jabre Rechtsentwicklung der Zwischenzeit sind terra incognita. Das 
Programm des Leipziger Forschungsinstitutes ist sonach des höchsten. 
Interesses der Fachgenossen sicher. Der Name des Seniors der Leipziger 
Juristen Adolf Wach, der die Leitung des Institutes übernommen 
hat, bürgt für die Großzügigkeit und Gediegenheit des Unternenmens. 

Seinem Programm getreu ist das Forschungsinstitut zunächst an 
die Bearbeitung der Quellen des sächsischen Rechts des 15. Jahrhunderts 
herangetreten. Es kam da vor allem die Spruchtätigkeit der großen 
sächsischen Schöffenstühle Magdeburg und Leipzig in Betracht. Sind, 
sie eg doch vornehmlich, deren Praxis die Grundlage des sogenannten 
gemeinen Sachsenrechts abgegeben hat. An ihren Sprüchen muß sich 
also die Durchdringung des sächsischen Rechts mit römischen Rechts- 
gedanken am feinsten studieren lassen. 

Das gilt vor allem von Leipzig, dessen Schöffenstuhl schon früh 
in allerdings bisher noch nicht genügend geklärter Weise mit den Doc- 
tores der Juristenschule in Beziehungen trat, die für die Aufnahme 
römischer Rechtsideen in seine Spruchtätigkeit entscheidend waren. 
Dennoch durfte von einer auch nur vorläufigen Beschränkung auf die 
Untersuchung der Leipziger Schöffensprüche, so nahe»sie auch einem 
Leipziger Forschungsinstitut liegen mußte, keine Rede sein. Das war 
aus mehreren Gründen unmöglich. Einmal kann eine außerordentlich 
große Zahl von Schöffensprüchen der sächsischen Oberhöfe, die hand- 
schriftlich überliefert sind, gar nicht mit völliger Sicherheit Magdeburg 
oder Leipzig zugewiesen werden. Weiter ist die Entwicklung des Leip- 
ziger Stadtrechts mit der der übrigen sächsischen Rechtsquellen auf 
das innigste verquickt. Bei dem hieraus resultierenden großen Mangel 
an Stadtrechtsquellen Leipzigs selbst kann sonach dessen älteres Recht 
als Grundlage der Praxis seines Schöffenstuhls nur auf der breiten Basis 
des sächsischen Rechtes überhaupt, insbesondere aber des magdeburgi- 
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schen erforscht werden. Und endlich wäre eine Rechtsgeschichte des 
gemeinen Sachsenrechts ohne die seines ältesten und am weitesten 
wirkenden Oberhofes Magdeburg undenkbar, dessen Sprüche ja nach 
dem im ganzen verunglückten Anlauf Frieses und Liesegangs immer 
noch der Veröffentlichung harren. | 

Diese Feststellungen ergeben nun weiter, daß die von dem Leip- 
ziger Institut unternommenen Quellenforschungen übersll auf die Rechts- 
literatur des älteren sächsischen Rechts stoßen müssen. Sie setzen also 
voraus, daß Urtext und Textentwicklung aller dieser Quellen, wie z. B. 
Sachsenspiegel, Weichbild, Meißener Rechtsbuch, Glossen usw. völlig 
klargestellt wären. Davon kann ja nun aber, worauf ich schon früher 
hinwies, nicht entfernt die Rede sein. Der Herausgeber hat denn auch 
häufig genug Grund, diesen Umstand zu beklagen, und ist gezwungen, 
Quellenuntersuchungen sozusagen am Rande vorzunehmen, die eigentlich 
Voraussetzung seiner eigenen Arbeit wären. Nun bin ich weit davon 
entfernt, diese Arbeitsmethode für unmöglich zu halten; im Gegenteil 
kann sie im höchsten Grade fruchtbar sein, insofern durch die Erfor- 
schung späterer Rechtsquellen die älteren erst in das rechte Licht gesetzt 
werden. Und immer wird es wissenschaftlich größeren Wert besitzen, 
unbekannte jüngere Quellen der Wissenschaft zu erschließen, als an 
die Bearbeitung selbst der ältesten Quellen kostbare Zeit und Kraft 
zu verschwenden, wenn diese ebsn einer tieferen Erkenntnis ihres Wer- 
dens nach der gegenwärtigen Lage der Wissenschaft spotten, wie das 
nach meiner Überzeugung bei der Lex Salica heute der Fall ist. So 
liegen die Dinge nun aber in unserem Falle keineswegs. Vielmehr ist 
einer Zeit der Überschätzung der sächsischen Rechtsquellen eine solche 
ebenso maßloser Vernachlässigung gefolgt, in der die Wissenschaft, auf 
anderen Gebieten wuchtig fortschreitend, sich bezüglich ihrer schwerer 
Unterlassungssünden schuldig machte. Das letzte halbe Jahrhundert 
hat hier Stillstand und somit Rückschritt bedeutet. Die wichtigsten 
Handschriften der bedeutendsten sächsischen Rechtsquellen sind noch 
ungenutzt. Ihre Textgeschichte ist noch völlig ungeklärt. Ich habe 
schon früher darauf hingewiesen, in welchem Umfange das noch für 
das Meißener Rechtsbuch gilt, indem ich versuchte, durch Hinweis 
auf das Zwickauer Stadtrechtsbuch einen Beitrag zu seiner Quellenge- 
schichte zu liefern. Und doch ist dieses Werk die bedeutendste Rechts- 
quelle des meißnischen und osterländischen Rechtsgebietes, und es muß 
als eine der wichtigsten Aufgaben der Leipziger Rechtsgeschichte be- 
zeichnet werden, seinen Inhalt als Erkenntnisquelle meißnischen Stadt- 
rechts und die Wechselwirkungen zwischen ihm und dem Leipziger 
Stadtrecht klarzustellen. Und ähnlich liegt es für andere Rechtsquellen, 
wie z. B. das Weichbild und vor allem für seine Glosse. 

Während nun für den Sachsenspiegel eine moderne textkritische 
Ausgabe in Aussicht steht, ist das für die anderen, insbesondere für die 
eben genannten sächsischen Rechtsquellen keineswegs der Fall. Und 
doch muß diese Arbeit zunächst geleistet werden, wenn der von dem 
Leipziger Forschungsinstitut angestrebte Erfolg erreicht werden soll. 
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Es wäre in hohem Maße verdienstvoll, wenn das Institut seine Aufgabe 
nach der bezeichneten Richtung hin ausdehnen wollte. Man darf freilich 
sagen, daß es fast unumgänglich ist; denn bei der Verkettung dieses 
ganzen Quellenkreises wird die weitere Quellenarbeit des Instituts zur 
Durchforschung des gesamten Materials führen müssen, da nur so die 
notwendige Verbreiterung der Basis der in Frage kommenden Unter- 
suchungen erreicht werden kann. 

II. Der erste Band der Quellen zur Geschichte der Rezeption 
enthält die Ausgabe einer vom Herausgeber sogenannten Leipziger 
Schöffenspruchsammlung, die in einer Handschrift der sächsischen 
Landesbibliothek in Dresden (Hs. Dresden M 20) enthalten ist. Sie 
war zwar längst bekannt, schon von Homeyer in seinen „Rechtsbüchern 
des deutschen Mittelalters und ihren Handschriften (1856)‘‘ als Nummer 
155 angeführt, auch hatte bereits Wasserschleben in seinem Prinzip 
der Sukzessionsordnung (1860) anhangsweise einzelne Sprüche aus ihr 
abgedruckt. Aber der Herausgeber hat sie zum ersten Male eingehend 
untersucht und in seiner Einleitung ausführlich textkritisch beleuchtet. 

Fest steht zunächst, daß die Handschrift eine zwar gut lesbare, 
aber doch ziemlich liederliche Abschrift aus älteren Schriftwerken ist. 
Sie wurde, wie der Herausgeber nachweist, im Jahrel524 von einem rechts- 
unkundigen Schreiber für den Gebrauch eines juristischen Praktikers 
vollendet. Dieser verfaßte ein nach juristischen Gesichtspunkten ge- 
ordnetes Register und stellte es dem ganzen Werke voran. 

Der Hauptinhalt der Handschrift ist nun eine Sammlung von 
825 Schöffensprüchen, deren Hälfte (412) als solche des Leipziger Schöffen- 
stuhles bezeichnet wird, während 125 von Magdeburg und einige wenige 
von Halle, Dohna und den Doctores zu Leipzig ausgegangen sind. Schon 
daraus folgt, daß die Sammlung eine Kompilation aus mehreren Quellen 
ist, und diese Charakteristik geht vor allem noch aus zwei Tatsachen 
schlagend hervor. Obwohl eine Anordnung nach dem Ausgangsort an 
sich nicht ersichtlich ist, sondern die Sprüche verschiedener Gerichte 
durcheinandergehen, kommen doch häufig geschlossene Gruppen Magde- 
burger oder Leipziger Sprüche vor; so stehen z. B. von 533 — 564 30 Magde- 
burger Sprüche für Naumburg geschlossen nebeneinander. Vor allem 
aber kommen im 2. Teil der Sammlung zahlreiche Sprüche, die bereits 
im 1. Teil stehen, ja sogar solche, die schon vorher im 2. Teil stehen, 
«loppelt vor und zwar mit höchst bedeutenden Abweichungen im Wort- 
laut, den Überschriften, den Namensbezeichnungen. 

Die Frage nach den Quellen unserer Handschrift ist sonach eine 
komplizierte, was vom Herausgeber nicht genügend scharf hervorgehoben 
wird. Es bestehen vor allen Dingen folgende Möglichkeiten: Es kann 
sein, daß dem Abschreiber des 16. Jahrhunderts ein Original vorlag, 
das die Schöffenspruchsammlung bereits in ihrer jetzigen Gestalt ent- 
hielt, so daß die gesamte Quellenzusammentragung vor der Abschrift 
stattfand. Es kann aber auch sein, daß dem Schreiber mehrere Hand- 
schriften zur Abschrift nacheinander vorgelegt wurden. 

Mir scheint die letztere Ansicht, die allerdings vom Herausgeber 
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nur einmal erwähnt und als gefährlich abgetan wird, die wahrschein- 
liobste zu sein. Freilich weiß auch der Herausgeber dem „Original“ 
nur eine begrenzte Anzahl von Sprüchen zuzuweisen, und lehnt jede 
Vermutung darüber, ob noch weitere in ihm enthalten gewesen seien, 
ab (Seite75*). Aber aus seinen weiteren Ausführungen (S. 100* fi.) gebt 
doch hervor, daß er ihm im Grunde den gesamten Spruchbestand, vor 
allem auch die sämtlichen den sogenannten Schöffenspruchsammlungen 
entnommenen Sprüche zuweisen will. 

Nun weiß freilich der Herausgeber selbst sehr wohl die Hand- 
schrift in 2 Hauptteile zu zerlegen: 1—416, 417—825. Der Unterschied 
zwischen beiden Teilen zeigt sich vor allem in der Wiedergabe der ein- 
zelnen Sprüche. Im ersten Teil werden die Einleitungsformeln meist 
sehr verkürzt, die Anfragen ganz weggelassen, so daß der Tatbestand 
- im Rahmen des Spruches selbst wiedergegeben werden muß. Dagegen 
werden im zweiten Hauptteil die Anfragen meist mit ihrem vollen Wort- 
laut überliefert; sie enthalten die Anrede, die Darstellung des Streit- 
standes, das Ersuchen um Rechtsbelehrung. Es ist also klar: der 1. Teil 
enthält bearbeitete, in wesentlichen Punkten umgeänderte Sprüche, der 
2. Teil dagegen Spruchabschriften, wobei nur in unwesentlichen Dingen, 
wie z. B. Namensbezeichnungen, Kürzungen angewandt wurden. Dazu 
kommt weiter: im 2. Teil ist eine systematische Stoffanordnung nicht 
zu erkennen, dagegen sind im 1. Teil wenigstens Sprüche, die die gleiche 
Rechtsmaterie enthalten, zusammengestellt. Der 1. Teil enthält keine 
Spruchwiederholungen, wohl aber der zweite. 

Daraus folgt: der 1. Teil muß von einem Rechtskundigen zusammen- 
gestellt sein, der aus den vorliegenden Sprüchen Exzerpte anfertigte und 
diese nach Materien ordnete. Darauf deutet auch die Benutzung der 
Weichbildglosse hin, aus deren vermehrter Form der Verfasser Stellen 
entnahm, die er an passender Stelle seinen Auszügen einordnete. Der 
2. Teil kann dagegen von jedem beliebigen Abschreiber herrühren. In 
der Tat ist es dem Herausgeber auch gelungen, für über 160 Sprüche, 
die im 2. Teile zwischen Spruch 466 und 814 enthalten sind, Parallel- 
handschriften, nämlich vor allem eine Zwickauer und eine Leipziger Hs. 
(L. 906) nachzuweisen, welche die gleichen Quellen wie die Handschrift 
Dresden M 20 benutzt haben müssen; die Originale sind freilich verloren. 
nur für die Magdeburger Sprüche für Naumburg in 533—580 liegt das 
Original in Handschrift Naumburg 34 noch heute vor. 

Dazu komnt noch folgende Erwägung. In der 2. bis 814 reichen- 
den Abteilung, deren Quellen zum Teil nachweisbar sind (von 815 ab 
bis zum Schluß dürfte spätere Zufügung sein), stammt der letzte sicher 
datierbare Spruch vom Jahre 1412 (603); nur 518 (nach 1459) und © 
sind zweifellos jünger, doch ist nicht sicher, daß sie im Original standen. 
insbesondere ist es zweifelhaft, ob Haltaus bei seinem Zitat des Spruches 
518 sich auf dieses Original gestützt hat. Wie dem auch sein mag: jeden- 
falls enthält die 2. Abteilung (bis 814) älteres, dem 14. und beginnenden 
15. Jahrhundert angehörendes Spruchmaterial. Ihre Entstehung dürfte 
daher in die erste Hälfte, spätestens den Anfang der zweiten Hälfte 
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des 15. Jahrhunderts zu setzen sein. Ganz anders die erste Abteilung. 
Wenngleich auch in ihr Sprüche des 14. Jahrhunderts enthalten sind, 
so gehört doch die Hauptmasse durchaus dem 15. Jahrhundert, insbe- 
sondere aber seiner zweiten Hälfte an. Über 40 Sprüche weiß der Her- 
ausgeber mit Sicherheit dieser späten Zeit zuzuweisen; die letzten näher 
datierbaren Sprüche fallen in die 80er Jahre des 15. Jahrhunderts (263, 
402—405, 412). 

Für die Entstehungsgeschichte unserer Handschrift ist das alles 
bedeutungsvoll. Die 1. Abteilung, um die Wende des 16. Jahrhunderts 
von einem juristischen Praktiker verfaßt, liegt zeitlich nur kurz vor 
der Entstehung unserer Abschrift, sie bildet den Grundstock der Samm- 
lung. Die Vermutung liegt nahe, daß der gleiche Praktiker, der sie ver- 
faßte, sie sich eben für seinen Gebrauch in Reinschrift übertragen ließ, 
Diesen Grundstock ließ er vermehren durch Abschriften aus ihm zur 
Verfügung stehenden Spruchsammlungen, insbesondere dem vom Her- 
ausgeber sogenannten Original zu Hs. Dresden M 20. So entstand die 
2. Abteilung. 

Woraus aber entnahm der Verfasser der Abteilung 1 seine Unter- 
lagen? Diese Frage läßt sich nun an Hand des vom Herausgeber Aus- 
geführten mit ziemlicher Sicherheit beantworten. 

Er nimmt nämlich als Hauptquelle, was aber nach unserer An- 
sicht nur für Abteilung 1 zutrifft, die von ihm sogenannten Schöffen- 
stuhlsammlungen (recht bedenklich als Gegensatz zu Schöffenspruch- 
sammlungen, besser Schöffenstuhlbücher) an. Es sind das beim Leip- 
ziger Schöffenstuhl geführte amtliche Bücher, in denen die Spruch- 
entwürfe aufgezeichnet wurden. Genaue Untersuchungen über sie hat 
der Verfasser für später angekündigt. Freilich setzt der älteste uns 
erhaltene Band erst mit dem Jahre 1487 ein, und die meisten Sprüche 
der 1. Abteilung liegen vor diesem Jahre. Ob die Entwürfe zu ihnen 
in den verlorengegangenen älteren Bänden gestanden haben, kann man 
natürlich nicht wissen, doch ist die Wahrscheinlichkeit groß. Denn er 
ist doch auffällig, daß zwei der jüngsten Sprüche der Abteilung 1 sich 
in dem ältesten erhaltenen Band nachweisen lassen (263, 412), und des 
Beweis dürfte wohl als erbracht anzusehen sein, wenn es dem Verfasser 
gelänge, den von ihm in Aussicht gestellten Nachweis zu führen, daß 
die 1. Sammlung der Handschrift Zwickau C 23a ein Leipziger Schöffen- 
stuhlbuch ist; denn in ihr findet sich der Entwurf zu Nr. 333. Man 
muß nur bedenken, daß die 1. Abteilung fast ausschließlich aus Leip- 
ziger Schöffensprüchen besteht. Der Herausgeber kann von den 416 
Sprüchen 304 mit Sicherheit, 18 mit großer Wahrscheinlichkeit den 
Leipziger Schöffen und 6 den Doktores der Juristenschule zu Leipzig 
zuweisen. Auch der Rest läßt sich im wesentlichen nach dem Ausgangs- 
ort identifizieren. Denn von den restlichen 85 Sprüchen stammen ver- 
mutlich 48 von den magdeburgischen, 3 von den halleschen Schöffen. 
Dazu kommen 24 (28) Stellen, die der Weichbildglosse entnommen 
sind. Da für diese Leipziger Sprüche anderweite Quellen nicht nach- 
weisbar sind, ist es in der Tat durchaus wahrscheinlich, daß der Ver- 
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fasser aus der Hauptquelle selbst, nämlich aus den Schöffenstuhlbüchern 
geschöpft hat. | 

Im Gegensatz zum Herausgeber glaube ich also, daß die Entste- 
hungsgeschichte der Handschrift Dresden M 20 erst durch die Heraw- 
hebung des Gegensatzes zwischen Abteilung 1 und 2 ihre wahre Be 
leuchtung erhält. Eine Bestätigung für unsere Auffassung bildet auch 
die Tatsache, daß Abteilung 2 mehr als doppelt soviel magdeburgische 
und hallesche Schöffensprüche enthält, während nur 109 (118) den 
Leipziger Schöffen zugewiesen werden können. Bei 221 Sprüchen ist 
hier die Spruchbehörde nicht im Spruche selbst angegeben, dagegen 
in der 1. Abteilung nur bei 5l. Die Sprüche waren eben, bevor sie in 
unsere ‘Abschrift gerieten, bereits literarisch durch mehrere Hände gt- 
gangen und so ihres Zusammenhanges mit ihrem Ausgangsorte ent- 
kleidet worden. Es ist daher durchaus unwahrscheinlich, daß auch für 
die 2. Abteilung, wenigstens für ihren Hauptbestand die Leipziger 
Schöffenstuhlbücher in gleicher Weise wie für die l. unmittelbar al 
Quelle benutzt worden waren; insoweit sind also die Ausführungen 
des Herausgebers S. 100*ff., 108*ff. einzuschränken. 

Übrigens bleibt noch vieles problematisch; man darf indessen 
hoffen, eine bessere Einsicht insbesondere in die Quellen der 2. Abtei- 
lung zu gewinnen, wenn der Herausgeber die von ihm in Aussicht ge- 
stellten Untersuchungen zu den Parallelhandschriften der Leipziger 
Schöffenspruchsammlung veröffentlicht haben wird. Doch wird sich 
über die meisten Probleme erst bei weiterem Fortgang der Arbeit, ins- 
besondere nach Herausgabe obigen Quellenmaterials abschließend ur- 
teilen lassen. Ich behalte mir vor, auf diese Fragen zurückzukommen. 
wenn weiteres Quellenmaterial vorliegen wird. 

Das Leipziger Forschungsinstitut hat, indem es die Leipziger Schöffen- 
spruchsammlung zum Inhalt seines ersten Quellenbandes bestimmte. 
eine außerordentlich glückliche Hand gezeigt. Man hätte ja auch den 
Versuch machen können, die Sprüche zunächst zu sammeln und sodann 
nach ihrer Entstehung, der Spruchbehörde, oder gar, wie es die Münchener 
Akademie für die Ausgabe der magdeburgischen Schöffensprüche an- 
ordnete, nach den Bestimmungsorten zu gruppieren. Alle solche Ver- 
suche wären angesichts der ungenügenden Angaben der Sprüche zum 
Scheitern verurteilt gewesen. So bleibt nur die eine Methode, die Sprüche 
in den Sammlungen der Quellen selbst zum Abdruck zu bringen. Da- 
bei nimmt die Leipziger Schöffenspruchsammlung für die Spruch- 
tätigkeit des Leipziger Schöffenstuhls eine hervorragende Stelle ein. 
Sie bildet in gewissem Umfange einen Ersatz für die untergegangenen 
amtlichen Schöffenstuhlbücher. Sie gibt zugleich, wie es scheint, die 
ältesten uns erhaltenen Sprüche des Leipziger Schöffenstuhls wieder. 
So bleibt sie die Grundlage für die künftige Ausgabe der Leipziger 
Schöffenstuhlbücher. 

Von hervorragendem Interesse ist sie aber auch ihrem Inhalte 
nach. Freilich die überwiegende Masse der Sprüche beschäftigt sich 
auch in ihr, wie in den meisten Spruchsammlungen, mit Fragen des 
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Familien- und Erbrechts, des Strafrechts und Prozesses. Doch ist damit 
der Inhalt keineswegs erschöpft, und im einzelnen findet sich höchst 
Interessantes. Jedenfalls ist der Forschung mit dieser Sammlung ein 
außerordentlich wertvolles Material erschlossen. 

Auf die Fülle der Einzelheiten einzugehen, ist hier natürlich aus- 
geschlossen. Bemerken möchte ich nur, daß rezeptionsgeschichtlich 
unmittelbar Interessantes nur ganz vereinzelt auftritt. 

III. Die Grundsätze, nach denen die Ausgabe hergestellt wurde, 
sind durchaus billigenswerte und wurden im allgemeinen konsequent 
durchgeführt. Bedauerlich ist, daß sämtliche gedruckte Sprüche grund- 
sätzlich ausgeschlossen blieben, wodurch der Zusammenhang des Ganzen 
zerrissen wurde. Auch sind manche dieser Sprüche in Werken abgedruckt, 
die nicht jedem leicht zur Verfügung stehen, wie etwa in Wassersch- 
lebens Prinzip der Sukzessionsordnung. 

Den einzelnen Sprüchen wurden, wo notwendig, Vorbemerkungen 
vorangestellt, die den Spruch nach Ausgangs- und Bestimmungsort, 
anderweiter Überlieferung in Handschriften oder Drucken und Entste- 
hungszeit näher bestimmen. Damit wurden Hinweise auf identische 
oder denselben Rechtsfall betreffende Sprüche der gleichen oder ver- 
wandter ungedruckter Sammlungen und Belege aus der allerdings nur 
geringen Literatur über sie verbunden. Dagegen hat der Herausgeber 
Zusammenstellungen von Parallelstellen aus den Rechtsbüchern, ge- 
druckten Schöffenbüchern usw. sowie von allgemeiner rechtsgeschicht- 
licher Literatur zu den einzelnen Sprüchen grundsätzlich ausgeschaltet. 
Mit vollem Recht. Solche Zusammenstellungen mögen vielleicht bei 
einem Rechtsbuch gerechtfertigt sein, das dem juristischen Unterricht 
dienen soll. Bei Quellenausgaben dagegen, die fast ausschließlich der 
strengen Forschung gewidmet sind, sind solche ohne jeden Wert. Dem 
Forscher bleibt doch die selbständige Durcharbeitung von Rechtsquellen 
und Literatur nicht erspart. Ungleich wichtiger ist es, wie der Heraus- 
geber mit Recht betont, zunächst für die Ausgabe der wichtigsten Spruch- 
sammlungen zu sorgen. 

Auch die Weglassung von Regesten ist zu billigen. Die Überschriften 
aus der Handschrift genügen, wenn schnelle Übersicht über den Inhalt 
des Spruches gesucht wird. Für sorgfältige Forschung bedarf es doch 
selbständiger Durcharbeitung der einzelnen Sprüche. Vor allem aber 
kann der Zweck des Regestes durch ein Sachregister bei Quellen dieser 
Art besser erreicht werden. Diesem Sachregister nun ist vollstes Lob 
zu spenden. Stichproben ergaben, daß es mit aller Sorgfalt und größtem 
Fleiß gearbeitet ist. In ihm spiegelt sich der außerordentlich große 
Reichtum der Schöffenspruchsammlung wider. Mit Recht hat der 
Herausgeber auf dieses Register den größten Wert gelegt, dagegen es 
abgelehnt, in eigener Darstellung auf den Inhalt der Sammlung einzu- 
gehen. Quellenausgaben sollen nicht der rechtsgeschichtlichen Spezial- 
forschung vorgreifen, sondern sie nur ermöglichen. Dazu ist das Sach- 
register das gebotene Mittel. Eine Ausnahme ist nur dort zulässig, wo 
sich eine Rechtsquelle im wesentlichen auf bestimmte Rechtsgebiete 
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beschränkt. So lag es z. B. bei meiner Ausgabe der Gerichtsordnung und 
des Strafrechts des Zwickauer Stadtrechtsbuchs. 

Dem Sachregister sind weiter zuverlässig gearbeitete Orts- und Per- 
sonenregister angereiht, sodann ein Verzeichnis der Quellenzitate und 
endlich zahlreiche Übsrsichten, so vor allem über die Ausgangs- und Be- 
stimmungsorte und das Datum der Sprüche, ihre Zusammengehörigkeit 
und Identität, ihre anderweite Überlieferung in Handschriften und Druk- 
ken. Sie haben sich mir bei eingehender Vergleichung als sehr brauchbar 
und exakt erwiesen. Die Textbehandlung ist den bewährtesten Mustem 
gefolgt und, soweit ich sehe, mit großer Umsicht einheitlich durchgeführt. 
Ich habs mir die Haupthandschrift in Dresden und die wichtigsten in 

atracht kommenden Handschriften der Laipziger Universitätsbibliothek 
vorlegen lassen und Stichproben gemacht. Kleinere Unebenheiten sind 
immerhin nicht völlig vermieden. So ist es störend, daß der Heraus- 
geber, der doch die Schöffenspruchsammlung der Handschrift Dresden 
M 20 abzudrucken versprach, manche Sprüche nicht nur aus anderen 
Handschriften ergänzt, was natürlich das Richtige ist, sondern zum Teil 
auch ohne ersichtlichen Grund in unwesentlichen Kleinigkeiten die Fas- 
sung der anderen Handschrift wiedergibt, so z. B. im Leipziger Weistum 
für Dresden, Kap. 1ff. Seite 526 Z.9 lies: ausgepurgt. Seite 528 vor- 
letzte Zeile: schuldig überflüssigerweise ergänzt. Doch sind das im Ver- 
hältnis zur ganzen Leistung belanglose Dinge. 

Das G:samturteil über die neue Arbeit Guido Kischs muß jeden- 
falls sehr günstig ausfallen. Seine inhaltsreiche quellengeschichtliche 
Einleitung ist weit über die herausgegebene Sammlung selbst hinaus von 
Bedeutung. Ich freue mich um so mehr, hier so anerkennen zu dürfen, 
als ich Kischs vollstreckungsgeschichtliche Arbeiten, besonders seipe 
Arrestgeschichte, im ganzen ablehnen mußte. Es scheint mir, als habe 
Kisch in der Quellengeschichte das Gebiet gefunden, für das er die be- 
sonderen Gaben mitbringt, um Vortreffliches zu leisten. 

Dem Leipziger Forschungsinstitut aber gebührt unser Dank für seine 
schöne Gab. Die erste Bresche ist geschlagen. Noch ist unendliche 
Arbeit zu leisten. Möge es dem Institut stets gelingen, die rechten Männer 
zu finden, die ihm helfen, sein weitgestecktes Ziel zu erreichen. 


Frankfurt a.M. Hans Planitz 


Friedrich Küch, Quellen zur Rechtsgeschichte der Stadt 
Marburg. I. Band (Veröffentlichungen der Historischen 
Kommission für Hessen und Waldeck XII. 1: Quellen 
zur Rechtsgeschichte der hessischen Städte I. Bd.). Mar- 
burg, N. G. Elwertsche Verlagsbuchhandlung (G. Braun). 
1918. 522 8. 8° mit vier Lichtdrucktafeln. 

Unter der Leitung G.’s Freiherrn v. der Ropp hat die historische 


Kommission für Hessen und Waldeck trotz ihrer im Vergleich zu an- 
deren Organisationen recht beschränkten Mittel schon Ausgezeichnetes 
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geleistet und auch der Rechtswissenschaft mannigfach gedient. Es 
darf hier an das Wetzlarer Urkundenbuch von v. d. Ropp und Wiese, 
das Friedberger Urkundenbuch von v. d. Ropp und Foltz, an Diemars 
Chronik Gerstenbergs, Grotefends Landgrafenregesten, Glagaus Land- 
tagsakten erinnert werden. Mit dem vorliegenden Bande wird ein Un- 
ternehmen eröffnet, welches der Rechtsgeschichte ganz besonders ge- 
widmet ist: es soll den reichen Quellenstoff der hessischen Archive für 
die Städtegeschichte an’s Tageslicht ziehen und damit das stille Fort- 
wirken deutscher Rechtsgedanken in einem Komplex von Territorial- 
städten, welcher einen Grundstock aufsprießender Landesherrenmacht 
bildete, herausstellen. Der Rechtshistoriker kann diesen Bemühungen 
der Kommission, welchen im Einzelnen eine Denkschrift Küchs von 
1911 zugrunde liegt, nicht dankbar genug sein, zumal gleichzeitig die 
Vorgeschichte der Reformation, die Wirtschaftsgeschichte und ganz 
allgemein die Geschichtsschreibung der deutschen Staatsentwicklung 
damit Förderung erfährt. | 

Durch die vorliegende meisterhafte Arbeit Küchs wird das Unter- 
nehmen mit einem vollen Akkord eröffnet. Zwar besitzt Marburg keine 
zusammenfassende Rechtsaufzeichnung — wie das benachbarte Fran- 
kenberg im Rechtsbuche des Schöffen Emmerich —, aber es liegt doch - 
vermutlich ein ziemlich vollständig erhaltenes Stadtarchiv vor (dessen 
Stadtschreiberreihe Küch S. 44ff. als interessanten Beitrag zur Ge- 
schichte des städtischen Beamtentums vollständig dartut), und es sind 
auch sonst verstreute Quellen vorhanden, so daß Küch für die Zeit 
circa 1311—1554 mit glücklicher und geschickter Hand ein anschau- 
liches Bild zusammenzufügen vermochte. Ein zweiter Band, der im 
Manuskript inzwischen fertiggestellt ist, wird die Stadtrechnungen, die 
Namen- und Sachregister und ein Glossar aus der Feder Wredes bringen. 
Vorausgeschickt hat Küch auf Seite 1—64 eine tiefeindringende Ein- 
leitung, in der er neben der Quellengeschichte aus den dürftigen urkund- 
lichen Resten (die an verschiedenen andern Stellen, namentlich bei 
Wyß, Hess. Urk. Buch I, gedruckt sind) die Rechtsgeschichte der Stadt 
im 12. und 13. Jahrhundert rekonstruiert und daran eine Erörterung 
der wichtigsten Ergebnisse der vorliegenden Edition schließt. Er zeigt, 
wie Marburg Ende des 12. Jahrhunderts in Anlehnung an die alte Mark- 
burg und eine hofrechtliche Siedlung von den Ludowingern gegründet 
worden ist, und zwar im Rahmen zahlreicher Städtegründungen, welche 
zur militärisch-wirtschaftlichen Sicherung des hessischen Besitzes nach 
einheitlichem Plan erfolgten. Die Stadt wird geleitet durch den stadt- 
herrlichen Schultheiß und 12 Schöffen, die sich selbst aus den ange- 
sehenen Bürgern, den ditiores, ergänzen; seit 1284 steht an der Spitze 
der Schöffen für Verwaltungssachen ein von ihnen selbst gewählter 
Bürgermeister; wahrscheinlich schon gegen Ende des Jahrhunderts. 
jedenfalls 1311 (Nr. 1, cfr. Nr. 16 von 1329) wählen die Schöffen aux 
der Gemeinde, d. h. tatsächlich aus ihrem eigenen Anhange jährlich 
einen Rat, der mit den lebenslänglichen Schöffen gemeinsam verwaltet. 
Zwischen 1385 und 1392 wurde diese reine Geschlechterherrschaft auf 
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Betreiben der Zünfte mit Unterstützung des Landesherrn dahin geän- 
dert, daß der Rat wegfiel und durch die in Hessen überhaupt damals 
aufkommenden ‚‚Vierer‘“ ersetzt wird, d. h. vier Männer, welche von 
Zünften und Gemeinde gewählt wurden, was man nach einigen Schwan- 
kungen seit 1428 (Nr. 92) beibehielt. Gleichzeitig beginnt sich eine 
starke Einwirkung des Landesherrn durch Bestätigungs- und Genehmi- 
gungs-Akte sowie durch eine zentralisierende Gesetzgebung geltend zu 
machen, die ihren stadtrechtlichen Höhepunkt mit der Städteordnung 
Philipps des Großmütigen von 1525 (Nr. 202) erreicht. Für die Aus- 
bildung dieses landesherrlichen Gesetzgebungsrechts bringt Küch be- 
sonders wertvolle Belege und Beobachtungen bei (vgl. S. 18f£.), indem 
er zeigt, wie man durch gleichlautende Privilegien allmählich gleiches 
Recht erzeugte und schließlich zu eigentlichen Gesetzgebungsakten kam: 
als erstes hessisches Landesgesetz sieht er das Gesetz Ludwigs L von 
1448 an, in dem zwei Marburger Verordnungen von 1396 zusammen- 
gefaßt wurden. Man kann dieser grundsätzlichen Auffassung durchaus 
zustimmen. Geht man weiter zurück, so beruhen diese städtischen 
Privilegien und sonstigen stadtherrlichen Erlasse auf der Kombination 
der Eigentumsgewalt des Grundherrn und seiner Banngewalt, (Markt- 
und Gerichtsbann), aber es ist ersichtlich, daß — wie überhaupt in der 
landesherrlichen Entwicklung — die Banngewalt im Vordergrund steht 
und schließlich das vermögensrechtliche Element weniger Basis als 
Zweck (und zwar allmählich sekundärer Zweck) der Gewaltübung ist. 
Gerade für die Ludowinger ist diese Kombination von vornherein deut- 
lich (vgl. meine Bemerkungen Z. f. Thür. Gesch. 27 S. 14), und dıe 
Küchschen Urkunden zeigen im einzelnen die allmähliche Fortent- 
wicklung auf. Küch geht dann in seiner Einleitung auf die Gerichts- 
verfassung Marburgs ein : Stadtgericht sind die 12 Schöffen mit dem 
Schultheißen am ‚„Kumpf“, dem Marktbrunnen; das Obergericht da- 
gegen für gewisse Strafsachen und für die Sachen zwischen Burgmannen 
und Bürgern ist das Gericht des landesherrlichen Amtsmanns, besetit 
mit Schöffen und Burgmannen, aus dem allmählich (seit ca. 1470) die 
landesherrliche Kanzleiinstanz hervorging; über Strafsachen an Hal: 
und Hand aber urteilen bis 1556 (cfr. 313) nicht die Stadtschöffen, 
sondern die Landschöffen der benachbarten Bezirke als Halsgericht, 
während den Stadtschöffen die Exekution blieb — ein interessanter 
Beitrag zur Trennung von urteilender und vollziehender Gewalt im 
Mittelalter, wie sie sonst im Gegensatz von Richter und Urteilern zum 
Ausdruck kommt. Höchstes Gericht aber ist das „Obergericht an der 
Lahn“ für das ganze „Land an der Lahn‘ unter Vorsitz des Land- 
grafen — auf dem Kämpferrasen am Fluß oder im Hain bei Marburg 
— besetzt mit Mannen, Burgmannen, den Marburger Stadtschöffen 
und „etzlichen scheffen uss den staden an der Loyne“ sowie in Gegen- 
wart der landesherrlichen Amtsmänner tagend, ein typischer Fall eines 
zentralisierten Landgerichts alten Stils. Küch handelt sodann über eine 
Reihe verschiedener Punkte, von denen hier nur noch auf seine Dar- 
legungen zur Sozial- und Wirtschaftsgeschichte hingewiesen sein mag 
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(S. 29 ff. vgl. auch S. 9ff.). Schon in der ersten Blütezeit Marburgs im: 
13. Jahrhundert, der Zeit des Aufschwungs seines kirchlichen und künst- 
lerischen Lebens im Anschluß an Elisabeths Heiligsprechung bestand 
ein starker sozialer Gegensatz zwischen den ditiores und den „armen 
Leuten“, welche in den Zünften, namentlich der Wollenweberzunft 
vereinigt waren oder als kleine Ackerbauer lebten. Die Urkunden bestä- 
tigen Küchs Meinung, daß die „armen Leute‘ ein richtiges Proletariat 
waren. Nach vielen Reibungen, die 1446 zum Aufruhr führten (Nr. 
101) läuft die Bewegung in die Bestrebungen des Bauernkrieges ein, 
die Küch mit Recht nicht als nur bäuerliche, sondern als zugleich städ- 
tisch-proletarische Bewegung bezeichnet. Nach deren gewaltsamer 
Unterdrückung suchte Philipp die Beschwerden nach Möglichkeit ab- 
zustellen. Zeugnis hierfür bieten die Beschwerdeartikel der Stadt Mar- 
burg von 1525 (Nr. 212) und ihre durch den Kanzler Feige bearbeitete 
Beantwortung (Nr. 213), die zu den wertvollsten Stücken der Samnı- 
lung gehören. Eng mit diesen sozialen Fragen hängen die kirchlichen 
Beschwerden zusammen, welche die Reformation vorbereiten: der wirt- 
schaftliche Druck der Geistlichkeit, namentlich des Deutschen Ordens 
mit seiner Mühlengerechtigkeit, seiner Schafzucht, seinem Viehhandel 
usw. spielt hier wie anderwärts die ausschlaggebende Rolle für die 
Masse. Aber aus allen diesen Beschwernissen heraus wächst das Ver- 
langen nach der reinen Lehre. Es kann hier im übrigen auf Küchs Dar- 
stellung verwiesen werden, die den Wert einer selbständigen Monc- 
graphie hat, aber den Fehler mancher Editoren vermeidet, die Urkunden 
ausschöpfen zu wollen. Der erfahrene Herausgeber zeichnet nur den 
Hintergrund, vor dem sich das Material der Urkunden und Akten auf- 
baut. Vermißt habe ich in der Einleitung genauere Angaben über die 
Münzverhältnisse, die wohl der zweite Band noch bringen wird. Da- 
gegen hat Küch im Anhang (S. 488—522) eine tiefeindringende Abhand- 
lung über die Marburger Stadt- und Bürgersiegel sowie über die Nota- 
riatssignete der Marburger Stadtschreiber beigefügt und durch drei 
Lichtdrucktafeln sowie 42 Siegelbildern (S. 505) erläutert — eine über- 
aus wertvolle Bereicherung zur Wappen-, Namen-,- Hausmarken- Gc- 
schichte, aber auch zur Kunstgeschichte und zur Entwicklung des 
Schreibwesens. 

Das Urkundenwerk selbst enthält 315 Nummern (1311-1573), 
und daran schließt sich eine Wiedergabe des großen und des kleinen 
Stadtbuchs (S. 455-487) mit Kürzungen, aber in übersichtlicher Fornı. 
Die Urkunden und Akten sind zum größten Teile vollständig wieder- 
gegeben und mit guten Regesten versehen, in denen mir nur in Nr. 4 
die Wendung ‚verzichten‘ aufgefallen ist, welche besser durch „lassen 
auf‘ ausgedrückt worden wäre. An einer Anzahl von Fällen hat sich 
Küch mit bloßen Regesten begnügt, und zwar auch bei bisher un- 
gedruckten Urkunden. Dabei wird der Jurist besonders bedauern, 
daß er die späteren Schuldurkunden der Stadt überhaupt fortgelassen 
oder nur noch in Regesten gegeben hat. Hier wäre doch mancher- 
lei zu gewinnen gewesen. Vielleicht könnte wenigstens das formelbaft 


330 Literatur. 


Wiederkehrende in dem zweiten Bande noch berücksichtigt werden. 
Dagegen finden sich verhältnismäßig selten Auslassungen einzelner 
Sätze innerhalb der einzelnen Urkunden, was für die juristische Be- 
nutzung besonders störend zu sein pflegt. Wie man denn überhaupt 
über den Punkt der Vollständigkeit im Vergleichmzu anderen Editionen 
nicht klagen kann. Philologisch ist offenbar besonders sorgfältige Arbeit 
geleistet, und von Wredes Glossar ist reicher Gewinn für das Rechte- 
wörterbuch zu erhoffen. 

Durchmustert man den Jnhalt der Urkunden, so tritt zunächst 
nach der Seite der Verfassung die grunsätzlich unbeschränkte Macht 
des Stadtherrn zur Organisation während der ganzen Periode hervor. 
Er erläßt die Stadtrechte (1311 Nr. 1, 1329 Nr. 6, 1357 Nr. 16, 1378 
Nr. 47, 1414 Nr. 80, 1428 Nr. 92, 1523 Nr. 202) und bestätigt die Privi- 
legien (Nr. 48, 79, 113, 138, 165, 179) bestimmt über Schöffen, Bürger- 
meister, Rat, Vierer, Verhältnis zwischen Schöffen und Gemeinde oder 
Zünften frei, statuiert einen Mühlenzwang für den Deutschorden (Nr. 153) 
und behält sich ausdrücklich beliebige Änderungen seiner Satzungen vor 
(Nr. 80, Nr. 92). Trotzdem verfahren diese Herren keineswegs willkür- 
lich, sondern — abgesehen von der willkürlichen Finanzpolitik Her- 
manns II. — halten sie sich an das alte ‚‚recht, gefelle und gewohnheit“ 
(z. B. Nr. 6) bilden das Stadtrecht sehr vorsichtig weiter, räumen auch 
der Stadt ausdrücklich die Autonomie (schon 1311 Nr. 1) ein. Man 
schont im wohlverstandenen eigenen Interesse Freiheit und Rechte der 
Korporation und der Einzelnen und regiert in germanischer Weise nach 
dem ungeschriebenen Rechte. Dies ändert sich in der Renaissancezeit 
nicht wesentlich, wenn jetzt auch aus dem Begriff des Gzmeinwohks 
heraus die R>chtssätze freier entwickelt werden und die Bestätigung- 
und Gsnehmigungsb>fugnis immer schärfer angezogen wird. Eine große 
Rzihe interessanter Stücke betreffen die innere Organisation der Stadt: 
so die patrizischen Grundsätze über die Schöffenwahl (Nr. 30 von 1364). 
die Privilegien der Schöffen im kleinen Stadtbuch (Nr. 225), die sie 
dien Burgmannen ähnlich stellten, ihre Braugerechtigkeit (Nr. 225), ihr 
Vorrecht auf Schule aus eigenem G:fälle (285) usw., das Recht des 
Bürgermeisters, zur Ergänzung seiner Gebote die Haft zu verhängen 
(Nr. 16 $ 20, 275). Wertvoll ist ein offenbar altes Stück über die Auf- 
nahme in die Bürgerschaft mit Bürgereid, Anzeige im früheren Wohn- 
sitz und Mitwirkung des Heimburgen (Nr. 62 v. 1395 cfr. 280); Aufnahme 
von Juden (Nr. 229 v. 1531). Man ließ neben den Vierern gelegentlich die 
Zünfte und die Gemeinde zur Ratssitzung zu, die dann ‚in Haufen‘ 
kamen, was erst spät eingeschränkt wurde (Nr. 202 v. 1523 Nr. 300) 
noch 1508 muß andererseits bestimmt werden, daß die Vierer beim 
Rat sitzen sollen (Nr. 174). An Pflichten der Bürger werden neben der 
Steuerpflicht auch die Dienste erwähnt, gelegentlich näher bezeichnet 
als das, was für ‚der stait buwen, wacht und ander noit‘“ zu leisten 
ist (Nr. 146). Davon tritt vor allem der militärische Dienst hervor. 
bei Heerzügen, an denen (Nr. 174 von’ 1508) der halbe Ra: sich beteiligen 
soll, im Wachtdienst an den Toren usw. (182) und bei der Scharwache 
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(273) — was nicht schwer lastete (vgl. Nr. 67) und wobei es für die 
Wachtdienste öfter befreiende Privilegien gab. 

Dies führt zu den finanziellen Fragen, welche das ganze Material 
natürlich überall durchziehen. Der Aufbau der Finanzen ist verhältnis- 
mäßig einfach, die Durchführung ziemlich kompliziert. Der Herr hat 
das alte Recht auf die Bede, die als Erbbede, Gült von Zeit zu Zeit fixiert 
wird, und die daneben als außerordentliche Bede erhoben werden kann 
(Nr. 16, 1357. Fräuleinsteuer Nr. 293 von 1551; Zahlung zum Studium 
des jungen Landgrafen 119), ferner erhielt der Herr den Zoll und sog. 
Schlagschatz von den Handwerkern (vgl. großes Stadtbuch S. 437f., 
cfr. auch Küch S. 11f.). Er hat auch sonst Einnahmen aus der Münze. 
den Juden usw. 1357 wird vorübergehend ein schweres Ungelt als in- 
direkte Steuer willkürlich von Hermann II. aufgelegt. Außer der Bede 
kamen die Einnahmen, insbesondere Zoll und Schlagschatz allmählich an 
die Stadt. Die Stadt selbst erhielt von ihren Bürgern als direkte Steuer 
den Schoß (Schoß und Feuergeld, Maien- und Herbstschoß), als alte 
indirekte Abgabe das alteWeinungelt, neben dem das Brauungelt erscheint, 
sowie später ein neues Weinungelt; endlich die erwähnten landesherr- 
lichen Hebungen aus Zoll und Schlagschatz, Wegegeld usw. Der Schoß 
ist Realsteuer, er wird aber nicht nur von Grundstücken, sondern auch 
von Renten erhoben (z. B. Nr. 40), er wird-auch von auswärtigen Be- 
sitzungen der Bürger erhoben (299), andererseits auch von den Marburger 
Besitzungen der Forensen (60). Im übrigen deckte die Stadt vielfach 
ihre Bodürfnisse durch Anleihen, die in Form von Rentenverkauf auf 
Wiederkauf oder von Leibgedingen aufgenommen wurden und mehrfach 
in den Urkunden erscheinen, doch bedurfte sie für Anleihen der land- 
gräflichen Genehmigung (Nr. 80 von 1414, 183, 206). Das alles ist aber 
wie anderwärts vielfach modifiziert. Zunächst werden auf landesherr- 
liche Veranlassung und sonst einzelne landesherrliche Diener usw. von 
Leistungen befreit (z. B. 54, 71, 106, 135), so muß die Anfertigung 
einer Monstranz mit Steuerfreiheit bezahlt werden (71), ferner wird 
die Witwe des Erbauers eines Stadttors samt ihrem zweiten Ehemann. 
offenbar wegen der Gütergemeinschaft befreit (54), frei vom Schoß 
sind auch die Burgsitze. Vor allem aber verweist der Stadtherr seine 
Einkünfte dauernd an dritte Personen, um seine Schulden zu tilgen, 
ein anschauliches Bild der üblichen mittelalterlichen Finanzwirtschaft ! 
Teils sind es Abtretungen seiner Erbbede, teils veranlaßt er die Stadt, 
Rentenschulden einzugehen, bisweilen verpfändet er seine Einkünfte 
aus der Stadt, so an die Frankfurter Juden (Nr. 51) — das Versprechen 
der Schadloshaltung wird oft nicht innegehalten. Es sind bekannte 
Bilder, aber sie zeigen sich hier in einer seltenen Geschlossenheit und 
Einheitlichkeit, nicht ohne daß die Urkunden auch manchen Einblick 
in die Persönlichkeiten der Handelnden gestatten. 

Mannigfache Beziehungen bestehen natürlich zwischen Stadt und 
Kirche, hier sei nur auf die Amortisations-Gesetzgebung durch Sta- 
tuierung eines Vorkaufsrechts hingewiesen (Nr. 180 von 1357a 8), auf 
die Vermehrung des geistlichen Steuerprivilegs (201 a 4, 202 a 4, 1523), 
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Ernennung des Opfermanns durch den Rat als alter Gewohnheit 13% 
(69). Die Streitigkeiten mit dem Deutschorden (37, 136, 153), die Au- 
einandersetzungen mit dem Kugelherren (163, 201 a. 6 usw.) sowie auf 
die Fragen der geistlichen Gerichtsbarkeit. Allgemeines kirchenrecht- 
liches Interesse bietet eine Bulle Martins V. von 1424 (Nr. 90) über dıe 
Zulassung des Gottesdienstes trotz der Anwesenheit von Exkommuni- 
zierten, die Schenkung des Mainzer Kanonikus Imhof an sein Kapitel 
zu Präsenzgeldzwecken, weil die Nichteinhaltung der Residenzpflicht 
ihn im Gewissen drückt; ferner Feiertagsheiligung (143) und die Be 
schlüsse von 1539 (246) gegen Ehebruch, Spiel, Gotteslästerung usw. 
Das Armenwesen der späteren Zeit ist nur gestreift, weil es für de 
Quellen zur Hessischen Reformationsgeschichte aufgespart ist. Für d:e 
Zeit vor 1526 findet sich dagegen, namentlich in den Stiftungsbüchern 
viel Interessantes auch zum Armenwesen. Die Schule ist Stadtschuk. 
ihre Ordnung von 1431 (93), mehrfach erneuert (104. 115, über die 
Schulmeistereinnahmen 178, 154); 1547 erscheint eine Mädchenschule 
(282), 1550 soll eine städtische Bücherei errichtet werden (289). Für 
das kirchliche Leben besonders wichtig sind die bereits erwähnten Mar- 
burger Beschwerden von 1525. 

“ Einen viel größeren Raum als die kirchlichen Angelegenheiten 
nehmen die Fragen des Gewerbesein. Für die Geschichte des Gewerbe- 
rechts ist mancherlei aus der Fülle von Nachrichten zu gewinnen. Wir 
sehen zugleich das wirtschaftliche Leben der Stadt mit anschaulicher 
Deutlichkeit vor uns. Schon das Stadtrecht von 1311 (Nr. 1) gestattet 
ausdrücklich Kaufhaus und Bruderschaft und bestimmt, daß die Gr- 
wandschneider nicht Wollweber sein dürfen und umgekehrt, die scharfe 
Teilung der wichtigsten Gewerbestände statuierend. Die Bestimmungen 
wachsen dann namentlich mit der Entfaltung des landesherrlichen 
Früh-Merkantilismus, lawinenartig an. Die älteren Zunftordnungen sind 
zwar in den jüngeren, wie üblich aufgegangen, aber für das wichtigste 
Gewerbe, das der Wollweber findet sich eine wertvolle alte Aufzeichnung 
ihrer Gebräuche von 1365 (Nr. 32), und man kann auch sonst die Schirk- 
sale dieser Zunft über ihre vorübergehende, bona mente erfolgte Auf- 
lösung hin (Nr. 63 von 1396), ihre Erneuerung (166, 217), ihre Geschäfts- 
gebarung auf der Frankfurter Messe (86 von 1421) verfolgen. Die Zunft- 
ordnungen der anderen Zünfte sind aus dem 15. und 16. Jahrhundert 
(Bäcker 87, 149, Kupferschläger 129a, Schuhmacher 148, Schmiede 151, 
Lohgerber 155, Krämer 6la, 203, Schneider 219). Die Zünfte tragen 
sämtlich den Charakter der freien mittelalterlichen Zunft, die im Inte- 
resse der Allgemeinheit arbeitet und den späteren individualistischen 
Zopf noch nicht kennt (über ihren Rang vgl. Kleines Stadtbuch S. 484), 
zahlreiche Eingaben, Entschädigungen usw. betreffs der einzelnen Zünfte 
geben ein gutes Bild ihres Lebens (96, 112, 189, 190, 191, 199, 200. 
204, 216, 220, 232, 239, 242, 244, 251, 256, 267, 282, 292 und %:1 
Das Mühlenrecht wird namentlich im Verhältnis zum Deutschorden 
mehrfach berührt (136, 153, 212 a. 18, 267, 279); die Braugerechtigkeit 
spielt wie anderwärts eine erhebliche Rolle. sie steht den zünftigen 
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Handwerkern zu (72 vgl. 80 a 11, 225), auf den Dörfern innerhalb der 
Baunnmeile darf nicht gebraut werden (201, 266 a, 306, 257, 212). Be- 
freiungen von den Bsschränkungen bzw. vom Brauungelt kommen öfter 
vor (106, 163 usw.). 

Der Handel war anfänglich durch öffentlich-rechtliche Normen 
wenig eingeschränkt, nur zeigen sich neben der Regelung des Salzver- 
kaufs (56 von 1395, 88, 337) und des Wein- und Bierschanks (33, 37 
cfr. 59, 245, 253, 257, 296) früh Taxen für die Fleischpreise, wodurch 
‚diese dauernd niedrig gehalten wurden (29, 78, 214, 224 a, 284). Im 
16. Jahrhundert mehren sich dann unter der landesherrlichen Vorsorge 
die Handelsbeschränkungen außerordentlich und gehen gelegentlich ins 
Rleinliche. Die üblichen Bestimmungen über den Vorkauf, Wirtshaus- 
und Straßenpolizei, Marktmeister- und Stadtwage, Verkauf von Brenn- 
holz, Leinen, Garn, Brot und Fleisch, Wolle, fremde Jahr- und Frei- 
märkte lösen einander ab, größere Stücke bieten die Artikel von 1525 
(212, 213), die Marktordnung von 1544 mit ihren für die Arbeitsweise 
dieses Staats interessanten Vorstufen (268—273) und zum Schluß die 
Vorschläge des Marktmeisters von 1557 (314), die so recht zeigen, wie 
der werdende Staat sich ein Beamtenpersonal heranzubilden vermocht 
hat. Im wesentlichen zum Kapitel des Handels gehören auch die mancher- 
lei Stücke, welche sich mit dem, von Anfang an in Marburg vorhandenen 
Juden befassen (10, 12, 35, 68, 216, 234, 245, 252, 261. 263), aber nicht 
gerade Neues bringen. 

Auch die in der Stadt betriebene Landwirtschaft tritt hier 
und da hervor, namentlich im Streit mit dem Deutschorden betreffend 
Viehweide usw., ferner wegen der Wald- und Weidebenutzung (215), 
des Feldschutzes (238) usw. Die Feldflur war aber klein und Ausgiebiges 
findet sich nicht. Zur Fischerei (212). In manchen Aktenstücken des 
16. Jahrhunderts spiegelt sich die damals eifrig in Gang gesetzte landes- 
herrliche Forstwirtschaft (cfr. z. B.e286, 303 usw.). 

Für das Gebiet des Privatrechts findet man besonders zum 
Schuldrecht beachtenswerte Stücke. Es sei auf die Formulierungen 
«ler Verzugsklausel in Nr. 9 (1334) und Nr. 17 (1350) hingewiesen, ferner 
auf die Order- und Exekutionsklausel in Nr. 49 (1378, vgl. auch 22, 28), 
den Mortifikationsschein Nr. 58 (1379 vgl. auch Nr. 17 a. E.), Quittung 
ANr. 10, 1335), datio in solutum (Nr. 71, 1398), Gesamtgläubiger (Nr. 5, 
1325), häufige Veräußerungen, Anweisungen usw. von Forderungen aus 
Renten usw. (z. B. Nr. 12 und 17), die zur Zessions- und Anweisungs- 
iehre bedeutsam sind; damit im Zusammenhang die zahlreichen, leider 
fast immer nur in Regestform erscheinenden Schadlosbriefe wegen Ver- 
weisung, Bürgschaft, Schuldübernahme, Mitschuldübernahme, meist bei 
darlehnsartigen Geschäften, aber auch bei Pachtvertrag, Verlobungs- 
reugeld (171, 248, vgl. auch 22), ferner mancherlei über Bürgschaft, 
woraus hier nur die interessanten Stücke Nr. 12 und das Urteil Nr. 140 
hervorgehoben seien, zur Frage des Erfüllungsorts ferner Nr. 17 (Rente 
als eventuelle Bringschuld), Einlager Nr. 22, 52 usw. Sodann für die 
«einzelnen Verträge: zum Kauf Nr. 55 (Weidverkauf durch einen Ver- 
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mittler) und die bereits erwähnten handelspolizeilichenVorschriften zum 
Salz-, Fleisch, Holz- usw. Verkauf, zahlreiche Werkverträge, die in mittel- 
alterlicher Weise mit Dienstverträgen kombiniert sind, wobei hier der 
Quasi-Beamtencharakter so gesteigert ist, daß man geneigt sein könnte. 
den Dienstvertrag als die überwiegende Vertragsart anzusehen: Stadt- 
baumeister (43 von 1375), Zimmermann (82, 99, 116) Steinmetz (8, 
.107, 108), Kunstglaser (89), Armbruster (94, 117, 120), ferner ein Urteil 
in einer Darlehnssache (147), die Unterkäufer werden wenigstens erwähnt 
(S. 335), Verbot des Spiels (65, 143 usw.). Sehr zu bedauern ist wie 
gesagt, daB die späteren Schuldurkunden der Stadt nicht aufgenommen 
worden sind. Manches Schuldrechtliche findet sich auch in den gewerbe- 
rechtlichen Urkunden. 

Das Sachenrecht bietet nicht eine so vielseitige Ausbeute, weil 
die hessischen Städte keine Grundbücher entwickelt hatten, vielmehr 
erfolgen die Immobiliargeschäfte durch gesiegelte Urkunden, bei denen die 
städtischen Organe höchstens als Siegler auftreten (vgl. Strippel, Die 
Währschafts- und Hypothekenbücher Kurhessens, 1914, S. 10 ff.), so daß 
sie nicht im städtischen Archiv verblieben. Daher so gut wie keine Auf- 
lassungsurkunden (eine solche mit Erbenlaub Nr. 4 von 1325) und Grund- 
stücksverpfändungen, soweit solche nicht mit anderen Geschäften kom- 
biniert sind. Die Archive der Stifter, wie z. B. der Deutschordensballei 
(vgl. WyB, U.B. I), haben manches derartige Material, auch die Reste 
der Familienarchive werden es enthalten. Da man über die Grundeigen- 
tumsverhältnisse in der Stadt aus dem vorliegenden Werke infolgedessen 
nur wenig erfährt, wohl aber von den Stadtrechnungen des kommenden 
zweiten Bandes darüber mancherlei erfahren wird, wäre es vielleicht mög- 
lich, in Regestform wenigstens die Marburger Eigentumserwerbsurkunden 
dort mit zu verzeichnen. Zum Sachenrecht gehört einiges über das 
Leihen auf Kirchengerät (193 cfr. 61), gelegentliche Gestatiung des Über- 
baues (198), Untersagung der Benutzung des Stadtgrabens durch die 
Barfüßer als Garten (41), einiges zum Forstrecht (227a 1 und 10), Verbot 
des Fischens auf den „Wassern umb Marpurg“ (256); endlich spiegelt 
sich in Nr. 84 (1419) die Entwicklung des Enteignungsrechts: der Land- 
graf ordnet mit Zuziehung aller Räte die Beseitigung der den Markt- 
verkehr störenden ‚‚broid-, fleisch-, schuch-schirnen und andern buwe“ 
auf dem Markte an, und zwar gegen reichliche Entschädigung, und betont. 
daß die Anordnung zu halten ist, „‚diwile soliche handelunge eynen gemev- 
nen nutz unsers vorgenannten slosses (d.i. Stadt und Burg) anruret 
und dorch gemeynis nutzes willen gescheen ist‘. Sind das alles nur ge- 
legentliche sachenrechtliche Einzelpunkte, so bietet der Band ein großes 
zusammenhängendes Material für das wichtigste Realkreditgeschäft des 
Mittelalters, die Renten und die verwandten Geschäfte. Bisweilen handelt 
es sich um Rentenbestellungen einzelner Bürger auf ihren Häusern zu- 
gunsten der Stadt oder einer Stiftung usw., meist aber um Renten, welche 
die Stadt, und zwar häufig auf Veranlassung des Landgrafen bestellt hat 
oder sonst schuldet. Bei diesen städtischen Renten ist gelegentlich ge- 
sagt, daß sie auf dem Rathaus haften (49 v. 1378), gewöhnlich feblt 
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dagegen eine solche Lokalisierung, es wird aber auf bestimmte Abgaben 
der Stadt verwiesen, auf die Erbgülte, den Schlagsatz (z. B. 26) usw., 
in anderen Fällen verpfändet die Stadt selbst ihre Einkünfte (278) oder 
es wird zur Sicherung das Einlager mehrerer Ratspersonen versprochen 
oder die Bekummerung jedes einzelnen Bürgers gestattet oder auch dem 
Gläubiger die Selbstpfändung gestattet, „‚erloybit alle unse phande darvor 
anzugriffen unde die zu nemen mit gerichte odir ane gerichte, ane klage 
unde ane alle widerrede, unde si sullen mit den phanden phentlichen 
gewerben‘ (52). In vielen Fällen wird aber von der Stadt ohne besondere 
Sicherung einfach versprochen. So geht die Rente, obwohl die dingliche 
Verhaftung des Stadtguts und -einkommens der Ausgangspunkt ist, in 
die einfache obligatorische Schuld über. Da fast alle wichtigen Kredit- 
geschäfte diese Form aufweisen und die Fürsten, Städte und Stifter 
die wichtigsten Kreditoperationen der Zeit vornehmen, als die damals 
größten Kapitalbesitzer, so liegt in diesen Übergängen ein noch nicht 
genug beachteter Faktor für die Entwicklung des Schuldrechtes, z. B. für 
die Entwicklung der Zession und Anweisung (vgl. Buch, Übertragbar- 
keit der Forderungen S. 39 f., 115ff.; Gierke, D. Pr. R. III $ 180, die 
sich dieser Betrachtungsweise nähern). 

Zum Familienrecht und zugleich zum Erbrecht ist wichtig die 
Zusammenstellung der Erbgewohnheiten in Oberhessen von 1573 (Nr. 315), 
welche vor allem eheliches Güterrecht, sodann Einkindschaft und Näher- 
recht behandelt und das Fortleben der deutschen Rechtsgedanken auf 
diesen Gebieten zeigt. Dem entspricht die Rechtshandhabung in den 
verschiedenen Zeiten, besonders das häufige gemeinsame Handeln der 
Ehegatten (z.B. Nr. 5, 10, 40), ferner die Genehmigung zur Erbguts- 
veräußerung durch den überlebenden Eheteil (Nr. 128, vgl. auch Nr. 54). 
Zum Familienrecht ist auch des hohen Reugelds für eine fürstliche Ver- 
lobung zu gedenken (171). 

Im Erbrecht zeigt der Schiedsspruch von 1366 (Nr. 34) die Pa- 
rentelenordnung als alte Marburger Gewohnheit: die Elternparantel geht 
der Großelternparantel vor. Vor allem gehören hierher aber die Urkunden 
zur Geschichte des Testaments. Sie beziehen sich sämtlich auf Stiftungen 
und erläutern zugleich die Entwicklung des Stiftungsrechts. Man kann 
an ihnen die allmähliche Entwicklung des Seelgeräts zum eigentlichen 
Testamente verfolgen (vgl. meine Bemerkungen in dieser Zeitschrift 37, 
1916, S. 579). Dzn Übergang zeigt z. B. Nr. 150 (1495) und 215 
(1526), das alte Seelgerät Nr. 15, 20, 100, 150, 156, 160. Eine Reihe 
von Verfügungen illustrieren auch das Testamentsvollstreckerrecht (vgl. 
besonders 169 v. 1502 mit Auflassung an die Vollstrecker, wobei aller- 
dings zweifelhaft bleibt, ob eigentliche Testamentsvollstreckung vor- 
liegt). Zugleich gewinnt durch dieses Material das Stiftungsrecht: 
abgesehen von kulturell interessanten Bildern, zeigt z. B. Nr. 15 (1356), 
wie die Übergabe des Stiftungsguts an den Rat „zou gedruwer hand“, 
erfolgt, und wie Stiftung und Treuhand aufs innigste zusammenhängen. 

Endlich fallen auch auf Gerichtsverfassung und Zivilprozeß, 
Strafrecht und Strafprozeß gelegentliche Lichter, die z. T. besondere 
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Beachtung verdienen. Über die Gerichtsverfässung ist oben schon ge- 
sprochen und dazu ist besonders auch Küchs Einleitung zu vergleichen. 
Zu erwähnen ist aber, daß der Gerichtsstand der Bürger mehrfach be- 
handelt wird (Nr. 16, 188) und insbesondere die von Küch des Näheren 
erörterten Fragen der geistlichen Gerichte (Nr. 64, 80a. 6, 136, 142), für 
die besonders der Friedberger Vergleich mit dem Mainzer wichtig ist 
(Nr. 98, 1442), in denen die Landgräfen weit imehr erreichen als die 
Brandenburger Markgrafen in dem etiwa gleichzeitigen Berliner Pfingst- 
rezeß. Einzelheiten betreffen die Beweisbestimmungen im Stadtrecht 
von 1414 (80) und vor allem die Normen des Siegelrechts (vgl. 97, 274). 
wozu Küchs bereits hervorgehobener wertvoller Anhang gehört sowie 
die vielen Notizen, welche die einzelnen Urkunden über die Praxis des 
Siegelns zeigen. Weiterhin ein Beweisurteil (140 v. 1490), die Bestimmung 
über die Protokollführung durch den Stadtschreiber im Schultheiß- und 
Amtmannsgericht (Nr. 39), über die Vergütung der Stadtgerichteredner 
(277 v. 1546) sowie ein Sühneverfahren (291). Hauptsächlich aber kom- 
men hier zahlreiche Stücke über Kummer, Schuldhaft, vollstreckbare 
Urkunden (36, 49, 52, 53, 66, 95, 149 altertümlich formelhaft: 226, 212 
$ 25, 297 Nr. 4) in Betracht, über Arrestbruch (66), Zwangsvollstreckung 
gegen Bürger durch den Heimburgen, einen Rest der alten ländlich ge- 
färbten Stadtverfassung (62, cfr. Küch S. 25), gerichtliche Einweisung 
in der Zwangsvollstreckung (144, 1492). Verschiedenes zum Prozeß 
enthält die Ordnung für Wetter (142 v. 1492). Für Strafrecht und Straf- 
prozeß begegnen Bestimmungen gegen das Schwören (57 v. 1395), gegen 
das Glücksspiel (65, 143 und sonst), ein Urteil über Aufruhr (101), eın 
Reinigungseid in einer Tötungssache (177 v. 1510), ein Urfehdebrief (73 
v. 1401), eine ganze Reihe von Kirchen-, Kindtaufs-, Hochzeits- und 
sonstige Luxusverordnungen (74, 133, 285 usw.), zahlreiche tewerbe- 
polizeiliche Strafbestimmungen, Vorschriften gegen das Weaffentragen. 
gegen den Unfug der Studenten (280), schließlich die Polizeiordnung 
Philipps v. 1557 (312); das reichhaltige Material zeigt den allmählichen 
Ausbau des Polizeistrafrechts im 16. Jahrhundert durch die fürstliche 
Macht. 

Im ganzen bietet der Inhalt also ein höchst mannigfaches Bild. 
Gewiß zeigen andere Stadtrechtspublikationen ähnliche Züge und der 
Wert liegt zunächst in der Heraushebung der lokalen, landschaftlichen 
Besonderheiten, in den kulturellen Ergebnissen, im Sprachlichen (das 
ganz besonders viel Interessantes bietet), den verschiedensten tatsäch- 
lichen Beziehungen des städtischen Lebens zur hessischen Kirche, zu 
einzelnen Persönlichkeiten usw. Aber der Inhalt von Küchs Edition 
reicht doch darüber hinaus. Und zwar besonders nach zwei Richtungen. 
wie schon die vorangehende Betrachtung des Inhalts ergeben haben 
dürfte. Das zunächst hervorstechendste an der Sammlung ist das ein- 
heitliche Bild, das sie für die Zeit von Beginn des 14. Jahrhundert» 
bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts von der städtischen und landesherr- 
lichen Verwaltung entrollt, für die Zeit also der Blüte des deutschen 
Bürgertums und des Aufkommens der Fürstenmacht. Kaum irgendwo 
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sonst kann man so wie an diesen schlichten Verhältnissen des hessi- 
schen Territoriums sehen, wie städtische und landesherrliche Verwaltung 
aufs innigste zusammenhängen, wie der Fürst im Gebiete der Verwaltung 
und des Verwaltungsrechts im weitesten Sinne nicht nur der Successor 
des Bürgertums war, sondern wie die Verwaltung beider von vornherein 
untrennbar verbunden in die Erscheinung trat. Die Hessischen Ter- 
ritorialstädte sind Produkte der landesherrlichen grundherrschaftlichen 
Verwaltung, die Stadt baut autonom ihre Rechtszustände aus, unter 
fortwährender, allmählich ansteigender Mitwirkung des Landesherrn, der 
zunächst vorwiegend durch Genehmigungen, Bestätigungen usw., da- 
neben ansteigend durch unmittelbare Eingriffe, zunächst besonders 
finanzielle (Hermann II.), schließlich durch seine von Küch in der Ein- 
leitung zutreffend charakterisierte Gesetzgebung eingreift. Dabei rückt 
die Tätigkeit im steigenden Maße in seine Hand, die Stadt wird immer 
mehr ihr Objekt und schließlich flutet die Verwaltung, einheitlicher 
und einheitlicher für das ganze Land als breiter Strom dahin. Dabei 
läuft ganz parallel mit diesem Anwachsen der Verwaltung die Betonung 
der öffentlichen Elemente der Gewalt, die Banngewalt verdrängt immer 
mehr das grundherrschaftliche Prinzip und auch wenn man die Idee 
der salus rei publicae nicht durch die Renaissance kennen gelernt hätte, 
würde man zu ihr gelangt sein. Mir scheint auch dem Inhalt des be- 
kannten Testaments Philipps des Großmütigen, ein so schlimmes Bei- 
spiel der Zerreißung eines Landes es auch ist, dieser keimende Staats- 
gedanke nicht fremd zu sein. Der ältere Territorialstaat war eben auch 
schon Staat geworden (vgl. meine Bemerkungen in dieser Zeitschrift 
37, 579ff.). So steht die fürstliche Verwaltung nicht im Gegensatz zur 
städtischen, sondern sie ist eine potenzierte städtische Verwaltung, mag 
diese auch ihre Vorbilder aus den älteren und ganz selbständig gewor- 
denen größeren Städten, wie für Hessen insbesondere Frankfurt und 
Mainz, mit denen die meisten Beziehungen bestanden, genommen haben. 
Berücksichtigt man diese Verknüpfung, für welche namentlich auch die 
von Belowschen Arbeiten den Blick geöffnet haben, so gewinnt die 
Geschichte unseres Verwaltungsrechts und überhaupt unseres öffent- 
lichen Rechts doch zum Teil andere Züge als man sie ihr bisher gewöhn- 
lich zu geben gewohnt war; die Kontinuität der Entwicklung wächst 
und der ältere Territorialstaat erscheint in immer höherer Bedeutung 
für die Entfaltung unseres Rechtslebens.. Die Verwaltungsgeschichte 
der Städte gibt hierfür aber einen tiefern Einblick als die Ständeakten 
ihn zu geben vermögen, weil den Städten gegenüber die landesherrliche 
Macht kräftiger sich zur Geltung zu bringen vermochte, als gegenüber 
dem Adel. Dagegen zeigt die kirchliche Verwaltung von der Reformation 
an ein ähnliches Bild, worauf hier nur hingewiesen werden kann. 
Aber noch nach einer anderen Richtung eröffnet die Küchsche 
Edition einen weiten Ausblick: nach der Richtung der Rezeption. der 
römischen Rechts. Küch beschäftigt sich in seiner Einleitung S. 21—23 
mit der Aufnahme des Fremdrechts; er weist auf einige Versuche der 
Landgrafen zur Rechtsvereinheitlichung sowie auf die Anfänge der ge- 
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lehrten Gerichtsbarkeit und den Widerstand der ländlichen Schöffen 
gegen die romanistischen Juristen (1556 S. 22) hin und betont, daß 
im 16. Jahrhundert trotz der Gerichtsordnung Wilhelm III. von 1497 
das deutsche Recht sich noch längere Zeit behauptete. Wir sind über 
‚die Organisationsgeschichte der hessischen Gerichte durch Stölzels 
Untersuchungen zur Entstehung des Gelehrten Richtertums zudem 
besonders gut unterrichtet, eine Ergänzung bietet Keck, Die Entwick- 
lung des Oberappellationsgerichts zu Cassel 1906. Auch die Aufnahme 
des fremden Prozesses hat durch Johann Chr. Schwarz und ergänzend 
durch Probst (vgl. dazu meine Bemerkungen Z. f. hessische Geschichte 
45, 1911 S. 369) ihre Behandlung erfahren. Küchs Akten selbst zeigen 
hier und da Spuren von dem Vorhandensein oder der Wirksamkeit 
eines oder des anderen Doktors. Aber in alledem liegt nicht der Schwer- 
punkt der Sache. Vielmehr bietet die Küchsche Sammlung ein anschan- 
liches Bild von dem Rechtszustande vor der Rezeption bis tief in die 
Rezeptionszeit hinein; Marburg ist dabei mit seinen Rechtszuständen 
für die anderen oberhessischen Städte vorbildlich gewesen (Küch 8. 
23—24), wir sind jetzt schon (z. B. durch die Frankenberger Aufzeich- 
nungen) über das Recht dieser Städte unterrichtet (und werden im 
Verlaufe der vorliegenden Publikation noch vieles darüber erfahren) 
und wir kennen das gleichzeitige Recht des flachen Landes besonders 
aus den reichlich fließenden Weistümern (vgl. dazu besonders Fr. Varren- 
trapp, Rechtsgeschichte und Recht der gemeinen Marken in Hessen 
1909). Küch beklagt zwar (S. 23), daß wir über den materiellen Inhalt 
der Marburger Rechtsgewohnheiten unvollkommen unterrichtet seien, 
aber er unterschätzt dabei das, was er selbst durch seine Urkunden zur 
Kenntnis beigetragen hat. Das Bild ist heute schon, wie die oben ge- 
gebene Übersicht zeigen dürfte, ein sicheres, soweit überhaupt ein solches 
für jene Zeiten zu erlangen ist. Grade die einfacheren Verhältnisse des 
Hessischen Territoriums ermöglichen diese Sicherheit. Das Ergebnis 
für die Rezeptionsgeschichte ist aber dies, daß der Rechts- und Wirt- 
schaftszustand die Aufnahme des römischen Rechts nicht erforderlich 
machte. Nicht zufällig hat, was schon Stölzel hervorgehoben hat und 
Küch mit anderem Material jetzt bestätigt, das Deutsche Recht m 
Hessen noch lange fortgegolten, ja noch im 19. Jahrhundert zeigen 
die Casseler Erkenntnisse — im Gegensatz z. B. zu Celle — die Tendenz 
zum deutschen Rechtsgut. Insofern kann man für Hessen von Below 
durchaus zustimmen, seine grundsätzliche Ansicht über die Rezeption 
findet durch Küchs Publikation Bestätigung: weder für das Gebiet 
des öffentlichen Rechts noch für das Gebiet des Privatrechts zeigt sich 
vom 14. bis zum 16. Jahrhundert ein Versagen des Rechtszustander. 
mit voller Sicherheit werden die deutsch-rechtlichen Normen angewendet 
und insbesondere die zum Teil recht komplizierten Bedürfnisse des 
Schuldrechts und des Realkreditrechts finden ihre befriedigende Lösung. 
Nach der wirtschaftlichen Seite mag hier besonders auf die ganz klare 
Behandlung der Zinsfrage trotz aller Wucherverbote im Rentenrecht 
hingewiesen werden. Anders lag offenbar die Sache im Prozeßrecht. 
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das ja wie auch das Strafrecht besonders nach Erneuerung drängte, 
das aber wie das Strafrecht eine Erneuerung erfahren hat, welche sich 
immerhin als organische Verschmelzung der germanischen und romani- 
schen Sätze darstellt. Für das Staats- und Verwaltungsrecht ist eine 
Rezeption nur in ganz minimalem Umfange erfolgt (vgl. Fleischmann, 
Melanges Fitting II, 637 fl... Die Frage des Grundes der Rezeption 
konzentriert sich also auf das Privatrecht. Für Hessen deutet Küch 
(S. 21) als Grund lediglich das Bedürfnis nach Einheitlichkeit an. Aber 
Schwierigkeiten scheinen hier doch nur auf dem Gebiete des Familien- 
güterrechts bestanden zu haben, und gerade auf diesem Gebiete hat 
man in Hessen ja nur in sehr beschränktem Maße rezipiert (vgl. Roth 
und Meibom $ 102ff.); dagegen ist Schuldrecht und Sachenrecht inner- 
halb Hessen im Mittelalter im wesentlichen einheitlich behandelt worden. 
Es bleibt für Hessen daher zunächst nur die Annahme, daß die allge- 
meine geisteswissenschaftliche Entwicklung, wie sie sich in den Dok- 
tores verkörperte, bestimmend sein mochte, daß daneben gewisse politi- 
sche Axiome der Romanisten für das Fürstentum verlockend sein mochten, 
und vor allem daß der Vorgang des Reichs und anderer Territorien und 
im Zusammenhang damit das fluktuierende Element der Doktores den, 
Ausschlag gab. Trotz alledem muß man aber m. E. an der Ansicht fest- 
halten, daß letzten Endes für die Rezeption im Ganzen wirtschaftliche 
und rechtliche Bedürfnisse entscheidend gewesen sind (vgl. meine Be- 
merkungen in dieser Ztschr. 29, 1908 S. 473f.). Sie lagen vor allem in 
der Unmöglichkeit, die Rechte der verschiedenen Territorien, die zudem 
nur selten solche geschlossene Einheiten wie Hessen bildeten, einander 
anzugleichen und in sich auszugleichen, dann aber auch in den Wirt- 
schaftsbedürfnissen der größeren Verkehrszentren und ihres Handels 
und Verkehrs. Weiterhin aber lehren Küchs Akten auch, daß die Hand- 
habung des Schuldrechts und Grundkreditrechts bei allmählichem Stei- 
gen des Wirtschaftslebens, wie das 16. Jahrhundert es brachte, gele- 
gentlich auch in Verhältnissen wie in Hessen zu Fragen führen mußte, 
die ohne begrifflich scharfe Vorbildung von ungelehrten Schöffen nicht 
mehr entschieden werden konnten. Man nahm ja ganz dieselben ver- 
wickelten Überweisungen, Zessionen, Bürgschaftsgeschäfte usw. vor, 
wie sie den Gegenstand der römischen Entscheidungen in den Pandekten 
bilden — kam es aber zu Differenzen, so mußte es an Richtern fehlen. 
Küch weist (S. 23) mit Recht darauf hin, daß die Stadtgerichtsprotokolle, 
die Akten des Samthofgerichts und die des Reichskammergerichts vor- 
aussichtlich noch die Kenntnis der mittelalterlichen Rechtsverhältnisse 
Marburgs fördern würden. Diese Akten werden vor allem auch Auskunft 
darüber geben müssen, wie es bei komplizierten Fragen des heimischen 
Rechts damals aussah und wie hier die allgemeinen Lehren des römischen 
Rechts, besonders seines Schuldrechts, aushalfen. Hätte ein Territorium 
wie Hessen einen zivilrechtlichen Schwarzenberg gefunden, dann wäre 
die Entwicklung vielleicht anders gelaufen; aber das war schon wegen 
des Standes der romanistischen Lehre und der sehr viel größeren Kom- 
pliziertheit des Zivilrechts nicht möglich. Diesen Fragen kann an dieser 
..29* 
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Stelle nicht weiter nachgegangen werden; ich hoffe darauf zurückzu- 
kommen. Gerade Küchs Publikationen aber lehren aufs neue, daß sich 
Untersuchungen für Hessen zur Rezeptionsgeschichte besonders lohnen, 
namentlich im Zusammenhange mit der Rezeption in dem benachbarten 
Frankfurt a. M. 

Ich möchte nicht schließen, ohne nochmals darauf hinzuweisen, 
daß Küchs Arbeit, wie sich schon aus dem Vorstehenden ergeben haben 
dürfte, neben der Rechtsgeschichte auch die allgemeine Kulturgeschichte, 
die Geschichte vor allem der Wirtschaft, der Kirche, der Sprache, ferner 
aber auch gelegentlich der Wissenschaft (der Universität und ihrer leisen 
Vorstufe, des Kugelhauses), der Kunst, und vor allem auch die allgemein- 
politische Geschichte in dankenswerter Weise fördert. Was Deutschland 
seinem Fürstentum verdankt, das lehren die einfachen, unanfechtbaren 
Urkunden, beredter als alle allgemeinen Betrachtungen. Jeder aber, 
der das waldumrauschte Marburg kennt und liebt, wird sich doppelt 
freuen, daß gerade diese Stadt, die an allen Höhepunkten der deutschen 
Entwicklung, und namentlich der geistigen Entwicklung Deutschlands, 
ihren vollen Anteil hat, in der Menschen wie die Heilige Elisabeth und 
°die Erbauer ihrer Kirche, Philipp der Großmütige, Christian Wolf, 
Savigny und die Grimms lebten, für eine wichtige Periode ihres Daseins 
einen so ausgezeichneten Bearbeiter wie Küch gefunden hat. 


Ernst Heymann. 


Konrad Ribbeck, Geschichte der Stadt Essen, heraus- 
gegeben von der Stadt Essen auf Grund einer Stiftung 
des Herrn Albert v. Waldhausen. I. Teil. Essen, G. D. Bae- 
deker, 1915. 505 8. gr. 80. Mit einem Stadtplan. 


Der Archivar der Stadt Essen hat es unternommen, ‚eine auf 
wissenschaftlichen Grundlagen ruhende, jedoch allgemein verständliche 
Darstellung‘‘ der Geschichte Essens zu geben, und zwar auf Anregung 
des Essener Patriziers von Waldhausen, der durch eine bedeutende 
Stiftung das Werk ermöglicht hat, insbesondere dafür gesorgt hat, daß 
der den Rechtshistorikern durch die Schrift über die Divisio des Fränki- 
schen Kirchengutes (1883) bsstens bekannte Verfasser unter Entlastung 
von seinem Schulamt die nötige Muße zur Arbeit fand. Der vorliegende 
erste Band umfaßt die Geschichte des mittelalterlichen Essen bis ein- 
schließlich zum 15. Jahrhundert. Gerüstet mit der Technik des heutigen 
Historikers hat der Verfasser ein quellenmäßiges Bild der Entwicklung 
der Stadt und des Stifts Essen in schöner Sprache und kunstvollem 
Aufbau gezeichnet, überall den großen historischen Hintergrund und 
die besonderen rheinisch-westfälischen Verhältnisse andeutend, die ge 
samten Kulturzusammenhänge beleuchtend. So ist ein bescheidener 
Gegenstand in hoher Vollendung zur plastischen Anschauung gebracht, 
man erlebt ein Stück mittelalterlicher Geschichte in ihren Höhen und 
Tiefen mit, man sieht, wie die großen Zeitereignisse sich im engen Kreise 
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widerspiegeln und die kleinen Schicksale bestimmen, Religion und Sitte, 
Wissenschaft und Kunst, Kriegswesen und Wirtschaft und — alles um- 
spannend — das Recht fügen sich zu einem geschlossenen Bilde des 
mittelalterlichen Lebens und des mittelalterlichen Menschen. Man liest 
das Buch, das man-zu den besten deutschen Stadtgeschichten rechnen 
kann, mit Spannung zu Ende und doch mit dem niemals weichenden 
Bewußtsein, daß hier strengste Wahrheitserforschung mit subtiler Ge- 
nauigkeit arbeitet. Das Buch ist keine bloß rechtshistorische Schrift. 
Aber doch findet der Rechtshistoriker fast auf jeder Seite geschichtliche 
Bemerkungen’und Darlegungen, und der Verfasser schenkt uns in seinem 
Werke zugleich eine Rechtsgeschichte des mittelalterlichen Essen. 

Es ist natürlich, daß man vieles in dem Buche findet, was die 
deutsche Rechtsgeschichte als festes Ergebnis heute schon gebucht hat. 
Aber es hat hohen Reiz, alle diese Lehren wie an einem Paradigma be- 
stätigt zu finden und zugleich zu sehen, wie die Ergebnisse der modernen 
Rechtsgeschichtsforschung, welche der Verfasser vollkommen beherrscht, 
die Möglichkeit geben, die verwickeltsten Verhältnisse einfach zu lösen 
und zu erläutern. Ein solches Buch zeigt in erfrischender Weise, daß 
die rechtsgeschichtliche Arbeit der letzten hundert Jahre nicht ver- 
geblich gewesen ist, indem es zugleich deren Ergebnisse aufs neue er- 
härtet. Was aber dem Werke eine eigentümliche Prägung gibt, das ist 
die enge Verbindung der Rechtsgeschichte der Stadt mit der des Stifts. 
Das Ganze ist mehr noch eine Geschichte des Stifts als der Stadt. Man 
sieht greifbar vor sich, wie die zunächst recht dürftige städtische Sied- 
lung sich an die Stiftung Bischof Altfrids anlehnt, aus ihr herauswächst, 
im engsten Zusammenhange mit ihr bleibt, bis dann zu Ausgang’ des 
Mittelalters — im starken Gegensatz zur Entwicklung in Territorien 
mit starken Landesherren, wie z. B. Hessen — die Selbständigkeit des 
bürgerlichen Gemeinwesens immer schärfer neben dem innerlich sinken- 
den Stift hervortritt. Es ist ein ganz eigenartiges Stück Territorial- 
rechtsgeschichte, das hier geboten wird, lebendig tritt dieses Reichsstift 
mit seiner inneren geistlichen und weltlichen Verfassung, seinen Zu- 
sammenhängen mit dem Reich, seinen Beziehungen zum Eirzstift Köln 
und zu den Kirchenvögten hervor. Die lebendigen Kräfte, welche aus 
dem religiösen und kirchlichen Leben für unsere Rechtsentwicklung 
sich ergaben, ihr trotz vielfacher Veräußerlichung hoher sittlicher Wert, 
die Schwäche aber auch der kleinen Territorialgewalt fesseln und be- 
lehren auf jeder Seite. Wer von solchen Vorgängen, vom kleinen geist- 
‚lichen Territorialstaat ein sicheres Bild haben will, muß zu dem Buche 
Ribbecks greifen. 

Es ist nicht möglich, hier alle Einzelheiten aufzuzählen, welche 
den Rechtshistoriker interessieren; einiges sei aber hervorgehoben. Be- 
sonders viel bringen die Abschnitte über die Gründung des Stifts durch 
Bischof Altfrid, den Vertrauten Ludwigs des Frommen, auf dem ehe- 
maligen Königshofe Asnide an der Straßenkreuzung des Hellwegs mit 
der Straße von Köln ins Münsterland S. 12ff., ferner der Abschnitt über 
die inneren Verhältnisse des Stifts in der Karolingerzeit (S. 48ff.), die 
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Kapitel über Stift und Stadt im 12. Jahrhundert (S. 89ff.), über die 
innere Entwicklung des Stifts 1288—1370 (S. 179f.), über die Ent- 
wicklung der Stadt in dem gleichen Zeitraum (S. 206ff.) und das Schluß- 
kapitel über die'inneren Verhältnisse des Stifts und der Stadt Essen im 
15. Jahrhundert (S. 396-505). Doch enthalten auch die anderen Ab- 
schnitte, weIche vorzugsweise die äußeren Verhältnisse, die zahlreichen 
Streitigkeiten mit Cöln und mit den benachbarten Territorialherren 
behandeln, vieles verfassungsgeschichtlich Interessante, namentlich zur 
Geschichte der Vogtei, für welche das Buch überhaupt reiches Material 
bietet. 

Interessant sind aus den Verhältnissen des Stifts besonders die 
Beziehungen zu Köln, die Berichte über den Hergang bei den verschiede- 
nen Äbtissinnenwahlen, das rechtliche Verhältnis zwischen den hoch- 
adligen Kanonissen und den meist aus Dienstmanngeschlechtern, aber 
auch aus Bürgerkreisen hervorgehenden Priesterkanonikern, die dem 
Kollegium der Damen des Stifts beigegeben sind; ferner die Einkommens- 
verhältnisse des Stifts und ihre naturalwirtschaftliche Durchführung. 
das Auftauchen der vier Ministerialenämter und des Ministerialenrate 
(S. 180), der im 15. Jahrhundert landständischen Charakter anzunehmen 
beginnt (S. 400), der Aufbau der Gerichtsbarkeit (S. 184ff., 401, 222ff.). 
Aus den Verhältnissen der Stadt mag auf ihr allmähliches Herauswachsen 
aus den Marktverhältnissen (S. 78ff.), aber auch auf den Charakter als 
Markgenossenschaft (S. 101ff., vgl. auch S. 262) und im Zusammenhang 
damit auf die Einteilung in Bauernschaften, die Bauermeister und das 
Burding hingewiesen werden; ferner auf die Erörterungen über die 
städtischen und beruflichen Verhältnisse der Bürgerschaft (S. 224 ff., 
230 ff., wo wertvolle Daulegungen über die Bürgernamen sich finden, 
317ff., 472ff.), über die militärischen Verhältnisse (S. 210ff., 302, 314, 
439), die Finanzen der Stadt, wobei auch manches privatrechtlich Inter- 
essante sich ergibt (S. 217, 226, 248, 309f., 408ff., 456) und im Zu- 
sammenhange damit die Münze (S. 145, 264ff., 336, 402ff.), vielerlei 
Erörterungen über die Polizei des Rats und besonders reiches Material 
zur Geschichte des Handels und des Gewerbes (S. 80ff., 239ff., 242 und 
443), über Hansa (S. 245 ff.), Märkte (S. 249ff.), Kaufmannsgilde (S. 253 ff. 
und 459ff.), Gewerbe und ihre Gilden (S. 310 und 324), über die Wage 
(S. 450 ff.), über die Märkte und den Handel innerhalb der Stadt usw. 
Interessant sind die Bemühungen der Stadt um die Belebung des Ge- 
werbebetriebs im 15. Jahrhundert, indem sie Färber, Scherenschmiede, 
Harnischmacher und vor allem mit Erfolg schon Büchsenmacher (ca. 1470) 
heranzog; Steinkohlen werden 1317 zum ersten Male als bescheidenes 
Heizmittel einer Mönchsherberge erwähnt, 1489 kauft die Stadt eine 
größere Menge ein, um 1450 begegnen Kohlenbergwerksunternehmen, 
während der Erzbergbau schon um 1350 Erwähnung findet (S. 467f£.), 
dabei handelt es sich um Pachtverträge der Grundeigentümer mit dem 
Unternehmer, der dem Eigentümer den 10. oder den 20. Pfennig zahlt 
oder mit Kohlen zinst und auch einen Bergteil gewährt. Daß sich über 
Luxus- und Sittenpolizei, über Straßen- und Pflasterwesen, über Schule 
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und städtische Kirchenverhältnisse mancherlei findet, ist selbstverständ- 
lich. Das Notariat wurde vom Stadtschreiber, aber auch von Kanonikern 
ausgeübt (S.495). Privatrechtliches und auch Strafrechtliches und 
Prozessuales enthält der Band nicht besonders viel, obwohl gelegentliche 
Bemerkungen über die Quellen (3. 227 ff., 437ff.) den Gedanken nahe- 
legen, daß sich auch ‚hier mancherlei Interessantes erhalten hat: 

Wenn man solche Fragen weiter verfolgen will, macht sich der 
einzige erhebliche Mangel des Buches geltend, nämlich der, daß der 
Verfasser von allen Angaben über Quellen und Literatur absichtlich 
abgesehen hat, offenbar um die volkstümliche Gestalt des Buches zu 
wahren. Der Kundige sieht natürlich überall die vorsichtige Stellung- 
nahme zu der neueren und neuesten Literatur und wird in sehr vielen 
Fällen die Quellen, soweit sie im Druck erreichbar sind, finden. Aber 
welche Mühe verursacht das und wie oft werden ungedruckte Belege 
nicht im Essener Archiv, sondern in den anderen vom Verfasser be- 
nutzten Archiven sich befinden! Es wäre im hohen Grade erfreulich, 
wenn der Verfasser, seinem Eventualversprechen gemäß, nachträglich, 
solche Nachweise aus den Schätzen seiner Sammlungen uns Anderen 
zugänglich machen wollte, und zwar, falls der zweite Band nicht als- 
bald erscheint, vielleicht vorläufig in einer Zeitschrift. Daß für das 
reichhaltige Buch, welches nicht nur den Rechts- und Wirtschaftshistoriker 
fesselt, sondern auch dem Kirchen-, Kunst-, Sittenhistoriker reichstes 
Material bietet, eingehende Register und ein Glossar zu wünschen sind, 
ist selbstverständlich. Vor allem ist aber das möglichst baldige Er- 
scheinen des zweiten Bandes, und später wenn möglich eines Essener 
Urkundenbuchs zu wünschen. Die Besprechung erscheint — nicht 
durch die Schuld der Redaktion oder des Referenten — vier Jahre 
nach der Publikation des vorliegenden Bandes; man darf die Hoffnung 
hegen, daß der Verfasser, dessen Schaffenskraft aus jeder Seite her- 
vorleuchtet, diese vier Jahr nicht ungenützt hat verstreichen lassen. 


Ernst Heymann. 


Prof. Dr. Rudolf Kötzschke, Leipzig in der Geschichte 
der ostdeutschen Kolonisation. Sonderabdruck aus den 
Schriften des Vereins für die Geschichte Leipzigs 11. Band. 
Leipzig, Selbstverlag des Vereins, 1917. 32 8. gr. 8°. 


Aus diesem inhaltreichen Vortrage, der 1915 zur Erinnerung an 
die erste geschichtliche Nennung Leipzigs vor neunhundert Jahren ge- 
halten wurde, interessiert den Rechtshistoriker namentlich das Mittel- 
stück. Es behandelt die Stadtgründung vornehmlich nach dem Stadt- 
brief von etwa 1160, dem ältesten Stadtrechtsdenkmal im ostdeutschen 
Kolonisationsgebiet, einer höchst merkwürdigen Aufzeichnung von ganz 
einzigartiger Form, aber nicht zu bezweifelnder Echtheit. Kötzschke, 
der auch (S. 6) den Anfängen und (S. 18) dem Ausbau der kirchlichen 
Verfassung volle Aufmerksamkeit schenkt, deutet (S. 12ff.) den Satz: 
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„Solange die Bürger ihrem Dekan nicht ungehorsam sind, sollen sie 
nicht einem anderen Gericht Folge leisten‘‘ unzweifelhaft zutreffend 
als Befreiung von Vorladungen vor das übergeordnete bischöfliche Ge- 
richt zu Merseburg, gewährt zwar vom Markgrafen Otto von Meißen, 
aber wohl mit Zustimmung des Bischofs Johannes von Merseburg. 
Weltliche Richter waren Vogt und Stadtschultheiß. Auch das Weich- 
bild, die Bodenleihe, die Landausstattung, Markt-, Münz- und Zollrecht 
gelangen zur Besprechung. Eingebettet sind die verfassungsrechtlichen 
Darlegungen in siedelungs- und handelsgeschichtliche Ausführungen, 
die auch die nähere und weitere Umgebung einbeziehen. Gerade das 
verleiht der Untersuchung ihren Reiz und ihren Wert; was die deutsche 
Burg Leipzig im System der Burgwarde, was die deutsche Stadt Leipzig 
inmitten der dörflichen und städtischen Gründungen und Märkte des 
Ostens bedeutete, und wie ihre Flur nicht planmäßig geschaffen war, 
sondern aus den Verhältnissen vor der kolonialen Epoche erwuchs, 
das alles erhellt deutlich aus dieser überaus lehrreichen Darstellung. 


Ulrich Stutz 


Fr. Keutgen, Der deutsche Staat des Mittelalters. Jena, 
Gustav Fischer, 1918. 186 8. 8°. 


I. 

Ein zweiter „Deutscher Staat des Mittelalters‘ ist erschienen. 
Warum sein Verfasser genau den nämlichen Titel gewählt hat, den 
v. Below seinem groß geplanten Werke gab, wird nicht recht ersichtlich. 
Auch inhaltlich ist der Name nicht gerechtfertigt. Denn es werden 
nur ganz bestimmte Fragen verfassungsrechtlicher Art aufgeworfen 
und gelöst, freilich Fragen wichtigster, prinzipiellster Art. Aber zum 
Staat gehört das Volk. Und vom Volke, abgesehen von den Land- 
ständen, ist kaum die Rede. Die Städte, die so kräftig staatsbildend 
gewirkt haben, bleiben unberührt. Ebenso die Regalien und die Kirche. 
Ein zweiter Band ist nicht vorgesehen, so daß das Ganze mehr den 
Eindruck macht von „Untersuchungen zum Staatsbegriff des Mittel- 
alters“. Diese Bezeichnung wäre treffender gewesen. 


I1. 

‘In den ‚Grundfragen‘ bemüht sich Keutgen, das Staatsproblem 
von höchster Warte aus zu erfassen. Was ist der Staat, und was ge- 
hört zum Wesen des Staates? Eine deduktiv gewonnene Antwort wird 
gegeben, wie überhaupt das ganze Buch eine Mischung induktiver 
und deduktiver Forschungsart aufweist. 

Da erscheint nun an der Spitze der Satz: Der Staat ist so alt 
wie der Mensch. Alles gesellschaftliche Leben fängt mit dem Staate 
an (S. 3). Kein Wunder, daß nach Keutgen auch die germanische 
Zeit einen Staat kannte. Aber kann man denn heute noch mit gutem 
Gewissen die Behauptung wagen, daß am Anfang aller Geschichte der 
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Staat steht? Mir scheint hier einfach die Verwechslung von Staat und 
Recht vorzuliegen. Das Recht ist mit dem Menschen entstanden. Das 
Recht ist ein Produkt der gesellschaftlichen Verbindung von Mensch 
zu Mensch. Aber zwei Familien, zehn Familien, hundert Familien können 
zusammen leben ohne Staat. Der Staat entsteht erst, wenn diese Fa- 
milien sich in ganz bestimmter Art zusammengeschlossen haben. Der 
Staat ist entstanden, wenn über den einzelnen und die Familien ge- 
meinsame Zwecke gesetzt werden, Zwecke, welche die Erhaltung des 
Ganzen erstreben. Das Ganze nennen wir dann Volk, und die Zwecke 
nennen wir Staatszwecke. Eine solche Zwecksetzung kann aber nur in 
Verbänden geboren werden, welche einen Gemeinsinn aufweisen. 
Über dem Einzelnen, über den Familien, über den Sippen muß sich 
ein Gemeinsinn geltend machen. Gemeinsinn aber ist allein da vor- 
handen, wo jeder Volksgenosse über seine eigenen Wünsche und Be- 
dürfnisse hinaus einen Willen betätigt, der auf Zusammenschluß und 
Zusammenarbeit des Ganzen gerichtet ist. Nur dieser erhabene Sinn 
erhebt die kleineren Verbände zu einem Gesamtverband, zu einem 
Staatsverbande. Dabei möchte ich noch einmal darauf hinweisen, daß 
dieser Gemeinsinn ganz anders geartet sein muß in großen Verbänden 
als in kleinen Verbänden. Paul Sander hat vor einigen. Jahren nach- 
drücklichst auf diese Unterscheidung hingewiesen. Der kleine Verband, 
in welchem der Einzelne dem Einzelnen bekannt ist, bildet einen Ge- 
meinsinn viel persönlicherer Art aus. Jedoch Personalverband wie 
Massenverband können Staatswesen darstellen, sofern nur aus dem 
Gemeinsinn wirkliche Gesamtzweke sich entwickeln. 

Aber damit ist es noch nicht getan. Die Zwecksetzung allein ist 
ein Programm. Zur Verwirklichung sind Einrichtungen notwendig. 
Der Staat ist entstanden mit der Setzung von Staats- 
zwecken und mit der Schaffung von Einrichtungen, welche 
diese Zwecke durchsetzen. Staatszweck und Staatseinrichtungen 
machen erst einen Staat aus. Mit dieser Brille gesehen, erblicke ich 
allerdings auch im germanischen Zeitalter einen Staat. Der Staats- 
zweck ist die Erhaltung der civitas nach innen und außen. Die Staats- 
einrichtungen gipfeln im Heer- und Gerichtswesen und greifen hinüber 
etwa in die Gefolgschaft und in das Bußenwesen. (Zurückdrängen des 
Fehderechts.) 

IM. 

Keutgen untersucht dann die Struktur des mittelalterlichen 
Staats und geht im einzelnen ein auf die drei berühmten Fragen: 

1. Kam dem Staate Persönlichkeit zu ? 

2. War die Scheidung von öffentlichem und privatem Recht an- 

erkannt ? 

3. Hatte der Staat Souveränität ? 

Alle drei Fragen bejaht er (Hauptpolemik gegen Gierke). „Mit der 
Persönlichkeit des Staates ist auch seine Souveränität gegeben“ (S. 13). 
‚Die Zweiteilung des Rechts in öffentliches und Privatrecht ist also 
durch die Natur der Dinge gegeben“ (S. 21). ‚Das älteste Recht ist 
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öffentliches Recht“ (S. 21). Der Streit um diese Grundfragen wird nie- 
mals ruhen, aus dem einfachen: Grunde, weil er auf die letzten Dinge 
des Rechts zurückgeht. Über letzte Dinge aber gibt es keine Einigung. 
Ich will hier das Problem nicht wieder aufrollen. Ich darf meinen Stand- 
punkt festlegen, indem ich die Bemerkung aus dem Aufsatz in derZRG.: 
37 S. 112 wiederhole: ‚Aber ein Gegensatz, den die Juris DZ 
so gerne heranzieht, tut sich nicht auf im Staate des Eike von Repgau, 
der Gegensatz von öffentlichem und privatem Recht. Das ausgeprägt 
Gegensätzliche dieser beiden Rechtsgebiete liegt dem Denken jener 
Zeit fern. Erst kleine Ansätze dazu sind vorhanden, Ansätze, die nicht 
stärker sind als jene Bemühurigen, im Staate eine selbständige, vom 
König verschiedene Persönlichkeit zu erblicken. Auf keinen Fall berech- 
tigen sie, unsere Vorstellungen von öffentlich und privat in die mittel- 
alterlichen Vorstellungen hineinzutragen. Lebendig waren diese Gegen- 
sätze in jenen Jahrhunderten nicht. Bleibt man sich dessen bewußt, 
so wird niemand die Methode verwerfen wollen, mit unseren heutigen 
Maßstäben das mittelalterliche Rechtsleben zu messen.“ Ist dies aber 
das Ergebnis, welches ich gewann aus der Untersuchung über die Staats- 
auffassung des Sachsenspieglers, also eines Mannes mit tiefster Einsicht 
in Recht und Staat, wieviel mehr muß diese Behauptung stimmen, 
wenn wir frühere Zeiten (vor den Hobenstaufen!) und wenn wir das 
Denken und Fühlen des gesamten Volkes unter die Lupe nehmen. 

Wie anfechtbar die ganzen Ausführungen Keutgens in diesen 
„Grundfragen“ sind, möge einzig etwa der Satz S. 13 dartun: ‚Per- 
sönlichkeit ist absoluter Begriff, Souveränität ein relativer.‘ Das kann 
nicht ein Jurist zugeben. Wie glücklich wären wir Rechtslehrer, wenn 
die Ansicht des Historikers stimmte. Mit einem Male wäre der heiße 
Kampf um die juristische Person zur Hälfte erleichtert. Gerade die 
Geschichte zeigt uns auf Schritt und Tritt, im Staatsrecht wie im Fa- 
milienrecht, die Relativität des Begriffes Persönlichkeit. 


IV. 


Im 2. Kapitel: Der germanische Staat, der fränkische Staat und 
die Nationalstaaten, sucht Verfasser vornehmlich zwei Dinge darzutun. 
Einmal wird wiederum, hauptsächlich unter Zurückweisung der Lehre 
Gierkes, der durchwegs öffentliche Charakter des Staatswesens betont. 
Dabei geht Keutgen besonders scharf gegen das Obereigentum des 
Königs am Grund und Boden des Staates vor. Diese Polemik hätte 
er sich ersparen können; ist doch die Ansicht eines solchen Obereigentums 
und Bodenregals heute bei den meisten aufgegeben. Viel schwieriger 
wäre es gewesen, die öffentliche Natur der grundherrlichen und hofrecht- 
lichen Verbände zu erweisen, wie auch den öffentlichen Charakter der 
Immunität in ihrem ersten Stadium, etwa bis 800. Gerade diese Ge- 
bilde zeigen, daß das Bestreben, all diese Erscheinungen in öffentliche 
und private Elemente zerlegen und damit das Wesen der fränkischen 
Verfassung erklären zu wollen, verfehlt ist. 

Das zweite liegt in der Behauptung: nicht als römischer Kaiser 
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habe der deutsche König ursprünglich in Italien und Burgund geherrscht, 
sondern als ihr König auf Grund der Wahl durch ihre Großen mit nach- 
folgender Krönung, im letzten Grunde aber kraft des Rechts der Er- 
oberung. Dies ist von Keutgen nur angedeutet und bedarf näherer 
Untersuchung. Für die Ansicht spricht die Tatsache, daß sich die 
deutschen Könige erst seit Mitte des 11. Jahrhunderts den Titel rex 
Romanorum beilegen. 
V. 

Bei den Erläuterungen über das Lehnwesen (Kap. 3) schiebt nun 
Keutgen in den Vordergrund, was ich oben den Staatszweck genannt 
habe. Er sagt, das Lehnwesen sei eingerichtet worden pro bono publico. 
Das Staatswohl habe es diktiert (S. 50). Gewiß ein richtiger Gedanke, 
der gegenüber falschen Ansichten immer wieder betont werden muß. 
So geht denn der Verfasser mit dem Manne, dem er sein Buch gewidmet 
hat, zusammen in der Grundvorstellung, daß die Einkleidung der Ämter 
in Lehen am öffentlichen Charakter dieser Ämter nichts geändert habe. 
Die Ämter wie ihre Inhaber seien im Kreise des öffentlichen Rechts 
verblieben. Auch darüber ist genug gesagt worden. Man lese nur die 
Besprechungen des Belowschen Buches durch Hübner und Rosen- 
thal nach. Ich möchte hier nur warnen vor Keutgens Begründung 
für das Erblichwerden der Ämter. Nach seiner Auffassung widersprach 
es deutschem Empfinden, daß übernommene Pflichten nicht auch eigene 
Rechte begründen sollten. Ihm widersprach die ‚„‚Herrenauffassung von 
Amt und Pflicht, die nur übertragen worden wären, so daß der Träger 
einzig und allein verpflichtet, des Winkes des Herrn gewärtig zu ver- 
harren gehabt hätte, ohne eigenes Recht an ihnen und ihrer Führung; 
von der Treue, die nur dem Untergebenen obliegt‘ (S. 54). ‚Diese 
Denkweise ist es gewesen, die vor allem zum Erblichwerden, zur schein- 
bar privatrechtlichen Behandlung der Ämter geführt hat... .“ (S. 54). 
Ich frage: was hat denn das Treumoment mit dem Erblichwerden zu tun ? 
Im Gegenteil! Höchste Treue verlangt eher nach der Beamtenstellung 
als nach der Lehnsstellung. Ferner: Wer will behaupten, daß das Lehns- 
verhältnis nur die Treue vom Untergebenen verlangte? Das Lehn be- 

gründete ein gegenseitiges Treuverhältnis, wie aus zahlreichen Zeug- 
nissen hervorgeht. Man lese nur etwa die Lehre vom Widerstandsrechte 
nach. Und ist denn das Erblichwerden eine deutsche Erscheinung ? 
Sind die englischen und französischen Lehen nicht erblich geworden ? 
Sogar im babylonischen Recht ist die Vererbung der Lehen im Manns- 
stamme bezeugt. Von ganz anderen Grundlagen drangen die Erblich- 
keitsideen in das Lehnwesen ein. In erster Linie spielte der Prozeß der 
Verdinglichung eine Rolle. Rechte und Pflichten radizierten sich auf 
Grund und Boden. Der erste verhängnisvolle Schritt wurde schon getan 
durch das Edikt von 614, wonach die Grafen aus den eingesessenen 
Grundebesitzern genommen werden mußten. Als dann noch das in der 
Grafschaft liegende Amtsgut als Beneficium behandelt wurde, fehlte 
nur ein kleines Glied, um die engste Verbindung zwischen Grafschaft 


und Gerafenfamilie herzustellen. — 
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Daß Keutgen im allgemeinen bestrebt ist, das Reichslehnwesen 
vom Standpunkt des öffentlichen Wohles aus zu betrachten, ist durchaus 
gerechtfertigt. So war es gedacht. So hat es sich viele Jahrhunderte 
erhalten. 

vi. 

1. Das schwere Geschütz im vorliegenden Buche sehe ich im 4. Ka 
pitel: Der Reichsfürstenstand. Sehr sorgfältige Studien müssen 
hier die Basis für diese Darlegungen abgegeben haben. Die sachgemäßen 
Angriffe sind sowohl gegen die Lehre Fickers wie gegen meine Lehre 
vom Reichsfürstenstand gerichtet. 

Methodisch muß ich mich zunächst gegen folgende Ausstellung 
wehren. Keutgen meint $. 114, ich hätte bei meiner Beweisführung 
zu stark übersehen, daß sich das Recht in der Hauptsache dem Leben, 
dem wirtschaftlichen, gesellschaftlichen, politischen Leben anpasse; ich 
ginge von dem Gedanken aus, daß die Rechtsinstitute mit logischer 
Gewalt aus sich selbst sich entwickelten. Dazu will ich bemerken: 
Recht und Leben, oder wenn man lieber will, Recht und Wirtschaft 
sind historische Größen, die in ewigerWechselwirkung das Dasein bewegen. 
Sie bedingen sich und treten beide bald als Ursache, bald als Wirkung 
auf. Niemals wird es dem forschenden Menschengeist gelingen, in all- 
gemein gültiger Weise diese Mächte in ihren Wirkungen zu scheiden. 
Über die Formel kommen wir nicht hinaus: Das Recht bedingt die 
Wirtschaft und die Wirtschaft bedingt das Recht. Gerade 
deshalb ist es für den Historiker so notwendig, das Wirtschaftsleben 
der Zeiten von Grund aus zu kennen. 

Keutgen stellt nun gegen Ficker und damit gegen die gesamte 
herrschende Lehre folgende Sätze auf: „Fürst“ war in Deutschland 
niemals Amtstitel. ‚Fürst‘ war ein Prädikat, das gewissen vornehmen 
Personen allenfalls neben einem Amtstitel beigelegt wurde oder werden 
konnte. Ein fester Begriff des Fürstenstandes ist erst unter der Regie- 
rung Friedrichs I. ausgebildet worden. Unter Barbarossa wird 
der geschlossene Reichsfürstenstand geschaffen. Die alten, 
mit proceres oder principes bezeichneten Personen stellen keinen Be- 
amtenadel dar. Zwar zählen sie zum Adel und sind Beamte. Aber gerade 
deshalb haben sie hohe Ämter inne, weil sie von vorzüglichem Adel 
waren. Und was machte sie fähig zur Übernahme eines solchen Amtes? 
Bedeutende persönliche Eigenschaften, hohe Geburt, Reichtum, indi- 
viduelles Ansehen (S. 77). Noch im 12. Jahrhundert ist die Reichakanzlei 
völlig unsicher in der Zurechnung der Grafen zu den Fürsten. Der große 
Fehler der bisherigen Lehre war, die Stammesverschiedenheiten viel 
zu wenig beachtet zu haben. Ficker selbst führt zu stark italienische 
Verhältnisse ins Treffen. 

Alle diese wichtigen Dinge werden teils kurz behauptet, teils mit 
einigen schlagenden Stellen belegt (am wichtigsten die Zitate S. U 
Anm. 102 bis 103b). Forschung und Darstellung gehen durcheinander, 
was das Lesen schwer und unharmonisch macht. Keutgen geht mit 
dieser Annahme auf ältere Lehren zurück. Schon Waitz hat behauptet, 
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daß bis zum Ausgang des 11. Jahrhunderts der Begriff principes nicht 
fest umgrenzt werden könne, daß ein Unterschied zwischen Fürsten 
und Grafen nicht gemacht worden sei, daß Fürsten jene Leute waren, 
die eben im Staate sich hervortaten und gutes Ansehen genossen. Ähn- 
lich Heusler, der den großen Grundbesitz mit heranzieht, freilich auch 
die ausschließliche Belehnung durch den König. Keutgen bringt also 
nur darin einen neuen Gedanken, als er alle Verhältnisse (Geburt, Reich- 
tum, Ansehen, Tüchtigkeit, politische Stellung) mitsprechen läßt, das 
ganze Problem daher weit mehr noch als bisher ins politische und wirt- 
schaftliche Gebiet hineinrückt. Richtig scheint mir zu sein, daß im 
Fürstenbegriff das Amtsmoment überspannt wurde und daß, namentlich 
seit dem 12. Jahrhundert, das Geburtsmoment mehr in den Vordergrund 
gerückt werden muß. Wenn wir sehen, daß noch vor Ausbildung des 
neuen Fürstenstandes, in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts zu- 
weilen nur altgräfliche Häuser zu den Fürstenhäusern gezählt wurden, 
und daß dann und wann vermutlich auch Edle unter den Fürsten er- 
scheinen (vgl. bei Ficker-Puntschart I, S. 176 u. 1101: aderant hii 
principes nostri, nämlich sieben Bischöfe, ein Herzog, ein Markgraf, 
vier Grafen et alii multi principes nostri, was sich wohl auf anwesende 
Edle bezog), so dürfte hier das Moment hoher Geburt ausschlaggebend 
gewesen sein. 

Mit dem ausgehenden 12. Jahrhundert vollzog sich dann auch 
nach Keutgen die große Wandelung. Jetzt wird der Begriff Reichsfürst 
fest umgrenzt, jetzt wird zum Kriterium des neuen Standes der Besitz 
eines Fürstentums (vgl. die U. von 1182: ‚si vero principatum non 
habuerit.“) Fürstentum heißt das Territorium eines princeps 
(S. 91). Den Reichsfürstenstand bildeten zunächst die Familien, die 
es zu herzoglicher, pfalzgräflicher, landgräflicher oder markgräflicher 
Stellung gebracht hatten. Über eine Schwierigkeit geht dabei unser 
Verfasser spielend hinweg. Er erklärt es für unerheblich zu wissen, 
welche rechtlichen Voraussetzungen notwendig waren, um einem Terri- 
torium fürstlichen Charakter beizulegen (z. B. dem 1235 gegründeten 
Braunschweig S. 92). 

2. Zunächst stimmt nun der Verfasser mit mir darin überein, 
daB das Grafenamt bis ins 13. Jahrhundert seinen alten amtsrecht- 
lichen Charakter bewahrte, daß es prinzipiell keine geborenen Grafen, 
sondern geburtsständisch nur Fürsten, Edle und Ministerialen gab 
(S. 97). Und wie ich, nimmt er mit Bestimmtheit an, daß längere Zeit 
zwei Rechtssysteme, Amtsrecht und Lehnrecht, nebeneinander her- 
gingen, daß dieser Dualismus keineswegs vom Sachsenspiegel erfunden 
sei. Aber er wehrt sich hauptsächlich gegen zwei meiner Thesen. Erstens, 
sagt er, ist es falsch, nach sächsischem Recht die Grafen noch zu den 
Fürsten zu zählen (zu den Amtsfürsten), und zweitens ist es falsch, 
das Fahnlehn als ein typisches Gerichtslehn erklären zu wollen. Ich darf 
offen bekennen, daß die energischen, wohlfundierten Angriffe, welche 
gegen meine Theorie vom Amtsfürstentum geführt wurden — zuletzt 
noch in dieser Zeitschrift von Moeller B.39 8.34 ff. — mich schwankend 
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machen. Auch habe ich mich selbst eines wichtigen Beweisstückes 
beraubt, indem ich die Vorrede von der Herren Geburt heute nicht 
mehr Eike von Repgau selbst zuschreibe (ZR?G. 37 S.4). Der Spiegler 
kann demnach nicht dafür verantwortlich gemacht werden, daß dort 
die Grafen von Orlamünde und Brena zu den Fürsten gerechnet sind. 
Keutgen (S. 102) und Moeller (S. 38) suchen nun meine Hauptbeweis- 
stelle zu entkräften. Ersterer wendet gegen Sep. DI 64 ein, daß die 
$$ 1 und 2 nicht in unmittelbarer Beziehung zueinander stehen, daß 
die im $ 1 genannten Fürsten Lehen direkt vom König besitzen und 
deshalb zu seinem Hof und des Reiches Dienst aufgeboten werden 
konnten. Moeller bringt vor, der Spiegler kenne auch Fahnlehen in 
der dritten Hand. Aber zu dieser Erklärung brauche man gar nicht zu 
greifen; denn im $ 2 von III 64 seien die weltlichen Fürsten und die 
wenigen geistlichen Fahnlehnsträger gemeint. Gegen diese Behauptung 
ist zu erwidern, daß das Vorkommen von Fahnlehn in dritter Hand 
bis heute nicht erwiesen ist und aaß, wie uns Otto von Freising berichtet, 
auch die geistlichen Fürsten’als Inhaber von Szepterlehen 100 Pfund 
wetteten. Eike wäre also höchst ungenau gewesen, wenn er im $ 2 ge- 
sagt hätte: Alle andere lüde wedden tein punt .. . Keutgen möchte 
ich entgegnen: Die $$ 1 und 2 aus jeder Verbindung miteinander zu 
reißen ist gar kein Grund vorhanden. Auch der $ 3, wo vom Gewette 
des Edeln, gegenüber dem Herzog, die Rede ist, bleibt beim Gedanken- 
gang der $$ 1 und 2, ebenso wie die folgenden Paragraphen. Ferner: 
Hätte es nur einen, den lehnrechtlichen Fürstenstand gegeben, so 
hätte hier doch der Spiegler, wie an anderen Stellen, nur von Fürsten, 
nicht aber von vorsten die vanlen hebbet gesprochen. Denn daß in 
diesem $ 2 die Fürstengenossen nicht gemeint sein können, habe ich 
(Fürst und Graf S. 37) wohl ausreichend dargetan. (Vgl auch Sep. III 8 
u. III 53 82) So komme ich über die Ansicht nicht hinaus, daß 
im Sachsenspiegel noch eine letzte Andeutung des alten Zu- 
standes gegeben ist, wonach alle Inhaber von Hochgerichts- 
barkeit, also auch die Grafen, zu den Fürsten gezählt wur- 
den. Auch Moeller gibt schließlich (S. 43) zu, ‚daß noch die ältere 
amtsrechtliche Gleichstellung von Fürst und Graf im Sachsenspiegel 
durch die lehnrechtlich veränderten Zustände hindurchschimmert“. Wenn 
übrigens Moeller das S.2 Anm. 1 genannte Material der Wissenschaft 
zugänglich machte, so wären wir ihm alle dankbar. Auch um die Na- 
tur des Fahnlehns ist in letzter Zeit viel gekämpft worden. 
Vor allem wurde der Nachdruck auf die militärische Gewalt, auf die Heer- 
gewalt des Fahnlehnsinhabers gelegt. Ich habe zu dieser Frage neusten» 
ausführlich Stellung genommen (ZR?G. 37, 119 ff. Siehe neustens Ernst 
Mayer in Gött. gel Anz. 1919, 181fi.). Danach wurde dem Fürsten 
im Fahnlehn zwar keine Heergewalt besonders verliehen — wie Heck 
und andere annehmen —, aber der Fürst konnte ein Aufgebotsrecht 
über Vasallen erlangen, wenn ihm Lehen übertragen wurden, die zum 
Bestand des Fürstentums gehörten (vgl. S. 123). Insofern machte die 
Heergewalt, neben der Gerichtsgewalt, den Inhalt des Fahnlehns su. 


" 
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Keutgen fördert diese Lehre nicht. Er findet den Leser mit dem Satze 
ab: „Daß die Reichsfürstentümer . . . . als Fahnlehen gekennzeichnet 
werden, ist eine ausschließlich lehnrechtliche Angelegenheit und nicht 
viel mehr als eine Form“ (S. 111). Man wird für den Beginn des 13. Jahr- 
hunderts daran festhalten müssen: Reichsfürst ist der Inhaber eines 
Fahnlehns, das er direkt vom König erhält, und sofern er seinen Schild 
nicht durch Empfang tieferer Lehen niedrigt. Tiefer ist jedes Lehen, 
das nicht vom König oder von einem geistlichen Fürsten ausgeht (Ssp. 
II 58). Zum Fürsten gehört demnach Reichsunmittelbarkeit 
und Reinbeit des Heerschildes. 


vn. 

Die Kapitel 5 (Landesherrschaft) und 6 (Der Herr und das Land) 
gehören eng zusammen. Sie gehen von folgenden Grundgedanken aus: 
Die Landpsbherrschaft ist herausgewachsen aus dem Grafenamte und 
die maßgebende Gewalt, um welche sich diese Herrschaft konzentrierte, 
war die Gerichtsgewalt.e. Diese aufstrebenden Landesherrschaf- 
ten haben niemals eine Periode durchgemacht, in welcher 
das Privatrecht über das öffentliche Recht gesiegt hätte. 
Das Reich wie die deutschen Staaten waren stets Gebilde öffentlicher 
Natur. Der Landesherr war auch nach innen nicht ein Privatherr, son- 
dern ein Staatshaupt (S. 125). Sein Land unterstand ihm im Sinne 
eines imperiums, nicht eines dominiums. Der privatrechtliche Ein- 
schlag, den wir in den Erbrechtsordnungen (Erbteilungen) wahrnehmen 
können, vermag den öffentlichen Charakter nicht auszuwischen. Mit 
dem neuen Begriff des dominiums terrae kommt der Begriff der Körper- 
lichkeit des Landes zu sprechendem Ausdruck. 

Diese Ausführungen sind klar und von juristischer Schärfe ge- 
tragen. Sie gehen vielfach zusammen mit Belows deutschem Staat. 
Leider ist ein wichtiges Moment nur angedeutet. S. 128 heißt es: „‚selbst 
wenn die juristischen Grundlagen dieselben sind, wird dennoch, je kleiner 
ein Territorium ist, desto mehr der persönliche, private Charakter der 
Herrschaft überwiegen“. Es ist jener Gedankengang, den ich schon 
oben, in Erinnerung an Sander hervorgehoben habe. Und hierauf 
ist weit mehr Gewicht zu legen, als die Verfassungsgeschichte bisher 
getan hat. Ganz kleine Territorien sind in der Hauptsache nichts anderes 
als vergrößerte Grundherrschaften. In den ganz kleinen landesherr- 
lichen Gebieten finden sich eben kaum jene Zwecke, die ich oben als 
Staatszwecke bezeichnet habe. Die Landeszwecke sind identisch mit 
den Zielen, die der Landesherr in seinem privaten Interesse verfelgt; 
man denke nur an das gesamte Steuerwesen oder an die willkürliche 
Teilung und Zerstückelung dieser Länder. Nach dieser Richtung müssen 
gründliche neue Untersuchungen gemacht werden. Man muß Rechts- 
vergleichung treiben. Man muß die Struktur kleiner landesherrlicher 
Gebiete vergleichen mit der Struktur großer, etwa kurfürstlicher Terri- 
torien. Wahrscheinlich wird man dann zum Ergebnis gelangen: je 
. größer das Gebiet, um so mehr nimmt die Landeshoheit 
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öffentlichen Charakter an. Kein Wunder also, daß zuerst die Kur- 
fürstentümer der Willkür des Landesherrm enthoben wurden. Die Gol- 
“ dene Bulle sprach zuerst für diese Gebilde die Unteilbarkeit aus. 


VOL 

Das Schlußkapitel (Die landständische Verfassung) setzt sich zur 
Aufgabe, die berühmte Frage zu lösen, ob die Landstände eine Schöpfung 
des Landesherrn seien oder ob ihr Ursprung in freien Einungen zu finden 
ist, die sich dann dem Landesherrn zwangsmäßig aufdrängten. Keutgen 
setzt sich dabei mit Gierke und Below, vor allem aber mit Spangen- 
berg und Rachfahl gründlich auseinander. Das ganze Kapitel ist 
fast ausschließlich polemischer, nur zum kleinen Teil aufbauender Natur. 
Sehr hübsch ist die methodische Bemerkung S. 169. Ich gebe Keutgen 
durchaus Recht, daß ‚‚eine Einrichtung im Staate, die mehrere Jahr- 
hunderte in Kraft gestanden hat, mit der während dieser Zeit von allen 
Faktoren als einer Realitä® gerechnet werden mußte und gerechnet 
wurde“, als verfassungsmäßig anzusprechen ist (S. 170. Solche Ein- 
richtungen sind in der Tat Grundgesetze und es ist ganz gleichgültig, 
ob solche Grundgesetze kodifiziert sind oder nicht, und ob einzelne 
Persönlichkeiten ihnen widersprechen. Was als notwendig anerkannt 
war und gegolten hat, war Recht, mag es auch einem „richtigen Rechte“ 
widersprochen haben. Wohlbegründet lehnt der Verfasser die Ansicht 
Rachfahls ab, die Entstehung der Landstände aus der Initiative des 
Landesherrn zu erklären. Im Gegenteil, die Stände schlossen sich im 
Widerspruch zum Landesherrn zusammen. Sie waren von Anfang an 
aufgebaut auf den Grundsatz der Autonomie. Sie stellten Einungen 
dar, die aber ihrerseits die einzelnen Glieder zwangen, sich zu starken 
Genossenschaften zusammenzuschließen, vor allem um einer verderb- 
lichen landesherrlichen Steuerpolitik entgegenzutreten (S. 151. Mit 
dieser Verbindung des Freiheits- und Zwangsmoments scheint mir der 
Verfasser auf richtigem Boden zu stehen. Das gleiche gilt von dem Aus- 
gangspunkte, der alles beherrscht: Der Dualismus Volk und König 
oder Stände und Landesherr ist im deutschen Staate tief eingeschlossen. 
Es ist eine Grundtatsache, daß der germanischen Verfassung sowohl 
eine einseitige Volksherrschaft, wie eine einseitige Königsgewalt wesens- 
fremd sind. Ich bedauere, daß Keutgen das schöne Werk von Wolzen- 
dorff über das Widerstandsrecht (Gierkes Unters. 126) nicht benützt 
hat. Er hätte daraus einen Gedanken entnehmen können, den er fast 
' ignoriert, den Vertragsgedanken. Das ganze Zusammenarbeiten von 
Landesherr und Ständen muß grundsätzlich auf den Vertragsgedanken 
aufgebaut werden. In dem Augenblicke, in dem die Stände festere 
Formen annehmen (über die ungewisse Zulassung der maiores et meliores 
terrae hinaus), tritt auch schon die Idee des vertraglichen Ausgleiches 
zwischen ihnen und dem Landesherrn auf den Plan. Die bayerischen 
Freiheitsbriefe aus dem Anfang des 14. Jahrhunderts bezeugen dies kräf- 
tigst. Die Stände lassen sich das Widerstandsrecht einräumen für den 
Fall, daß der Landesherr eine Steuer ansetzt, ohne sie zu befragen. 
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(Vgl. meinen Aufsatz über das Widerstandsrecht in M. I. Ö. G. B. 38 
8.14.) Das ist ein energisches Einsetzen gegen landesherrliche Willkür 
und damit gegen eine patrimoniale Auffassung vom Stasate. Und so 
kann und soll immer wieder der Satz unterstrichen werden, daß der 
deutsche Staatsgedanke nicht allein von der zusammenfassenden Kraft 
der Landesherren seinen Ausgang genommen hat, sondern im gleichen 
Maße auch vom deutschen Volke, d.h. von den Landständen. Denn 
die Landstände stellten das Volk dar. Dem deutschen Staatsgedanken 
ist jede absolute Gewalt fremd. Wo sie auftaucht, wird sie über kurz 
oder lang zerstört werden. 


Mit einer markigen Zusammenfassung der Ergebnisse und der 
Aussicht auf eine später erscheinende ‚zusammenhängende Darstellung 
der deutschen Staatsgeschichte‘“ schließt das Buch. Dabei kann ich die 
Bitte an den Verfasser nicht unterdrücken, uns künftig eine Untersuchung 
oder eine Darstellung zu geben. 'Denn die Verquickung beider Arbeits- 
arten macht sein Werk uneinheitlich und schwerfällig. 


Heidelberg. Hans Fehr. 


Dr. Arnold Luschin von Ebengreuth, Grundriß der 
österreichischen Reichsgeschichte, 2. verbesserte und er- 
weiterte Auflage mit 3 Karten und 5 Stammtafeln. Bamberg, 
C. C. Buchners Verlag, 1918. XVI, 430 8. 8°. 


Im Jahre 1899 ließ der Verfasser seinem 1896 erschienenen Lehrbuch 
der österreichischen Reichsgeschichte einen Grundriß folgen, der von 
der Beigabe begründender Anmerkungen und von Literaturhinweisen ab- 
sah, dafür aber größere Gleichmäßigkeit anstrebte. Nachdem inzwischen 
aus dem Lehrbuch ein Handbuch geworden ist, dessen erster Band 1914 
herauskam, folgt ihm eine Neuauflage des Grundrisses nach, doch so, 
daß darin für die Zeit seit 1526 demi in Vorbereitung befindlichen zweiten 
Bande des Handbuchs gewissermaßen vorgearbeitet wird. Angestrebt 
ist wiederum eine nicht bloß für Studierende, sondern auch für weitere 
Kreise les- und genießbare Darstellung, die von allem gelehrten Beiwerk 
absieht. Und dieses Ziel ist erreicht. Trotz seines beträchtlichen Um- 
fangs, der dem des einstigen Lehrbuchs nahekommt, wird der Leser 
nicht müde, folgt vielmehr mit wachsendem Interesse der Führung 
des auf diesem Gebiet wie kaum ein anderer heimischen Verfassers. 
Als bloße Neuauflage und nicht streng gelehrtes Werk entzieht sich 
das Buch einer Besprechung im einzelnen an dieser Stelle. . Soweit die 
immerhin summarische Zusammenfassung des sehr weiten und ver- 
zweigten Forschungsgebietes erkennen läßt, hat der Verfasser eine Menge 
neuerer Forschungsergebnisse eingearbeitet und seine Ausführungen an 
manchen Stellen erweitert und vertieft, so konservativ er — mit Recht — 
im übrigen verfahren ist. Leider ist sein Buch durch den Gang der Er- 
eignisse zum Nachruf geworden. Aber besser, als es hier im Todesjahr 
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des Reichs geschehen ist, konnte uns dies Staatenleben nicht beschrieben 
werden. Nur möchte ich die Hoffnung aussprechen, daß es dem greisen 
Altmeister der österreichischen Reichsgeschichte doch noch vergönnt 
und dem Verlage trotz allem noch möglich sein möchte, auch den 
zweiten Band des Handbuchs herauszugeben. Daß in ihm der letzte 
Stand der Forschung über die Habsburgische Monarchie der Nachwelt 
festgehalten werde, ist ein dringendes wissenschaftliches Bedürfnis. 
Wer dagegen bloß die Erinnerung an das Vergangene pflegen oder sich 
darüber belehren will, wie dies merkwürdige Staatengebilde entstand 

und beschaffen war, der wird immer am besten zu diesem Grundriss 


greifen. Ulrich Stutz 


Dr. J. H. Gosses, Hoogleeraar aan de Rijks-Universiteit 
te Groningen, De rechterlijke Organisatie van Zeeland in 
de Middeleeuwen. Groningen, Den Haag, J. B. Wolters’ 
U.M,, 1917. IX, 315 8. 8°, 


Der Verfasser hat sich der schwierigen, aber höchst dankbaren 
Aufgabe unterzogen, die mittelalterliche Gerichtsverfassung des nieder- 
ländischen Seelands mit Hilfe der gedruckten Quellen und unter Ver- 
wertung archivalischen Materials, insbesondere von Rentmeisterrech- 
nungen, genauer als dies bisher geschehen ist, zu erforschen und zur Dar- 
stellung zu bringen. 

Eine Einleitung legt die Grundlagen. In ihr steckt der Verfasser 
zunächst das Gebiet ab, um das es sich handelt. Es sind die Inselgruppen 
an beiden Seiten der alten Schelde, der heutigen Oosterschelde, während 
die Herrlichkeit Voorne, die anfangs das gleiche Recht besaß und von 
Quellen des 13. Jahrhunderts mit unter Seeland einbezogen wird, wegen 
ihrer durchaus selbständigen Verfassung zutreffend grundsätzlich von 
der Betrachtung ausgeschieden wird. Im folgenden betrachtet der Ver- 
fasser die Landrechte Seelands (,landskeuren“). Manche Irrtümer, 
die über sie verbreitet waren und noch verbreitet sind, werden von ihm 
beseitigt. Es sind folgende Gruppen zum Verständnis der späteren Aw- 
führungen des Verfassers zu unterscheiden: 


1. Die Keure von Floris dem Vogt (van den Bergh „Urkunden- 
buch von Holland und Seeland“ II 40). Sie ist für Seeland und Voorne 
in der Zeit zwischen Oktober 1256 und dem 26. März 1258 erlassen. 


2. Die Keure Floris’ V. vom 13. November 1290. Sie ist für See- 
land unter Ausschluß von Voorne gegeben und enthält Zugeständnis=e 
an den seeländischen Adel, der sich empört hatte (Bergh II 747). Sie ist, 
wie bereits van Visvliet im Gegensatz zu anderen erkannt hat, keine 
Fälschung, sie ist aber, was dieser Schriftsteller und andere verkannt 
haben, auch wirklich zur Ausführung gekommen. Freilich galt sie nur 
ganz kurze Zeit. Die Geltung wird insbesondere bewiesen durch die 
Deichsatzung für Schouwen von 1291 (Bergh II 762), indem mit den 
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hier erwähnten ‚‚Geschworenen‘“ die in der Keure von 1290 neu ein- 
gesetzten Geschworenen für ganz Seeland gemeint sein müssen. Nach 
dem Vorstehenden ist die Anmerkung bei Bergh II S. 345 zu Nr. 762 
zu berichtigen. Auch fällt hierdurch auf die genannte Deichsatzung 
ein neues Licht (vgl. meine „Geschichte des deutschen Deichrechts“ 
Bd. II S. 335). 

3. Eine Keure für Seeland Bewesterschelde vom 13. November 1290 
(Bergh II 748) hat es dagegen nie gegeben. Wie bereits Lasonder (,,Bij- 
drage tot de geschiedenis van de hooge viersaar in Zeeland‘) dargelegt 
hat, ist dies Schriftstück auf die „Nachlässigkeit oder Dummheit“ eines 
Abschreibers aus späterer Zeit zurückzuführen. In seinem ersten Teil 
ist es nämlich eine Abschrift der späteren Keure vom 18. März 1328, 
der Abschreiber ist dann aber in die Keure vom 13. November 1290 
hineingeraten. 

4. Die Keuren von 1328 (van Mieris „Urkundenbuch“ II 8. 418 ff., 
S. 451fl.). Die soeben erwähnte Keure vom 18. März 1328 war für 
Seeland Bewesterschelde bestimmt; parallel geht ihr die Keure vom 
7. April 1328 für Seeland Beoosterschelde. Beide sind durch Graf Wil- 
helm III. von Hennegau erlassen. In scharfsinniger und überzeugender 
Weise erklärt der Verfasser die bisher nicht aufgehellte Tatsache, daß 
in der Einleitung der Keure für Seeland von 1495 zwar von älteren 
Keuren des Herzogs „Wilhelm von Bayern“, aber nicht von Keuren des 
Grafen Wilhelm von Hennegau die Rede ist. Die Keuren Wilhelms III. 
von Hennegau von 1328 waren nämlich nur auf vier Jahre erlassen, sie 
wurden freilich von neuem in Kraft gesetzt, aber dauernd erst von 
Wilhelm V. von Bayern eingeführt (sicher zwischen 1. Oktober 1354 und 
Januar 1358, vermutlich unmittelbar nach dem 1. Oktober 1354). 

5. Eine geringe Anzahl von Vorschriften aus dem Jahre 1454, die 
der Graf von Charolais als Vertreter seines Vaters Philipp von Burgund 
von den Mannen Seelands weisen ließ (,‚Versl. en Mededeel.‘“ I S. 327 ff.). 
In Ermangelung anderer Stücke müssen sie mit den Keuren des Herzogs 
Philipp von Burgund gemeint sein, die die Keure von 1495 erwähnt. 

6. Die Keure von 1495 (Groot Placaetb. IV S.979fl.) und ihre 
späteren Ergänzungen. 

| An diese Betrachtung der Rechtsquellen fügt der Verfasser in der 
Einleitung eine Darlegung der Hauptfehler, die die bisherigen Bearbeiter 
der mittelalterlioben Gerichtsverfassung Seelands gemacht haben, an 
und stellt seine eigenen neuen Gesichtspunkte, die zur richtigen Er- 
kenntnis leiten, dem Leser vor die Augen. Hier wird das hochbedeut- 
same Fundament gelegt, auf dem sich die späteren Einzelausführungen 
des Verfassers aufbauen. Der eine Fehler, den man bisher gemacht 
hat, war der, daß man die ältere mittelalterliche Gerichtsverfassung 
Seelands auf den Einfluß holländischer Rechtseinrichtungen zurück- 
zuführen suchte. Allein nicht holländischer Einfluß war maßgebend, 
sondern der Einfluß Flanderns. Seeland Bewesterschelde wird 1012 
durch eine Schenkung Kaiser Heinrichs Flandern angefügt, zu dem es 
geographisch gehörte, und dessen Einfluß auch vorher schon nicht aus- 
23* 
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geblieben sein kann. Es wird dann an die Grafen von Holland zu Lehn 
ausgetan. Zum erstenmal hören wir von diesem Lehnsverband im Jahre 
1167. Das Land wurde aber hierdurch nicht ‚verholländischt‘‘, viel- 
mehr blieb der flandrische Einfluß und Einschlag in verwaltungsrecht- 
licher Hinsicht, so daB Brügge in wichtigen Beziehungen der Hauptplatz 
für das Gerichtswesen und die Verwaltung war. Dies Verhältnis erhielt 
sich bis in die Mitte des 13. Jahrhunderts. In geographischer Hinsicht 
löste sich die alte Verbindung sogar erst im 14. Jahrhundert durch 
Veränderung des Laufes der Schelde. — Seeland nördlich von der Schelde 
ist wahrscheinlich schon früher an den Grafen von Holland gekommen, 
wir wissen aber nicht, auf welche Weise. Holländisches Recht und hol- 
ländische Verfassung sind aber auch hier nicht eingeführt, da im 13. Jahr- 
hundert Recht und Verfassung in ganz Seeland einen einheitlichen Cha- 
rakter aufweisen. Nimmt man hinzu, daß Seeland Bewesterschelde 
die wichtigsten Eilande Seelands umfaßte, so ergibt sich, daß alles das, 
was als von außsnher stammende Änderung in den ursprünglichen eigen- 
artigen friesischen Rechtsverhältnissen der seeländischen Eilande an- 
mutet, zuerst an der flandrischen Küste gesucht werden muß. — Der 
zweite Fehler, den man bisher beging, war der, daß man Seeland ak 
„Grafschaft‘‘ behandelte. Eine Grafschaft Seeland aber gab es erst zu 
Ende des 13. Jahrhunderts. Bis dahin war Seeland eine Burggraf- 
schaft. Dies weist aber gerade wieder auf Flandern, denn Flandern 
ist das Land, das grundsätzlich in Burggrafschaften eingeteilt war. 
Und so rechtfertigt sich die Heranziehung der Quellen der nächst belegenen 
flandrischen Burggrafschaften Brügge (insbesondere des ,‚Vrije van 
Brugge‘“), Gent (insbesondere der Vier Ambachten), Veurne, Winox- 
bergen und Bourbourg für die vorliegende Untersuchung. 

So ausgerüstet und nach Weisung dieser Richtlinien tritt der 
Verfasser in die eigentliche Darstellung ein. Der Stoff wird in drei Ab- 
schnitte zerlegt, indem von den unteren Gerichten zu den höheren auf- 
gestiegen wird. Zu unterscheiden sind das Ambachtsgericht, das 
„Jaargeding‘“ und die Hohe Vierschaar. 

I. Bei dem Ambachtsgericht behandelt der Verfasser zunächst 
dessen Zuständigkeit nach der Keure Floris’ des Vogtes (S. 23 
bis 39). Es ist zuständig in „Landsschen“: „Omnia spectant ad veri- 
tatem comitis excepta lantzake‘“ (art. 26). Unter „Landsachen“ wird 
jeder auf den ersten Blick Sachen über unbewegliches Gut verstehen. 
und die bisherige Forschung hat dies auch getan. Demgegenüber führt 
der Verfasser den überzeugenden, höchst interessanten Nachweis, daß 
unter ‚Landsachen“ kleinere Strafsachen, die insbesondere Deiche, 
Wege und Wassergänge betrafen, zu begreifen sind. Daß es sich bei 
den Landsachen um Strafsachen handelt, läßt schon eine Betrachtung 
der Fortsetzung der oben erwähnten Stelle vermuten, da es hier heißt: 
„et illam comes fideliter perscrutabitur cum hominibus suis, qui non 
sunt inimici illius, cui imponitur forefactum“. Offenbar werden die 
Landsachen unter die „forefacta“ „Mißtaten‘‘ gerechnet. Den schlüssi- 
gen’ Beweis erbringt der Verfasser durch flandrische Rechtsquellen. So 
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heißt es insbesondere in einer Verordnung für einen Komplex flandrischer 
Domänengüter (,,‚bonum Lamberti‘‘) von 1232, daß der Schulze richten. 
soll „‚omnes cause que accidunt supra jamdictis terris, viis et aqueductibus 
que vocantur cause terrarum, vulgariter dicendo landsaken . . . inde 
erunt maiores emende decem solidorum et minores duorum solidorum“. 
In der Keure der Vier Ambachten von 1242 ist von drei Gerichten die 
Rede, und in bezug auf die Zuständigkeit des dritten Gerichts lesen 
wir „tertium de necessitatibus terrae, quod vocatur van diken, dilven, 
et similia‘“. Es ist somit kein Zweifel, „Landsachen‘‘, ‚‚causae terrarum““, 
„‚necessitates terrarum“, sind Sachen der Feld-, Wege-, Deich- und Siel- 
Polizei. Ergänzend zu den Ausführungen des Verfassers möchte ich 
hinzufügen, daß es sich bei den ‚„‚Landsachen‘“ im wesentlichen um das 
handelt, was in späterer Zeit in holländischen Gegenden mit ‚„Heem- 
recht‘ bezeichnet wurde (siehe meine ‚‚Geschichte des deutschen Deich- 
rechts“ II S. 325 Anm. 9a). Daß das Ambachtsgericht in Seeland eine 
so geringe Zuständigkeit hatte und die Hauptrolle die allgemeinen see- 
ländischen Gerichte spielten, kann nicht wundermehmen, denn auch in 
den Burggrafschaften an der flandrischen Küste finden wir, wie der 
Verfasser ausführlich nachweist, sehr umfassende allgemeine Gerichte; 
eine bssondere Gerichtsbarkeit von Schulz und Schöffen gibt es hier 
aber der Regel nach überhaupt nicht, der Ammann ist Exekutivbeamter. 

An diese Darlegungen reiht der Verfasser eine eingehende Er- 
örterung über die Stellung des Ambachtsschulzen (8. 40-109). 
Im Anschluß‘\an die Ausführungen des Reichsarchivars R. Fruin unter- 
scheidet er bei der Keure von Floris dem Vogt zweierlei Arten von 
„Schulzen‘“, einmal den Ambachtsherrn, den Erbschulzen, und zweitens 
den vom Ambachtsherrn angestellten Schulzen; für den ersten gebraucht 
er den Ausdruck ‚‚Schulz“, den zweiten benennt er den ‚‚ambachts- 
herrlichen Schulz“. An erster Stelle handelt der Verfasser dann von 
dem Schulz als Verwaltungsbeamten. Der Schulz hat für die Beschwö- 
rung des Landrechts durch die gewöhnlichen Untertanen zu sorgen 
(Keure von Floris dem Vogt, art. 43); er erhebt von ihnen die Bede, 
ist für sie verantwortlich und hat ein Pfändungsrecht (a. a. O. art. 54). 
Ein Pfändungsrecht steht ihm übrigens auch zu in Deich- und Siel- 
sachen. Die Edlen (nobiles) schwören besonders, wahrscheinlich vor 
dem Grafen oder Burggrafen. Zur Entrichtung der Bede können sie 
vom Schulz nur gebannt: werden. Zahlt der Edle nicht, so verwirkt 
er eine Bannbuße und hat sie nebst der Bede unmittelbar an den Grafen 
zu zahlen. Der Schulz teilt die bannfälligen Edlen dem Grafen in Listen 
mit, er „leverde“‘ sie, wie man sagte, und kürzte die von ihm abzuliefern- 
den Bedebeträge um die ihm hiernach zukommenden Bannbußen.. Der 
Edle konnte somit die Bede an den Schulz entrichten oder bei Opferung 
einer kleinen Buße kraft des Rechts auf „‚Levering‘“ unmittelbar an die 
gräfliche Kasse leisten. Später erstarkt dieses Recht „ter levering‘“ unter 
Fortfall der Bannbuße des Schulzen zu einem ganz selbständigen Ab- 
lieferungsrecht, zu einem Standesvorrecht der Edlen und wird durch 
Privilegien an Städte für ihre Bürger verliehen. — Der Schulz ist ferner 
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der Leiter des Heerwesens in seiner Ambacht. Die „Heerfahrtspflicht‘“ 
gegenüber dem Grafen ist in Seeland in zwei Arten gespalten, einmal 
besteht sie in der Kriegsdienstpflicht (2 Mann von je 200 Gemeten), 
sodann in der Verpflichtung zur Zahlung eines Heerfahrtsgeldes, das 
auf den Grundbesitz umgelegt wurde. Der Schulz war nur bei geringer 
Buße für die Gestellung des Ambachtskontingents verantwortlich (a. a. O. 
art. 62); für das Heerfahrtsgeld, das er zu erheben hatte, dürfte er nicht 
selbstschuldnerisch, wie bei der Bede, gehaftet haben. Die Edien nahmen 
auch hier eine Sonderstellung ein, indem es sicher ist, daß sie die Mann»- 
schaften von ihrem Grundbesitz unmittelbar dem Grafen stellten ohne 
Vermittelung des Schulzen. — Die Haftbarkeit des Schulzen für die 
gewöhnlichen Ambachtsleute spiegelt sich auch darin wider, daß er 
Friedensgeisel (,vredegysel“) für seine Ambacht war. Der Verfasser 
geht hier auf die schwierigen Artikel 2 und 47 der Keure von Floris 
dem Vogt ein, denen die Artikel 49 und 52 der Keure von Floris V. ent- 
sprechen. Zum Verständnis zieht er in interessanter Weise die Friedens- 
geiselschaft in Flandern heran. Er stellt fest, daß daselbst auf dem Lande 
die Grafen und hohen Beamten, wenn im Streit befangene Personen 
Frieden und Sühne weigerten, sie und ihre Verwandten in Geiselhaft 
genommen haben, daß diese Geiselschaft aber ständig abgeschwächt 
wurde, insbesondere durch Zulässigkeit von Bürgenstellung. Für See- 
land, in dem Graf und Burggraf nur selten und nur vorübergehend 
weilten, war solche Friedensgeiselschaft bei allen geringfügigen Zwistig- 
keiten nicht verwendbar, sie wurde hier auf die größeren, für den Landes 
herrn so gefährlichen Parteifehden zugeschnitten, und es wurde der 
Schulz zur Friedensgeisel für die Treue der Ambachtsleute erklärt. 
Nur die Edlen waren selbst verantwortlich, doch erfuhr ihre Geisel- 
schaft bereits in der Keure von Floris dem Vogt eine Abschwächung, 
indem sie als Geiseln stellen konnten ihre ‚„‚vriende“. Wer waren diese 
„vriende‘? Waren es Verwandte wie in Flandern? Oder waren es 
Mannen, die auf ihrem Grundbesitz wohnten? Die Frage führt den 
Verfasser auf die Standesverhältnisse Seelands. Einleitend wird be- 
merkt, daß der Schulz zu den Edlen gehörte, daß in späterer Zeit um- 
gekehrt die Edlen als Ambachtsherren bezeichnet werden, da infolge 
der Teilbarkeit der Ambacht fast alle Edien Ambachtsteile erhielten. 
Sehr mit Recht wendet sich der Verfasser dann gegen die Methode, 
die deutsche Gelehrte (insbesondere Ernst Mayer und Heck) eingeschlagen 
haben, indem sie durch Umrechnung der volksrechtlichen Wergeldbeträge 
in spätere Münzen dies Fortbestehen der Ständeverhältnisse im Mittel- 
alter nachzuweisen suchen. Eine eingehende Stellungnahme gegen diese 
„‚Weergeldherleidingen‘“ ist in einen besonderen Exkurs an den Schluß 
des Werkes verwiesen. Dar Verfasser will Folgerungen für die Standes- 
verhältnisse aus den Wergeldbeträgen verschiedener Perioden nur ziehen, 
indem er auf das Verhältnis der Wergeldbeträge einer jeden Periode 
untereinander sieht. In der Keure von Floris dem Vogt werden nun 
zwei Stände unterschieden, die Edlen und Unedlen, ihr Wergeld steht 
im Verhältnis von 4:1. Das gleiche Verhältnis findet sich sogar noch 
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in der seeländischen Keure von 1495. Dagegen kannte die Lex Frisio- 
num drei Stände: nobiles, liberi und liti, deren Wergeld sich verhielt 
wie 4:2 :1. Der Stand der liberi ist also später in Seeland verschwun- 
den, und man erhält den Eindruck, daß er im Stande der Liten auf- 
gegangen ist; für die Behauptung Hecks, daß die liberi zu den Edlen 
aufgerückt seien, wird jeder Beweis vermißt. Vergleicht man mit den 
seeländischen Standesverhältnissen die Flanderns, so ergibt sich aller- 
dings eine Verschiedenheit. In Flandern finden wir keine Edlen, sondern 
nur Freie und Laten. Letztere sind eine Verschmelzung der von aus- 
wärts her angesiedelten Kolonisten mit den altsässigen unfreien ‚‚Laten“. 
Diese flandrischen Standesverhältnisse stellen sich als eine Fortsetzung 
der salischen Ständegliederung dar. Das Ergebnis steht nicht im Wider- 
spruch mit der Grundthese des Verfassers, daß die gerichtliche Organi- 
sation Szelands mit Hilfe flandrischer und nicht holländischer Ein- 
richtungen zu erklären ist. Denn es handelt sich nur um die Gerichts- 
und Verwaltungsorganisation, welche man aus Flandern herübernahm, 
in die auf friesischer Grundlage beruhenden .Ständeverhältnisse wurde 
nicht eingegriffen. — Wie aber war es möglich, daß in Seeland Freie 
und Liten zu einem Stande der Unedlen zusammenschmolzen ?_ Der 
Verfasser erklärt dies folgendermaßen: Aus den seelandischen Quellen 
des 13. Jahrhunderts erseben wir, daß die Edlen persönlich und mit 
bzstimmtem Grundbesitz außerhalb des Ambachtsverbandes standen. 
Sie besaßan über ‚‚Unedle“, die auf ihren Hofstätten mit ihnen zusammen 
in Kirch- oder Hafendörfern (auf ‚„vroonen‘“, „leenlanden‘‘) wohnten, 
die „Vogtei“. Die Vogtei äußarte sich in Vertretung und Haftung. Der 
„Herr“ (dominus) leistete in des Grafen Vierschaar für seinen ignobilis, 
der einem Edlen gegenüberstand, den Unschuldseid. Der Herr haftete 
auch für die Taten seines ignobilis unter Preisgaberecht („effestucatio‘*). 
Außer diesen ignobiles auf Hofstätten von Edlen kennen die gleichen 
Quellen auch ‚‚Unedle‘“, als deren ‚‚Vogt‘‘ der Schulz als solcher, d. h. in 
seiner Stellung als Bsamter erscheint, mit gleicher Vertretungsmacht 
und Haftung. Dies an sich „öffentlichrechtliche‘‘ Verhältnis ist dem 
erstgenannten ‚„privatrechtlichen‘‘ Vogteiverhältnis nachgebildet, dem- 
entsprechend wird auf den Schulz der Ausdruck ‚Herr‘ angewendet, 
und er wird allmählich zum ‚„Ambachtsherrn“. Und nun kann der 
Verfasser erklären, daß diese dem Schulz unterstehenden ‚‚unedlen“ 
Ambachtseingesessenen die alten Freien sind. Sie sind dadurch, daB 
sie in entsprechender Weise dem Schulz unterstellt wurden, wie die 
unfreien Vogteileute ihren Edlen, mit ihnen zu einem Stande verschmol- 
zen, der den Edlen als der Stand der ‚„‚Unedlen‘ gegenübergestellt wurde. 
Historisch-politisch aber ist die Einführung der Verantwortlichkeit des 
Schulzen für die Freien aus dem Ba:streben des Grafen zu erklären, 
die gesamte Bevölkerung dieses abgelegenen und unruhigen Landes 
fest in der Hand zu behalten. Die besondere Beziehung des Schulzen 
zu den unedlen Ambachtsleuten kommt auch in der Bezeichnung zum 
Ausdruck, die für letztere gebraucht wurde. Sie sind die „vriende“ 
des Schulzen. Diese Bezeichnung muß gleichfalls übernommen worden 
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sein aus dem privatrechtlichen Verhältnis des Edlen zu den auf seinen 
Hofstätten angesiedelten Unedlen; denn nur hier ergibt sich für sie 
eine zwanglose Erklärung. Solche Unedle konnten nämlich als Glieder 
der „‚familia‘‘ im weiteren Sinn, als ‚‚vriende‘“ des Edlen gekennzeichnet 
werden. Und so beantwortet sich denn auch die früher aufgeworfene 
Frage, daß unter den „vrienden“, die die Edlen für sich als Geisel stellen 
konnten, nicht bloß ihre Verwandten, sondern vor allem auch die auf 
ihren Höfen wohnenden Unfreien zu verstehen sind. — Als ‚‚privat- 
rechtliche‘‘ Elemente des Schulzenamts, die auf das Vogteiverhältnis 
zwischen Edlen und den Unedlen auf ihren Hofstätten zurückgeben, 
erklärt dann der Verfasser noch verschiedene andere Erscheinungen. 
Zunächst das Recht des Schulzen, die Niederlassung eines Fremden 
in seiner Ambacht zu verbieten, während ihm ein Verbot der Auswande- 
rung nicht zustand, da er ja der Ambachtsleute als solcher zur Bewirt- 
schaftung seines Grund und Bodens nicht bedurfte. Ferner die gegen- 
seitige Schutzpflicht zwischen Schulz und Ambachtsleuten, die Haftung 
der ‚vriende‘‘ des Schulzen für ihn, vor allem bei Totschlag, Körper- 
verletzung und für die Geiselkosten, die Dienstpflicht der Ambachtsleute, 
die in Hand- und Spanndiensten bestand, und der Verpflichtung der 
aus den Liten hervorgegangenen Dienstleute in Kennemerland ent- 
sprach. Schließlich die Teilbarkeit des Schulzenamts, die aus der ein- 
gebürgerten Teilung der Hofstätten der Unedlen unter mehrere Nach- 
kommen eines Edlen herzuleiten und nicht als eine Maßnahme zu be- 
trachten sei, die der Graf aufdrängte, um durch die Zersplitterung der 
Ambachten Herr des seeländischen Adels zu bleiben. 

Die Darstellung geht nunmehr auf die Schöffen in der Ambacht 
über (S. 110-132). Der Verfasser unterscheidet hier die Zeit vor 1338 
und nach 1328. Für die erste Periode geht er von der Keure Floris des 
Vogtes aus. Sie bestimmt, daß der Schöffe edel sein muß, ausgenommen 
der Deichschöffe, und daß in jeder Ambacht und in jeder Vierschar 
neun oder elf Schöffen sein müssen, die der Graf auswählt. Der Ver- 
fasser erklärt dies in überzeugender Weise, wieder unter Zuhilfenahme 
flandrischer Quellen, so, daß die Schöffen ‚„‚Landschöffen‘‘ waren, welche 
der Graf für ganz Seeland anstellte, aber eine Zuständigkeit in jeder 
Ambacht in einer Anzahl von neun oder elf besaßen. Die Anzahl der 
Edlen habe für je neun oder elf Schöffen ‚‚aus“‘ jeder Ambacht: nicht 
ausgereicht, für Walcheren käme man bei solchen ‚„Ambachtsschöffen“ 
auf die Unmöglichkeit von 300 Schöffen. Anders habe es bei den Deich- 
schöffen gelegen; diese mußten Ambachtsschöffen sein, gerade deshalb 
aber durften sie unedel sein, da die Zahl der Edlen nicht ausreichte. 
— Nach den Keuren von 1328 sollen fünf bis sieben Schöffen von den 
Ambachtsherren in den ‚‚Parochien“ gewählt werden. Ein bestimmter 
Stand war für die Schöffen nicht vorgeschrieben. Man kann daher im 
Gegensatz zu den früheren ‚Landschöffen“ von ‚„Ambachtsschöffen“ 
sprechen. Aber es ist dies nicht genau. Es wurde nämlich nicht durch- 
gehends für jede Ambacht ein einheitliches Schöffenkollegium geschaffen. 
Vielmehr gab es in größeren Ambachtsteilherrschaften besondere Schöffen- 
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kollegien. Die Schöffen werden daher quellenmäßig nicht als Schöffen 
von der Ambacht, sondern als Schöffen ‚‚van der maelstede“ (= Ge- 
richtsstätte und Gebiet für eine Gerichtsstätte) bezeichnet. Es konnten 
ferner auch jetzt dieselben Personen für mehrere Ambachten als Schöffen 
bestellt sein. Dies findet sich insbesondere da, wo ein Ambachtsherr 
in verschiedenen Ambachten mit größeren Anteilen beteiligt war. — 
Es folgt nun noch eine interessante Erörterung über das Verhältnis der 
Ambachtsschöffen zum Deichgrafen. Die Teilung des Schulzenamtes 
konnte aus Zweckmäßigkeitsgründen nicht zur Teilung des Ambachts- 
deiches führen, vielmehr war ein einheitlicher Beamter für den ganzen 
Polderdeich nötig. So entstehen die Deichgrafen. Sie erben vom Schulzen 
auch das Exekutionsrecht in Deich- und Sielsachen. Ja, sie werden 
nach den Keuren von 1328 wegen des größeren, ihnen unterstehenden 
Gebietes auch zu Pandern für private Schulden, wenn der Schulz säumig 
war, und für einige gräfliche Keurbußen. So kommen in diesen Sachen 
die Ambachtsschöffen auch unter die Deichgrafen. bleiben aber dem 
Deichgericht fern. Ergab sich daher die Notwendigkeit für den Deich- 
grafen, sich der Ambachtsschöffen zu bedienen, so erklärt dies schließ- 
lich die Vorschrift, die dem Deichgrafen die Macht gibt, solche Schöffen 
an Stelle der säumigen Herrschaften einzusetzen. 

Den Schluß dieses ganzen Abschnittes bildet eine Darstellung 
der sich auf das Ambachtsgericht beziehenden Reformversuche im 
Jahre 1290. Es ist früher erwähnt worden (oben 8.354 f.), daß die Keure 
von 1290 auf Zugeständnisse an eine aufständische Adelspartei zurück- 
geht, aber nur kurze Zeit gegolten hat. Der Verfasser unterscheidet 
daher die Forderungen der Edlen und die tatsächliche Zuständigkeit 
des Ambachtsgerichts. Die Forderungen der Edlen, die aus der Keure 
hervorgehen, bezogen sich auf die Anstellung der Landschöffen durch 
das neugeschaffene Geschworenenkollegium (siehe oben S.355), sie 
brauchen nicht edel zu sein, müssen aber tüchtig und über 100 Pfund 
begütert sein. Die Forderungen bezogen sich weiter auf eine Ausdeh- 
nung der Zuständigkeit des Ambachtsgerichts; es sollte auch bei ge- 
wöhnlichen Körperverletzungen „bis zu einem halben Mann“ richten, 
genauer: ‚Alle wonden ende alle quetsinghe, sonder oghe uut of hant 
of voet verloren .. .... wtghenomen dat bescreven es den grave“, siehe 
art. 39). In bezug auf die wirkliche Zuständigkeit des Ambachtsgerichts 
stellt der Verfasser jedoch folgendes fest. In Zivilsachen kam es in 
Betracht für Erb- und Landscheidungen, und zwar schon vor 1290, 
ferner für die Übertragung von Grundstücken zu ‚„‚freiem‘‘ Eigen, d. h. für 
Grundstücksübereignungen unter Entfernung des Näherrechts der Ver- 
wandten. Dagegen war es nicht notwendig für die Grundstücksüber- 
tragung als solche. Für sie genügte im 13. Jahrhundert die „eflestucatio“ 
vor Zeugen. Sehr bald trat das Zeugnis von Landschöffen in den Vorder- 
grund, und die effestucatio fiel fort. Die Schöffen fungierten hierbei aber 
nicht als Gerichtskollegium, sondern lediglich als Amtszeugen. Während 
in den Stadtrechten die Entwicklung sehr bald zu der notwendigen ge- 
richtlichen Auflassung drängte, erhielt sich lange Zeit auf dem Lande 
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der alte Zustand, so daß hier bis zur Keure von 1495 Grundeigen auch 
vor Nichtschöffen oder vor beliebigen Schöffen übertragen wurde. In 
kriminellen Sachen blieb das Ambachtsgericht dagegen auf „Land- 
sachen‘ beschränkt (die Keure von 1290 nämlioh wiederholt im wesent- 
lichen die oben 8.356 f. besprochenen Vorschriften der Keure Fioris’ dee 
Vogtes)- Die von van de Spiegel, Verheye van Citters und Lasonder 
vertretene Ansicht, daß die Ambachtsgerichte sogar von alters her eine 
Zuständigkeit bei Körperverletzungen „bis zu einem halben Mann“ 
besessen hätten, wird mit Recht für unhaltbar erklärt. Der Verfasser 
führt treffend aus, daß sogar das spätere Stadtrecht der vornehmsten 
und am meisten privilegierten Stadt Middelburg nur eine Gerichts- 
barkeit „bis zu einem viertel Mann‘ aufweist. 

Als Ergebnis seiner Untersuchung über das Ambachtsgericht glaubt 
der Verfasser dann folgendes feststellen zu können. In Seeland sei eine 
Burggrafschaft nach flämischem Muster eingeführt worden. Sie habe 
aber wegen der gesonderten Lage der einzelnen seeländischen Eilande, 
die ihrerseits wiederum in eigene Polderbezirke zerfielen, nicht gepaßt. 
So seien in den Distrikten der „‚praecones“ (Schulzen) Gerichte ent- 
standen, die immer mehr Sachen von den allgemeinen Gerichten an 
sich zogen. Die Entstehung solcher Ambachtsgerichte entziehe sich 
einer genauen Feststellung, Mitte des 13. Jahrhunderts seien sie auf 
der ersten Stufe ihrer Entwicklung gewesen. Wie sie später immer 
mehr ihre Zuständigkeit auf Kosten der allgemeinen Gorichte erweiterten, 
ergebe sich aus den folgenden Abschnitten des Buches. Wie die Gerichts- 
organisation vor Errichtung der Burggrafschaft ausgesehen habe, sei 
nicht überliefert. 

IL. Zur Erklärung des seeländischen ‚„Jaargedinges‘‘ wendet sich 
der Verfasser wiederum zunächst flandrischen Quellen zu (S. 151 —158). 
Er findet hier im 11. und 12. Jahrhundert ein „placitum generale“, 
ein „Gouwding‘“ oder „Vogtding‘, das dreimal im Jahr abgehalten 
wurde. Vor dieses gehörten sicher keine Prozesse um Grundeigen und 
kriminelle Sachen, die an L3ib und Glied gingen. Vielmehr war es zu- 
ständig für Forderungen des Vogtes wegen versessener Zinse und daher 
vermutungsweise überhaupt für Klagen wegen Schuld und Schaden. 
Von bssonderer Bsdeutung für den Verfasser aber ist das Gouwding 
in dem Vrije van Brügge. Ausführlich unterrichtet über es der Keurbrief 
dieser Burggrafschaft von 1190, dessen hier in B>tracht kommenden 
Artikel der Verfasser wiedergibt und bespricht (S. 158—162). Es war 
ein Schöffengericht, das einmal im Jahr unter dem Vorsitz des Grafen 
stattfand (die alten drei Dinge sind also auf eins zusammengeschrumpft), 
eine Woche dauerte und in mehrere Abteilungen zerfiel. Es war an rein 
formalistische B>weismittel gebunden. Die Kürze der Zeit, in der die 
Sachen erledigt wurden, läßt auch hier den Schluß zu, daß es sich nicht 
um Grundeigentumsprozesse und kriminelle Sachen gehandelt haben 
kann, sondern um Schuld und Schaden, wie beim Vogtding (und beim 
holländischen Poortding). — Die folgenden Betrachtungen wenden sich 
dann dem „Jaargeding‘“ in Sseland zu (S. 163—204). Die Keure von 
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Floris dem Vogt erwähnt ein „annuale placitum‘‘, das zu Zande abzu- 
halten ist. Es ist das Gouwding der Burggrafschaft Seeland, das früher 
zu Brügge stattfand. Es stimmt, wie der Verfasser nachweist, in wich- 
tigen Punkten mit dem Gouwding des Vrije van Brugge überein. Es 
fand einmal im Jahr statt, tagte an mehreren Tagen hintereinander, 
Vorsitzender war der Graf oder der Burggraf; es war grundsätzlich 
an formale Beweismittel gebunden. Vor allem war es auch Schöffen- 
gericht. Sehr zu Unrecht nimmt die herrschende niederländische Lehre 
(Fockema-Andreae, Lasonder) an, daß das Jaargeding in hoher Vier- 
schar, d.h. vom Graf mit seinen Lehnmannen, abgehalten worden sei. 
Schließlich hatte es die Zuständigkeit, die für das Gouwding und Vogt- 
ding vermutet wurde. Hierüber und über die spätere Entwicklung 
des Jaargedinges handelt der Verfasser in den folgenden Kapiteln ge- 
nauer. Das Jaargeding war zuerst ein allgemeines für Seeland und kam 
als Schuldgericht in Betracht (S. 167—177). Es war zuständig für Schul- 
den, die nicht ‚‚gesekert‘‘ sind, mit Ausnahme der vor Graf oder Burg- 
graf gelobten Schulden. Eine „gesekerte‘‘ Schuld ist aber nicht, wie das 
mittelniederländische Wörterbuch meint, eine vor Gericht eingegangene 
(„in rechte erkende“), sondern eine vergeiselte oder verbürgte Schuld. 
Dies war ein sehr schwerfälliger Zustand, um so mehr, wenn man bedenkt, 
daß die Verkehrswege schlecht waren, und für Seeland Bewesterschelde 
der Sitz des Jaargedinges außerhalb Seelands lag. Besser waren die 
Städte mit ihren eigenen Gerichten gestellt, aber die Exekution gegen 
Nichtbürger war erschwert. So half man sich mit einer weitgehenden 
kirchlichen Gerichtsbarkeit in Schuldsachen, die vom Grafen notgedrun- 
gen anerkannt wurde. — Durch die Keure von 1328 vollzog sich eine 
bedeutsame Änderung im ‚‚Jaargeding“. Wir sahen früher, wie die 
Landschöffen damals abgeschafft und Ambachtsschöffen eingeführt wur- 
den. Hiermit hörte auch das allgemeine ‚Jaargeding‘‘ auf, und seine 
Funktionen gingen auf „Jaargedinge‘“‘ der einzelnen Ambachten über. 
Auch diese „Ambachtlichen Jaargedinge‘“‘ kamen als Schuldgerichte in 
Betracht (S. 177—182).. Man unterschied nun ‚bekende‘“ und „on- 
bekende‘““ Schuld. ‚‚Bekende‘“ Schuld war die Schuld, ‚die siepenen 
kennen, dat voer hem ghelooft is“, genauer die Schuld, die vor einem 
Schöffengericht eingegangen war. Das ambachtliche Jaargeding war 
nur für „onbekende“ Schulden zuständig; es hatte jetzt aber fünf Sitzungs- 
termine im Jahr. In einzelnen Gebieten Seelands vollzog sich die Ent- 
stehung dieser lokalen Jaargedinge schon vor 1328 und die Sitzungs- 
sten waren etwas anders als gemäß der Keure von 1328. Sicher ist, 
“» Reform von 1328 für Sseland notwendig und heilsam war, wenn 

' eine Bsseitigung der kirchlichen Gerichtsbarkeit durchgesetzt 

Das „Jaargeding‘‘ sowohl in seiner alten wie in seiner neuen 

r such zuständig für gräfliche Schuldforderungen, für die 

“ und die Bußforderungen (,Keurboeten“) (S. 187—198). — 

dieses Abschnittes erörtert der Verfasser die Beziehungen 

fen und der Mannen zum Jaargeding (S. 199-204). Der 
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und Bußen. Infolge der Abschaffung des allgemeinen Jaargedinges 
mußte er verdrängt werden, das alte erbliche Burggrafenamft verschwindet 
daher nach 1328. — Die Mannen des Grafen waren nicht, wie die berr- 
schende Lehre meint, Urteiler im Jaargeding (siehe oben 8. 363), ihre 
quellenmäßig bezeugte Anwesenheit erklärt sich daraus, daß nach der 
Keure von Floris dem Vogt der Beklagte sich gegenüber einer gräflichen 
Bußforderung an Stelle des Zweikampfes auf des Grafen ‚‚Waarheid” 
berufen konnte. Des Grafen ‚‚Waarheid‘ aber war eine außergericht- 
liche Untersuchung, die der Graf mit einigen reiner Lehnmannen an- 
stellte, die nicht an Prozeßformen und formale Beweismittel gebunden war. 

III. Der Darstellung der gräflichen oder hohen Vierschaar 
geht eine längere Einleitung voran, die die Überschrift trägt: „Over 
vredesbeweging, grafelijike macht, en rechtspraak met ‚mannen‘ in 
Vlandern“ (S. 204—221). Der Verfasser vertritt hier die Ansicht, daß 
die Landesherrlichkeit in Flandern entstanden sei durch die Hand- 
habung des Gottes- und Landfriedens seitens des Grafen, der sich hier- 
durch über die anderen Großen emporschwang. Aber die Einrichtung 
der gräflichen curia, des Mannengerichts, will er nicht auf die Friedens- 
bewegungen zurückführen, da sich deren Rechtsprechung nicht auf 
kriminelle Sachen beschränkte. Sehr merkwürdig ist, daß ein gleiches 
Mannengericht in Seeland bis ins 15. Jahrhundert bestand. Der Grend 
war nicht der, daß es besonders passend für dieses Land war. Sondern 
der Zweifel an der Treue der Seeländer, die Furcht vor einflußreichen Be- 
amten in diesen abgelegenen Gegenden hielten von Reformen ab, obechon 
die für sich belegenen Polder einer größeren Selbständigkeit bedurften. 

Der Verfasser geht alsdann auf die Zusammensetzung der hohen 
Vierschaar ein (S. 222—264). Er unterscheidet Beamte und Mannen. 
Ein Balju wurde für Seeland nur vorübergehend eingesetzt und spielt 
keine Rolle. Die hohe Vierschaar war ein rein gräfliches Gericht. Der 
Graf konnte durch seinen volljährigen Sohn vertreten werden; dagegen 
war der Burggraf nicht kraft seines Amtes Vertreter des Grafen (un- 
richtig Lasonder), dies wurde erst durch das große Privileg von 1477 
anders. Die Keure von 1495 ließ Stellvertretung durch einen Statt- 
halter zu, doch kam es hierzu nur 1501. Seit 1512 und 1517 ist es mit 
der gräflichen Vierschaar zu Ende infolge der Übertragung der hoben 
Gerichtsbarkeit auf Zierikzee und Middelburg. — Dagegen läßt sich 
der Burggraf als ‚Helfer‘ des Grafen bezeichnen; er konnte die be- 
gonnene Vierschaar beenden, auch wohl kraft ausdrücklicher Vollmacht 
die Vierschaar abhalten. Auch gab es eine burggräfliche Vierschaar in 
Lehnsachen, mit Bestimmtheit aber erst seit dem 16. Jahrhundert, die 
dann auch nach dem Untergang der gräflichen Vierschaar sich erhielt. 
— Dem Rentmeister fielen wichtige Aufgaben zu, die mit der Recht- 
sprechung der Vierschaar in Zusammenhang standen (Arrestierung, Em- 
nahme von Bußen, Abschluß von Vergleichen mit den Verdächtigen, 
wenn keine Vierschaar gehalten wurde — das „composeeren“ — vgl 
die Aufzählung S. 248), aber in die hohe Vierschaar selbst gehörte er 
nicht. Die Klage in ihr erhob ein gräflicher Vorsprecher oder Advokat, 
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während ein Schulze als Subalternbeamter die rein formelle und rituelle 
Leitung hatte (so wie der crichoudere — von cricke = Krücke, Richter- 
stab — in der Vierschaar von dem Vrije van Brugge). Um diesen Schulz 
handelt es sich auch, wie der Verfasser scharfsinnig ausführt, in art. 116 
der Keure von Floris dem Vogt. — Die Mannen bildeten kein geschlosse- 
nes Kollegium. Der Versuch des Adels, ein solches durch die Keure 
von 1290 zu schaffen, hatte keinen durchgreifenden Erfolg. Im 15. Jahr- 
hundert beginnen die Maßnahmen, um durch Vergütungen die An- 
wesenheit einer bestimmten Anzahl von Mannen zu erreichen. Die 
Keure von 1495 schreibt schließlich elf Lehnmannen vor, doch bezog 
sich dies nur auf die gewöhnliche Vierschaar, die der Statthalter hielt, 
der Graf selbst konnte eine beliebige Anzahl von Mannen versammeln. 
Auch die Vorschrift der Keure von 1290, daß die Mannen von Bewester- 
und Beoosterschelde getrennte Vierschaaren bilden mußten, setzte sich 
nicht durch, vielmehr wurden die ‚„Mannen“ als ein einheitliches Rechts- 
kollegium aufgefaßt, so daß auch Mannen von Beoosterschelde bei der 
Tagung in Middelburg und Mannen von Bewesterschelde bei der Tagung 
in Zierikzee berufen wurden. 

Der Sitz der Vierschaar (S. 265—270) war zuerst an die Person 
des Grafen gebunden. Für kriminelle Sachen aber war ein Geiselhaus 
erforderlich, und so mußte sie in dieser Hinsicht in Middelburg und 
Zierikzee gehalten werden. Beide Städte werden in der Keure von 1495 
ausschließlich als Tagungsort angegeben, da die hohe Vierschaar da- 
mals nur noch für kriminelle Sachen zuständig war. 

Der letzte Abschnitt des Werkes befaßt sich mit der Zuständig- 
keit der hohen Vierschaar (S. 271-300). Sie war zuständig für die 
freiwillige Lehnsgerichtsbarkeit (Lehnsteilung). Es gehörte vor sie die 
streitige Gerichtsbarkeit in bürgerlichen und Lehnssachen. Vor allem 
kamen vor sie nach älteren Quellen die Prozesse um Grundeigen. Aber 
seit dem 15. Jahrhundert geht die Kompetenz hierfür auf die Ambachts- 
gerichte über. Die hohe Vierschaar kam auch für familienrechtliche 
Streitigkeiten und Appellsachen in Betracht. In bezug auf kriminelle 
Sachen ist zu unterscheiden. Nach älteren Quellen gehörten, wir wissen 
es bereits, „Landsachen‘“ vor das Ambachtsgericht (oben S.356f.), Keur- 
bußen vor das Jaargeding (oben $. 363), die übrigen kriminellen Sachen 
vor die hohe Vierschaar. Letztere teilt der Verfasser (S. 290 ff.) in fünf 
Gruppen nach Maßgabe der Strafe, dieangedroht war. In jüngeren Quellen 
macht sich wiederum die Ausdehnungsbewegung der Ambachtsgerichte 
geltend. Sie erreichen die Gerichtsbarkeit über Verletzungen „beneden 
eenen halven man“. | 

Wie früher erwähnt (oben S. 358), schließt das Werk mit einem 
Exkurs über „Weergeldberekeningen‘“ ab (S. 301 fl.). Der Verfasser wendet 
sich hier gegen Ernst Mayer, Heck und O. Oppermann. Ich muß auf 
die Einzelheiten daselbst verweisen. Besonders scharf geht er mit Ernst 
Mayer ins Gericht. Er bezeichnet dessen „Friesische Standesverhält- 
nisse‘‘ Festschrift für Hugo v. Burckhard) als eine Abhandlung, ‚„welke 
een Nederlender, die niet geheel onkondig is van zijn taal in vroegere 
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tijdvakken, wonderlijke gewaarwordingen bezorgt“ und fügt hinzu: 
„Bovendien de schr. hanteert zijin vreemde woordverklaringen met een 
buitengewone stoutheid, waardoor sommige deelen zijner ondersoeking 
worden tot de griezelig spel van misverstand.““ Das Urteil ist hart, aber 
gerecht, auch deutsche Gelehrte befremden viele Worterklärungen Ernst 
Mayers, und sie stehen ihnen durchaus ablehnend gegenüber. 

Im vorstehenden versuchte ich ein Bild von den wichtigsten Er- 
gebnissen des vorliegenden Werkes zu geben. Auf viele interessante 
Einzelheiten konnte nicht eingegangen werden. Gewonnen hätte das 
Buch m. E., wenn der Verfasser manche Abschweifung unterdrückt oder 
doch in die Anmerkungen verwiesen hätte. Auch ist der Aufbau des 
Werkes m. E. nicht ganz einfach ausgestaltet. 

Jedenfalls handelt es sich um eine ganz hervorragend scharf- 
sinnige und gründliche, zu neuen, wichtigen und interessanten Ergeb- 
nissen führende Leistung, die eine bedeutsame Bereicherung unserer 
rechtsgeschichtlichen Forschung darstellt. 

Halle a/S. Julius v. Gierke. 


Karl Schambach, Noch einmal die Gelnhäuser Urkunde 
und der Prozeß Heinrichs des Löwen. Zeitschrift des 
Historischen Vereins für Niedersachsen, Jahrg. 81 (1916) 
und 83 (1918). Auch in Sonderabdruck erchienen im 
Kommissions-Verlag von Friedrich Gersbach, Hannover 
1918, 8. 1—43 und 8. 189—276 in 8°. 

Es gibt Probleme, die nicht zur Ruhe kommen. Sie tauchen eine 
Zeitlang unter, um mit erneuter Kraft die wissenschaftliche Welt neu 
zu beleben oder bisweilen auch . . . zu langweilen. Zu diesen Er- 
scheinungen gehört der Prozeß Heinrichs des Löwen, der seit dem 
Güterbockschen Buche von 1910 eine Unsumme großer und kleiner, 
wertvoller und unbedeutender Schriften hervorgerufen hat. Die er- 
giebigsten Studien waren die von Haller im Archiv für Urkunden- 
forschung B. III (1911), von mir besprochen in dieser Zeitschr. von 
1912, und die von Niese in dieser Zeitschr. von 1913 S. 195—258. Die 
Abhandlung von Haller bedeutet vornehmlich darin eine Förderung, 
als sie in sehr glücklicher Weise eine Korrektur an der Gelnhäuser Urkunde 
vornimmt: das ‚‚quia citatione vocatus‘‘ wird in „trina citatione vocatus“ 
verbessert. Das Hauptverdienst von Niese sehe ich in dem sorgsam 
zusammengetragenen Material über frühere und spätere Achtprozesse. 
Bei Bewertung der Gelnhäuser Urkunde selbst gelangt Niese zu einem 
pessimistischen Ergebnis. Indem er die von „quoniam“ und „qualiter““ 
eventuell abhängigen Verba prüft, ruft er schließlich aus: Dies anspruchs- 
volle, höchst verwickelte Diktat ist also unter allen Umständen miß- 
lungen (a. a. O. S. 243). 

Dieser Tadel will nun unserm Verfasser nicht in den Kopf, und 
so setzt sich Schambach zunächst die Hauptaufgabe, Niese zu wider- 
legen. Das Resultat seiner Untersuchung gipfelt darin: In der Form, 
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in der die Urkunde vor uns liegt, läßt sie keine einwandfreie Deutung 
zu. Eine solche ist nur möglich, wenn man davon ausgeht, daß der 
meistumstrittene Passus von „Proinde tam presentium‘“‘ bis „nostroque 
iuri addicta et potestati“ in zwei Teile zerlegt und als Verschmelzung 
zweier ursprünglich selbständiger Sätze betrachtet wird. In sehr sach- 
lichen und sehr breiten Untersuchungen, teils sprachlicher, teils rechts- 
geschichtlicher Natur, wird dann festgestellt, daß mit den Worten 
„deinde quoniam“, welche in der Urkunde von dem vorausgehenden 
Worte sententiam nur durch ein Komma getrennt sind, ein neuer Satz 
beginnt. Dabei fußt Schambach insofern auf der Korrektur von 
Haller, als nur bei der Verwandlung des Wortes quia in trina diese 
neue syntaktische Erklärung möglich wird. Nur das quia, das uns nicht 
in den Handschriften, sondern erst in den Drucken (zum ersten Male 
1645) überliefert ist, war schuld an der Umformung der Prädikate op- 
presserit, contempserit, inciderit und destiterit. Fällt daher das quia 
fort, so bleibt von der „Einsätzigkeit des Passus auch rein gar nichts 
mehr übrig‘ (S. 27). Ich muß gestehen, daß Schambachs sprach- 
licher Erklärungsversuch viel Wahrscheinlichkeit für sich 
besitzt, und daß er mit großer Schärfe begründet ist. Die 
Philologen mögen unter Heranziehung von weiterem Vergleichsmaterial 
der Sache tiefer nachgehen. Über Wahrscheinlichkeiten werden wir 
nicht hinauskommen; denn auch Schambach erklärt ganz offen, daß 
das Sprachgefühl ihn da und dort gelenkt habe. Ist die sprachliche 
Deutung Schambachs haltbar, so ist es rechtsgeschichtlich jedenfalls 
so viel gewonnen, daß die Urkunde ein landrechtliches und ein lehnrecht- 
liches Verfahren gegen Heinrich, inhaltlich wie auch zeitlich, scharf von- 
einander scheidet. Die also noch jüngst von J. P. Meier vorgetragene 
Ansicht, daß der Passus nur mit Sicherheit besage, die beiden Verfahren 
hätten nicht gleichzeitig begonnen, nicht aber, sie seien zeitlich völlig 
nacheinander verlaufen, läßt sich dann nicht mehr halten (siehe ‚Zum 
Prozeß Herzog Heinrichs des Löwen‘ im XV. Bande des Braunschweigi- 
schen Jahrbuches S. 1ff.). 

Schambach bemüht sich auch, die schriftstellerischen Quellen 
mit seinem Bilde aus der Urkunde in Einklang zu bringen. Denn 
es besteht ja die auffällige Divergenz, daß kein Schriftsteller etwas 
berichtet über ein doppeltes Verfahren, das gegen den Herzog statt- 
gefunden hätte. Seit den Untersuchungen J. Fickers sind daher eine 
Unsumme von Erklärungsversuchen gemacht worden und m. E. hat 
noch keiner die Kluft vollständig überbrückt. Wenn man in der Un- 
stimmigkeit der Quellen nicht weiter kommt, stempelt man eben einfach 
die unbequeme Aussage einer Überlieferung zum Irrtum. So Haller 
(vgl. 8. 248); so auch Schambach. Seite 223 führt er z. B. die sächsi- 
sche Weltchronik (die jetzt allgemein Eike von Repgau selbst zuge- 
sprochen wird!)) als wichtiges Zeugnis dafür an, daß die Ächtung des 


%) Vgl.aber H. Ballschmiede, Die Sächsische Weltchronik, Nieder- 
deutsches Jahrbuch XL 1914 8. 81ff. (auch Berliner phil. Diss.) und vor 
allem A. Hofmeister H. 2. CXV 1916 8.207, CXX 1919 8, 546. — Stutz. 
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Herzogs schon vor dem Würzburger Hoftage, also schon 1179 erfolgt 
sein müsse. Seite 255 dagegen wird die Überlieferung der nämlichen 
Chronikstelle als irrig bezeichnet, weil sie meldet, daß schon in Magde- 
burg der Fehdeschwur der Fürsten vorgenommen worden sei, während 
dieser (nach der Kölner Königschronik) doch erst ‚‚nec multo post“ 
zu verzeichnen ist, was eben besser in die neue Konstruktion hineinpaßt. 
Soweit ich die Gelnhäuser Urkunde einerseits und die ihr widersprechen- 
den und auch unter sich widerspruchsvollenChronisten zu übersehen im- 
stande bin, glaube ich nicht an eine eflgültige Lösung der Diskordanzen. 
Wir stehen hier vor rechtsgeschichtlichen Unklarheiten, die sich mit 
Textkorrekturen und dialektischen Überbrückungsversuchen nicht aus 
der Welt schaffen lassen. Immerhin bedeutet es eine Annäherung der 
Chronisten an die Urkunde, wenn Schambach feststellt, daß die Ver- 
urteilung des Herzogs schon vor dem Würzburger Hoftage, im Jahre 
1179, erfolgte und daß daher die Fickersche Konstruktion eines Ober- 
achtverfahrens überflüssig geworden ist (vgl. S. 223). Ob wir aber nun 
so weit gehen dürfen, zu sagen, „‚daß mit einemSchlage die gesamteGliede- 
rung des Prozesses von Worms bis Würzburg klargelegt sei‘ (S. 229), 
ist mir doch sehr fraglich. Denn welchen Grund soliten die Chronisten 
haben, das doppelte Verfahren gegen Heinrich derartig zu verechweigen 
oder zu verhüllen? Dagegen hat unser Verfasser in geschickter Weise 
die Vermutung begründet, daß der Achtspruch bereits auf dem Magde- 
burger Tage stattfand, und daß es eines förmlichen Oberachtspruches 
(also nicht eines neuen Verfahrens) bedurfte, um die früher ausgesprochene 
Achtsentenz rechtskräftig werden zu lassen. Die Quellen, die er S. 249. 
anführt, bezeugen die Notwendigkeit eines Oberachtspruches deutlich 
genug. Der von Haller angezogene Landfrieden von 1179 bildet kein 
überzeugendes Gegenargument. 


Heidelberg. Hans Fehr. 


Dr. Erich Hempel, Die Stellung der Grafen von Mans- 
feld zum Reich und zum Landesfürstentum (bis zur Seque- 
stration). Eine verfassungsgeschichtliche Untersuchung. Halle 
a. d.8., Gebauer-Schwetschke, 1917. [Forschungen zur thü- 
ringisch - sächsischen Geschichte, herausgegeben vom Thü- 
ringisch-Sächsischen Geschichtsverein, Heft 9). XII, 91 8. 8*. 


Die Grafen von Mansfeld befanden sich im 16. Jahrhundert in 
einer eigentümlichen Zwitterstellung. Einerseits waren sie reichsunmittel- 
bar, andererseits wurden sie von Sachsen als Landsassen behandelı. 
Die vorliegende Arbeit will diese Stellung in ihren einzelnen Bestandteilen, 
.Rechten wie Pflichten, möglichst genau beschreiben und historisch er- 
klären. Das ist ein anerkennenswertes Beginnen. Die Untersuchung 
solcher Anomalien, an denen die Zeit des werdenden Territorialstaates 
ja überreich ist, kann auch für die richtige Zeichnung der großen Ent- 
wicklungslinien förderlich sein. 
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Verfasser verfolgt zunächst das langsame, stufenweise Einrücken 
der Mansfelder in die Reichsstandschaft. Hauptstützpunkt wurde das 
bekannte Bergbauprivileg, also ein Regalrecht innerhalb bestimmt um- 
schriebener örtlicher Grenzen, nicht so sehr ein dominium terrae mit 
gräflicher Gerichtsbarkeit. Dieses Bergregal wurde der Kern des Reichs- 
lebens, das sich der Graf als solches durch König Sigismund bestätigen 
. ließ. Darauf konnte er seine Eigenschaft als „Reichsgraf“, seinen Gerichts- 
stand vor dem König und sein Teilnahmerecht an den Reichsversamm- 
lungen, wozu Reichsheerfolge und Reichssteueranschlag das Gegenstück 
bildeten, auch inZeiten gründen, in denen sein Landbesitz durch die Macht- 
politik der benachbarten Fürsten stark eingeschrumpft war (S. 21, 37). 

Wie diese Politik im 15. und 16. Jahrhundert die Reichsunmittel- 
barkeit der Grafen mehr und mehr bedrohte und ihre Rechtsstellung 
bseinträchtigte, wird im zweiten Teil der Studie dargelegt. Der stärkste 
und nachhaltigste Angriff kam von Sachsen her, von der zielbewußten 
Arbeit der Wettiner an der Abrundung ihres mächtig aufstrebenden 
Territorialstaates. Einen Rückhalt gegen diesen gefährlichsten Nachbar 
suchten die Mansfelder bei den geistlichen Fürsten, bei dem Bistum 
Halberstadt und dem Eirzstift Magdeburg, teils durch Empfang geist- 
licher Lehen teils durch Lehnsauftragung, freilich nicht ohne daß sie, 
besonders von dem letzteren, eine Kürzung der eigenen Territorialge- 
walt, die Einreihung unter die Landstände des Erzstifts, kurz die Über- 
ordnung eines wenigstens beschränkten Landesfürstentums hinnehmen 
mußten. Eine dauernde Sicherung gegen die Wettiner erreichten sie 
aber auch dadurch nicht. Nachdem diese auch ihrerseits bei den durch 
mancherlei Druck mürbe gemachten Grafen die Anerkennung eines 
Lehnsverhältnisses, und zwar gerade auch für die gesamten Bergwerks- 
gerechtigkeiten, dur@hgesetzt hatten (S. 19ff., 55), wurden die Versuche, 
die Grafen vom Reiche ‚‚auszuziehen‘“, d. h. der Reichsstandschaft zu 
entkleiden, immer stärker. Aus dem ‚‚natürlichen Erbherrn‘“, dem die 
Erbhuldigung zu leisten war, wurde der ‚„Landesfürst“, der von den 
Grafen als „Untertanen und Verwandten‘ die Heeresfolge forderte. 
Die Darstellung jener Versuche und der Punkte, bei denen sie ansetzten 
(Münzrecht, Geleitsrecht, Polizeirecht, kirchliche Gewalt in der Zeit 
der Reformation, Verschiebung des persönlichen Gerichtsstandes vom 
Reichskammergericht an das sächsische Hofgericht), sowie die Schilde- 
rung der Mittel, mit denen die Grafen ihnen begegneten, erweckt beson- 
deres Interesse. Mit der zur Regelung der mansfeldischen Schulden 
von den großen Lehnsherren, Kursachsen, Magdeburg und Halberstadt, 
gemeinsam eingeleiteten Sequestration des größeren Teiles der gräflichen 
Besitzungen im Jahre 1570 bricht die Abhandlung ab. 

Die weit getriebene Zerlegung des historischen Stoffes nach ver- 
fassungsrechtlichen Rubriken führt zu Wiederholungen und behindert 
etwas die Übersicht über das Ganze der mit Sorgfalt gesammelten Tat- 
sachen. 

Leipzig. Alfred Schultze. 
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Dr. Ernst Friedrich Goldschmidt, Geschichte und 
Wirkungskreis der Organe der Militärgerichtsbarkeit vom 
Ende des Mittelalters bis nach der deutschen Revolution 
im November 1918 (Sammlung militärrechtlicher Ab- 
handlungen und Studien, herausgegeben von Dietz, Bd. III 
Heft 4). Rästatt, K. u. H. Greiser, 1919. 144 9. 88. 


In den Urwald der Geschichte des deutschen Heeresrechts sind 
bisher nur wenige Pfade der Wissenschaft geschlagen — unserem 
juristischen Nachwuchse scheint die in der Frucht so dankbare Arbeit zu 
mühselig zu sein. Ich war daher hocherfreut, als ich die vielversprechende 
Anzeige dieses Buches las. Stutzig machte es mich dann aber, daß die 
große rechtsgeschichtliche Arbeit, die der Titel verspricht, auf einen 
Umfang von 144 Seiten zusammengedrängt werden konnte. Als ich dem- 
nächst das Buch selbst zu Gesicht bekam und feststellte, daß sogar 
nur S. 13—33 und S. 132 rechtsgeschichtlich gerichtet sind, ließ ich die 
Flügel hängen. Was auf diesen 22 Seiten an Geschichte geboten wird, 
ist wahrlich des Aufhebens, das davon im Titel gemacht wird, nicht 
wert, und inhaltlich ist es noch nicht einmal zuverlässig! Das Malefiz- 
recht der Landsknechtszeit z. B. trägt nicht den Charakter eines „‚Ge- 
schworenengerichts‘‘ (S. 14), sondern den eines Schöffengerichtse. Es 
ist falsch, daß der Schultheiß bereits damals ein rechtekundiger Beamter 
gewesen sei, der mit der Kriegsführung nichts zu tun hatte (ebda.); 
es ist auch nicht richtig, daß die Zahl der Schöffen schlechthin 12 betragen 
habe. Es trifft auch nicht zu, daß der Generalprofoß erst durch die 
preußische Kriegsgerichtsordnung von 1712 eine Strafgewalt bekommen 
habe, ‚die in keiner Weise der sonstigen Stellung der Profoßen als 
Ankläger entspricht“ — die polizeiliche Strafbefugnis hatte er bereits 
im 16. Jahrhundert! Ähnliche Irrungen und Schiefheiten finden sich 
noch zahlreich auf den wenigen, hier in Betracht kommenden Seiten. 
Glatte Phantasie aber ist es, wenn G. auf S. 132 schreibt: „Wir haben 
ferner miterlebt, wie die landesherrliche Gewalt zum absoluten Herr- 
schertum und schließlich zur Person des Kriegsherrn wurde‘ — denn 
erstens enthält das Buch rein gar nichts, was diesen Satz rechtfertigen 
könnte, und zweitens ist er — grundfalsch! Der „Kriegsherr“ ist in 
Deutschland etwa 200 Jahre älter als der ‚absolute Herrscher“ 

Es war mir schmerzvoll, feststellen zu müssen, daß das Buch in 
rechtsgeschichtlicher Hinsicht wohl zur Verbreitung neuer und Ver- 
 tiefung alter Irrtümer beiträgt, unsere Kenntnisse aber nicht erweitert, 
für Preußen insbesondere nicht einmal Friccius’ Arbeit von 1848 erreicht. 


Bergholz. Burkhard v. Bonin. 


Dr. Friedrich Emil Welti und Dr. Walther Merz, Die 
Rechtsquellen des Kantons Argau. Erster Teil. Stadt- 
rechte. Sechster Band. Die Stadtrechte von Laufenburg 
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und Mellingen. Sammlung schweizerischer Rechtsquellen, 
herausgegeben auf Veranstaltung des schweizerischen 
Juristenvereins mit Unterstützung des Bundes und der 
Kantone. Arau, H. R. Sauerländer & Co., 1915. XXV und 
564 88. gr. 8°. 


Dr. Friedrieh Emil Welti, Die Rechtsquellen des Kantons 
Argau. Erster Teil. Stadtrechte. Siebenter Band. Das 
Stadtrecht von Rheinfelden. Sammlung schweizerischer 
Rechtsquellen ...... Arau, H. R. Sauerländer & Co., 
1917. XVI und 515 SS. gr. 8° mit 6 Lichtdrucktafeln. 


Hans Nabholz und Friedrich Hegi, Die Steuerbücher 
von Stadt und Landschaft Zürich des XIV. und XV. Jahr- 
hunderts, herausgegeben mit Unterstützung der Antiqua- 
rischen Gesellschaft Zürich vom Staatsarchiv des Kantons 
Zürich. Erster Band. Die Steuerrödel des XIV. Jahr- 
hunderts 1357—1376. Zürich, Kommissions -Verlag Beer 
& Co., 1918. XLVII und 692 SS. gr. 8° mit 2 Handschrif- 
tenproben. 


Heinrich Glitsch, Der alamannische Zentenar und sein 
Gericht. Berichte über die Verhandlungen der Königl. 
Sächsischen Gesellschaft der Wissenschaften zu Leipzig, 
Philologisch-historische Klasse 69. Band 2. Heft. Leipzig, 
B. G. Teubner, 1917. 156 83. 8°. 


Dr. phil. A. Rosa Benz, Der Landammann in den urschwei- 
zerischen Demokratien. Beitrag zur Staats- und Rechts- 
geschichte derKantone Uri,Schwyz undUnterwalden. Zürich, 
Buchdruckerei zur Alten Universität, 1918. IX und 21183. 8°. 


Richard H. Simon, Rechtsgeschichte der Benediktinerabtei 
Pfäferse und ihres Gebietes. Berner jur. Diss., Buch- 
druckerei Ragaz A.-G., 1918. 163 88. 8°. 


Hans Beusch, Rechtsgeschichte der Grafschaft Werden- 
berg, Berner jur. Diss. St. Gallen, H. Tschudy & Co., 1918. 
125 SS. 8° mit einer Übersichtskarte. 


Dr. jur. Martin Litscher, Die Alpkorporationen des Be- 
zirkes Werdenberg. Abhandlungen zum schweizerischen 
24* 
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Recht, herausgegeben von Dr. Max Gmür, Professor der 
Rechte an der Universität Bern. Bern, Stämpfli & Cie., 
1919. XI und 134 SS. 8°. 


Dr. Fritz Jecklin, Das Jahrzeitbuch der Kirche Langwies. 
Chur, Sprecher, Eggerling & Co., 1919. 56 SS. 8°, 


— —, Aus der älteren Geschichte der Herrschaft Halden- 
stein und ihrer Inhaber bis auf die Zeit Heinrich Ammanns 
von Grüningen. Chur, Sprecher, ‚Eggerling & Co., 1918 V 
und 84 SS, 8°. u " 


— —, Der Kampf der Churer um die Gewerbefreiheit. Chur, 
A.-G. Bündner Tagblatt, 1917. 19 SS. 8°, 


K. Haff, Professor in Lausanne (jetzt in Hamburg), Studien 
zumWaadtländer Stadtrecht. Basel, Helbing & Lichtenhahn, 
1918. 58 88. 8°, 


Andreas Heusler, Geschichte der Stadt Basel. Basel, 
Frobenius A.-G., 1917. 173 SS. 8° mit 1 farbigen und 
11 Lichtdrucktafeln. 


Schon in dem vorletzten oder wenigstens in dem letzten der Be- 
richte, die wir nach alter Gepflogenheit den Neuerscheinungen aus dem 
Bereiche der schweizerischen Rechtsgeschichte gewidmet haben?), hätte 
der Ausgabe der Stadtrechte von Laufenburg und Mellingen gedacht 
werden müssen. Da uns dieser Band des großen Rechtsquellenunter- 
nehmens, wohl infolge der Kriegswirren, seiner Zeit nicht erreichte, und 
wir auf sein Ausbleiben erst beim Eintreffen des folgenden aufmerksam 
wurden, holen wir das Versäumte heute zwar etwas spät, aber um so 
lieber nach, als die beiden genannten Rechte es wohl verdienen, auch 
außerhalb der schweizerischen Grenzen beachtet zu werden. Von den 
Quellen des malerischen Rheinstädtchens, das zwar infolge der Anlage 
der großen Kraftwerke die Stromschnelle, den Laufen, eingebüßt hat, 
die ihm den Namen gab, im übrigen aber, wie ich mich vor kurzem 
zu meiner Befriedigung überzeugen konnte, nicht so sehr seines alter- 
tümlichen Charakters entkleidet worden ist, wie zu befürchten war, 
sind etwa zwei Drittel der rund 250, von 1207 bis 1793 reichenden Stücka 
bereits früher an verschiedenen, zum Teil schwer zugänglichen Stellen 
veröffentlicht worden; sie erscheinen in der neuen Ausgabe in besserer 
Bearbeitung und um ein weiteres Drittel vermehrt. An der Spitze steht 
ein Schiedsspruch von 1207 über die Rechte, die dem Kloster Säckingen 
als Grundherrn der villa Laufenburg zukamen, und über diejenigen. 


!) Diese Zeitschrift XXXVII 1916 8. 718 ff., XXXVII 1917 S. 446 ff. 
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die den Grafen von Habsburg (seit 1238 der nach Laufenburg benannten 
jüngeren Linie) und später (seit 1386) infolge Kaufs der Herrschaft 
Österreich als Kastvögten von Säckingen und insbesondere Laufenburgs 
zustanden. Ein halbes Jahrtausend hindurch blieben, wie Welti in 
einer kurzen, auf diesen einzelnen Punkt sich beschränkenden Einleitung 
darlegt, die Beziehungen zu Kloster und Stadtherrn unverändert. 
„Das Lehenrecht der Stadtherren von Laufenburg hat sich nie zum 
Eigentumsrecht entwickelt.“ Alle andere als die ausschließlich dem Vogt 
zustehende hohe Gerichtsbarkeit wird von dem aus Ratsmitgliedern 
gebildeten Gericht in Verbindung mit dem Vogt gehandhabt, von dessen 
Mitwirkung der Rat sich auch als Verwaltungsorgan nie freizumachen 
vermocht hat. Im übrigen verdienen besondere Beachtung die Ver- 
träge und Ordnungen betreffend die Fischerei sowie die Schiffahrt und 
Flößerei (Genossenschaft der Laufenknechte). Sie sind allerdings zum 
größten Teil schon in dem Buche des trefflichen J. Vetter, Die Schiff- 
fahrt, Flötzerei und Fischerei auf dem Oberrhein, Karlsruhe 1864, ge- 
sammelt; vgl. dazu auch Ulrich Stutz, Rechtsgutachten in Sachen 
Max Wunderlin und Genossen gegen den Kanton Aargau, zugleich ein 
Beitrag zur Rechtsgeschichte der Genossenschaft der „gemeinen Fischer, 
Wayd- und Mayengenossen zwischen Säckingen und Basel‘‘ (Rheinge- 
nossenschaft), Freiburg i. Br. 1900, sowie Konrad Beyerle, Gutachten 
über die fischereirechtlichen Verhältnisse am Oberrhein insbesondere von 
der Aarmündung bis Laufenburg (1912) im Archiv für Fischereigeschichte 
von Emil Uhles, Heft 6, 1915 S. 1fi. Endlich sei noch besonders auf 
die Rats- und Gerichtsordnung von etwa 1550 (Nr. 184) als auf ein 
interessante privatrechtliche Bestimmungen entbaltendes Stück hinge- 
wiesen. Dies über das Laufenburger Recht. Das Städtchen Mellingen, 
auf dem linken Ufer der Reuß gelegen, die den Argau vom Tur-, später 
Zürichgau und nachmals die Grafschaft Lenzburg von der Grafschaft 
Baden schied, in der das schon im 11. Jahrhundert als Eigentum des 
Frauenklosters Schännis begegnende Dorf Mellingen samt Kirche lag, 
gehörte den Kiburgern, dann den Habsburgern und erhielt durch Herzog 
Albrecht von Österreich 1296 das ungeminderte Stadtrecht von Winter- 
tur, worüber im Jahre darauf das seit Bluntschlis Druck bekannte 
_Weistum erging (Nr. 5b), ein weiteres, bisher ungedrucktes (Nr. 49) 1485. 
Satzungen und Ordnungen und ein Stadtrecht aus dem 15. Jahrhundert 
bringen die Nrn. 15 und 16, eine bisher ungedruckte Stadtsatzung von 
-1624 aus der Feder des Landschreibers Joh. Melchior Büeler Nr. 79, 
zwei Blutgerichtsordnungen von 1602 und 1757 Nr. 74 und 105. Auch 
das Zwingrecht des Dorfs (Nr. 33a und besonders Nr. 60) verdient Be- 
achtung. Das dankenswerte Register füllt nahezu 80 Seiten. 

In dem letzten, dem Stadtrecht von Rheinfelden gewidmeten Bande, 
mit dem Welti die Reihe der aargauischen Stadtrechte glücklich zum 
Abschluß bringt, sticht dem Leser zunächst und vor allem in die Augen 
der Stadtrodel von 1290, der hier unter Nr. 9 in einer Neuausgabe er- 
scheint, die gegenüber dem Erstdruck in Bd. 1 der Argovia erhebliche 
Verbesserungen aufweist, und überdies auf den beigefügten Lichtdruck- 
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tafeln vorzüglich wiedergegeben ist. Er besteht aus dem ‚‚meren brief‘ vom 
genannten Jahre und zwei daran angenähten Pergamentstücken sowie 
aus zwei auf der Rückseite des ersten Anhangs aufgenähten Pergament- 
streifen; alle diese Zusätze, ‚‚der mindere brief‘ führen das im ‚„‚meren“ 
aufgezeichnete älteste Rscht ungefähr bis zum Jahre 1400 fort, so daß 
wir dessen Entwicklung genau verfolgen können. Sein Inhalt ist wesent- 
lich straf- und polizeirechtlich; er verzeichnet, was Schultheiß, Rat und 
Burger „umbe unzvohte of sich selben“ gesetzt haben; nur hie und da 
fällt nebenbei auch Licht auf andere Gegenstände, z.B. die Almend- 
nutzung.!) Woher die Rheinfelder das Muster zu diesen Satzungen be- 
zogen haban, konnte bisher nicht ermittelt werden; ihr Recht hängt 
mit den bekannten aargauischen Stadtrechtsfamilien nicht zusammen. 
1530 wurde das Rathaus durch Brand zerstört; man beschloß darauf, 
die dabei beschädigten Bücher zu erneuern. In dieser Erneuerung sind 
auf uns gekommen Aufzeichnungen über die Bssetzung der städtischen 
Ämter (Nr. 235), an die sich aber auch andere reihen, z. B. betreffend 
Morgengabs (S. 218) und Verfangenschaftsrecht (8. 224f., darüber außer- 
dem 8. 108, 248f.), weiter eine Gerichtsordnung (Nr. 236) mit eingehen- 
den Bsstimmungen auch über Vormundschaftsrecht (S. 244 ff.) sowie das 
1539 angelegte und bis 1769 fortgeführte Stadtbuch (Nr. 237). Nebenher 
gehen natürlich wie früher schon einzelne Ratsbeschlüsse sowie Ab- 
machungen auch privatrechtlichen Inhalts; siehe etwa den Vertrag von 
1574 Nr. 291, betreffend künftige Einkindschaft. Der Rechtserneuerung 
von 1616 (Nr 350) ist eine höchst lehrreiche Malefizordnung beigegeben 
(S. 360f£.); sie bringt die Form, in der das Malefizgericht gehegt und 
gehalten und in der vor ihm verfahren wird, vortrefflich zur Anschauung. 
Für die letzte Zeit kommen namentlich die Instruktionen von 1756 in 
Betracht (Nr. 345). Im übrigen fallen in dem 364 zum weitaus größten 
Teil ungedruckte Stücke enthaltenden Bande die herrschaftlichen Pri- 
vilegien auf, sind doch von 1225—1793 nicht weniger als 60 Freibeits- 
briefe erhalten. Dagegen kommt die Geschichte der Zünfte, die bereits 
1331 am Rate beteiligt erscheinen (Nr. 24), nicht so zur Geltung, wie 
das ohne den Verlust älterer Ratsbücher und Archivalien hätte sein können, 
obschon der Band auch darüber manches bietet und Welti aus erhaltenen 
Ratsprotokollen die Lücken für das 15. Jahrhundert nach Möglichkeit 
zu ergänzen sucht. Ein sehr eingehendes und sorgfältiges Register weist 


ı) Daß nach c. 15 des größeren Briefs bei Strafe von einer Mark 
Silbers und zehn Wochen Stadtverweisung beim „Brautlauf“ der Bräutigam 
und die Braut nicht mehr als je zehn männliche und zehn weibliche Gäste 
einladen, auch keine anderen als in Rheinfelden hausbäbliche Spielleate 
verwenden sollen, bildet ein oberdeutsches und zwar erheblich früheres 
Seitenstück zu dem, was soeben Ferdinand Frensdorff in den Hansi- 
schen Geschichtsblättern 1918 8. 105 ff., 85 in einem überaus inhaltsreichen 
und feinsinnigen Aufsatz über Verlöbnis und Eheschließung nach hansischen 
Rechts- und Geschichtsquellen (1917 II 8.291 ff., 1918 8. 1 ff.) beibringt, 
auf den ich bei dieser Gelegenheit unsere Leser nachdrücklichst aufmerksam 
machen möchte; vgl. auch Nr. 200 mit Frensdorff 1918 8. 66 betreffend 
das Schlüsselrecht der Witwe. 
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auch dieser Band auf; dagegen bringt er mit Rücksicht auf vorhandene 
Bearbeitungen von Kopp, Merz und 8. Burkart keine Einleitung. 
Möchte die rasche und gute Arbeit, welche die beiden Bearbeiter Merz 
und Welti für die aargauischen Stadtrechte getan haben, für andere 
schweizerische Stadtrechte Nachahmung finden! 

Hatte von den Städten der Sthweiz bisher Basel mit dem großen 
Quellenwerke von Bernhard Harms, Der Stadthaushalt Basels im 
ausgehenden Mittelalter, für die Kenntnis der Geschichte der städtischen 
Finanzen am meisten getan, so folgt jetzt Zürich, zwar nicht mit der 
Herausgabe von Stadtrechnungen, wohl aber zum ersten Male in und 
außerhalb der Schweiz mit der vollständigen Wiedergabe von Steuer- 
registern, die sich auf einen größeren Zeitraum erstrecken. Während ein 
zweiter Band die auch die Landschaft einbeziehenden Steuerrödel des 
15. Jahrhunderts bringen soll; enthält der vorliegende erste alle noch 
vorhandenen Register des 14. Jahrhunderts. Der von den beiden viel- 
verdienten zürcherischen Stastsarchivaren mit einem erstaunlichen Auf- 
wand von Fleiß und Sorgfalt bewirkte Abdruck erregt zunächst trotz 
der diesen Quellen fast durchweg eigenen Beschränkung auf die Angabe 
der einzelnen Häuser, ihrer steuerpflichtigen Bewohner und des zu ent- 
richtenden Betrags das freudige Entzücken jedes Freundes der Geschichte 
Zürichs im Mittelalter. Welch eine Fundgrube für die zürcherische 
Münz-, Bevölkerungs-, Familien-, Namen- und Häusergeschichte! Wie 
anschaulich wird dadurch unsere Vorstellung von der Finanzlage, aber 
such von der geburts- und berufsständischen Gliederung der Einwohner- 
schaft Zürichs gerade um die Zeit, da es sich anschickte, über seine Mauern 
hinauszugreifen und ein Landgebiet sich zuzulegen! Daß wenigstens 
mittelbar die Rechtsgeschichte aus der Erschließung dieser neuen Quelle 
Gewinn ziehen kann, lehrt die Einleitung von Hans Nabholz, deren 
wichtigste Abschnitte derVerfasser auch gesondert unter der Überschrift: 
Beitrag zum Steuerwesen der Stadt Zürich in der zweiten Hälfte des 
XIV. Jahrhunderts, Zürich, Buchdruckerei Berichthaus, 1918 hat er- 
scheinen lassen. Die Steuerregister sind nämlich angelegt nach den sechs 
städtischen Wachten oder Quartieren. Aber sie führen nicht bloß Bürger 
‚der Stadt auf, die innerhalb der Stadtkreuze wohnten, sowie Bewohner 
von Stadelhofen und Zollikon, dem ersten, 1357 erworbenen, unmittel- 
bar vor den Toren liegenden Untertanengebiet der Stadt, sondern auch 
Ausbürger !), die ihren Wohnsitz in den rings um die Stadt liegenden 
Ortschaften hatten, welche anderen Herren gehörten. Was für welche 
das waren, wie diese Nachbarherrschaften entstanden, das legt Nabholz 
darin Gestalt einer höchst interessanten Territorialgeschichte der Reichs- 
vogtei Zürich. Über diese wie überhaupt über die ältere Verfassungs- 
geschichte Zürichs hat zuletzt Hans Glitsch?) gehandelt, und zwar 
so, daß seine Auffassung nicht bloß von der früheren Bluntschlis, 
sondern vor allem auch von der bisher durchaus als maßgebend erachteten 


R Vgl. dazu diese Zeitschrift XXXVII 1916 8. 785 mit Anm. 2. 
Untersuchungen zur mittelalterlichen Vogtgerichtsbarkeit, Bonn 191% 
8. 92 fl. ae auch Ernst MAIN: Göttingische gelehrte Anzeigen 1919 
Nr.5 u. 6 8. 188. 
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Friedrichs v. Wyß von Grund aus abweicht. Merkwürdigerweise hat 
die rechtsgeschichtliche Forschung, auch die schweizerische, von diesen 
bedeutsamen Aufstellungen bisher kaum Kenntnis genommen.!) Mit 
ihnen sich auseinanderzusetzen, ist hier nicht der Ort. Ich beabsichtige, 
dies demnächst an anderer Stelle zu tun, da ich doch keine Ruhe haben 
werde, bis ich über die Anfänge meiırfer Vaterstadt und ihrer Verfassung 
mit mir wieder ins reine gekommen sein werde, was so, wie die Dinge 
gegenwärtig liegen, nur durch eine selbständige Untersuchung des ganzen 
Fragenkomplexes wird geschehen können. Dabei wird auch diese Ein- 
leitung von Nabholz zu ihrem Rechte kommen. Sie gelangt u. a. zu 
dem völlig neuen Ergebnis, daß sich die städtische Reichsvogtei Zürich 
nach 1218 ursprünglich nur auf den innerhalb der Kreuze liegenden 
städtischen Grund und Boden bezog, und daß erst nach und nach die 
an die Stadtmauern angrenzenden Gebiete unter die Hoheit der Stadt 
kamen. Aber auch mit den nach gewissen Stadttoren orientierten Wachten 
selbst beschäftigt sich die Einleitung und namentlich mit den ihnen außer- 
halb der Stadtmauern zugeteilten Gebieten, wobei u. a. die Freien auf 
dem Zürichberg, von denen Glitsch (S. 96) im Gegensatz zu der herrschen- 
den Ansicht für die erste Zeit lehrt, es seien freie Zinsleute der kirch- 
lichen Immunitäten gewesen, von Nabholz für 1218-1369 als nicht der 
städtischen Reichsvogtei, sondern derjenigen der Grafen von Kiburg 
zugeteilt erachtet werden. Durch seine Nachweise gewinnt man über- 
haupt zum erstenmal ein klares Bild vom zürcherischen Ausbürgertum 
des 14. Jahrhunderts und von den Gründen, die zu dieser Einrichtung ge- 
führt haben (vgl. S.17 für die Leute, ‚‚die zur Kirche Kilchberg gehören‘“ 
den Hinweis darauf, daß es sich dabei um eine mit demKirchenpatronat 
der zürcherischen Ritterfamilie von Hottingen zusammenhängende Er- 
scheinung handelt, also um eine Art einverleibten Godords!). Des Weite- 
ren führt die Einleitung den Leser außer in die Münzverhältnisse, im 
Zusammenhang womit interessante Angaben über die Kaufkraft des 
Geldes im 14. Jahrhundert gemacht werden, ein in die damalige Steuer- 
gesetzgebung Zürichs.?) Nach einer kurzen Steuerverordnung von 1366 
(S. 529) wurde auch hier das unbewegliche Vermögen (mit Einschluß 
der Grundrenten) geringer versteuert als das bewegliche. Von Knechten, 
Gesellen, Dienstmägden (Jungfrauen) und anderen Vermögenslosen wurde 
eine nach dem Einkommen abgestufte Personalsteuer entrichtet. Die 
Geistlichen waren das ganze 14. Jahrhundert hindurch steuerfrei; sie 
und die Klöster leisteten nur „‚freiwillige Beiträge“. Die Juden, möglicher- 
weise auch die Cawerschen, unterlagen einer besonderen, in die Steuerrödel 
nicht aufgenommenen Steuer. Für jede Wacht bestand eine Steuer- 
kommission, die zunächst häuserweise das Verzeichnis der Steuerpflich- 
tigen und auf Grund eidlicher Erklärung den Steuerbetrag aufnahm. 
Der Pflichtige hatte dabei in dem zu diesem Zwecke gemieteten Steuer- 


!) Ebensowenig die historische; vgl. Johannes Dierauer, Geschichte 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft I?, Gotha 1919 8.70, 207. 

*) Biehe auch den Beitrag, den Nabholz zu den Nova Turioensia 
4911 beisteuerte, diese Zeitschrift XXXIII 1912 8. 661. 
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bureau zu erscheinen und konnte alsbald auch bezahlen; andernfalls 
holten die Stadtknechte den Betrag ab. Für nichtbezahlte Beträge 
kam es zur Pfändung. Oft genug wurde nicht der ganze eingetragene 
Beitrag wirklich entrichtet. Wurde ganz bezahlt, so wurde ein Kreuz 
im Steuerbuch angebracht. Der Ausgabe sind Personen-, Häuser- und 
Ortsregister beigegeben. Sie wird über Zürich hinaus namentlich die 
Steuer-, aber auch die Gewerbe- und die Sprachgeschichte (Eigennamen!) 
sicherlich reich befruchten. 

Dem Erforscher der süddeutschen, namentlich der ostschweizeri- 
schen Rechtsgeschichte haben von jeher viel Kopfzerbrechens verursacht 
die allodialen Herrschaften und Grafschaften. Woher z.B. die Graf- 
schaften Kiburg, Toggenburg u. a., die mit den alten, den Gau-, späteren 
Landgrafschaften nichts zu schaffen haben ? Auf die Beantwortung dieser 
Frage zielt recht eigentlich ab Glitschs neueste Untersuchung, die eben- 
sowohl wie ein Beitrag zur Geschichte der Hundertschaftsgerichtsbarkeit 
ein solcher zu derjenigen der Grafschaft ist. Sie rüttelt nicht bloß an 
den Ergebnissen der Forschung von Fr. v.WyBß, derzufolge diese allodialen 
Herr- und Grafschaften weltliche Exemtionen wären und der Hundert- 
schaftsvorsteher im Freiamtmann sich fortgesetzt hätte, das Hundert- 
schaftsgericht aber im Freiamt, zu dem die Inhaber freier Güter in ge- 
wissen Bezirken zusammengefaßt waren. Vielmehr soll außerdem die 
herrschende Meinung über das Verhältnis vön Graf und Zentenar in 
karolingischer Zeit durch eine neue ersetzt werden: Auch der Zentenar 
habe dem ungebotenen Ding, in dem er in Ermangelung von Schöffen 
als Urteilfinder tätig war, vorsitzen können, und zwar nicht bloß in Schuld- 
sachen, sondern ebensowoll in peinlichen Prozessen (außer bei handhafter 
Tat und Friedloslegung wegen Ungehorsams), in Grundstücks- und in 
Freiheitsstreitigkeiten, nur daß es in diesen causae maiores unter seinem 
Vorsitz nicht zum Ende, z. B. nicht zur Besitzeinweisung und zum Er- 
füllungsgebot, kurz nicht zum vollstreckbaren Urteil habe kommen 
können. Desgleichen habe der Zentenar Anteil an den Bußen gehabt 
und sioh dank seiner Zugehörigkeit zu den höheren Freien in verhältnis- 
mäßiger Unabhängigkeit vom Grafen behauptet. Alle diese Sätze, die 
mit großem Scharfsinn verfochten, aber bei näherem Zusehen doch nicht 
eigentlich bewiesen, z. T. sogar eingestandenermaßen nur vermutet 
werden!), werden im Laufe der Untersuchung an entscheidender Stelle 
in den Dienst jener Theorie von der Entstehung der Allodialgrafschaften 
gestellt und erweisen sich gewissermaßen als darauf zugeschnitten. Nur 
mit ihrer Hilfe vermag der Verfasser, der in den Freivogteien ehemalige 


!) Die vielumstrittene Urkunde von ca. 952 U.-B. Zürich I Nr. 199 scheint 
mir doch eher auf zwei Vogtgerichtsverhandlungen sich zu beziehen. Jeden- 
falls vermag sie allein nicht Glitschs Aufstellungen zu beweisen. Wenn 
er außerdem das ungebotene Ding alle zwei Wochen fonntags in der Groß- 
pfarrei im Anschluß an den Kirchgang stattfinden lassen will, so habe ich 
Bedenken, angesichts des von ihm selbst angeführten dies dominicus von 
lex Alam. 38 und der Kirchensprache mit ihrem in einem Zusatz zu eben- 
da 24 vorkommenden sabbatus in Titel 86, 1 sabbatus mit Sonntag statt 
wie bisher mit Samstag zu übersetzen. 
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grundherrliche Garichte des Königs, in den eigentlichen Freigerichten 
aber Überreste der Grafengerichte erblickt, glaubhaft zu machen, daß 
das Zentenargericht in bäuerlichen Blutgerichten fortlebte, die den Mittel- 
punkt eben jener Allodialherrschaften bildeten, und daß der Allodial- 
graf der ehemalige, seit dem 10. Jahrhundert aus den Quellen ver- 
schwundene Hundertschaftsvorsteher sei. Doch auch so ist Glitschs 
Darlegung trotz ihrer Einheitlichkeit und Geschlossenheit, trotz seiner 
selbständigen und sicheren Bz>herrschung des alamannischen Quellen- 
kreises und des unleugbaren Geschicks der Darstellung nicht absolut 
schlüssig. Vor allem bleibt es schwer verständlich, weshalb die Zuständig- 
keit gerade in dem, was ihm nach Glitsch in fränkischer Zeit zukam, 
dem Zentenargericht nachmals abhanden gekommen, dagegen die Blut- 
gerichtsbarkeit und zwar die ausschließliche, die e8 ehedem nicht besaß, 
ihm zugefallen ist. Vielleicht verbreiten darüber weitere Untersuchungen, 
die Glitsch ankündigt, noch mehr Licht. Dann wird sich wohl auch 
Gzlegenheit finden, sich mit ihm in einer Weise auseinanderzusetzen, 
die der Bsdeutung seiner Forschung entspricht. Daß diese kurze Anzeige 
ihr nicht gerecht zu werden, ja nicht einmal von dem reichen Inhalt 
der Arbeit eine richtige Vorstellung zu geben vermag, weiß ich wohl 
Weder sie noch der Titel der Abhandlung lassen ahnen, daß Glitsch 
damit auch einen sehr beachtenswerten Beitrag zu der Frage nach dem 
Verhältnis von Landgrafschaft und Titulargrafschaft beisteuert. Kein 
Zweifel, daß seine Studie, wie immer man sich zu ihren Ergebnissen 
stellen mag, unter den rechtshistorischen Erscheinungen der letzten 
Zeit ganz besonders beachtet zu werden verdient sowohl vom deutschen 
als auch vom schweizerischen Rechtahistoriker. 

Von wesentlich anderer Art als diese Arbeit, die neue Wege ein- 
schlägt und neue Ergebnisse zu erzielen bestrebt ist, ist die fleißige 
Anfängerleistung von Rosa Benz über den Landammann der Urschweiz. 
In ihrem ersten Teil gibt sie, im wesentlichen auf Grund der Regesten 
von Oechsli und unter Benutzung der einschlägigen Schriften dieses 
Forschers, Friedrichs v. Wyß, Paul Schweizers, Robert Durrers 
u. A, eine auf breiter Grundlage aufgebaute Geschichte des Landam- 
mannamte, die, soweit ich sehe, alles vereinigt, was darüber bisher 
an Nachrichten sich hat ermitteln lassen; die ständischen, wirtschaft- 
lichen und politischen Verhältnisse, aus denen das Amt erwachsen ist, 
werden in Übereinstimmung mit der neuesten Forschung klar und 
übersichtlich geschildert; nur in untergeordneten Fragen ist Verfasserin 
hier und da nicht ganz auf dem Laufenden. Daß bei Berücksichtigung 
der früheren Arbeiten von Glitsch und der eben erwähnten einiges sich 
wesentlich anders darstellen würde, versteht sich von selbst und sei 
nur nebenbei bemerkt. Zwei Exkurse beschäftigen sich mit den Fa» 
milien Hunno oder „Kätzi und ab Yberg, von denen die letztere von 
1291 an bis ins 19. Jahrhundert hinein dem Lande Schwyz Landammänner 
gestellt hat. Mit auf handschriftliche Quellen baut sich auf der zweite 
Teil, der das Recht des Landammannamtes darstellt und die einschlä- 
gigen Abschnitte der Blumerschen Rechtsgeschichte der schweizerischen 
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Demokratien an Hand des gesamten erreichbaren Materials sowie mit 
Hülfe der seither erschienenen Literatur erweitert. In der Mitteilung 
ungefähr aller für die Amtsobliegenheiten und die Befugnisse des Land- 
ammannes in Batracht kommenden B>stimmungen und Beschlüsse, die 
allerdings die Darstellung mitunter etwas ungelenk werden läßt, hat 
man wohl das Hauptverdienst der Arbeit zu finden, die jeden, der sich 
für den Gegenstand interessiert, rasch und gründlich unterrichtet. Der 
systematische Teil zerfällt in zwei Abschnitte. Deren erster behandelt 
Wahl und Einsetzung, Einkünfte, Amtsdauer und Absetzung, der zweite 
die richterlichen, administrativen, repräsentativen und militärischen Be- 
fugnisse. Latzterer enthält mancherlei, was man nicht darin vermutet, 
so eine Darstellung des Gorichtswesens, in die sogar der Abdruck einer 
von Glarus her bszogenen und von Gilg Tschudi geschriebenen Hoch- 
gerichtsordnung eingeschoben ist; man halte sie mit den oben S. 373 
und 374 erwähnten von Mellingen und Rheinfelden zusammen. Auch 
über Gassen- oder Gastgerichte findet man in der Benzschen Schrift 
einiges. 

Wissenschaftlich am fruchtbarsten pflegen diejenigen rechts- 
historischen Dissertationen auszufallen, in denen auf Grund einer noch 
nicht oder nicht voll ausgeschöpften Quelle oder eines ebensolchen 
Quellenkreises ein einzelnes Rechtsinstitut genauer untersucht wird. 
Denn in solchen Grenzen vermag auch der Anfänger es zu voller wissen- 
schaftlicher Beherrschung des Stoffes zu bringen und mit seinem noch 
nicht durch lange Beobachtung abgestumpften Auge Dinge zu ent- 
decken, die der Fachwissenschaft bisher entgangen sind. Arbeiten da- 
gegen, die, wie die zwei nunmehr zunächst zu besprechenden, die ganze 
Rechtsgeschichte eines kleinen Gebietes zum Gegenstand haben, be- 
sitzen zwar den Vorzug, daß die Bearbeiter, namentlich wenn sie den 
von ihnen behandelten Landesteilen entstammen, besonders gern sich 
ihnen unterziehen und persönlich nicht bloß für die Zwecke ihrer 
Promotion, sondern auch für später mancherlei aus ihnen davontragen. 
Aber für die Wissenschaft kommt dabei in der Regel nicht viel mehr 
heraus als eine mehr oder weniger erhebliche Bereicherung der orts- 
geschichtlichen Literatur und ein Orientierungsmittel für den, der 
nachher in größerem sachlichem oder örtlichem Zusammenhang arbeitet. 
Immerhin verdienen auch solche Arbeiten Dank und Anerkennung, 
wenn sie mit Fleiß und Sorgfalt gearbeitet sind und den Stoff mit 
Geschick in einiger Vollständigkeit dem Leser vorführen. 

Dies ist der Fall bei Simons Rechtsgeschichte der Abtei Pfäfers 
und ihres Gebietes. Zu ihr hat Max Gmür die Anregung gegeben, 
der nicht nur in seiner Übersicht über die Rechtsquellen des Kantons 
St. Gallen, sondern speziell in seiner Brunner-Festgabe über die Urbare 
und Rödel des Klosters Pfäfers!) schon vor geraumer Zeit für eine 
solche Darstellung die erste Vorarbeit getan hatte. Simons Schrift 
ist ungewöhnlich reichhaltig, wohl mit deswegen, weil er den Ertrag 


1) Vgl. diese Zeitschrift XXXI, 1910, German. Abt. 8. 651, 6551. 
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langjähriger Aktenstudien eines für die Ortsgeschichte besonders in- 
teressierten Lehrers fruchtbar machen konnte. Sie behandelt zunächst 
die mittelalterliche: Periode (720—1482) und gibt in diesem ersten Ab- 
schnitte namentlich eine Darstellung der klösterlichen Grundherrschaft, 
der Schirmvogtei und Gerichtsherrschaft, der Stände sowie der kirch- 
lichen Verhältnisse. Ich will mit dem Verfasser über Einzelheiten nicht 
rechten !), auch ihm, dem Juristen gegenüber nicht geltend machen, 
daß für einen wichtigen Teil des die ältere Zeit betreffenden Urkunden- 
materials der rechtshistorischen Verwertung eine diplomatische Unter- 
suchung zur Scheidung des Echten vom Gefälschten oder Verfälschten 
hätte vorangehen müssen. Meines Amtes ist,es nur, auf das aufmerk- 
sam zu machen, was etwa für den deutschen und den schweizerischen 
Rechtshistoriker besonders beachtenswert erscheint. Da aber möchte 
ich am ehesten auf das über die Stände Beigebrachte hinweisen, z.B. 
auf die Ausführungen über die Sonderleute des Klosters, insbesondere 
die Kerzner und die Hospitaler. Erstere erklärt der Verfasser, wohl an 
Hand der Quellen, als solche, die dem Kloster mit Schild und Speer 
auf eigene Kosten dienten und dafür zu Mariae Lichtmeß bei der 
Eidesleistung sowie am Himmelfahrtstag je 1 Kerze von !, Pfund 
Wachs erhielten. Sollte das nicht eine spätere Erklärung und ein 
Mißverständnis sein? Zumal da diese Kerzner stets als eine höhere 
Klasse der Unfreien sich gaben, liegt es nahe, in ihnen ursprüngliche 
Wachszinsige, Cerarii, zu erblicken. Zwei Dritteile der Arbeit sind 
der eidgenössischen Periode gewidmet, in der die Abtei unter dem 
Schirm der 7 bzw. 8 alten Orte stand (1482—1798). Voran geht eine 
noch ausführlichere Geschichtserzählung als beim ersten Abschnitt, 
Die Rechtsquellen sind jetzt nicht mehr bloß Urbare und Offnungen. 
Es setzen äbtische Ordnungen über einzelne Rechtsinstitute ein. Sie 
wurden ohne systematische Anordnung so, wie sie ergangen waren. 
1523 auf Befehl Abt Johann Jakob Russingers zu dessen Landrechts- 
buch zusammengestellt. Dazu kamen zahllose Mandate des Abts und 
des Landvogts bzw. Landfähnrichs sowie des Landrates der Landschaft 
Sargans, die Sprüche des Gerichts und die „Alp- und Gemeindebüch- 
lein“. Es folgen Abschnitte über die wirtschaftlichen und ständischen 
Verhältnisse dieser Zeit. Unter der Überschrift „Landesverwaltung* 
behandelt Simon nicht bloß deren Organe, den Abt, der angesichts 
der Schirmvogtei der eidgenössischen Orte nur in beschränktem Maße 
Landesherr zu werden vermochte, dessen Ammänner, von denen aber 
der zu Ragaz nur mit Zustimmung des Landvogts bestellt werden 
konnte, und die von den Gemeinden gewählten Eidschwörer, iuratores, 
die zugleich die Rüge besorgten und die ältesten Gemeindavorsteher 
waren. Vielmehr verbreitet sich der Verfasser auch über die einzelnen 


1) Was hat sich wohl der Verfasser gedacht, wenn er das Rätische 
Reichsurbar ein Verzeichnis des Reichsgutes nennt, „welches bei dem theo- 
a... System, das in Rätien geherrscht hatte, der Krone entwendet 
wurde“ ? 
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Zweige der Verwaltung, das Finanz-, Polizei- und Armenwesen. Was 
das Gerichtswesen anlangt, so schloß sich auch für dies Gebiet die 
‚eidgenössische Politik enge an das Gegebene an. An die Stelle des 
österreichischen Vogts trat zu Sargans der Landvogt der 7 Orte und 
in Ragaz an Stelle des Freudenberger Vogts der Untervogt. Im Tamina- 
tal blieb dem Abt die niedere Gerichtsbarkeit in Zivilsachen und über 
niedere Frevel, für die Hochgerichtsbarkeit wurde aus der Herrschaft 
Freudenberg das Gericht „ob der Saar“ gebildet. Die übrigen Nieder- 
gerichte büßte der Abt infolge ewiger Geldverlegenheit nach und nach 
ein. Wie ehedem der Vogt von Freudenberg hielt nunmehr der Unter- 
vogt der Eidgenossen das Maienlandgericht, das placitum generale, 
aber nicht mehr am „Anhauw“ vor der Veste, sondern auf der Ragazer 
Ratstube oder in seiner Laube. Die Zahl der Beisitzer setzte sich im 
Laufe der Zeit auf 12, teils vom Landvogt, teils vom Abt ermannte 
fest. Auch hier begegnet noch lange die feierliche Hegung. Die 
äbtischen Gerichte waren die früheren grundherrlichen, in Ragaz das 
Maien- und das herbstliche Gsatzgericht mit dem Gerichtseamtmann 
und 6—12 Spruchleuten. Dazu kamen Kauf-, Bußen- und Kundschafts - 
gerichte. Malefizgericht war das freie Landgericht in Sargans. Die 
Appellationen von den äbtischen Gerichten gingen an den Abt, vom 
Maienlandgericht ließen die 7 Orte Berufungen nur an den Landvogt 
zu. Sehr interessant ist der Abschnitt über die Gemeinden mit näheren 
Angaben über die Almend-, namentlich die Alpnutzung, ganz beson- 
ders aber über die Wahr (Deich) pflicht, deren Erfüllung von den Acht- 
Männern beaufsichtigt wurde, sowie über das Rod- und Stapelrecht. 
Das Privatrecht weist nicht gerade viel besonders Bemerkenswertes 
auf. Das gesetzliche eheliche Güterrecht war eine Fahrnis- und Er- 
rungenschaftsgemeinschaft; bei der Liquidation fielen ?/s des Gemein- 
schaftsguts an den Mann oder seine Erben, !/s an die Witwe oder die 
Frauenerben. Ein Ehegattenerbrecht war nicht anerkannt, wohl aber 
hatte der überlebende Elternteil einen lebenslänglichen Unterhaltsan- 
spruch. Die gesetzlichen Erben erbten nach der Parentelenordnung, 
doch so, daß ®,;, des Nachlasses an die Vatermagen, !/; an die Mutter- 
magen fiel. Das Eintritterecht war anerkannt. Sehr verbreitet war 
das Zugrecht. Im Immobiliarpfandrecht herrschte die ältere Satzung 
durchaus vor. Eine große Rolle spielte der Rentenkauf. Aber die un- 
ablösbare Gült wurde durch den auf seiten des Schuldners kündbaren 
Zinsbrief abgelöst und dieser wiederum durch den Schuldbrief, bei dem 
im Unterschied von jenem den Parteien die Schuldsumme das Wesent- 
liche war, nicht die Zinsen. Bezüglich der Habe bestimmte das Land- 
rechtebuch Abt Jakobs: „Die Fahrnussen sollen niemals verbriefet 
werden oder zu einem Pfand dienen.“ Wo es doch geschah, war das 
Pfand ein Faustpfand. Auch die Schüttung war dem Pfäferser Recht 
bekannt. Ein äbtisches Mandat von 1664 ordnete an, daß alle Käufe, 
besonders die von Grundstücken, nur noch öffentlich und schriftlich 
auf der Kanzlei des Klosters oder durch den Gerichtsschreiber sollten 
‚gefertigt werden. Die Miete kam nicht vor, wohl aber die Pacht 


382 Literatur. 


Auch das Straf-, Prozeß- und Konkursrecht gelangt zu allerdings nur 
summarischer Darstellung. 1798 hörte: die weltliche Herrschaft des 
Abtes auf. Das Kloster überstand, wenn auch notdürftig, die Zeit der 
Helvetik und der Mediation. 1888 beschloß der Konvent, beim Papst 
die Säkularisation zu beantragen. Kurz darauf erklärte das katholische 
Großratskollegium von St. Gallen das Kloster für aufgehoben. Wirk- 
lich herbeigeführt hat die Aufhebung ein dritter, rechtswidriger Be- 
schluß des Großen Rates selbst. 

Zum Teil auf ungedruckte Quellen stützt sich weiter die auch von 
Max Gmür angeregte, nach dem Muster von Emil Gmürs Rechts- 
geschichte der Landschaft Gaster gearbeitete Rechtsgeschichte der Graf- 
schaft Werdenberg von Beusch. Doch fließen die Nachrichten für die 
mittelalterliche Periode dieses jetzt zum Kanton St. Gallen gehörigen 
Landesteils so spärlich, daß der Verfasser für sie über eine ganz allgemein 
gehaltene Skizze nicht hinauskommen konnte. Am 31. März 1517 erwarb 
der eidgenössische Stand Glarus die Grafschaft (mit der Herrschaft 
Wartau) durch Kauf von den Freiherren von Hewen-Werdenberg. Seit- 
her befand sich das Ländchen bis 1798 in der wenig beneidenswerten 
Lage eines in strenger Abhängigkeit gehaltenen und weidlich ausge- 
beuteten Untertanengebiets, das mehrmals, so 1525/6 und namentlich 
in dem langwierigen ‚„Landhandel‘“‘ des 18. Jahrhunderts, vergeblich 
versuchte, seine Lage zu verbessern. Den Fernerstehenden dürfte denn 
auch an der gewandten, lesbaren Darstellung Beuschs gerade die Schil- 
derung dieser öffentlichrechtlichen Verhältnisse, insbesondere der Ämter- 
und Gerichtsverfassung, so einfach sie gestaltet war, am meisten inter- 
essieren. Aus dem Privat-, Straf- und Prozeßrecht, wie es aus dem 
1639 und 1778 erneuerten Landbuch, den Legi- und Ordnungsbriefen 
der einzelnen Gemeinden (der von Grabs von 1790 wird im Anhang 
abgedruckt), dem Bürgerlibell des Städtchens Werdenberg und andern 
Rechtsquellen erhellt, wird übersichtlich und klar herausgehoben, was 
sich davon in einen gewissen Zusammenhang bringen läßt. Doch wüßte 
ich weder Einzelheiten von allgemeinerem Interesse namhaft zu machen, 
noch war dem Bearbeiter Gelegenheit zu tiefer eindringender juristischer 
Untersuchung gegeben. Es blieb bei einer dankenswerten Übersicht, 
die der aus dem behandelten Gebiet stammende Verfasser sichtlich nicht 
bloß sich und anderen an der Vergangenheit des St. gallischen Rheintals 
Interessierten zu Nutz, sondern auch aus Liebe zur Heimat zu geben 
unternommen hat. 

Ungleich ergiebiger ist die aus dem Vollen geschöpfte Unter- 
suchung (Berner jur. Diss.), in der Martin Litscher, gleichfalls ein 
Sohn des Werdenberger Landes und ein Schüler von Max Gmür, die 
Geschichte und das Recht der werdenbergischen Alpkorporationen 
unter gelegentlicher Heranziehung der benachbarten liechtensteinischen 
und sarganserländischen behandelt. Viel ungedrucktes Material aus 
den Staatsarchiven von Glarus und St. Gallen, vor allem aber aus den 
Alpladen und den Gemeindearchiven des Bezirkes Werdenberg ist darin 
bear*=* und teils in den im übrigen der Darstellung gewidmeten Ab- 
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schnitten, teils in einem Urkundenanhang zum Abdruck gebracht; bis 
ins 14. Jahrhundert zurück reichen diese Stücke, von denen die meisten 
allerdings dem 16. und den folgenden entstammen. Aber auch münd- 
liche Mitteilungen sind herangezogen und eigene Anschauung von der 
frühesten Jugend an. So ist ein überaus lebensvolles Bild entstanden, 
das ältere Arbeiten über schweizerische Alpkorporationen!) in erwünsch- 
ter Weise ergänzt und unsere Kenntnis von diesen Gebilden erfreulich 
bereichert und vertieft. Selbst über das Mittelalter weiß der Verfasser 
manches beizubringen. Freilich die wenigen Sätze über die Frühzeit 
lassen zu wünschen übrig. Wäre Litscher auf Caros und meine 
Arbeiten über das rätische Reichsguturbar aufmerksam geworden, und 
nähme er es nicht noch in alter Weise für einen Churer Einkünfte- 
rodel, so hätte sich namentlich deutlicher der Fiskalbesitz “als Aus- 
gangspunkt der Entwicklung herausgestellt; bezüglich der Schaner 
Alp (Arlans) und der Alpen von Grabs vgl. meine Angaben über diese 
Orte in meiner Untersuchung: Karls des Großen divisio von Bistum 
und Grafschaft Chur, Historische Aufsätze Karl Zeumer dargebracht, 
Weimar 1910 S. 146 f. (in der Sonderausgabe 1909 S.48f.). Doch handelt 
essich dabei und bei der Nichtbeachtung einiger neuerer Untersuchungen 
über die Besiedelung des sankt-gallischen Rheintals, des Vorarlbergs und 
der angrenzenden Gebiete, deren Ergebnisse Litscher hätten von Nutzen 
sein können, mehr nur um einen kleinen Schönheitsfehler. An der 
Richtigkeit der von Litscher festgestellten Tatsache, daß in seinem 
Untersuchungsgebiet alter markgenossenschaftlicher Alpbesitz nicht be- 
gegnet, es in der Frühzeit keine Almendalpen gab, ist nicht zu zweifeln. 
In der Feudalzeit gehören die Alpen zahlreichen kleinen Herren, vor 
allem den Grafen von Werdenberg, die sie an einzelne Geschlechter 
oder Dörfer zu Erbleihe geben und davon einen Zins beziehen sowie das 
Vogelmahl oder Laubmahl, d. bh. die Milcherzeugnisse des Jakobitags 
(25. Juli), das nachmals zur Reallast wird, während das Obereigentum 
sich schließlich auf einige Alpanteile (Herrenalp) reduziert. Im 17. Jahr- 
hundert tritt sodann die Almende und mit ihr die Gemeindeautonomie 
plötzlich stark hervor, aber der Landhandel, von dem übrigens Litscher 
betont, daß in ihm der Landrat von Glarus im Gegensatz zur Glarner 
Landsgemeinde den Werdenberger Verhältnissen gerecht zu werden 
sich bemühte, drückt die Entwicklung zugunsten der glarnerischen 
Landesberrschaft und ihres Landvogtes wieder zurück. lim 19. Jahr- 
nundert kräftigt sich der Gemeindealpbesitz und schließen eich auch 
die privaten Alpbesitzer da und dort zu Alpgenossenschaften zusammen. 
Besondere Beachtung verdient, was der Verfasser über die freien Walser 
auf Palfries im Gonzengebiet ausführt, die Forschungen von Branger 
über die freien Walser?) werden durch den einschlägigen Abschnitt 
bei Litscher glücklich ergänzt. Sie kamen von Davos und vom 


1) Siehe die Literaturübersicht bei Litscher 8. VIIff. und u.a. diese 
Zeitschrift, German. Abt. XXVI 1905 8. 890, 392 ff., XXX 1909 8. 467, 4741. 
XXXV 1914 8. 682, 684. 

2) Vgl.. diese Zeitschrift, German. Abt. XXVII 1906 8. 419, 424f. 
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Prättigau ber, haben auch im Liechtensteinschen am Triesenberg einen 
Sennereikleinbetrieb bis 1890 fortgeführt, wie er nur im Wallis, dagegen 
nirgends in der Ostschweiz begegnet, entsandten Teile über den Rhein 
auf die Höhen von Matug und St. Ulrich und gründeten als späteste 
Ansiedelung eben Palfries. Jedoch die Privilegien dieser freien Exb- 
zinsleute, die, ohne daß sie je Säumer oder Ruttner gewesen wären. 
dem Landesherrn ein Schirm- und Gleitgeld entrichteten, das sich im 
Laufe der Zeit verdinglichte, waren für die übrigen Alpbesitzer eine 
unerträgliche Last und führten zu einem Kampf, in dem die Walser 
schon im 18. Jahrhundert in die übelste Lage kamen. Mit dem ancien 
rögime hörten ihre Freiheiten auf, sie wurden zunächst bloße Kantons- 
bürger, bis dann 1827 die letzten dieser Entrechteten als Gemeinde- 
bürger von Wartau anerkannt wurden. Was die Rechtsnatur der Alp- 
genossenschaften anlangt, so wird die Verbandspersönlichkeit bei den 
Gemeindealpen ohne weiteres anerkannt, während bei den Privat- oder 
Stoßalpen, wo sie seit dem Aufkommen des Mehrheitsprinzips ebenfalls 
gegeben ist, von den Beteiligten der einzelne Stoß noch jetzt als Eigen- 
tum der Genossen betrachtet wird. Für sie gab es bis 1912 auch keine 
Reglemente. Erst das schweizerische Zivilgesetzbuch stempelt sie mit 
Bestimmtheit zu juristischen Personen. Rechtsgeschichtlich von Inter- 
esse ist ferner die Entwicklung des Nutzungsrechtes. Sie bewegt sich 
in der auch sonst in der Geschichte des Gemeinderechts beobachteten 
Richtung einer Verengerung und Beschränkung auf die durch Geburt 
oder Einkauf Berechtigten, die eigenen Rauch haben, im Kirchspiel 
ansässig und nach dem im Laufe der Zeit verschieden berechneten 
Durchwinterungsfuß auftriebberechtigt sind; in Oberschan gab es wie 
heute noch im liechtensteinschen Dorfe Schaan Gerechtigkeitshäuser. 
also Ehehofstätten, deren Zubehör das Alprecht war. Für die Nicht- 
viehbesitzer wurde durch die Auflage, den Weidezins, ein gewisser 
Ausgleich herbeigeführt. Bei den Privatalpen kam es "zu einer Stuhlung 
d. h. Schätzung der Alp in Mitgliedschaftsrechte oder Stöße, so daß ihr 
rechtlicher Aufbau in gewisser Hinsicht einer Aktiengesellschaft glich, 
nur daß hier die Erhaltung der Alp und der Stoßrechte im Vorder- 
grund stand. Der Erwerb der Stöße geschah durch Erbgang oder 
Kauf; dazu kam als Erfordernis für die Wirksamkeit gegen Dritte 
der Eintrag ins Alpbuch oder Urbar mit negativer Rechtskraft. Alp- 
urbare sind seit dem 16. Jahrhundert bezeugt. Seit Einführung der 
obligatorischen Fertigung für allen Immobiliarerwerb besitzt das Urbar 
nur noch Bedeutung für das Innenverhältnis, nach dem eidgenössischen 
Grundbuchrecht bloß ergänzenden Charakter. Mit dem Alpanteil ver- 
bindet sich schon früh ein Zugrecht, und zwar mit Höchstpreis. Alp- 
hütten und Alpzimmer, Schöpfe, stehen entweder im Eigentum der 
Genossenschaft oder von Privaten oder von eigenen juristischen Personen 
und werden gegen Schopfgeld überlassen bzw. vermietet, während der 
Baugrund immer Eigentum der Alpgenossenschaft is, Zum Schlusse 
sei noch auf interessante alptechnische Ausführungen hingewiesen, die 
'h ın dem lesenswerten Buche finden, so über die Stuhlung im Sinne 
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von Ertragsschätzung bei den Gemeinde- und Korporationsalpen, so 
über den Sennereibetrieb, insbesondere über die alte und die neue 
Form des Milchwägeus. 

Der Churer Stadtarchivar Fritz Jecklin hat uns wiederum 
einige Beiträge zur Geschichte Bündens geschenkt, von denen die auch 
den Rechtshistoriker interessierenden hier kurz genannt werden mögen. 
Ein aus dem letzten Viertel des 15. Jahrhunderts stammendes Jahr- 
zeitbuch der Kirche Langwies im Schanfigg besitzt natürlich in erster 
Linie Bedeutung für die Ortsgeschichte, liefert aber auch wertvolles 
Material für die Geschichte der letztwilligen Verfügungen und gewinnt 
erhöhtes Interesse durch die Einleitung, in der sich der Herausgeber über 
die Entwicklung des Pfarrsystems im Schanfigg verbreitet. Aus einem 
Handschriftenband derer v. Salis-Malans, in dem an erster Stelle ein 
Bruchstück eines habsburgischen Urbars steht, wozu dann Peter von 
Greifensee, als er die Habsburg, aber auch die Burg Haldenstein bei 
Chur sowie Flums besaß, Urkunden abschreiben ließ betreffend diese 
Besitzungen, veröffentlicht Jecklin diese fast sämtlich im Original 
verschollenen Stücke. Der Band enthält außerdem Aufzeichnungen, 
die der Schwiegersohn des Greifenseers, Heinrich Ammann, machte, 
ehemals Schreiber des Bischofs von Chur, dann Schloßhauptmann auf 
Fürstenberg und Anführer der Churer im Schwabenkrieg, insbesondere 
in der Schlacht an der Calven, als er 1489 bzw. 1494 die Herrschaft 
Haldenstein erwarb. Die Urkunden sind meist privatrechtlichen Inhalts; 
besonders interessant ist eine Abmachung von 1423, wonach Peter von 
Greifensee gegen 5 Mannmad Wiesen und 1 Juchart Acker seiner Leib- 
eigenen Katharina Müller zu Haldenstein gestattet, all ihre Fahrhabe, 
ausgenommen Haus und Stadel, worin sie sitze, ihrem Ehemann, Hen- 
nin Müller, zu vermachen. Die Aufzeichnungen Ammanns betreffen 
namentlich diese Eigenleute und ihr Verhältnis zur Herrschaft. Jecklins 
Einleitung verbreitet sich über die Geschichte der Herrschaft Halden- 
stein und schildert deren wechselvolle Schicksale. Die Schrift über den 
Kampf um die Gewerbefreiheit endlich behandelt zunächst den Wider- 
stand, auf den die Bsseitigung der Zunftvorrechte durch Napoleons 
Mediationsakte in Chur stieß. Die Zünfte wurden denn auch, soweit 
die Mediationsakte und das öffentliche Wohl nicht entgegenstand, vor- 
erst beibehalten; so in der Handwerksordnung von 1806, in dieser 
freilich ‚bloß so lange, als irgend eine Stadt in der Schweiz solche bei- 
behalten kann“, so in der Gewerbeordnung von 1814. In Chur fingen 
aber in den zwanziger und dreißiger Jahren die Zünfte selbst an, an 
dieser Ordnung der Dinge zu rütteln und größere Freiheit zu verlangen. 
1840 wurde durch Verfassungsänderung ‚die bisherige Zunfteinrfichtung 
sowohl in politischer als gewerblicher Beziehung gänzlich aufgehoben“. 
Doch rührte sich dagegen nachmals zünftischer Widerstand. Erst 1845 
kam ein neues Niederlassungsgesetz zustande, das den letzten Resten 
des Zunftwesens ein Ende machte. 

In seinen, auch in der Zeitschrift für Schweizerisches Recht N. F. 
XXXVII 1918 erschienenen Studien zum Waadtländer Stadtrecht gibt 
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Haff, der eine Ausgabe des Coutumier von Moudon vorbereitet, neben 
einigen Aufzeichnungen über die Stadtrechte von Aigle und Rolle die 
consuetudines de Melduno heraus, wie sie, wahrscheinlich nach 1265 
entstanden, 1285, 1359, 1360 erneuert, später erweitert, auch ins Fran- 
sösische übertragen, schließlich in den gedachten Coutumier über- 
gegangen sind. Interessant ist die Geschichte des Stadtrechts und der 
Nachweis der Herkunft einzelner Artikel, worüber sich die Einleitung 
verbreitet: Ein Teil ist über Vevey aus dem zähringischen Stadtrecht 
nach Moudon gelangt und zwar durch Aymond von Faucigny, der be- 
kanntlich das Zähringer Recht auch auf Flumet (1228) übertragen hat; 
hierher gehören z. B. die Bestimmungen über die Bürgeraufnahme nach 
Jahr und Tag. Savoyisch und von Chambery übernommen sind vor- 
nehmlich die Artikel, welche die Herrschaftsrechte, namentlich die Banr- 
gewalt betreffen. Andere Bestandteile erweisen sich als dem Waadt- 
länder Stadtrecht eigentümlich. In einem Punkte nähert sich das Recht 
von Moudon auch dem der Berner Handfeste; für deren Datierung falk 
dieser Umstand mit ins Gewicht. 

Daß die schweizerische Rechtsgeschichte sich nicht bloß auf die 
Herausgabe von Quellen una die emsige Einzelarbeit versteht, sondern 
auch in großem Stil für die Allgemeinheit zu schaffen vermag, das lehrt 
die Geschichte der Stadt Basel von Andreas Heusler, die solchen 
Anklang fand, daß sie trotz der Ungunst der Zeiten kurz nach ihrem 
ersten Erscheinen neu mußte aufgelegt werden. Sie läßt sich als das 
seinen Mitbürgern abgelegte wissenschaftliche, wenn man will, aber 
auch politische Bekenntnis eines Mannes bezeichnen, der mit vollem 
Bedacht sein ganzes, an Erfolgen ungewöhnlich reiches Leben und Wir- 
ken in den Dienst seiner Vaterstadt gestellt hat, um ihr in Wort und 
Schrift, als Universitätslehrer und als Forscher, sowie durch Rat und 
Tat, als Mitglied ihrer gesetzgebenden Körperschaft und im höchsten 
Richteramt, zu dienen, eines Mannes auch, der in Wesen und Gesinnung 
das Baslertum so echt wie nur möglich verkörpert. Abgeklärtheit des 
Alters, eine die Vergangenheit nicht minder sicher als die Gegenwart 
beherrschende Lebensklugheit, genaueste Vertrautheit mit dem Stoff 
und die Gabe klarer und einfacher, im besten Sinne des Wortes volkr- 
tümlicher Darstellung haben sich vereinigt, um ein Buch zu schaffen, 
das sich fast wie das Werk eines antiken Historikers liest, und das den 
von Heusler bei anderer Gelegenheit als Leitwort verwendeten Au- 
spruch Quinctilians wahrmacht: Est enim historia proxima poetis et 
quodammodo cärmen solutum et scribitur ad narrandum non ad pro- 
bandum. Die Basler erhalten so in größerer Kürze, dafür aber auch 
in bis an die Gegenwart heranreichender Vollständigkeit etwa das, was 
Justus Möser einst seinen Osnabrückern zugedacht hatte. Daß es hier 
wie dort ein Jurist ist, der seinen Mitbürgern die Geschichte ihres Ge- 
meinwesens nahebringt, ist nicht das einzige, was die beiden Werke 
und ihre Verfasser gemein haben, wohl aber das, um dessetwillen wir 
hier des Heuslerschen Buches Erwähnung tun, ergibt sich doch daraus 
wie auch aus der Sache selbst ohne weiteres, daß die Entwicklung der 
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öffentlichen Einrichtungen die gebührende Berücksichtigung findet. 
Auch der Fachmann, der sich rasch und gut über den Gang der Basler 
Verfassungsgeschichte unterrichten will, wird mit Nutzen zu diesem 
Buche greifen. Auf Einzelheiten einzutreten, ist hier nicht der Ort, 
zumal es auf sie dem Sinn und Zweck von Heuslers Darstellung nach 
auch weniger ankommt. Diese will nicht etwa in Wettbewerb zu dem 
großen Werke Wackernagels!) treten, das nach wie vor die wissen- 
schaftlich grundlegende Leistung bleibt, auf der auch Heuslers Abriß, 
soweit jene reicht, selbstverständlich mit fußt; nur daß der letztere 
mehr darauf ausgeht, den Geist herauszuholen, der nach der Auffassung 
seines Urhebers in Basels Vergangenheit gewaltet hat. 
Ulrich Stutz. 


Dr. Georg Buch, a. o. Professor an der Universität Bres- 
lau, Der Notweg. Seine Geschichte und seine Stellung 
im heutigen Recht. München, Berlin und Leipzig, J.Schweit- 
zer Verlag, 1919. 1018. 8°. 


Der Verfasser betrachtet in seiner verdienstlichen Abhandlung die 
rechtliche Natur des heutigen Notwegrechts und sucht hierfür in ge- 
schichtlichen Untersuchungen die erforderliche Stütze zu finden. Für 
die germanistische Abteilung dieser Zeitschrift kommen vornehmlich 
seine Ausführungen über ‚Wegenot und Wegeeinräumung im deutschen 
mittelalterlichen Recht‘ (S. 22 bis S. 42) in Betracht. Der Verfasser 
geht von der allgemeinen Pflicht der Grundeigner, den Markgenossen 
zu Wirtschaftszwecken Weg und Steg über ihr Land zu geben, aus. 
Sie wurzele in dem genossenschaftlichen Gesamtrecht am Ackerland, 
dem lange andauernden Fehlen fester Ackergrenzwege und der man- 
gelnden Ausbildung feststehender markgenossenschaftlicher Wirtschafts- 
wege überhaupt. Diese nachbarrechtliche Pflicht sei eine allgemeine 
wechselseitige Pflicht gewesen, keine eigentliche Notweglast. Letztere 
werde vielmehr durch die Einseitigkeit von Recht und Pflicht und durch 
ihren außergewöhnlichen Charakter gekennzeichnet. Sie sei erst durch 
das Vorhandensein eines festen Wegenetzes angebahnt worden unter 


1) Vgl. darüber diese Zeitschrift XXXVII 1916 German. Abt. 8.728 ff., 
Kan. Abt. 8. 429 f. Bei dieser Gelegenheit sei es mir gestattet, darauf aut- 
merksam zu machen, daß Rudolf Wackernagel vornehmlich um der 
nahen Beziehungen willen, die im Mittelalter und darüber hinaus zwischen 
Basel und dem Oberelsaß bestanden haben, sich veranlaßt gesehen hat, 
swischen der Arbeit an seinem Hauptwerke heraus eine Geschichte des 
Elsasses von der ältesten Zeit bis zur französischen Revolution zu schreiben. 
Das Buch ist Ende 1918 in demselben Baslerischen Verlag wie Heuslers 
Schrift erschienen, kommt also gerade recht ad perpetuam rei memoriam 
retinendam und wirkt nicht nur wegen der in ihm waltenden Sachkunde 
und durch die Feinheit der Darstellung, sondern namentlich auch dank der 
nicht zu übertreffenden ruhigen Objektivität heute besonders stark. Auch 
in ihm hat das Wirtschafts- und Rechtsgeschichtliche wieder gebtihrende 
Berücksichtigung gefunden. 
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Verwertung von Notwegrechten bei Einzelhöfen. Diese einseitigen 
außerordentlichen Notwegrechte seien außerhalb der Gemeinschafts- 
ordnung durch konstitutiven Einzelakt nach billigem Ermessen der 
Obrigkeit geschaffen und hätten zunächst die Natur besonderer Ge- 
rechtsame gehabt. Erst als die neuzeitliche Gesetzgebung für solche 
Fälle durchweg ein Recht auf den Notweg gab, seien diese Befugnisse 
wieder als zum Inhalt des Eigentums gehörig angesehen worden. — 
Sehr förderlich für die historische Erkenntnis des Notwegrechts erscheint 
mir, daß der Verfasser es mit dem Grenz- und Wegesystem in Verbin- 
dung gesetzt hat. Vielleicht hätte der Quellenkreis weiter gezogen 
werden können. Der Verfasser berücksichtigt nur Grimms Weistümer, 
die österreichischen Weistümer und einige schweizerische Quellen. In 
der konstruktiven Unterscheidung und Wertung kann ich dem Ver- 
fasser nicht vollständig beipflichten. Mir erscheint auch das einseitige 
Notwegrecht bereits nach mittelalterlicher Auffassung als ein Ausfluß 
der Rechtsordnung und in Anpassung an das ältere wechselaeitige Not- 
wegrecht als eine inhaltliche Schranke des Grundeigentums. 


Halle a/S. Julius v. Gierke. 


Alfred Schmidt, Die Kölner Apotheken von der ältesten 
Zeit bis zum Ende der reichsstädtischen Verfassung. Bonn, 
Peter Hanstein, 1918. X und 160 8. 8° mit 25 Tafeln. 


Auf Grund von Materialien, die Friedrich Bellingrodt in uner- 
müdlicher Tätigkeit in den Jahren 1898—1904 im Kölner Stadtarchiv 
gesammelt und der nach seinem Tode von Hermann Keussen ge- 
wonnene Bearbeiter seither ergänzt und vermehrt hat, wird durch diese 
Schrift nicht bloß die Geschichte des Apothekenwesens und die Kölner 
Stadtgeschichte gefördert, sondern auch dem Rechtshistoriker manches 
Interessante geboten. Der außerordentlich belesene Verfasser holt aller- 
dings weit aus. So verfolgt er das Recht der Apotheken überhaupt von 
den Leges municipales von Arles aus der zweiten Hälfte des zwölften 
Jahrhunderts an, in Köln seit Schreinsurkunden des dreizehnten Jahr- 
hunderts, die zuerst neben Drogenhändlern auch Apotheker erwähnen. 
Eine Apotheker- oder Medizinalordnung ist in Köln erst aus dem Jahre 
1478 erhalten. Die Medizinalordnung von 1628 galt bis zum Ende der 
reichsstädtischen Periode. Seit 1392 ist eine Aufsicht über das Medizinal- 
wesen nachweisbar, sie war einer Ratskommission anvertraut, und es 
wurde mit ihr 1473 das Amt zu den Spezereien verbunden. Um 1585 
sind für Köln etwa 22 Apotheken nachweisbar. Der Rat war bestrebt, 
ihre Zahl zu vermindern. Die Privilegien gingen nicht auf die Häuser, 
es waren keine Realrechte, sondern auf die Person. Sie blieben den 
Witwen, wenn sie geprüfte Verwalter hielten und nicht Nichtapotheker 
heirateten. Auch ließ die Praxis den Übergang an die Kinder und mit 
Zustimmung des Rats die Veräußerung zu. Beachtung verdient ein 
Streit um die Mortifikation einer Apotheke von 1730, der bis an das 
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Reichskammergericht ging. In Köln gehörten die Apotheker nie zu 
einer bestimmten Zunft. Erforderlich war nur Besitz des Bürgerrechts 
und Eintritt bei irgendeiner der 22 (politischen) Gaffelgesellschaften. 
Noch allerlei anderes, was ihn interessiert, wird der Rechtshistoriker 
in diesem Buche finden, dem ein Anhang von gerade für den Juristen 
in Betracht kommenden urkundlichen Quellen und von dankenswerten 
Zusammenstellungen beigegeben ist. Ulrich Stutz. 


Josef Kohler, Shakespeare vor dem Forum der Juris- 
prudenz, 2. Auflage mit einem Bildnis des Verfassers. 
Berlin und Leipzig, Walther Rothschild, 1919. XI und 
366 8. 8°, 

Nicht um vom Standpunkt der zünftigen Rechtsgeschichte aus mit 
der neuen Auflage von Koblers viel beachtetem und viel besprochenem 
Shakespearebuch uns auseinanderzusetzen, greifen wir zur Feder. Eine 
solche Auseinandersetzung verbietet sich nicht nur dadurch, daß das 
Buch uns erst im Augenblick des Abschlusses dieses Jahresheftes zu- 
geht, sondern noch mehr durch den Umstand, daß der Verfasser es 
bei der Neubearbeitung grundsätzlich abgelehnt hat, zu der rechts- 
geschichtlichen Kritik der ersten Auflage Stellung zu nehmen, und 
sich darauf beschränkte, nachzutragen und anzufügen, was von eigener 
und fremder Forschung ihm für die Zwecke seines Unternehmens dien- 
lich schien. Im übrigen hat er das Werk so gelassen, wie es war, in der 
Meinung, daß es Anspruch darauf habe, in bisheriger Eigenart weiter 
den Platz einzunehmen, den es sich in der Literatur längst erobert hat. 
Man wird das nur billigen und, wie immer man über die angewandte 
Methode und manche Einzelheiten denken mag, sich darüber aufrichtig 
freuen können, daß das seit längerer Zeit vergriffene Buch nunmehr 
von neuem jedem, der sich für die in ihm behandelten rechtsgeschicht- 
lichen, rechtsphilosophischen und künstlerischen Probleme interessiert, 
zugänglich ist. Eine Fülle von Gedanken und Anregungen bietet es 
noch heute, und Kohlers reichen Geist und kühn zupackende Art 
lernt man aus ihm besonders gut kennen. Schade nur, daß der Ver- 
fasser das Erscheinen der Neuauflage, die ihm der Verlag Walther Roth- 
schild als Angebinde zum 70. Geburtstage zugedacht hatte, aber wegen 
der Ungunst der Verhältnisse nicht rechtzeitig fertigstellen konnte, nicht 
mehr erlebt hat! Noch vorher, am 3. August dieses Jahres, wurde er 
abberufen. Mit Wehmut nimmt nicht nur, wer, wie der Unterzeichnete, 
einst als dankbarer Hörer und zuletzt als Fakultätskollege dem Ver- 
ewigten näher gestanden hat, diese Neubearbeitung zur Hand, sondern 
wohl jeder, der von Kohler lernen durfte. Um so mehr begrüßen wir 
es, daß ein wohlgetroffenes Bildnis auch seine äußere Erscheinung für 
den Leser dieses Buches festhält, das mehr als andere dazu bestimmt 
sein dürfte, Kohlers wissenschaftliche Art der Nachwelt zu bewahren. 

Ulrich Stutz. 
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L. Günther, Die deutsche Gaunersprache und verwandte 
Geheim- und Berufssprachen. Leipzig, Quelle und Meyer, 
1919. XVIO und 238 8. 8°. 


Seitdem in H. Groß, Handbuch für Untersuchungsrichter ein 
sehr ausführlicher Abschnitt über die Gaunersprache enthalten ist, 
braucht man dem Praktiker, vor allem dem Kriminalisten, die Bedeu- 
tung derselben für Juristen nicht auseinanderzusetzen. Über diesen 
Kreis und über einen verhältnismäßig engen von Sprachforschern 
hinaus scheint jedoch das Rotwelsch nur feuilletonistisches Interesse 
zu haben. Es ist ja immerhin anregend, zu lesen, wie groß die Gruppe 
von Wörtern in unserer Umgangssprache ist, die aus tieferen Schichten 
zu ihr emporsteigt; z. B. ‚Draht‘ (= Geld) oder ‚„Engelmacherin“ u. dergl 
mehr. Die Etymologie der Gaunersprache ist allerdings wegen des 
innigen Gemenges verschiedener Sprachen (Hebräisch, Zigeunerisch, 
Deutsch, Slavisch u. a. Sprachen) besonders schwierig; dazu kommt 
das erklärliche Bestreben jeder Geheimsprache, zu verbergen, zu ver- 
drehen.!) Um so mehr blüht die Volksetymologie. Die Gaunersprache 
verdient mehr ernste Beachtung auch von den Rechtshistorikern und 
Historikern. Der Schwertteil des rotwelschen Sprachschatzes entfällt 
zwar auf das Hebräische, und schon deshalb liegt er dem Verständnis 
und Studium des deutschen Rechtshistorikers ferne. Andererseits aber 
überrascht bei näherem Eindringen doch der Reichtum der Gauner- 
sprache an älterem oder mundartlichem deutschen Sprachgut. Als 
rechtssprachliches Beispiel sei ‚‚dreitloft“ = Hochzeit (Groß, Unter- 
suchungsrichter ® I 459) angeführt, in dem der Brautlauf weiterlebt. 
Aber auch bisher stehengebliebene Fragezeichen würden mitunter hier 
ihre Lösung finden. So war bisher das Schimpfwort Achtundzwanziger 
ungedeutet, das sich in einer Pegauer Handschrift des 14. oder 15. Jahr- 
hunderts findet. H. clat zu B. nemlich, de he were eyn achtenczenczeger: 
damit hat he om an sin ere grel ... . vorder claget he zu M., das her . 
hat on geheisen eyn kotzenschalk, ein dhep and cn ach und 
(vgl. v. Künßberg, Acht S. 62). Es ist sehr wahrscheinlich, daß diese 
Stelle erläutert wird durch die Mitteilung von H. Groß a. a. O. S. 455: 
Achtundzwanziger = offener Überfall. 

Leider besitzen wir noch kein richtiges Gaunerwörterbuch, in dem 
der ganze Wortschatz des lebenden und älteren Rotwelsch methodisch 
gesammelt und verarbeitet wäre. Das von Friedrich Kluge in An- 
griff genommene ist noch nicht fertig, und auch das, was uns L Günther 
im Vorwort S. XVIII verspricht, ist noch in weiter Ferne. Jahrelange 
Beschäftigung mit verwandten Themen (‚Recht und Sprache‘ 1898, 
vgl. Werminghoff in dieser Zeitschrift 33, 278f.; „Deutsche Rechts- 
altertümer in unserer heutigen deutschen Sprache‘ 1903, „Das Rot- 
welsch des deutschen Gauners‘‘ 1905) hat ihm eine solche Sammlung 


‘) Vgl. Groos, Spiele der Menschen 433 und die dort angegebene 
Literatur. 
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nahegelegt. Als Abschlagszahlung will der Verf. die Verzeichnisse S. 207 ff. 
betrachtet wissen. Das ganze Buch ist ein dankenswerter Wiederabdruck 
von verstreut veröffentlichten Zeitungsaufsätzen (19056—17), daher die 
nicht seltenen Wiederholungen. 

Im einzelnen gehen den Juristen aus dem 1. Hauptstück besonders 
an die Abschnitte „Geld“, Polizei“, ‚Gefängniswesen“. Zu spieß 
S. 67f. bemerke ich, daß es in der deutsch-österreichischen Schüler- 
sprache der 80er und %er Jahre ausschließlich die Bedeutung Gulden 
hatte. Unter „Gefängniswesen“ wäre als weit verbreitet und bezeich- 
nend nachzutragen willkomm und abschied für die Prügel bei Beginn 
und am Ende der Freiheitsstrafe; dann etwa ‚,S. Martins mantel um- 
hängen“ für „in den Martinsturm zu Freiburg i. B. einsperren“. Woher 
kommt der Name Brassel für den Ratsdiener und Gefangenenwärter 
in Altregensburg ? 

Ein besonderes, wohl ausbaufähiges Kapitel ist der Scharfrichter- 
sprache vor hundert Jahren gewidmet. Aber auch die Teile des Buches, 
die sich mit der deutschen Gemeinsprache beschäftigen (Berufsübertra- 
gungen, Personennamen als Standes- und Berufsbezeichnungen, Vor- 
namen als Sachbezeichnungen), werden dem juristischen Loser allerlei 
sagen. Zu den verschiedenen übertragenen Verwendungen des Vor- 
namens Heinrich (S. 199) darf wohl auch das baslerische C’hopfabheint 
— Gerichtsstätte) gestellt werden, obwohl es im schweizerischen Idioti- 
kon II 1313 von einem andern Wortstamm abgeleitet wird. 


Heidelberg. v. Künßberg. 


Außerdem sind bis 1. November 1919 bei der Redaktion folgende 
Schriften eingegangen, die nach Möglichkeit später besprochen werden 
sollen): 

Bär, Max,. Die Bzhördenverfassung der Rheinprovinz seit 1815, 
Publikationen der Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde 
XXXV. Bonn, P. Hanstein, 1919. 


Brunner, Heinrich, Grundzüge der deutschen Rechtsgeschichte, 
siebente Auflage, nach dem Tode des Verfassers besorgt von Ernst 
Heymann. München und Leipzig, Duncker & Humblot, 1919. 


Hübner, Dr. Rudolf, Professor der Rechte in Halle a. S., Grund- 


züge des Deutschen Privatrechts, 3. durchgesehene Auflage. Leip- 
zig, A. Daichert, 1919. 


Keussen, Hermann, Köln im Mittelalter. Topographie und Ver- 
fassung. Revidierter Sonderdruck mit 3 Tafeln. Bonn, P. Hanstein, 
1918. X und 214 S.4°. (Die Einleitung zu Keussens Topographie 


2) Eingänge, die völlig aus dem Bereich unserer Zeitschrift bzw. unserer 
Abteilung fallen, finden keine Berücksichtigung. Auch übernimmt die Re- 
daktion für nicht erbetene Zusendungen weder eine Verpflichtung zur Be- 
sprechung noch eine solche zur Rücksendung. 
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der Stadt Köln im Mittelalter — vgl. diese Zeitschrift XXXIH 1911 
S. 574ff. — erscheint hier im Sonderdruck, versehen mit 10 8. Er- 
gänzungen und Berichtigungen, worauf Rechts- und Verfassungs- 
historiker hierdurch besonders aufmerksam gemacht werden.) 


Schröder, Richard, weil. Prof. der Rechte an der Universität 
Heidelberg, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte. Sechste 
verbesserte Auflage, fortgeführt von Eberhard Frh. v. Künßberg, 
Prof. der Rechte an der Universität Heidelberg. Mit einer Abbil- 
dung im Text, fünf Tafeln und einem Bildnis. Erster Teil. Leipzig, 
Veit u. Comp., 1919. 


Da Hand- und Lehrbücher sowie Grundrisse nach feststehendem 
Herkommen in unserer Zeitschrift nicht besprochen werden, sei an 
dieser Stelle auf das Erscheinen der ersten zwei Drittel ($$ 1—) 
der sechsten Auflage von Schröders Lehrbuch nachdrücklich hin- 
gewiesen. Sie sind zum größten Teil noch von dem Verstorbenen 
selbst bearbeitet, und zwar in derselben sorgsamen, auf alle Neu- 
erscheinungen aufmerksam eingehenden Weise wie die früheren Auf- 
lagen und geben im allgemeinen den Stand unserer Wissenschaft 
beim Ableben des Verfassers wieder. Das letzte Drittel, bearbeitet 
von v. Künßberg, soll bald folgen. Ein wohlgetroffenes Bild des 
verewigten Meisters ziert das Buch. 


v. Schwind, Dr. Ernst Freiherr, Deutsches Privatrecht, ein Grund- 
riß zu Vorlesungen und ein Lehrbuch für Studierende I. Wien und 
Leipzig, Carl Fromme, 1919. 


Waas,Adolf,Vogtei und Bede in der deutschen Kaiserzeit. Erster Teil. 
Arbeiten zur deutschen Rechtse- und Verfassungsgeschichte, mit 
Unterstützung der Freiherrlich v. Grempschen Stiftung in Tübingen 
herausgegeben von Johannes Haller, Philipp Heck, Arthur 
B. Schmidt. I. Heft. Berlin, Weidmannsche Buchhandlung, 1919. 
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Über den am 19. Februar 1919 im 76. Lebensjahre in Halle an der 
Saale verstorbenen Geh. Justizrat und o. Professor des Staats-, Ver- 
waltungs- und Kirchenrechts DDr. Edgar Loening, den langjährigen 
Vertreter der dortigen Universität im Preußischen Herrenhause, siehe 
den Nachruf, den ihm A. Werminghoff in der Kan. Abt. des diesjährigen 
Bandes unserer Zeitschrift widmet. Seine philosophische Dissertation 
(1865): De pace domestica, seine Abhandlung (1867): Die Erbver- 
brüderungen zwischen den Häusern Sachsen und Hessen und Sachsen, 
Brandenburg und Hessen, seine Festschrift für Bluntschli (1879): Die Haf- 
tung des Staats aus rechtswidrigen Handlungen seiner Beamten nach 
deutschem Privat- und Staatsrecht, seine Schrift (1880): Die Befreiung des 
Bauernstandes in Deutschland und in Livland, seine Rektoratsrede (1899): 
Die Repräsentativverfassung im 19. Jahrhundert, seine Untersuchung 
über die Autonomie der standesherrlichen Häuser (1905), die akademische 
Rede (1911): Die Entwicklung des Genossenschaftswesens in Deutsch- 
land, die Festgabe für v. Brünneck (1913): Das Preußische Gesetz vom 
10. Juni 1854 betreffend die Deklaration der Verfassungsurkunde, end- 
lich seine dem Schwager Otto v. Gierke gewidmeten Abhandlungen 
und Aufsätze Bd. I (1914): Gerichte und Verwaltungsbehörden in Bran- 
denburg-Preußen u. a. rechtfertigen es, daß wir des hervorragenden 
Forschers und Lehrers auch an dieser Stelle gedenken. 


. Am 21. März 1919 verschied im Alter von 64 Jahren der am 28. März 
1855 in Weimar geborene o. Professor der vergleichenden Sprachwissen- 
schaft an der Universität Breslau Dr. jur. h. c. Otto Schrader, Ver- 
fasser des wiederholt aufgelegten Buchs über Sprachvergleichung und 
Urgeschichte, hochverdient auch durch sein Reallexikon der indogermani- 
schen Altertumskunde. 


Am 30. März 1919 ereilte der Tod den o. Professor des Staats- 
und Verwaltungsrechts an der Wiener Universität Hofrat Edmund 
Bernatzik. 


Im hohen Alter von 88 Jahren verschied am 19. April 1919 zu 
Berlin der o. Honorarprofessor an der dortigen Universität, ehemals 
Präsident der Justizprüfungskommission, Mitglied des Preußischen 
Herrenhauses und Kronsyndikus Dr. jur. et phil. h. c. Adolf Stölzel, 
Mitglied des Kuratoriums unserer Savigny-Stiftung, geboren am 28. Juni 
1831 in Gotha. Schon in Kassel, wo er 1867-1872 als Kreisrichter 
und Kreisgerichtsrat tätig war, beschäftigte er sich mit rechtsgeschicht- 
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lichen Fragen. 1872 erschien seine Entwicklung des gelehrten Richter- 
tums in deutschen Territorien, ein Werk, das als wichtiger Beitrag zur 
Geschichte der Rezeption seinen literarischen Ruhm begründete. Es 
folgten 1885 sein Carl Gottlieb Svarez und 1888 das Werk über Branden- 
burg-Preußens Rechtsverwaltung und Rechtsverfassung sowie das Jahr 
darauf seine Fünfzehn Vorträge aus der brandenburgisch-preußischen 
Rechts- und Staatsgeschichte. Seine späteren rechtsgeschichtlichen Ver- 
öffentlichungen, neben denen übrigens, wie neben den früheren, zahl- 
reiche dem geltenden Recht und anderen, z. T. über die Rechtswissen- 
schaft hinausgreifenden Gegenständen gewidmete größere und kleinere 
Arbeiten einhergingen, nämlich das umfangreiche Werk: Die Entwick- 
lung der gelehrten Rechtsprechung untersucht auf Grund der Akten 
des Brandenburger Schöppenstuhls (1901) sowie von Materialen aus 
Jülich-Berg, Bayern, Sachsen und Brandenburg (1910), aber auch seine 
Studien über Geding und Appellation usw. (1911) hatten nicht mehr 
denselben Erfolg wie die früheren und sind von berufenster Seite stark 
angefochten worden. Die großen, unvergänglichen Verdienste, die Stölzel 
sich auch um die deutsche Rechtsgeschichte erworben hat, sollen aber 
trotzdem über sein Grab hinaus dankbar anerkannt bleiben. Seine 
Arbeitskraft und seine Hingabe an die Wissenschaft verdienen Be- 
wunderung. Vor allem aber wird es dem Dahingegangenen nicht ver- 
gessen werden, daß er bei allem Interesse, das er in Amt und literarischer 
Tätigkeit dem geltenden Rechte entgegenbrachte, mit besonderer Liebe 
dem Werden unserer Einrichtungen nachging. Möchte es uns an rechts- 
geschichtlich unterrichteten und mitarbeitenden Praktikern vom Schlage 
Adolf Stölzels nie fehlen! 

Am 26. April 1919 verstarb zu Wäggis der o. Professor der Schweize- 
rischen Geschichte an den Zürcher Hochschulen Wilhelm Oechsli, 
geboren zu Zürich am 6. Oktober 1851. Von seinen zahlreichen Schriften 
kommen für den Rechtshistoriker namentlich sein Buch über die Anfänge 
der schweizerischen Eidgenossenschaft (1891) sowie seine Studien über 
Orte und Zugewandte (1888) und über die Benennungen der alten Eid- 
genossenschaft (1916/7) in Betracht. 

In Don Eduardo de Hinojosa y Naveros, der am 19. Mai 
im Alter von 67 Jahren das Zeitliche segnete, hat die spanische Rechts- 
geschichte ihren Altmeister und die Wissenschaft überhaupt einen ihrer 
im besten Sinne des Wortes völkerverbindenden Vertreter verloren. 

Er begann — wenigstens auf dem Gebiete der Rechtsgeschichte, 
denn vorangegangen waren einige archäologische Arbeiten — mit einer 
Historia del derecho romano, deren erster Band 1880 erschien, der 
zweite 1885. Auch sein Beitrag zu den Melanges Fitting (1910): La 
r6ception du droit romain en Catalogne gehört in diesen Zusammen- 
hang, nicht minder seine Gedächtnisrede: Teodoro Mommsen y su im- 
portancia para la historia del derecho espaüol, ja auch seine Historia 
general del derecho espanol, da sie über den ersten Band nicht hinaus- 
gekommen ist und infolgedessen außer der Urzeit nur die römische 
Periode und von der westgotischen lediglich die Rechtsquellen behandelt. 
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Sichere Beherrschung, sorgfältige Heranziehung und glückliche 
Fruchtbarmachung der Literatur, nicht nur der spanischen, sondern 
der gesamten europäischen, zeichnet auch die späteren Arbeiten Hino- 
josas aus. Was sie aber noch über die früheren erhebt, das ist ihr 
monographischer Charakter und ihr Aufbau auf selbständige Urkunden- 
forschung. Zu dieser, die in Spanien darum, weil es an Sammlungen 
gedruckter Quellen und an Urkundenbüchern nicht so reich ist wie 
andere Länder, ausgiebige Archivstudien erfordert, war Hinojoss um 
die Jahrhundertwende übergegangen. Seine seitherigen Arbeiten lassen 
sich zu zwei Gruppen zusammenordnen. 

Die eine ist der spanischen Feudalzeit gewidmet. Mit dem Städte- 
wesen beschäftigt sich eine schon 1895/6 erschienene Abhandlung: 
Origen del regimen municipal en Leön y Castille. Quellen, die sich 
auf dieselben Territorien beziehen, gab Hinojoss noch kurz vor seinem 
Tode (1919) in den Veröffentlichungen des Centro de Estudios Histöricos 
de Madrid unter dem Titel: Documentos para la historia de las insti- 
tuciones de Leön y Castilla (siglos X<—XIII) heraus. Vor allem aber 
galt sein Interesse der Geschichte der Grundherrschaft und der bäuer- 
lichen Verhältnisse. Über sein ausgezeichnetes Werk: EI rögimen 
senorial y la cuestiön agraris en Cataluna durante la edad media (1905) 
hat seinerzeit Rudolf Hübner in dieser Zeitschrift Bd. XXIX 1908 
German. Abt. 8.373 berichtet. Vorangegangen war als Antrittsrede in 
der Akademie zu Barcelona 1901 eine Studie über: La pagesia de re- 
mensa en Cataluna, aber auch eine Abhandlung betreffend La servi- 
dumbre de la gleba en Aragön (1904) und ein Beitrag zur Festgabe 
für Codera (1904): Mezquinos y exaricos. 

Die andere Gruppe der auf die spanische Rechtsgeschichte des 
Mittelalters bezüglichen Arbeiten Hinojosas ist für uns besonders be- 
deutsam, weil sie den germanischen Charakter des altspanischen Rechtes 
aufzeigt. Hieber gehören der Aufsatz: La comunidad domestica en Espana 
durante la edad media (1905) und der andere im gleichen Jahre erschie- 
nene: La fraternidad artificial en Espana, worüber man Max Pappenheim 
in dieser Zeitschrift XXVII 1906 German. Abt. 8.456 vergleichen möge. 
Auch der schöne Beitrag zur Festschrift zum zwanzigjährigen Professoren- 
jubiläum von Men£ndez Pelayo (1899): El derecho en el poema del Cid 
verdient in diesem Zusammenhang Erwähnung. Im Vordergrund jedoch 
steht für uns die, man darf wohl sagen, klassische Abhandlung: „Das 
germanische Element im spanischen Rechte“, die Hinojosa in dieser 
Zeitschrift Bd. XXXI 1910 German. Abt. S. 282 erscheinen ließ. Auf 
dem Internationalen Historikerkongreß zu Berlin hatte er am 12. August 
1908 über L’el&ment germanique dans le droit espagnol vorgetragen 
and sich auf unseren Wunsch alsbald aufs liebenswürdigste bereit er- 
klärt, uns den Vortrag ausgearbeitet und mit dem nötigen Quellen- 
und Literaturapparat versehen zum Abdruck in deutscher Über- 
setzung zu überlassen. Damit diese grundlegende Studie auch seinen 
Landsleuten zugute komme, wurde 1915 im Einverständnis mit ihm 
and uns von dem genannten Centro de Estudios Histöricos de 
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Madrid unter dem Titel: El elemento germänico en el derecho espanol 
eine nochmals durchgesehene und durch einige Literaturangaben er- 
weiterte spanische Sonderausgabe veranstaltet. Den Spuren Julius 
Fickers folgend, aber ihn durch Form, Inhalt und namentlich Voll- 
ständigkeit der Darstellung weit übertreffend, wies Hinojosa für alle 
Teile des altspanischen Rechtes, wie es durch die Fueros und die Ur- 
kunden besonders von Leon, Kastilien und Portugal, aber auch Ara- 
goniens und Navarras, ja selbst Kataloniens bezeugt ist, die west- 
gotisch-germanische Herkunft nach. Die Abhandlung stellt sich so ge- 
wissermaßen als das grundlegende Kapitel der leider nicht erschienenen. 
mittelalterlichen Rechtsgeschichte Spaniens von Hinojosa dar. 

Von sonstigen Einzeluntersuchungen seien etwa noch die aus dem 
letzten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts stammende über La pri- 
vaci6n de sepultura a los deudores und die andere von 1907 über La 
condiciön civil de la mujer en el derecho espanol antiguo y moderno 
genannt sowie die Antrittserede in der Madrider Academia de la Historia 
von 1889: Francisco de Vitoria y sus escritos juridicos nebst seiner 
Preisschrift für die Madrider Academia de Ciencias morales y politicas 
(1889/90): Memoria sobre la influencia que tuvieron en el derecho 
püblico de su patria y singularmente en el derecho penal los filösofos 
y teölogos espafioles anteriores a nuestro siglo. Einige von diesen 
und den früher genannten Untersuchungen hat ihr Urheber 13 als 
Estudios sobre la historia del derecho espaüol vereinigt erscheinen 
lassen. Eine zweite Reihe war bereits 1905 als demnächst erscheinend 
angekündigt worden; sie sollte außer einer Untersuchung über die 
kirchliche Gerichtsbarkeit bei den Westgoten u. a. auch die 1904 beim 
Eintritt in die Real Academia Espanola gehaltene Rede: Relaciones 
entre el derecho y la poesia weiteren Kreisen zugänglich machen, ist 
aber, wenn wir nicht irren, bis heute nicht erschienen. 

Geboren ist Hinojosa, wie wir einem von Herrn Prof. Dr Leopold 
Perels in Heidelberg uns freundlichst übermittelten Nachruf entnehmen, 
den der Rechtshistoriker Fernando Valls Taberner in Barcelona in der 
Revista quincenal III Nr. 59 vom 10. Juni 1919 p.219—225 dem ver- 
ewigten Meister gewidmet hat, im Jahre 1852 zu Alhama de Granada. 
Schon in jungen Jahren promovierte er und zwar sowohl zu U.I.D. 
als auch zum Dr. phil. 1875 trat er in den Dienst des Museo Arqueo- 
lögico Nacional zu Madrid. Im Oktober 1882 wurde er Professor der 
alten und mittelalterlichen Geographie an der Eecuela Superior de 
Diplomätica, begann bald darauf an ihr mit Vorlesungen über spanische 
Verfassungsgeschichte und übernahm dann den Lehrstuhl für alte und 
mittelalterliche Geschichte Spaniens an der Madrider Universität; eine 
Historia de Espana desde la invasiön de los pueblos germänicos hasta 
la ruina de la monarqufa visigoda begann er im Verein mit Aureliano 
Fernändez Guerra im Jahre 1890, nachdem er schon 1880 mit andern 
zusammen das Boletin historico gegründet hatte. Daß er nach und 
nach zur Mitgliedschaft in den verschiedenen Akademien seines Vater- 
landes aufstieg, ergibt sich bereits aus dem über seine Schriften Bei- 
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gebrachten; zuletzt war er ständiger Sekretar der Real Academia de 
la Historia de Madrid. Im Centro de Estudios Histöricos de Madrid 
leitete er die Abteilung für mittelalterliche Verfassungsgeschichte. 
Doch auch in anderer als gelehrter Stellung war er vorübergehend 
tätig; so war er Mitglied des Senats und 1896/7 sowie 1900/1 Gouver- 
neur von Barcelona, ein Amt, in dem er sich trotz seines vornehm 
zurückbaltenden und jedem Buhlen um die Gunst der Menge abholden 
Wesens durch Gewissenhaftigkeit, strenge Rechtlichkeit und Un- 
bestechlichkeit allgemeines Ansehen erwarb; seinen Aufenthalt in 
Barcelona hat er bezeichnenderweise, soweit ihm die Amtsgeschäfte 
freie Zeit ließen, zu Archivstudien benutzt, und in die Zwischenzeit 
fällt eine Studienreise, auf der er namentlich die Archive von Gerons 
und Vich ausbeutete, alles zum Zwecke der oben erwähnten Studien 
zur Geschichte der Grundherrschaft. Politisch gehörte er der kon- 
servativen Partei an, kirchlich war er überzeugter Katholik. Seine 
maßvolle und anspruchslose Art, seine umfassende und feine Bildung, 
seine vornehme Denkweise und in Wort und Schrift stets verbindliche, 
ja liebenswürdige Art gewannen jeden, der ihm näherzutreten das 
Glück hatte. Er machte nicht viel Worte, aber was er sagte, verfehlte 
seine Wirkung nie. Gelehrter und Edelmann im besten Sinne des 
Wortes zugleich, fößte er jedem Achtung ein und erwarb er sich die 
verehrungsvolle Anhänglichkeit vieler, insbesondere der jüngeren Ge- 
neration, deren er sich mit fast väterlichem Wohlwollen annahm. Da 
er nicht bloß ein Kenner der alten Sprachen war, sondern auch von den 
lebenden die wichtigsten beherrschte und überdies viel reiste, hatte 
er ausgedehnte Beziehungen, die wiederum der Wissenschaft und 
zwar nicht nur der seinigen zugute kamen. In zahlreichen Be- 
sprechungen hat er im Boletin histsrico, im Boletin de la Real Aca- 
demia de la Historia und besonders in der Revista de Archivos, 
Bibliotecas y Museos ausländische, auch deutsche Forschungen seinen 
Landsleuten zur Kenntnis gebracht. Wandte man sich um Auskunft 
über spanische Dinge an ihn oder empfahl man ihm gar Gelehrte, die 
an Ort und Stelle über Fragen der spanischen Geschichte oder Rechts- 
geschichte arbeiten sollten, so war man sicher, daß er sich der Sache 
und der Person aufs liebenswürdigste annahm. Auch in Deutschland, 
von wo aus ihm die Freiburger philosophische Fakultät die Würde 
eines Ehrendoktors und die Berliner juristische Gesellschaft die eines 
Ehrenmitglieds übertrug, wird Eduardo de Hinojoss, der Forscher und 
der Mensch, unvergessen bleiben. 

Am 29. Juni 1919 verstarb zu Leipzig der Geh. Rat und o. Pro- 
fessor der indogermanischen Sprachwissenschaft Karl Brugmann, ge- 
boren am 16. März 1849 zu Wiesbaden. 


Berufen wurden: Der o. Professor des deutschen Rechts an der 
Universität Straßburg i. E. Freiherr v. Schwerin in gleicher Eigenschaft 
an die Universität Freiburg i. Br., der o. Professor des deutschen Rechts 
‚an der deutschen Universität in Prag Zycha in gleicher Eigenschaft 


398 Germanistische Chronik. 


an die Universität Gießen, der o. Professor des öffentlichen Rechts Ruck, 
der einen Ruf nach Straßburg i. E. angenommen hatte, bleibt als Ordı- 
narius in Basel, der a.o. Professor an der Universität Straßburg i.E 
Merk, der zunächst als Titularextraordinarius an die Universität Fre- 
burg i. Br. zurückgekehrt war, folgte einem Ruf als Ordinarius des deut- 
schen Rechts an die Universität Rostock, der o. Professor des Stasts-, 
Völker- und Kirchenrechts an der Universität Kiel W. van Calker 
ging in gleicher Eigenschaft nach Freiburg i. Br., der o. Professor der 
romanischen Philologie an der Universität Straßburg i.E. Schultr- 
Gora in gleicher Eigenschaft nach Jena, der a.o. Professor des Kirchen-, 
Verwaltungs- und Völkerrechts in Münster Ebers als o. Professor der- 
selben Fächer nach Köln, der Privatdozent an der Universität Berlin 
Oppenheimer als o. Professor der Soziologie nach Frankfurt aM, 
der o. Professor der englischen Philologie Deutschbein in Halle nach 
Marburg, der Professor an der technischen Hochschule in Dresden Heiß 
als o. Professor der romanischen Philologie nach Freiburg i. Br.. der 
a.0. Professor der Nationalökonomie Biermann in Leipzig als o. Pro- 
fessor nach Greifswald, der Professor an der Handelshochschule Berlin 
EBßlen als o. Professor der Nationalökonomie nach Göttingen, der o. Pro- 
fessor der deutschen Sprache und Literatur in Konstantinopel Richter 
als o. Professor der germanischen Philologie nach Greifswald, der 
o. Honorarprofessor des deutschen und bürgerlichen Rechts in Rostock 
Haff nahm eine Berufung als Ordinarius des deutschen Rechts zunächst 
an die Universität Königsberg i. Pr. und hernach an die Universität 
Hamburg an, der o. Honorarprofessor in Heidelberg Max Weber ging 
als o. Professor der Gesellschaftswissenschaft, Wirtschaftsgeschichte und 
Nationalökonomie nach München, der Privatdozent Schmidt-Rimpler 
in Halle wurde zunächst als a.o. Professor des deutschen Rechts nach 
Königsberg berufen und dann als Ordinarius desselben Fachs nach Ro- 
stock, der a.o. Professor in Königsberg Wolzendorff ging als o. Pro- 
fessor des Staats- und Verwaltungsrechts nach Halle, der a.o. Professor 
Pohlin Greifswald als o. Professor des öffentlichen Rechts nach Rostock, 
der a.0. Professor der deutschen Philologie in Gießen Helm als Ordinarius 
desselben Fachs nach Würzburg, der o. Professor des Handelerechts in 
Rostock Wüstendörfer in gleicher Eigenschaft an die Universität 
Hamburg, der a.o. Professor in Heidelberg Neckel als Nachfolger des 
vom Lehramt zurückgetretenen Ordinarius der nordischen Philologie 
in Berlin Heusler nach Berlin, der a.o. Professor der neueren Geechichte 
in Heidelberg Wätjen als o. Professor desselben Fachs an die technische 
Hochschule in Karlsruhe, der o. Professor des Öffentlichen Rechte ın 
Wien v. Laun in gleicher Eigenschaft an die Universität Hamburg, 
der Privatdozent an der Universität Berlin Helfritz als o. Professor 
des Staats-,Verwaltungs- und Völkerrechts nach Breslau, der o. Professor 
in Straßburg i. E. H. Lehmann zunächst als o. Honorarprofessor nach 
Bonn und dann als o. Professor des bürgerlichen und Zivilprozeßrechts 
an die Universität Köln, der o. Professor der deutschen Sprache und 
Literatur an der Universität Frankfurt a. M. Panzer in gleicher Eigen- 
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schaft an die Universität Heidelberg, der o. Professor der Volkswirt- 
schaftslehre an der Universität Breslau Adolf Weber in gleicher Eigen- 
schaft nach Frankfurt a. M., der Privatdozent an der Universität Bonn 
Hashagen als o. Professor für mittlere und neuere Geschichte an die 
Universität Köln, der o. Professor für mittlere und neuere Geschichte 
an der Universität Straßburg i/E. Spahn in gleicher Eigenschaft an 
die Universität Köln. 


Befördert wurden: Der a.o. Professor des öffentlichen Rechts 
in Kiel Jellinek zum o. Professor für Staats-, Verwaltungs- und Kirchen- 
recht, der Privatdozent an der Universität Greifswald Curschmann 
zum &0. Professor für Verfassungsgeschichte, Wirtschaftsgeschichte, 
historische Geographie und Urkundenlehre, der a.o. Professor der mitt- 
leren und neueren Geschichte in Rostock Andreas zum o. Professor, 
der a.o. Professor für Staats- und Verwaltungsrecht in Wien Kelsen 
zum o. Professor, der Privatdozent für romanische Philologie in Berlin 
Lommatzsch zum a.o. Professor, der a.o. Professor der Geschichte 
Stein in Göttingen zum o. Professor, der Privatdozent des Staatsrechts 
Nawiakowsky in München zum a.o. Professor, der a.o. Professor der 
romanischen Philologie Ganullscheg in Innsbruck zum o. Professor, 
der Privatdozent der Geschichte in Zürich Gagliardi zum a.o. Professor, 
der Privatdozent an der Universität Berlin Wagemann zum a.o. Pro- 
fessor daselbst, der Privatdozent der iranischen und indischen Philologie 
Geiger in Wien zum a.o. Professor, der a.o. Professor der Nationalöko- 
nomie in Jena Kißler zum Ordinarius, der a.o. Professor für deutsche 
und niederländische Sprache an der Universität Bonn Frings zum 
o. Professor, der a.o. Professor für mittlere und neuere Geschichte an 
der Universität Marburg Stengel zum o. Professor daselbst, der a.o. 
Professor des öffentlichen Rechts in Kiel Schönborn zum o. Professor. 


Ernannt wurden: Paul Lensch zum a.o. Professor der Sozial- 
und Wirtschaftsgeschichte an der Universität Berlin, der bisherige o. Pro- 
fessor der neueren Geschichte an der Universität Straßburg i. E. Stählin 
zum o. Honorarprofessor der osteuropäischen Geschichte in Leipzig, 
Heinrich Cunow zum a.o. Professor der Ethnographie und Soziologie 
an der Universität Berlin, Joh. Hertel in Döbeln zum o. Professor der 
indischen Philologie in Leipzig, der bisherige Unterstaatssekretär im 
Reichswirtschaftsamt Heinrich Göppert zum o. Professor des Industrie- 
und Handelsrechts an der Universität Bonn, der Handelsminister a.D. 
Wieser zum o. Professor der Staatswissenschaften in Wien. 


Es habilitierten sich: Für deutsche Rechtsgeschichte und deut- 
sches Privatrecht Heinrich Mitteis in Halle, Ernst Gerland für 
osteuropäische und Wilhelm Schüßler für neuere Geschichte in Frank- 
furt a.M., Hans Naumann, bisher in Straßburg, für germanische 
Philologie in Jena, Staatsminister a. D. Ludwig v. Köhler für Staats- 
und Verwaltungsrecht sowie Verwaltungslehre in Tübingen, Ludwig 
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Bergsträsser für Geschichte an der technischen Hochschule in Berlin, 
Otto Brandt für mittlere und neuere Geschichte in Kiel, Georg 
Jahn für Nationslökonomie in Leipzig, Max Lindenau in Marburg 
für indische Philologie. 

U. St. 


Bericht der akademischen Kommission 
für das Wörterbuch der deutschen Rechtssprache 
für das Jahr 1918. 
Von Hm. Roethe. 


Im vergangenen Jahre hat eine Kommissionssitzung nicht stattge- 
funden. Auch sonst machte sich dieses letzte Kriegsjahr überall be- 
sonders schwer fühlbar. Doch gelang es auch diesmal der Energie 
des wissenschaftlichen Leiters, Hrn. Eberhard Freiherrn von Künßberg, 
trotz seiner andauernden Kriegshilfe die Geschäfte und Arbeiten des 
Rechtswörterbuchs im Gange zu halten, wie der folgende Bericht das 
erweist: 


Bericht des Hrn. Eberhard Freiherrn von Künßberg. 


Der Druck der Kriegszeit lastete schwer auf unserer Arbeit. 
Trotzdem gelang es, die Archivarbeiten fortzusetzen, eine Reihe von 
Werken zu verzetteln, an Artikeln zu arbeiten und den wissenschaft- 
lichen Verkehr aufrechtzuerhalten. Die Demobilmachung brachta so- 
fort Erleichterung und volles Wiedereinsetzen der Arbeit. Auch der 
Wiedereintritt Dr. Eschenhagens steht bevor. 

Für freundliche Förderung haben wir heuer zu danken den HH. 
Karl von Amira, München, Hans Fehr, Heidelberg, Cäsar Kinkelin, 
Romanshorn, Friedrich Kluge, Freiburg, und Johannes van Kuyk, 


Verzeichnis der im Jahre 1918 ausgezogenen Quellen: 


K. v. Amira, Die Neubauersche Chronik, München, 1918: v. Künßberg, 

Archivalische Zeitschrift, hrsg. durch das Bayerische Allgemeine 
Reichsarchiv in München, N. F. 19. Bd., München 1912: v. Künßberg. 

Karl Bücher, Zwei mittelalterliche Steuerordnungen (Kleinere Beiträge zur 
Geschichte), Leipzig 1894: v. Künßberg. 

M. Busch, Die Steuerverfassung Süddithmarschens vom 16. bis 18. Jahr- 
hundert, Kiel 1916: v. Künßberg. 

J.B.Diepenbroek, Geschichte des vormaligen münsterischen Amtes Meppen 
oder des jetzigen hannoverschen Herzogtums Arenberg-Meppen, Münster 
1838: Prof, Dr. His, Münster. 

Albert Eggers, Das Steuerwesen der Grafschaft Hoya, Inaug. Diss. Mar- 
burg 1899: v. Künßberg. 

Urbare der Herrschaft Farnsburg, Basler Zeitschrift für Geschichte 8: 
Prof. Dr. His, Münster. 


Festschrift zur 50jährigen Doktorjubelfeier Karl Weinholds am 14. 1. 1896, 
Straßburg 1896: v. Künßberg. 
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Julius von Gierke, Die Geschichte des Deutschen Deichrechts (Il. Teil). 
Untersuchungen zur Deutschen Staats- und Rechtsgeschichte, hrsg. von 
O. v. Gierke, 128. Heft, Breslau 1917: v. Künßberg. | 

Hilgard, Urkunden zur Geschichte der Stadt Speyer 1885: Prof. Dr. His, 
Münster. 

Reallexikon der germanischen Altertumskunde, hrsg. Johannes Hoops, (fort- 
laufend), Straßburg: v. Künßberg. 

Jahresbericht der historisch-antiquarischen Gesellschaft ‚von Graubünden 
1910: Prof. Dr. His, Münster. 

Jahrbuch der Gesellschaft für Lothringische Geschichte, 10. 29.: Prof. 
Dr. His, Münster. 

Urkundenbuch des Klosters Kaufungen in Hessen, bearbeitet und hrag. 
von H. v. Roques, 2 Bde. Cassel 1900. 02.: Dr. Heilgemayr. 

Zur Geschichte des Rechts in Alemannien, insbesondere das Recht von 
Kadelburg. Ein Beitrag zur germanischen Privatrechtsgeschichte von 
Josef Kohler, Würzburg 1888: v. Künßberg. 

Dr. Joseph Lappe, Die Wüstungen der Provinz Westfalen. Einleitung: 
Die Rechtsgeschichte der wüsten Marken, Münsteri.W. 1916: v. Künßberg. 

J. Lappe, Die Wehrverfassung der Stadt Lünen mit besonderer Berück- 
siohtigung der Schützengesellschaft. Wissenschaftliche Beilage zum 
Jahresbericht des Progymnasiums zu Lünen a. d. Lippe, Ostern 1911 
(Programm Nr. 485), Dortmund 1911: v, Künßberg. 

Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichtsforschung, Bd. 31. 
83. 35: v. Künßbarg. 

Justus Möser, Patriotische Phantasien, hreg. Abeken: Prof. Dr. His, Münster. 

J. Möser, Die Musikergenossenschaften 1910: v. Künßberg. 

Mühlhauser Ratssatzungen, Mühlhauser Geschichtsblätter 9. 18. 14: Prof. 
Dr. His, Münster. 

De Nederlandsche Rechtstaal 2 Bde., hrsg. Nederlandsche Juristen- 
Vereeniging. 's Gravenhage 1916: v. Künßberg. 

Nieberding, Geschichte von Münster: Prof. Dr. His, Münster. 

Numismatische Zeitschrift, hreg. von der Numismatischen Gesellschaft in 
Wien, N. F, Bd. IV Wien 1911: v. Künßberg. 

Die Weistümer der Rheinprovinz, II. Abt.: Die Weistiimer des Kurfürsten- 
tums Köln 2. Bd. Amt Brühl, hrsg. von H. Aubin, Bonn1914: v. Künßberg. 

Das Rottweiler Steuerbuch von 1441 von Dr. E. Mack, Tübingen, 1917: 
v. Künßberg. 

Sammlung schweizerischer Rechtsquellen, hrsg. auf Veranlassuug des 
Schweizerischen Juristenvereins XVI 1, 7. Stadtrecht von Rheinfelden, 
Aarau 1917: v. Künßberg. 

Rudolf Schranil, 8tadtverfassung nach Magdeburger Recht, Magdeburg 
und Halle, Breslau 1915 (Unters, z. Dtsch. Staats- u. Rechtsgesch. von 
O. v. Gierke, 185. Heft): v. Künßberg. 

Schriften des Vereins für Geschichte des Bodensees 1915: Dr. Kinkelin, 
Romanshorn. 

Aug. Schulten, Hodegerechtigkeit im Fürstl. Bistum Osnabrück, Münster 
1909: Prof. Dr. His, Münster. 

Schwäbische's Wörterbuch, bearbeitet von Hermann Fischer (fortlaufend): 
v. Künßberg. 

Schweizerisches Idiotikon. Wörterbuch der schweizerdeutschen Sprache, 
bearbeitet von Staub, Tobler u. a. (fortlaufend): v. Künßberg. 

v. Steinen, Westfälische Geschichte I—IV 1755ff.: Prof. Dr. His, Münster. 


Zeitschrift für Rechtegsschichte. XL. Germ. Abt. 26 
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Steirische Gerichtsbeschreibungen, brag. vom Anton Mell und Hans Pirch- 
egger L Bd., Graz 1914: v. Künßberg. 

E. Verwijs en J. Verdam, Middelnederlandsch Woordemboek, 's Gravem- 
hage 1885 f£, Bd. I— VI: v. Künßberg. 

Jos. Willmann, Die Strafgerichtsverfassung der Stadt Freiburg in Br. bis 
zur Einführung des neuen Stadtrechts (1520), Freiburg 1917: v.Känßberg. 

H. Wopfner, Das Almendregal des Tiroler Landesfürsten, Innsbreck 1906: 
v. Künßberg. 

Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins, krag. von der Bad. Hist. 
Kommission, N. F. Bd. 81, Heidelberg 1916: v. Künßberg. 

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte 42. Bd, 
Leipzig 1912: v. Künßberg. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte 1917: v. Künßberg. 

Zycha, Prag, (Mitteilungen des Vereins für Geschichte der Deutschen im 
Böhmen 49, 8; 49, 4; 50, 2; 50, 4): v. Künßberg. 


Verlag von Hermann Böhlaus Nachfolgern in Weimar. 


Die | 
deutschen Reichskriegssteuergesetze 
von 1422 bis 1427 


und die deutsche Kirche. 


Ein Beitrag zur Geschichte des vorreformatorischen 
deutschen Staatskirchenrechts. 


Von 


Albert Werminghoff, 


Dr. phil., Professor der Geschichte an der vereinigten 
Friedrichs- Universität Halle-Wittenberg. 


VHO und 2738. gr. 8°. 6— AM. 


Das Werk ist der um mehr als das Doppelte des Umfangs erweiterte 
Abdruck eines Aufsatzes aus der Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechts- 
geschichte, Kanonistische Abteilung Band V. Von besonderer Wichtigkeit 
sind die umfangreichen Anhänge, die dem Sonderdruck beigegeben sind. 


Über 
Schenkungen an die Kirche. 


Akademische Antrittsvorlesung 
von 


Dr. Hermann Henrici 


Privatdozenten für deutsches Recht und schweizerisches Privatrecht 
an der Universität Basel. 


62 8. gr. 8%. 2— A. 


MUB” Diesem Hefte liegen Rundschreiben der Verlagsbuchhandlungen 
S.Hirzel in Leipzig und L.W.Seidel & Sohn in Wien bei, die wir 
besonderer Beachtung empfehlen. 


Weimar. — Hof - Buchdruckerei. 


rs eskr Ir: zug rg _ vle-IraTe: Teste Sr; 
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kin von Hermann. Böhlaus Racfeigen 
in Weimar 


Deutiches Rechtswörterbuch 


(Wörterbuch) der älteren deutihen Redhtsiprade) 


Herausgegeben 


von der 


Königlich Preußifchen Ufademie der Riff enichaften. 


Das Werk erfcheint in Lieferungen von je 10 Drudbogen 
zu 8 Geiten (16 Spalten) und wird ungefähr 8 Bände zu 
je 10 Lieferungen umfaffen. Der Preis für die Lieferung 
beträgt 5-— ME, 

Beftellungen nimmt jede GSortimentsbuchhandlung, fowwie 


die Verlagsbuhhandlung entgegen. Die Gubffripfion ver- 
pflichtet zur Abnahme des ganzen Werkes. 


, 
5 
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Bis jest find erfchienen 


Band I Heft 1 und Quellenheft. 
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Jeder Band dieser Zeitschrift zerfällt in drei selbständige und auch 
für sich käufliche Abteilungen, in eine romanistische, eine germanistische 
und eine kanonistische. 

Zusendungen für die romanistische Abteilung werden erbeten 

zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Herrn 
Geheimen Rats Professor Dr. Ludwig Mitteis in Leipzig (Hiller- 
straße 9). . wen 

Zusendungen für die germanistische Abteilung werden erbeten 
zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Herrn 
Geheimen Justizrats Professor D.Dr. Ulrich Stuts in Berlin (W 50, 
Kurfürstendamm 241). 

Zusendungen für die kanonistische Abteilung werden, soweit es 
sich um Manuskripte von Abhandlungen und Miszellen handelt, erbeten zu 
Händen des Herrn Geheimen Justizrats Professor D. Dr. Ulrich Stutz 
in Berlin (W 50, Kurfürstendamm 241); Rezensionsexemplare und Manu- 
skripte von Besprechungen sind dagegen einzusenden an Herrn (Geheimen 
Regierungsrat Professor D.. Dr. Albert Werminghoff in Halle an der 
Saale (Ernestusstraße 6). 


* * 
* 


Zur Sicherung rechtzeitigen Erscheinens der Bände sind die Unter- 
zeichneten, als geschäftsführende Mitglieder der Redaktion, mit der 
Verlagsbuchhandlung übereingekommen: 


Manuskripte für Abhandlungen nur anzunehmen, wenn sie bis 
spätestens 15. Juli des betreffenden Jahres in ihren Händen sind. 

Als spätester Termin für die Einsendung von Miszellen ist der 
1. September angesetzt worden. 

Ausnahmen zu gestatten behalten sich die Unterzeichneten der Ver- 
lagsbuchhandlung gegenüber vor. 

Da die Zeitschrift der Savigny-Stiftung in erster Linie die Veröffent- 
lichung selbständiger wissenschaftlicher Abhandlungen zur Aufgabe hat, 
können die unterzeichneten geschäftsführenden Mitglieder der Redaktion 
keine Gewähr dafür übernehmen, daß jede der Redaktion zur Besprechung 
eingesandte Schrift einer Rezension unterzogen werde. Vielmehr können 
Rezensionen nur nach Maßgabe des jeweils verfügbaren Raums veröffent- 
licht werden. Doch werden die im Laufe jedes Jahrs eingegangenen, nicht 
zur Besprechung gelangenden Werke, sofern sie im Buchhandel selb- 
ständig erschienen sind, am Schluß jedes Bandes erwähnt werden, und 
zwar auch dann, wenn die Besprechung für einen späteren Band der Zeit- 
schrift in Aussicht genommen ist. 


Ludwig Mitteis. Ulrich Stute. Albert Werminghoff. 


» * ” 

Da in letzter Zeit bei der Germanistischen und bei der Kano- 
nistischen Abteilung der für vorher angemeldete Beiträge bewilligte 
Raum des öfteren sehr erheblich von den Herren Mitarbeitern überschritten 
worden ist. sieht sich die Schriftleitung der genannten beiden Abteilungen 
veranlaßt, bekannt zu geben, daß sie hinfort in solchem Falle, besonders 
aber, wenn der Umfang eines Beitrages 6 Bogen überschreitet, auch dann 
keinerlei Verpflichtung zur Aufnahme anzuerkennen in der Lage ist, wenn 
sie zuvor grundsätzlich eine Arbeit anzunehmen sich bereit erklärt hat. 
Beschluß vom Juli 1915. 


H. Brunner. R. Schröder. U. Stutz. A. Werminghoff. 
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Die romanistische, germanistische und kanonistische Abteilung dieser Zeitschrift sind getrennt 
von einander zu beziehen. 
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L. MITTEIS, OÖ. GRADENWITZ, E. SECKEL, 
E. HEYMANN, U, STUTZ, A.WERMINGHOFF. 


VIERZIGSTER BAND 
LIII.BAND DER ZEITSCHRIFT FÜR RECHTSGESCHICHTE 


GERMANISTISCHE ABTEILUNG. 


WEIMAR 
HERMANN BÖHLAUS NACHFOLGER 


Die romanistische, germanistische und kanonistische Abteilung dieser Zeitschrift sind getrennt 
von einander zu beziohen. 


Jeder Band dieser Zeitschrift zerfällt in drei selbständige und aach 
für sich käufliche Abteilungen, in eine romanistische, eine germanistische 
und eine kanonistische. 

Zusendungen für die romanistische Abteilung werden erbeten 
zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Herrn 
Geheimen Rats Professor Dr. Ludwig Mitteis in Leipeig (Hiller- 
straße 9). | 

Zusendungen für die germanistische Abteilung werden erbeten 
zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Herrn 
Geheimen Justierats Professor D.Dr. Ulrich Stute in Berlin (W 50, 
Kurfürstendamm 241). 

Zusendungen für die kanonistische Abteilung werden, soweit es 
sich um Manuskripte von Abhandlungen und Miszellen handelt, erbeten zu 
Händen des Herrn Geheimen Justizrats Professor D. Dr. Ulrich Stutz 
in Berlin (W 50, Kurfürstendamm 241); Rezensionsexemplare und Manu- 
skripte von Besprechungen sind dagegen einzusenden an Herrn Geheimen 
Regierungsrat Professor D. Dr. Albert Werminghoff in Halle an der 
Saale (Ernestusstraße 6). 


Zur Sicherung rechtzeitigen Erscheinens der Bände sind die Unter- 
zeichneten, als geschäftsführende Mitglieder der Redaktion, mit der 
Verlagsbuchhandlung übereingekommen: 


Manuskripte für Abhandlungen nur anzunehmen. wenn sie bis 
spätestens 15. Juli des betreffenden Jahres in ihren Händen sind. 

Als spätester Termin für die Einsendung von Miszellen ist der 
1. September angesetzt worden. | 

Ausnahmen zu gestatten behalten sich die Unterzeichneten der Ver 
lagsbuchhandlung gegenüber vor. - 

Da die Zeitschrift der Savigny-Stiftung in erster Linie die Veröffent- 
lichung selbständiger wissenschaftlicher Abhandlungen zur Aufgabe hat, 
können die unterzeichueten geschäftsführenden Mitglieder der Redaktion 
keine Gewähr dafür übernehmen, daß jede der Redaktion zur Besprechung 
eingesandte Schrift einer Rezension unterzogen werde. Vielmehr können 
Rezensionen nur nach Maßgabe des jeweils verfügbaren Raums veröffent- 
licht werden. Doch werden die im Laufe jedes Jahrs eingegangenen, nicht 
zur Besprechung gelangenden Werke, sofern sie im Buchhandel selb- 
ständig erschienen sind, am Schluß jedes Bandes erwähnt werden, und 
zwar auch dann, wenn die Besprechung für einen späteren Band der Zeit- 
schrift in Aussicht genommen ist. 


Ludwig Miteis. Ulrich Stute. Albert Werminghoff. 


” * ” 

Da in letzter Zeit bei der Germanistischen und bei der Kano- 
nistischen Abteilung der für vorher angemeldete Beiträge bewilligte 
Raum des öfteren sehr erheblich von den Herren Mitarbeitern überschritten 
worden ist, sieht sich die Schriftleitung der genannten beiden Abteilungen 
veranlaßt, bekannt zu geben, daß sie hinfort in solchem Falle, besonders 
aber, wenn der Umfang eines Beitrages 6 Bogen überschreitet, auch dann 
keinerlei Verpflichtung zur Aufnahme anzuerkennen in der Lage ist, wenn 
sie zuvor grundsätzlich eine Arbeit anzunehmen sich bereit erklärt hat. 
Beschluß vom Juli 1915. 


H. Brunner. R. Schröder. U. Stute. A. Werminghoff. 
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ai von Hermann Böhlaus a ie 
in Weimar 


Deutiches Rechtswörterbuch 


(Wörterbud) der älteren deutihen Recdtsipradje) 


Herausgegeben 


von der 


Königlich Preußifchen Akademie der Wilfenfchaften. 


Das Werk erfcheint in Lieferungen von je 10 Drucbogen 
zu 8 Geiten (16 Spalten) und wird ungefähr 8 Bände zu 
je 10 Lieferungen umfaffen. Der Preis für die Lieferung 
beträgt 5 ME. 


Beftellungen nimmt jede Gortimentsbuchhandlung, formie 
die DVerlagsbukhhandlung entgegen. Die Gubftripfion ver: 
pflichtet zur Abnahme des ganzen Wertes. 


Bis jest find erfchienen 


Band I Heft1 und Anellenbheft. 
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Verlag von Hermann Böhlaus Nachfolgern in Weimar. 


Die 
deutschen Reichskriegssteuergesetze 
von 1422 bis 1427 


und die deutsche Kirche. 


Ein Beitrag zur Geschichte des vorreformatorischen 
deutschen 'Staatskirchenrechts. 


Von 


Albert Werminghoff, 


Dr. phil., Professor der Geschichte an der vereinigten 
Friedrichs- Universität Halle-Wittenberg. 


VII und 273 8. gr. 8°. 6— A. 


Das Werk ist der um mehr als das Doppelte des Umfangs erweiterte 
Abdruck eines Aufsatzes aus der Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechts- 
geschichte, Kanonistische Abteilung Band V. Von besonderer Wichtigkeit 
sind die umfangreichen Anhänge, die dem Sonderdruck beigegeben sind. 
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_Verlag der Weidmannschen Buchhandlung in Berlin SW 68. 
Soeben erschien: 


Arbeiten zur deutschen Rechts- und 


Verfassungsgeschiehte. Mit Unterstützung 
der Freih. v. Gremp’schen Stiftung in Tübingen heraus- 


gegeben von Johann Haller, Philipp Heck, Arthur 

B. Schmidt. I. Heft: Adolf Waas, Vogtei und Bede 

in der deutschen Kaiserzeit. Erster Teil. gr. $'. 
.XVI u. 1738.) Geh. 9,60 M. 

Die „Arbeiten zur deutschen Rechts- und Verfassungsgeschichte* 


wollen Sonderuntersuchungen verschiedener Art und verschiedenen 
Inhalts aus den genaunten Gebieten zur Veröffentlichung bringen. 


Weimar. — Hof- Buchdruckerei. 
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